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Als Buchauflage wurden 2000 Exemplare aufgelegt. 
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Aberſicht über die Entwicklung. 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer. 


ls der Deutſche Vitterorden im Jahre tezo mit der Gründung von Thorn das 
undergängliche Melſterwerk deutſcher Koloniſation im Oſten begann und auf feinem 
Zuge die Weichſel ſteomabwärts ſchließlich im Jahre ross die Ordensburg Königsberg 
errichtete, entſtanden hier unter ſeinem Schutze drei Anſiedlungen, von denen die 
ältefte unter dem Namen Altſtabt im Jahre 1286, Osbenicht im Jahre 1300 und 
Kneiphof im Jahre 1327 mit Stabtrechten begabt wurden. 400 Fahre haben 
dieſe drei Städte Königsberg nebeneinander beſtanden, bis fie durch die Kabinettsorder 
König Friedrich Wilhelms J, des bebeutendften Organiſators auf dem preußiſchen 
Königsthron, am 13. Juni 1724. endlich zu einer einheitlichen Stadt Königsberg ver- 
ſchmolzen wurden. Am die drei Stäbte gegeneinander ausſpielen zu Binnen, was ihm 
auch oft gelungen iſt, hatte der Deutſche Vitterorden von vornherein die Trennung 
begünſtigt. And doch hat ſich ſchließlich dieſe Politik an ihm geräͤcht, indem ſich die drei 
Städte letzten Endes, wie die anderen Orbensſtädte gegen ihn ſtellten. Noch mehr 
aber als zu Angunſten ihres Landesherrn des Deutſchen Vitterordens, hat dieſe 
Politik die nachbarliche Eiferfuht zu ſchüren nachteilig auf die Entwicklung der Stadt 
Königsberg ſelbſt gewirkt. Anſtatt daß ſich ſeit dem 13. Jahrhundert eine einheitliche 
Stadt Königsberg bildete, die eine kraftvolle Handelspolitik in den Jahrhunderten der 
deutſchen Hanſa hätte entwickeln können, waren die Städte Altſtabt und Kneiphof wenig 
einflußreiche Mitglieder dieſes Bundes. Meid und Wißgunſt wuchs unter ihnen und 
legte den Grund zu einer Kirchturmspolitik, die nicht fo ſehr das gemeinſame Beſte 
förderte, ſondern nur dem Eigennutz der einzelnen Stadt dienen konnte. Das An- 
glück wäre noch größer geworden, wenn Preußens erſter König Friedrich J. den Plan 
durchgeführt hätte, anläßlich feiner Krönung noch eine vierte, die Friedrichſtadt, zu 
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die drei Städte, zu denen 16 inzwiſchen eine große Jahl von Vorftädten, die ſogen. 
Freiheiten, mit eigenen Vechten ausgeftattet, geſellt hatten, zu einer Stadt vereinigt 
wurben. Mit ihren mehr als 40000 Einwohnern war ſie nun mit einem Schlage die 
zweitgrößte Stadt des hier kurz vorher gegründeten Königreichs Preußen geworden. 
Wie fo oft im Leben die einzelnen Menſchen, mußten hier die Städte zu ihrem Glück 
gezwungen werden. Auf jede Weiſe verſuchten die damaligen Machthaber ihre An- 
abhängigkeit zu wahren, ſcheiterten aber an dem energiſchen zielbewußten Willen des 
Königs, der durch ein Machtwort die Vereinigung ausſprach. In der Dat wurde 
damit einer Mißwirtſchaft ein Ende gemacht, die eine Reihe von Geſchlechtern, die am 
Regiment ſaßen, Stelfach zu eigenem Nutzen führten. Vor allem war nun endlich die 
Notwendigkeit gegeben, allmählich die Dinge unter einem größeren Geſichtspunkte als 
bisher zu ſehen. Die Schäden, die die Nebeneinanderfhaltung dreier Gemeinwefen 
anſtelle eines einzelnen mit ſich gebracht hat, prägen ſich nicht nur heute noch im Stadt- 
bild an einzelnen Stellen aus, wo die Mauern und Amwehrungen der Städte gu- 
ſammenſtießen, ſondern vor allem auch ganz plaſtiſch dadurch, daß Königsberg noch heute 
kein Rathaus beſitzt, das die Einheitsgemeinde ſgmboliſiert, und daß noch heute die 
Verwaltung von dem natürlich immer unzulänglicher gewordenen Kneiphöfiſchen Nat- 
haus aus geleitet wird. Wie eingewurzelt die Trennung in der Bürgerſchaft auch nach 
der Vereinigung blieb, geht nicht nur daraus hervor, daß auch nach der Vereinheit⸗ 
lichung noch eine Zeitlang Ambürgerungen aus einer Stadt in die andere vorgenommen 
wurden, ſondern vor allem daraus, daß faſt noch hundert Jahre die Zünfte und die 
kaufmänniſchen Gilden und Börſen der bret Städte getrennt beſtanden. Erſt 
1823 wurden die brei Gilden durch die ,Rovpovation der Königsberger Kauf- 
mannſchaft' abgelöſt. In den „Rämpfen” der Schulkinder iſt dieſer Gedanke ſogar noch 
bis auf die heutige Zeit wachgeblieben, und erſt durch die infolge der Not der Zeit im 
Jahre 1922 erfolgte Zuſammenlegung der beiden ſtädtiſchen Sgmnaſien Altſtadt und 
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Stadtggmnaſium Altſtadt-Kneiphof iſt auch hier ſamboliſch der Ning der Einheit 
geſchloſſen. 

Die vereinigte Stadt erhielt von Friedrich Wilhelm I. eine köſtliche Morgengabe 
dadurch, daß die erheblichen auf die Mißwirtſchaft der verſchiedenen Magiſtrate zu⸗ 
rückzuführenden Schulden getilgt wurden und die neue Stadt Königsberg von vorn- 
herein auf geſunder Baſis anfangen konnte. Daß trotzdem die Verwaltung der 
Stadt bald wieder in einen gewiſſen Schlendrian hereinkam, beruhte darauf, daß zwar 
eine erhebliche Vereinfachung der Verwaltung Platz gegriffen hatte, ſie aber auch in 
eine Dienerin der Staatsgewalt umgewandelt wurde, die bar jeder eigenen Initiatide 
gehalten war, das auszuführen, was die Weisheit übergeordneter Inſtanzen für 
richtig hielt. Dieſe feſte Staatsgewalt war zwar der natürliche Nückſchlag auf die 
oben erwähnte Mißwirtſchaft der ſtaͤbtiſchen Verwaltung, ihre Kraftquelle war aber 
doch bei den damaligen Verkehrsverhältniſſen Stel zu weit entfernt. Dazu kam die 
gänzliche Intereſſeloſigkeit Friedrichs des Grofen an Königsberg und die Tat- 
ſache, daß die Stadt während des ſiebenjährigen Krieges eine ganze Reihe von Jahren 
unter der Ruſſenherrſchaft ſtand und nicht zuletzt — namentlich in der erſten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts — an ber Anentſchloſſenheit und Trägheit der leitenden Perſön⸗ 
lichkeiten keankte. Wenn ſich trotzdem in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
Königsberg eines guten Aufs erfreute, fo lag das - neben der geiſtigen Potenz von 
Immanuel Kant — ſoweit die ſtädtiſche Verwaltung in Frage kam, an der Perſönlich⸗ 
keit feines Freundes und Diſchgenoſſen, des auch noch heute literariſch fortlebenden Ober- 
bürgermeiſters und Stadtpräfidenten von Hippel. Hatte auch die bei der Vereinigung 
der drei Städte beſeitigte Schuldenwirtſchaft im Laufe der Jahre wieder um ſich 
gegriffen, ſo ſtand Königsberg doch um die Wende des 19. Jahrhunderts mit einem 
anſehnlichen Vermögen ausgeſtattet da. Außerhalb ſeines Weichbildes hatte es einen 
Srunbbeſitz, beſtehend aus Gütern, Forſten und Wieſen von über 10000 ha, der 
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Verpächter herrſchenden Nechtslage ungewöhnlich geringe Einkünfte abwarf. Näher 
hierauf und auf die ſtaͤdtiſche Verwaltung im 18. Jahrhundert wird in zwei Feſtſchriften 
eingegangen, die die Stadt zu Ihrem Jubilaͤum herausgibt. 

Jah unterbrochen wurde die Entwicklung der Stadt, als Napoleon mit feinen 
Scharen über Oſtpreußen hergebrauſt kam. In der Mähe von Königsberg auf den 
Schlachtfeldern don Pr. Eglau und Friebland entſchieb ſich das Schickſal Preußens. 
Der Dilſiter Frieden trennte die Hälfte des Landes ab. Die Laſten, die dem Neft- 
ſtaat auferlegt wurden, gingen ins Angeheuere. Ganz beſonders zu leiden hatte Königs- 
berg bei den Druppendurchzügen Napoleons nach Rußland im Jahre 1812. Damals 
mußte die Stadt Kriegskontributionen leiſten, die weit über ihre Rräfte hinausgingen und 
an denen fie - troß der franzöſiſchen Keiegsentſchäbigung von 1871 - bis vor 20 Jahren 
zu tilgen gehabt hat. Wie in jenen Zeiten Königsberg der Mittelpunkt des preußiſchen 
Staates war wie von hier aus der Wiederaufbau unſeres Vaterlandes vor ſich gegangen 
ſſt, wie hier insbeſondere durch die Städteordnung die Grundlage für das Aufblähen 
der deutſchen Städte gelegt worden iſt, das iſt zu bekannt, als daß es hierauf eines 
näheren Eingehens bedarf. Befreit von einer immer kleinlicher gewordenen Vormund⸗ 
ſchaft der Regierung follte ſich nunmehr die ſtädtiſche Entwicklung Königsbergs aus 
den Kräften der Bürgerſchaft heraus entfalten. Ein glücklicher Stern hat allerdings 
über dieſen erſten Jahrzehnten ſtädtiſcher Freiheit in Königsberg nicht geſchwebt. Noch 
bis heute haben die Kinderkrankheiten der ſtädtiſchen Freiheit ihre Narben hinterlaſſen. 
Schon die Wahl des erſten Oberbürgermeiſters auf Grund der Städteordnung ſcheint 
keine glückliche geweſen zu fein. Sie fiel, wie das bei einer Handelsſtadt verſtändlich 
war, auf einen Kaufmann, der ſich aber den Gefhhaften alsbald nicht gewachſen zeigte 
und freiwillig ausſchied. Nun übernahm der junge und tatkräftige, als Mitbegründer 
der preußiſchen Landwehr in der Geſchichte unſerer Freiheitskriege fortlebende Ober- 
bürgermeiſter Heidemann feine leider nur kurze Amtstätigkeit. Ein jäher Dod infolge 
eee riß ihn fort, noch ehe er imſtande geweſen war, gründliche Reformen 
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in der Stabtserwaltung durchzuführen. Seine nächſten Nachfolger ſcheinen es nicht 
verſtanden zu haben, mit der Stadtserordnetenserfammlung Hand in Hand zu arbeiten. 
Nach Ablauf ihrer Wahlperiode wurden fie nicht wiedergewählt und ſchieden aus ihrem 
Amte aus. Die Stabtserordnetenverſammlung aber hatte offenbar auch nicht das 
richtige Verſtändnis für die neu erworbene Freiheit, deren Abermaß, über das Ver- 
mögen der Stadt ohne jede Einwirkung der Aufſichtsbehörde frei verfügen zu können, 
fie nicht gewachſen war. Sie drängte auf Veräußerung des großen Grundbefiges, 
und fo war, als der preußiſche Staat nach einigen Jahrzehnten bei der Nestfion der 
Städteordnung daran ging, die Freiheiten wieder zu beſchneiden, der geſamte Grund- 
beſitz der Stadt verkauft, ohne daß er einſchneidende Verbeſſerungen der Lage der 
Stadt Königsberg herbeigeführt hatte. Lediglich Verpflichtungen aus Patronats- 
rechten erinnern noch in der heutigen Zelt an verſchwundenen Glanz großen Befiges, 
In dieſen ſchweren Zeiten vadjte ſich auch wohl der Amſtand, daß Koͤnigsbergs 
Bürgerſchaft zu lange Qeit einer Kirchturmspolitik gehuldigt hatte, die den Blick für das 
Sroße trübte und dem Spießer und Bierbankpolitiker Raum ließ. Für die großen 
liberalen Forderungen nach Umwandlung Preußens in einen konſtitutionellen Staat 
war das Intereſſe und die Begeiſterung — namentlich in den 40er Jahren - in 
Königsberg groß, und ſtarke Impulſe nach dieſer Richtung gingen auch diesmal von 
Königsberg aus. Den Gedanken, für das Nächftliegende zu ſorgen, für eine vernünftige 
und zweckmäßige Verwaltung feines eigenen Gemeinweſens, ließ man aber dabei zu 
kurz kommen. Der nach der Revolution von 1848 einſetzenden Reaktion ſetzte man 
Männerſtolz vor Königsthronen entgegen und ließ in dem Streit um die Beſtätigung 
des gewählten Oberbürgermeiſters deſſen Poſten in verbiſſener Oppoſition viele Jahre 
lang unbeſetzt. Auch in der Folgezeit wehrte man ſich gegen moderne Beſtrebungen 
in der ſtäbtiſchen Verwaltung und trieb mehr Inzucht in der Beſetzung der leitenden 
Stellen als es gut war. Fehlten der Stadt auch manche natürlichen Kraftquellen, 
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zur Verfügung ſtanden, fo hat ſich doch Koͤnigsberg im Laufe des 19. Jahrhunderts 
auch nicht ohne eigene Schuld von dem zweiten Platz unter den preußiſchen Städten 
immer mehr abbrängen laffen zu einer Stadt minderer Bedeutung und feine Ein- 
wohnerzahl von rund Soooo Einwohnern zu Beginn des 19. Jahrhunderts bis zu 
Beginn unſeres Jahrhunderts nur Lerdreifacht. Immer drückender laſtete auf der 
Entwicklung der Stadt die Datſache, daß es von Feſtungswällen und Gräben eng 
umſchnürt war, die noch um die Mitte des vorigen Jahrhunderts faſt verfallen 
waren und eine Erholungsftätte für alt und jung bildeten, die aber bald danach 
entſprechend dem damaligen Stande der Kriegstechnik neu ausgebaut worden waren. 
Das nötigte dazu, daß ſich auf dem vorhandenen engen Baum die ſtetig an- 
wachſende Bevölkerung immer mehr zuſammendrängen mußte, und jo verſchwand 
ein Garten in der Stadt nach dem anderen. Eng und winklig wurde das Straßen⸗ 
netz, Luft und Licht fehlte überall. Es entſtanden Wohnungszuſtände, wie fie eben 
nur in Feſtungsſtädten dieſer Art möglich find. Der enge Feſtungsgürtel unterband 
auch jede wirtſchaftliche Entwicklung der Stadt. Weder war Naum vorhanden 
Hafen- und Handelsanlagen der fortſchreitenden Entwickelung entſprechend zu ſchaffen, 
noch konnten ſich die Eiſenbahnserkehrswege, gehemmt durch die Feſtungswälle, ent⸗ 
ſprechend ausgeſtalten. In immer ſteigendem Maße entſtanden ringsherum um die 
Walle und das Weichbild der Stadt Anſieblungen in Vororten, die ſich alles von der 
Stadt Geſchaffene zunutze machten, aber nicht zu den der Bürgerſchaft obliegenden 
Leiſtungen beitrugen. 

Dazu kam, daß das geiſtige Leben der Stadt, nicht eingedenk der großen 
Aberlieferung ae Vergangenheit, ſtagnierte, die Aniverſität vom Staate immer 
geringere Förderung erfuhr und man ſich im Veich daran gewöhnte, auf den in 
der Kultur zurückgebliebenen Oſten und feinen Vorort Königsberg, der noch vor 
einem Menſchenalter der Kanalisation entbehrte, mit Geringſchätzung herabzuſehen. 
Da war es die —— Dat des um mn ar zur modernen Großſtadt 
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hochserdienten Oberbürgermeiſters Ov. Rörte, daß ev fußend auf den Vorarbeiten 
feines Vorgängers, des Oberbürgermeiſters Or. Hoffmann, die Stadt aus der Enge 
herausführte, die große Eingemeindung der umliegenden Vororte im Jahre 1905 durchſetzte 
und nach mühſeligen Verhandlungen im Jahre 1910 endlich dem Entfeſtigungsvertrag 
zum Abſchluß verhalf, durch den Koͤnigsberg das geſamte Feſtungsgelände vom Fiskus 
für einen Kaufpreis erwarb, der allerdings nach den damaligen Wertserhaͤltniſſen nicht 
gerade niedrig bemeſſen war. Freudig hatten die ſtädtiſchen Noͤrperſchaften - die Stadtser- 
orbnetenderſammlung unter Führung von Krohne - zugeſtimmt. Nun war der Weg 
für eine großzügige Entwicklung der Stadt frei, und mit Feuereifer ging man daran 
nachzuholen, was in den vergangenen Jahrzehnten verſäumt war. 

Auch der preußiſche Staat beſann ſich zögernd darauf, was er ſeiner alten zweiten 
Hauptſtabt ſchuldete. Qu lange hatten Preußens Könige an der Auffaſſung Friedrichs 
des Großen über ihre Krönungsſtadt feſtgehalten, und was den anderen Städten in 
gleicher Lage, Stettin und Gor allem Danzig, freigiebig gewährt war, wurde nur 
zu oft Königsberg verſagt. Altpreußiſche Einfachheit und Sparſamkeit, wie ſie vor 
100 Jahren von Königsberg ausgegangen war, prägte ſich noch bis kurz vor dem Kriege 
in der Seſtaltung aller öffentlichen Gebäude aus, und noch heute find durchaus nicht alle 
offentlichen Dienſtgebäude von Staats- und Veichsbehörden denen in anderen 
Städten gleichwertig. | 

In effeigem Bemühen wurde ein Bebauungsplan für das neue Sroß-Hoͤnigsberg 
aufgeſtellt. In raſcher Arbeit ging man daran, die Walle niederzulegen, die Stadt- 
graben zuzuſchütten und die Glaeisbäume zu fällen, um nunmehr auf dem fo gewonnenen 
Selände Straßen anzulegen und fie mit allen modernen Leitungen zu verſehen. Ver- 
einzelt wuchſen auch ſchon hier und da auf dem neuen Feſtungsgelände Haͤuſer empor, 
einige öffentliche Dienjtgebäube entſtanden - leider ohne den erforderlichen künſtleriſchen 
Qufammenhang — die Pläne für Me längſt notwendige Erneuerung der Verkehrs- 
anlagen unſeres Hauptbahnhofs wurden entworfen, der heiß erſehnte Ausbau unſeres 
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Hafens ſchien Geſtalt annehmen zu wollen - da brach der Weltkrieg aus und ließ wie 
ein ſcharfer Nachtfroſt alle Blütenträume dahinſchwinden. Koͤnigsberg, auch trotz des 
Fortfalls der inneren Entfeſtigung — noch heute — Feſtungsſtadt mit einem ſtarken 
Fortgürtel umgeben, war der Hauptwaffenplatz für den Krieg mit Rußland. Aeber⸗ 
raſchend ſchnell wälzten ſich die ruſſiſchen Heeresmaſſen auf Königsberg vor. Eine Be- 
lagerung der Stadt durch die Auffen ſchien unabwendbar. Das Seſpenſt der ruſſiſchen 
Beſetzung wie im fiebenjährigen Kriege tauchte auf. Da machte die Schlacht bet Tannen- 
berg dieſer Sorge ein Ende, die Ernennung des Befreiers Oſtpreußens, des Feld- 
marſchalls von Hindenburg und feines Seneralſtabschefs Ludendorff zu Ehrenbürgern 
war der Dank der Stadt. Allmählich kam auch das wirtſchaftliche Leben wieder etwas 
in Sang. Mit Hilfe von Kriegsgefangenen wurden die Arbeiten am neuen Hafen 
aufgenommen und gefördert, bis plotzlich die Militärderwaltung ~ den Jivilbehörden 
unerklärlich — mit rauher Hand eingriff, die zum Baggern erforderlichen Kohlensorräte 
beſchlagnahmte und die Arbeiten verſacken ließ. > 

Die Demobiliſterung des Heeres warf ſtarke Arbeitermaſſen zurück. Die Arbeits- 
loſigkeit wurde gewaltig groß. Die Landwirtſchaft konnte die zurückflutenden Waffen, 
~ im Winter ſchon gar nicht, aufnehmen. Die gering entwickelte Induſtrie bot gleich- 
falls wenig Beſchäftigung. Die finanzielle Lage der Stadt war durch die langen 
Keiegsjahre aufs äußerſte geſchwächt. Notſtandsarbeiten konnten zwar bet der Fort- 
führung der Entfeſtigungsarbeiten angeſetzt werden; für den Hafenbau dagegen fehlte 
es auch noch 1919 an ben erforderlichen Baggerkohlen. 

So war Me Lage in Königsberg, als der Diktatfrieden von Verſallles über uns 
kam, bitter ernſt. Vom deutſchen Mutterlande ſollte Oſtpreußen durch den polniſchen 
Korridor abgetrennt werden. Die beiden Nachbarhäfen Danzig und Memel wurden 
aus dem Veichsverbande ausgeſchieden und dazu beſtimmt, den Handel von Polen 
nach Danzig und den von Litauen nach Memel abzulenken. Rußland, wohin ſich die 
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Gon Oſtpreußen durch neue Staaten getrennt. Es war eine Situation, die zum Ver- 
zweifeln angetan war. Aber das iſt nicht Oſtpreußenart. Mit zuſammengebiſſenen 
Qahnen gingen wir daran, uns auf die veränderten Verhältniſſe umzuſtellen und neue 
Lebensbebingungen zu ſchaffen. Der glänzende Abſtimmungsſieg in Maſuren be- 
wirkte, daß außer dem Solbauer Bezirk nicht noch weiteres Land von Oſtpreußen 
abgetrennt wurde. Die an die Weichſel angrenzenden, uns erhalten gebliebenen Deile 
von Weſtpreußen, zu einem Vegierungsbezirk Weſtpreußen vereinigt, wurden der 
Provinz Oſtpreußen angegliedert. Wie war jetzt die Lage für Königsberg? Inmitten 
einer Agrarprovinz nimmt die Prosinzialhauptjtadt Königsberg eine Sonderſtellung ein. 
Sie iſt der einzige Seehafen, neben Elbing der Hauptplatz für die in Oſtpreußen bei dem 
Fehlen von Bodenſchaͤtzen gering entwickelte Induſteie. An Einwohnerzahl größer als 
alle übrigen mittleren Städte Oſtpreußens zuſammen, {ft es von der nächſten deutſchen 
Großſtadt, d. h. jetzt nach dem Verluſt von Danzig und Poſen, Berlin, eine Dagereiſe 
entfernt und nur durch jetzt fremder Staatshoheit unterſtehendes Land oder über See 
erreichbar. So ergab ſich ſchon mit Vüͤckſicht auf die vielen Verkehrsſchwierigkeiten, 
die Polen im Korridor in der erſten Zeit machte, die Notwendigkeit, Königsberg über 
Pillau mit Swinemünde hurd eine regelmäßige Dampferverbindung und über Pillau 
nach Leba durch das Oſtpreußenkabel mit dem Mutterlande unabhängig vom 
polniſchen Korridor zu verknüpfen. Aber Königsberg iſt in erſter Reihe Handelsſtadt, 
und ein Aufblühen iſt nur möglich, wenn es gelingt, die alten Handelsbeziehungen 
wieder anzuknüpfen und neue zu ſchaffen. Da war es die Aufgabe der Stadt- 
verwaltung, alle Kräfte daranzuſetzen, um die Grundlagen, die Gon der öffentlichen 
Hand geſchaffen werden müſſen, herzuſtellen, auf denen die neuen Handelsbeziehungen 
aufgebaut werden können. So ſchritten wir mit friſchem Wagemut daran, die 
Eiſenbahnserwaltung zur Fortführung ihrer Verkehrspläne und für die Meugeſtaltung 
des Perſonen- und Süterbahnhofs zu gewinnen und ſelbſt den Ausbau des Handels- 
und Induſtriehafens wieder fortz 
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wird in einer beſonderen Abhandlung dargelegt werden. Vor allem aber mußte 
der neu geſchaffenen politiſchen Landkarte Rechnung getragen werden, die Oſtpreußen 
als deutſche Inſel im Slasenmeer auf die Aufgabe hinwies, die Brücke zwiſchen 
Deutſchland und Oſteuropa zu werden. Aus dieſer Erkenntnis heraus entſtand die 
Deutſche Oſtmeſſe, die berufen iſt, den Mittler zwiſchen dem Reid und Oſteuropa zu 
ſtellen. Denſelben Zwecken dient die Errichtung des Flughafens, die dem modernſten 
Verkehrsmittel, dem Flugzeug, eine Stätte für den Schnellderkehr som Weſten zum 
Oſten bereitet. 

Die Durchführung dieſer Pläne hatte aber vor allem auch die andere wohltätige 
Folge, daß es auf dieſe Weiſe gelang, der furchtbaren Arbeitsloſigkeit Herr zu werben. 
Die Herrichtung des Entfeſtigungsgeländes machte weitere Fortſchritte, und fo herrſchte 
überall in der Stadt in den letzten Jahren regſte Tätigkeit. Am allerwichtigſten aber war, 
daß ſich Königsberg bewußt blieb, welche Aufgaben feiner als dem vorgeſchobenſten öͤſt⸗ 
lichſten Poſten deutſcher Kultur harrten. Angeachtet aller Nöte haben wir uns bemüht, 
nicht nur unſer geſamtes Bildungsweſen aufrechtzuerhalten, ſondern auch nach Mög— 
lichkeit zu mehren. Königsberg {ft ſtolz darauf, daß es jetzt der bisher ſtark Sernad)- 
laͤſſigten Mäbdchenſchulbildung aufgeholfen, eine Volkshochſchule und eine Beamten⸗ 
hochſchule neu geſchaffen hat, daß es ſeine Handelshochſchule nicht nur erhalten konnte, 
ſondern im Begriff ſteht, fie weiten auszubauen. 

Alle kulturellen und wirtſchaftlichen Pläne können aber nur dann verwirklicht werben, 
wenn es gelingt, die ſtädtiſche Verwaltung den braͤngenden Erforderniſſen der Neuzeit 
entſprechend umzuſtellen und alle Kräfte zuſammenzuballen, um ſchlagfertig alle Hinder⸗ 
niſſe zur Erreichung des vorgeſteckten Zieles zu überwinden. Wie das im einzelnen inner- 
halb der ſtabtiſchen Verwaltung durchgeführt worden iſt, foll in den nachſtehenden Beiträgen 
aus der Feder derer, die mit mir zuſammen die Dinge geſtaltet haben, geſchildert werden. 
Daß für die Zukunft noch genug zu tun bleibt, darüber find wir uns alle klar. Aber 
nur dann kann N een weiter entfalten, wenn der Gedanke der e al 
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tung nicht, wie es in den zurückliegenden Jahren geſchehen iſt, immer mehr unterdrückt, 
ſondern wenn ihm im Gegenteil immer weiteres Betätigungsfeld gewährt wird. Noch 
iſt auf dem Wege zu der fo dringend notwendigen Verwaltungsreform des preußiſchen 
Staates nichts geſchehen. Noch immer kranken wir trotz der Not der Zeit an einer 
Aberfülle son Behörden und an einer Jentraliſierung ſelbſt in ganz geringfügigen 
Dingen. Vielfach ſteht aber auch noch der Bürger abjeits der ſtäaͤbtiſchen Verwaltung, 
nur geneigt, fie in Grund und Boden zu kritisieren, verantwortliche Mitarbeit aber zu 
verweigern. Möge nach beiden Vichtungen hin baldigſt ein Wandel eintreten und ein 
glücklicher Stern über der Entwicklung des einheitlichen Königsbergs in feinem dritten 
Jahrhundert ſtehen! 
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8 Organiſation der Verwaltung. 


Bürgermeiſter Dr. Goerdeler. 


ie Verwaltung der Stadt Königsberg und ihre Organiſation vor dem Kriege 
Seifen kaum nennenswerte Beſonderheiten auf. Die techniſchen Verwaltungen er- 
ſcheinen im Verhältnis zur Größe der Stadt Königsberg auffallend ſtark gegliedert 
und dezentraliſiert, indem den verſchiedenen Betrieben je zwei Hoch- und Diefbauämter, 
die Baupolizet, ein Vermeſſungsamt und ein Maſchinenamt ſich ſelbſtaͤndig anreihen. 
Im übrigen aber entſprach die Verwaltung Königsbergs derjenigen der meiſten deut- 
ſchen Sroßftädte mit Magiſtratsverfaſſung. Wie alle dieſe Städte unterſchied fie 
ſich von den Städten mit Bürgermeiſterverfaſſung dadurch, daß die Stadt ſehr 
viel mehr im Semeindevorſtand befindliche Dezernenten (Stadträte) beſaß, als 
Städte mit Bürgermeifterserfaflung leitende Verwaltungsbeamte haben. Dieſe Tat- 
fade macht ſich vor allem darin nachteilig bemerkbar, daß die Arbeitsgebiete der ein- 
zelnen Dezernenten zu klein bemeſſen, ja, daß geradezu um der vorhandenen Zahl 
von Dezernenten willen Dezernate geſchaffen werden. Der Verfaſſer, der ſelbſt in 
einer rheinſſchen Stadtverwaltung tätig geweſen iſt, hat Gelegenheit gehabt, auf eigenen 
Erfahrungen beruhende Vergleiche anzustellen. Auch ſonſt fällt der Vergleich durchaus 
zu Gunften der Bürgermeiſtereiserfaſſung aus. Die ſtärkere Stellung des Gemeinde- 
vorſtandes gegenüber der Stabtserorbnetenderſammlung, wie fie in der Magſſtrats- 
verfaſſung verankert iſt, hat in politiſch bewegten Zeiten Vorteile, wenn der Magiſtrat 
wie der hieſige nur nach rein ſachlichen Geſichtspunkten handelt und in wichtigen Fragen 
feine Meinung durchhält, aber abgeſehen davon, daß es fic) um Ausnahmezeiten 
handelt, wird dieſer Vorteil aufgewogen durch die Selen natürlichen Neibungsflächen, 
die ſich in jedem Kollegium ergeben miiffen, durch die Neigung zu Langſamkeit und 
Schwerfälligkeit und durch die großen Schwierigkeiten, von der leitenden Stelle aus 
bis an die Außerften Pole des Verwaltungsbetriebes ſchnell und ſchlagkraͤftig vor- 
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gubvingen. Der ſtraffe Zuſammenhalt der vheinifhen Verwaltung fehlt. So wird der 
unbefangene ſachderſtändige Kritiker auch in der Königsberger Verwaltungs- 
organiſation der Vorkriegszeit eine gewiſe Neigung zur Slieberung finden, in 
den damaligen 47 ſelbſtändigen Büros eine ſehr weitgehende Verſelbſtändigung auch 
kleinſter Arbeitsgebiete feſtzuſtellen haben. Beiſpielsweiſe bildeten Anſtalten wie Siechen- 
haus, Armenhaus und Waisenhaus, die in ihrem Wirkungsgebiet ſich auszugleichen haben, 
ſachlich alle der Wohlfahrt dienen und daher organiſch zuſammengehören, vollig jelb- 
ſtändige Dienſtſtellen, die in einem gewiſſen förmlichen Verkehr untereinander und 
mit dem Magistrat ſtanden ſowie von je einer Deputation Serwaltet wurden. Diefes 
Beiſpiel für mehrere. Vielleicht haben wir hier erſt durch die Uberſpannung des Or- 
ganiſationsgedankens im Kriege und in den erſten Nachkriegsjahren gelernt, als Ziel 
ſchlagkräftiger Verwaltung nicht nur die Sliederung in Arbeitsteile, ſondern auch deren 
Juſammenfaſſung zu reibungsloſer, Kräfte und Zeit ſparender, einheitlichem Willen 
unterworfener Wirkung zu betrachten. Das bedeutet für die ſtädtiſche Verwaltung 
die Notwendigkeit, aus allen Gon einander abhängigen Arbeitsgebieten große Dezer⸗ 
nate zu ſchaffen und fle mit anderen zufammenhängenden wieder völlig ober durch 
Kodezernate zu verbinden. Das aber bedeutet auch, daß alle Organiſation Stückwerk 
und tote Planwirtſchaft ijt, wenn fie nicht durch die Auswahl geeigneter Perſoͤnlich— 
keiten, die zu umfaſſender leitender Arbeit befähigt find, Leben und Weſen erhalt. 

Bei dem Aberblick über die Verwaltung Rönigsbergs vor dem Kriege ergibt ſich 
ferner als bedeutſame Tatjache, daß die Stadt in eigener Regie ein Gaswerk, ein 
Waſſer- und Kanaliſationswerk betrieb. Elektrizitätswerk und Straßenbahn waren 
an die A. ©. ©. verpachtet, eine Maßnahme, auf die im nächſten Aufſatz näher ein⸗ 
gegangen werden wird. f 

An ſonſtigen wirtjhaftlichen Unternehmungen beſaß bie Stadt nur den Schlacht- 
und Viehhof, deſſen Betrieb aber weniger als wirtſchaftlicher denn als gejundheits- 
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Eiserzeugung) beſchränkt wurde, dazu noch das Fuhramt, das Neinigungsamt und 
die Park- und Garten verwaltung. Schon die Bezeichnung dieſer drei Einrichtungen 
beweiſt, daß auch ihnen, deren Zweckbeſtimmung zur Bewältigung reiner Stadt- 
verwaltungsaufgaben ſich durchaus begründen läßt, wirtſchaftliche Seſtaltungskraft fremd 
war. Das Fuhramt verdankte allerdings einem bedeutungsvollen wirtſchaftlichen Ein- 
fluß ſeine Entſtehung, nämlich unleidlicher Preisbildung des Vinges der privaten 
Fuhrhalter, alſo rein wirtſchaftlichen Erwägungen, fein Seſchaͤftsbetrieb aber war ein 
rein bürokratiſcher, durch den Etat geregelter. Es hatte alle Fuhrbedürfniſſe ſämtlicher 
ſtäbtiſchen Dienſtſtellen zu befriedigen, ohne daß eine Verrechnung ſeiner Leiſtungen 
mit dieſen zur vollen Prüfung feiner Wirtſchaftlichkeit notwendig erſchien. 


In ſolchem Stande (Tafel I) befanden ſich Verwaltung und wirtſchaftliche Be- 
triebe der Stadt Königsberg als der Krieg ausbrach. Es erſchien nach dem Öefagten 
natürlich, ja notwendig, daß zur Bewältigung der immer zahlreicher auftretenden 
Krlegsaufgaben neue Dienſtſtellen geſchaffen wurden. Die vorhandene ſtarke Dezen- 
tralifation, die in dem Beſtreben der Verſelbſtänbigung der einzelnen Dienſtſtellen 
foweit ging, baß dieſe durch Vermittelung eines beſonderen Jentralbüros mit dem 
Magistrat wie mit einem Dritten, außerhalb der Verwaltung Stehenden, verkehrten, 
hatte zur Folge, daß nicht der Verſuch gemacht wurde, die neuen Aufgaben durch 
vorhandene Dienftftellen unter entſprechender Erweiterung bewältigen zu laſſen ober 
in etwa ein Kriegsbüro zuſammenzufaſſen, vielmehr wurde für jedes neu hinzutretende 
Arbeitsgebiet eine ſelbſtändige Dienftftelle eingerichtet. So begegnen wir nebeneinander 
folgenden Büros: 


„Anterſtützung der Eltern von Kriegsteilnehmern', „Rriegsfamilienunterftägungen”, 
„Verrechnung der Kriegsunterſtützungen auf Armengeld',„Bentenſachen' „Wochen- 
hilfe”, „Kriegshilfskaſſe', „Vechtsſchutzſtelle für Kriegsteilnehmer“, „Fürforgeftelle, 
und lie m eee j Wee 5 ue mit 
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auswärtigen ieferungsserbänden”, „Ermittelungen bei der HeeresSerwaltung’, 
„Militäriſche Kriegsleiſtungen'“, „Allgemeine Militärangelegenheiten'. 

Dazu treten die bekannten Amter zur Bewältigung der Zwangs wirtſchaft auf 

ihren verſchiedenen Gebieten, das Brennſtoffamt, fünf Debensmittelämter uff. 

In der letzten Zeit des Krieges und der Nachkriegszeit hat ſich dieſe Entwickelung 
zu einer organiſatoriſchen Vielgeſtaltigkeit mit ihren unvermeidlichen Aberſchneidungen 
noch verſtärkt. Damals ſetzte die durch Bequemlichkeitshang und mangelnde Staats- 
erfahrung genährte Neigung ein, neue Vorſchriften als Schöpfung, Neuorganifation 
als Tat an ſich anzuſehen und die Selbftserwaltung mit den verſtiegenſten Forde- 
rungen auf Einrichtungen und Leiſtungen zu überſchütten. Darüber hinaus aber 
wurde die Königsberger Verwaltung im Verhältnis zu der anderer Großſtäbte noch 
beſonders ſtark dadurch beanſprucht, daß Königsberg faſt ein Jahr lang im Kriegsgebiet 
ſich befand, Feſtung und während des ganzen Krieges Hauptwaffen- und Nachſchubs- 
platz war. Allein die Fürſorge für die oſtpzeußiſchen Flüchtlinge in den erſten Kriegs- 
monaten, die meiſt ſtarke Belegung der Stadt mit Truppen und Armierungsarbeitern 
legten ihr im Verkehr mit den zuftändigen militärlſchen Dienſtſtellen eine beſonders 
ſtarke Verwaltungsarbeit auf. Die Stadt iſt ihr durchaus gerecht geworden, ein Er— 
gebnis, das mit umſo größerer Anerkennung von uns feſtgeſtellt, mit umſo ſtärkerem 
Stolz von den damals verantwortlichen Männern aufgenommen werben kann, als die 
Stadt gleichzeitig in ihrer wirtſchaftlichen Entwickelung beſonders hart betroffen wurde. 
Die längſt zum Lebensbedürfnis gewordene Beſeitigung des alten Feſtungsgürtels, 
der notwendige Ausbau des neuen Hafens und die geradezu nach Durchführung 
ſchreienden Pläne zur Meugeſtaltung der Bahnhofsanlagen wurden für Jahre um fo 
rückſichtsloſer unterbrochen, als Königsberg Sitz des für die Kriegswirtſchaft in Oft- 
preußen verantwortlichen ſtellsertretenden Generalkommandos war. Dazu fam eine 
beſondere Schädigung der Wirtſchaftlichkeit der Gasanſtalt durch deren Verſorgung 
mit oberſchleſiſcher Kohle, obwohl die Gasanſtalt ausſchließlich auf Vergasung e 
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liſcher oder weſtfaͤllſcher Kohle eingerichtet war. So ſtand Königsberg, als Krieg und 
Resolution vorübergebrauſt waren, wirtſchaftlich auf das ſchwerſte geſchädigt, ver- 
waltungstechniſch mit einer für feine Verhältniſſe übermäßig ſchweren Rüſtung be- 
laſtet da. (Tafel IL.) 

Hier die Srunblage für eine wirtſchaftliche Konſolidierung, die Vichtlinien zu 
einem tragbaren und tragfaͤhigen Ambau der Verwaltungsorganiſation zu finden, war 
ſchwierig. Die Arbeit wurde, wie überall, erſchwert durch den unglücklichen Ausgang 
des Krieges, die Erſchütterung der öffentlichen Autorität und des geſamten Ver 
waltungsapparats als naturgemäße Folge der Revolution und durch die im Gefolge 
dieſer Ereigniſſe hereinbrechende immer weiter fortſchreitende Zerrüttung unſerer 
Währung. Sewiß teilte Königsberg dieſe gewaltigen Schwierigkeiten mit allen öffent- 
lichen Verwaltungen. Was ihm aber im Verein mit den übrigen oſtpreußiſchen Selbſt⸗ 
verwaltungskörpern als beſondere Daft beſchieden war, das waren die Folgen des 
Diktats von Verſailles gerade für die Sftliche Grenzmark. Sie werden an anderer 
Stelle dieſer Schrift beleuchtet. Hier fet nur darauf hingewieſen, daß die klare Er- 
kenntnis bieſer Folgen und der Wille, ſich auf deutſchem Boden als Pionier deutſcher 
Art zu behaupten, die Vichtung für die Verwaltung der Stadt wieſen. Gleichzeitig 
mußte der Magiſtrat zu der Gewißheit gelangen, dieſem Ziel nur dienen zu können, 
wenn er fic) eine in Umfang und Koſten beſcheidenſte, nach wirtſchaftlichen Sefichts- 
punkten organiſierte, techniſch vollkommene, in allen Deilen ſchlagkräftige, durch eine 
ebenſo ſtarke wie geſchickte Hand zu einheitlichem Handeln zuſammengefaßte Ver- 
waltung ſchuf. 

Schon Beobachtungen über die Wirkungen der Revolution und der Erſchütterung 
der Währung auf die Verwaltung, die im letzten Kriegsjahre in den neu beſetzten 
Deilen Rußlands gemacht waren, drängten zu der Erkenntnis, daß dieſen Wirkungen 
nur begegnet werben könnte, wenn eine von ſtarkem Willen getragene, die Verhalt- 
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wirtſchaftliche Erkenntnis und verwaltungspolitiſche Einſicht ſchnell zu SEE Aus- 
wirkung in den einzelnen Verwaltungszweigen zu bringen. Mur auf dieſem Wege 
erſchien es möglich, Ordnung, Vertrauen und damit die jeder Verwaltung unentbehr- 
liche Autorität allmählich wieder herzuſtellen. Die im Segenſatz zu ber Vorkriegszeit 
unerläßliche Jentraliſierung der ſtädtiſchen Verwaltung iſt in Königsberg nicht ohne 
Schwierigkeiten und Neibungen vor ſich gegangen. Sie waren Lorausſehbar, mußten 
aber um fo eher in Kauf genommen werben, als die praktiſchen Folgerungen ſolcher 
Erkenntnis für die Organiſation der Verwaltung Königsbergs ſich verhältnismäßig 
einfach ergaben. 

Junächſt durfte natürlich an der bereits erwähnten Datſache nicht vorübergegangen 
werden, daß Träger jeder Organiſation die Menſchen ſind, und daß es alſo galt, ſich 
über die Ziele der Perſonalpolitik klar zu werden. Ihre Bedeutung war um fo Haver, 
als die Vermehrung der Dienſtſtellen mit ihren ſich überſchneidenden Juſtändigkeiten 
eine noch ſtärkere Vermehrung des Perſonals, als an ſich geboten, mit ſich gebracht 
hatte. So ſahen wir uns zu Beginn des Jahres 1920 54 ſtäbtiſchen Dienftftellen 
mit 2872 Beamten und Angeſtellten ſowie 4111 Arbeitern gegenüber, während im 
Jahre 1914 an 47 Dienſtſtellen 1480 Beamte und Angeftellte und 2680 Arbeiter 
tätig geweſen waren. Ahnlich lagen ja die Verhaͤltniſſe in allen öffentlichen Verwal- 
tungen. Der Vergleich zu dem Stande der Vorkriegszeit war ebenſo erſchreckend wie 
richtunggebend. Es war gar nicht daran zu denken, daß ein Volk nach einem verlorenen 
Kriege, durch das Friedensdiktat halb erbroſſelt und mit ungeheurer Kontribution be- 
laſtet, in der Lage fein ſollte, eine um 70% verſtärkte Verwaltungsrüſtung zu tragen. 
Die deutſchen Städte konnen für ſich in Anſpruch nehmen, dies frühzeitig erkannt 
und entſprechend gehandelt zu haben. In Königsberg wurde ſchon 1920 begonnen, 
mit allen Mitteln den ſchleunigen Abbau des Verwaltungskörpers herbeizu- 
führen. Bei der Erwägung, wie vorgegangen werben ſollte, drängte ſich die Datſache 
in den Vordergrund, 5 in den oe Jahren die Einftellung des un si 
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und ohne Ausleſe hatte Gor ſich gehen müſſen. Die erſte Abſtoßung ungeeigneter 
Kräfte konnte in Angriff genommen werden, ohne gleichzeitig ſachliche Anderungen in 
der Organtſation durchzuführen, denn das ſtand feſt, daß ein Teil des Perſonals nicht 
voll ausgenutzt war. Aus beſtimmten Stichproben war erſichtlich, daß die Dienſtzeit 
nicht ausſchließlich zur Erledigung dienſtlicher Angelegenheiten benutzt wurde, daß die 
Aberfüllung an Perſonal geradezu eine gegenſeitige Behinderung und Verhinderung 
intenſider Arbeitsleiſtung zur Folge hatte. Für die Auswahl der zu Entlaſſenden 
wurde von vornherein und dauernd jede parteipolitiſche Bindung außer allem Betracht 
gelaſſen. Entſcheidend für dienſtliche Beurteilung und für Verbleiben in der ſtaͤdtiſchen 
Verwaltung durften nur Leiſtungsfähigkeit und Eignung fein. 

Die Voranftellung des Srundſatzes der Leiftungen bei Auswahl des neu zu 
bildenden Perſonalkörpers der ſtädtiſchen Verwaltung iſt vielfach in der Öffentlichkeit 
angegriffen. Mehrfach wurde verlangt, daß in erſter Linie perſönliche Verhaͤltniſſe 
berücksichtigt werden ſollten. Dieſes Verlangen war nur inſofern berechtigt, als bet 
gleichen Letftungen fogiale Momente entſcheidenden Ausſchlag geben müſſen. In 
dieſem Sinne war auch bei Entlaſſungen ſtets verfahren. Im übrigen mußte aber bei 
der gradlinigen Durchführung der Leiftungsauswahl ſelbſt unter Hinnahme under- 
meiblicher Härten verblieben werden; denn die jeweils für die öffentliche Ver— 
waltung verantwortlichen Perſonen haben nicht das Recht, auf Koſten 
einer bereits mit ſchweren Laften ringenden Bürgerſchaft die Grundſätze 
der Sachlichkeit und des gemeinen Beſtens zu Gunſten bequemerer Ge— 
fühlspolitik zu serlaſſen. Härten wurden durch Abfindungsgelder nach Möglich- 
keit gemildert. 

Dieſer im Frühjahr 1920 begonnene Abbau überflüſſiger Krafte erſtreckte ſich 
naturgemäß zunächſt auf die in den letzten Jahren ohne die Möglichkeit jorgfältiger Aus- 
leſe eingeſtellten Hilfskräfte. Sie waren in anderen Berufen aufgewachſen, zum Teil 
ohne jede zujammenhängende Ausbildung und mußten daher denen weichen, von denen 
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bei erſtem flüchtigem Aberblick mehr Eignung zu erwarten war. Je weiter der Abbau 
fortſchritt - die Qahl der Beamten und Angeſtellten war bereits am 1. April roet auf 
2498 herabgedrückt — deſto mehr mußte Bedacht genommen werden, tüchtige Hilfskräfte 
zu halten, zumal die damals einſetzende Scheinkonjunktur des Wirtſchaftslebens weg- 
lockend wirkte. Im Jahre 1921 wurde daher unter Ausnutzung des Geſetzes vom 
8. Juli 1920 durch Semeindebeſchluß die Gruppe der Dauerangeſtellten ge— 
ſchaffen; in fie wurden alle diejenigen für längere Zeit noch nicht entbehrlichen Ange— 
ftellten aufgenommen, die nach ſorgfältig ausgewogenem Arteil ihrer Dienſtſtellensor- 
ſteher und Dezernenten als ausgezeichnete Arbeitskräfte angeſprochen werden konnten. 
Den Dauerangeſtellten wurden eine längere und nur durch Maglſtratsbeſchluß in 
Gang zu ſetzende Kündigungsfriſt, ein Ruhegehaltsanſpruch und die Weiterzahlung 
des Gehalts in Krankheitsfällen zuerkannt; gleichzeitig wurde ihnen die Möglichkeit 
eröffnet, ſich zu den Beamtenſchulen und Beamtenprüfungen nach Ablauf einer Be— 
währungsfriſt zu melden. 

Der Abbau der außerhalb dieſer Gruppe verbliebenen Hilfskräfte vollzog ſich nun 
mit erhöhter Beſchleunigung, ſo daß wir heute an ſolchen Angeſtellten nur noch un— 
entbehrlihe Stenotgpiſtinnen, Spezialiſten der Arbeitsvermittlung, wiſſenſchaftlich 
beſonders Sorgebildete Hilfskräfte und die rechts- und ehrenhalber in ihren Stellen zu 
belaſſenden Schwerkriegsbeſchädigten haben. 

An die Verminderung der Beamtenzahl konnte zunächft nicht gegangen werden. 
Rechtliche Gründe ſtanden dem entgegen, und der Nagiftrat teilte mit voller Aber— 
zeugung den Standpunkt, daß die Erhaltung eines mit den ſtädtiſchen Intereſſen 
dauernd und innig verknüpften, wohl ausgebildeten, arbeitsfreubigen und pflichtbewußten 
Berufsbeamtentums auch in Zukunft das Vückgrat der Verwaltung bleiben miiffe. 
Amſo planmäßiger wurden ſchon ſeit dem Jahre 1920 zahlreiche Gelegenheiten wahr- 
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daß Verfehlungen gegen die Grunbpflichten eines anſtändigen, tüchtigen und fleißigen 
Beamten, Angeſtellten und Arbeiters der Gemeinde Anlaß geben, fic) von ſolchen un- 
geeigneten Kraͤften zu befreien. War damals auch noch nicht an einen planmäßigen Abbau 
überalterter Krafte und folder Beamten zu denken, die ſich ſchließlich trotz mehr oder 
minder guten Willens unter den ſchwierigen Verhältniſſen als nicht geeignet 
erwieſen hatten ihre Stellen voll auszufüllen, ſo war doch auf der anderen Seite klar, 
daß an den Machwuchs des Beamtenkörpers bei dem ſtarken Andrang zu allen öffent- 
lichen Dienſtſtellen verſchärfte Anforderungen gelegt werden konnten und mußten. Es 
muß immer das Ziel jeder öffentlichen Verwaltung bleiben, bei der erſten Ausleſe der 
Beamtenanwärter einen ſo ſorgfältig nach rein ſachlichen Geſichtspunkten ausgeſuchten, 
gewiſſenhaft gehandhabten Maßſtab anzulegen, daß ungeeignete Krafte moͤglichſt früh- 
zeitig und vor ber Anſtellung beſeitigt und auch fpatere Mißerfolge nach Möglichkeit 
ausgeſchaltet werben. Je klarer und unbeirrter dieſer Srunbſatz durchgeführt wird, umſo 
größer iſt der Nutzen für die Stadt, umſo geringer aber auch die Härte für den einzelnen 
Gon dem ſchwarzen Jos Betroffenen und umſo vorteilhafter für das Geſamtintereſſe 
der Beamtenſchaft. Der Kenner der preußiſchen Staatsbeamtengeſchichte wind feſt⸗ 
ftellen müſſen, daß in den Zeiten, in denen von einer klugen und unbeirrt handelnden 
Verwaltung rückſichtslos ſcharfe Anforderungen geſtellt wurden, und in denen die 
Beamten nach ihrem Können ge- und verwertet wurden, Anſehen und Leiftungen 
der Beamtenſchaft am hoͤchſten ſtanden. In der Hinſicht waren bereits ſeit Ende des 
vorigen Jahrhunderts hier und da, beſonders im Staate, altbewährte Grundſätze ver- 
laſſen, Außerlichkeiten und Schematismus im Vordringen. Der Vorteil einer richtig 
ausgewählten, gut erzogenen und zu gewiſſenhafter Pflichterfüllung angehaltenen Bee 
amtenſchaft macht ſich aber auch für fie ſelbſt noch dahin bemerkbar, daß er die Zurück- 
führung des Beamtenapparats auf einen möglichſt geringen Amfang und damit die 
licht. Eine kleine Zahl tüchtiger, gut 
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bezahlter Kräfte wird ſich in jeder Beziehung als vorteilhafter und billiger erweiſen 
als ein Heer ſorglos ausgeleſener und ſchlecht bezahlter Perſonen. 

Bei der Durchführung dieſer Grunbjage in der Verwaltung der Stabt Königs- 
berg iſt der Magiſtrat von dem Beamtenausſchuß ſtets auf das nachbrücklichſte unter- 
ſtützt worden. Es war ja ſtets ein beſonderer Stolz gerade der Rommunalbeamten- 
ſchaft, daß in ihr der Grundſatz der Düchtigkeitsausleſe klar verfolgt wurde. Im Jahre 
1922 wurden neue Beſtimmungen für die Annahme, Ausbildung und Beförderung 
der Beamten der Stadt Königsberg erlaſſen und die Prüfungsordnungen neu feſt⸗ 
gelegt. Aber den Wert der Prüfungen an ſich werden Fachmänner ſtets durchaus 
geteilter Meinung fein. Das Eine aber ſteht feſt, daß fie für eine große Verwaltung 
unentbehrlich ſind, um einmal die erſte Ausleſe aus einer Fülle zur Verfügung ſtehender 
Krafte richtig zu gewährleiften und ſobann in dem fo ausgeleſenen Beamtenkörper 
mit Gerechtigkeit die Befähigung für einen weiteren Aufſtieg feſtzuſtellen. Daher hat 
ſich auch der Magiſtrat in Königsberg entſchloſſen, für ſeine techniſchen und Verwal- 
tungsbeamten an dem Srundſatz der Prüfungen feſtzuhalten. 

Die Anforderungen an die Prüfungen in den neuen Prüfungsordnungen wurden 
verſchärft. Auf der anderen Seite wurde den Beamtenanwärtern durch Einrichtung 
einer Beamtenſchule von fünfmonatlicher Dauer unter Befreiung vom Dienſte die 
Moͤglichkeit einer gediegenen Ausbildung gegeben. Dieſe Beamtenſchule sft in jteigen- 
dem Maße auch von auswärtigen Verwaltungen zur Ausbildung ihrer Anwärter 
ausgenutzt. Zur zweiten Prüfung wird nur zugelaſſen, wer die erſte Prüfung beſtanden 
und in dreijährigen Beamtendienſt ſich bewährt hat. Auch die Vorbereitung zu dieſer 
zweiten Prüfung iſt durch Neueinrichtung von Ausbildungskurſen erleichtert, die unter 
tellweiſer Befreiung Som Dienſte in Form von Nachmittagsunterricht je drei Monate 
hindurch ftattfinden. Bei der Beurteilung der Prüfungen der Beamten ſelbſt wurde 
ein ſtrenger Maßſtab angelegt. Die Wirkung zeigte ſich in dem Verhältnis der bee 
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J. Prufung 80 %, II. Prüfung 100%; 1p20: I. Prüfung 90%, II. Prüfung 100 0% 
ıper: I. Prüfung 80%, II. Prüfung 85%; 1pee: I. Prüfung 81%, II. Prüfung 80 9% 
1993: J. Prüfung 69 %, II. Prüfung 50 %. a 

Insbeſondere aber wurde bei der Beförderung der Beamten ganz folgerichtig 
der Grunbſatz der „Ochſentour' verworfen. Am auf ber anderen Seite zu vermeiden, 
daß durch ungleiche Beurteilungen Lerſchiedener Vorgeſetzten unsergleichbare Ergebniſſe 
und damit Angerechtigkeiten gezeitigt wurden, durfte in Zweifelsfällen die Entſcheidung 
erſt dann getroffen werden, wenn mehrere Dienſtſtellenvorſteher zu dem gleichen Urteil 
gelangt waren. Außerdem wurde in den einzelnen Gruppen inſofern Berückſichtigung 
des Dienftalters ſichergeſtellt, als der dienſtältere von einem bienftjüngeren Beamten 
nur überſprungen werden durfte, wenn deſſen größere Eignung für die Beförderungs- 
ftelle zweifellos feſtſtand. Auf dieſe Weiſe iſt im Laufe der letzten Jahre in gehobene 
Stellen eine Veihe tatkräftiger jüngerer Beamten gerückt, welche die in fie geſetzten 
Erwartungen bisher voll erfüllt haben. 

Das letzte Mittel, um die Leiftungen der Beamtenſchaft zu erhöhen, war endlich 
die Hebung der Selbſtändigkeit und Verantwortlichkeit in allen Gruppen, gerade aber 
auch bei den mittleren Beamten. Der Srundſatz, daß keine Arbeit Gon einer höher 
bezahlten Kraft gemacht werden ſoll, für die eine Kraft mit geringerer Beſoldung 
ausreicht, tft einfach und klar und ſollte überall gelten. Aber auch nach außen hin foll 
jeder Beamte, der eine Arbeit oder ein Werk ſchafft, als ihr verantwortlicher Schöpfer 
erſcheinen. Er foll feinen Namen darunter ſetzen und man ſoll daher allen Beamten, 
denen eine ſolche Selbſtändigkeit und der richtige Gebrauch des ihnen übertragenen 
Entſcheidungsrechts nach Vorbildung, Leiſtung und Charakter anvertraut werden 
kann, dieſes Recht geben. Selbſtserſtändlich muß gewiſſen Entſcheidungen von grund- 
fäglicher oder beſonderer finanzieller Bedeutung für die Stadt eine Überprüfung durch 
eine beſonders qualifizierte Kraft vorbehalten bleiben, und ebenſo ſelbſtverſtändlich muß 
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haben, jederzeit ovdnend in die Ausübung der Handlungsfreiheit der ihm unterſtellten 
Beamten einzugreifen. In dieſen Grenzen iſt hier in Königsberg die Regelung im 
Jahre 1920 getroffen und hat ſich bisher zweifellos vollkommen bewährt. Am die Be— 
deutung der Verleihung des Jeichnungsrechts zu unterſtreichen, erfolgt fie durch einen 
beſonderen Akt, unterſchrieben vom Sach- und Perſonaldezernenten, die damit auch die 
Verantwortung für die Verleihung übernehmen. 

Mit einer ſolchen Perſonalpolitik durfte eine geſunde Grundlage für die Durchfüh- 
rung des eigentlichen Beamtenabbaus geſichert erſcheinen, als die Anderung der Veichs- 
und Staatsgeſetzgebung einen ſolchen Beamtenabbau ermöglichte. Schon vor Inkraft- 
treten dieſes Geſetzes waren in der Verwaltung der Stadt Königsberg auf der erwähnten 
Grundlage diejenigen Beamten ermittelt, von deren weiterer Tätigkeit ein erheblicher 
Nutzen für die Stadt nicht mehr zu erwarten war. Damit ſoll nicht gejagt fein, daß etwa 
ſaͤmtliche in den letzten Jahren ausgeſchiedenen Beamten aus ſolchen Gründen den 
ſtädtiſchen Dienſt verlaſſen haben. Selbſtverſtändlich führten auch perſoͤnliche Verhält- 
niſſe und Wünſche zu Léjungen des Beamtenserhältniffes. Beweis aber für die Vich- 
tigkeit des eingeſchlagenen Weges War, daß innerhalb der geſamten Beamtenſchaft ſich 
eine ſehr gleichmäßige Auffaſſung über die an einen Beamten zu ſtellenden Anforde- 
rungen durchgeſetzt hatte und daß ſich der Abbau von etwa 220 Beamten ohne Anwen- 
dung der Perſonalabbauverordnung vollzogen hat. Mur in einem einzigen Falle hat 
bisher die Stadt Königsberg von den Beſtimmungen dieſer Verordnung Beamten 
gegenüber Gebrauch machen müſſen. Es iſt zu hoffen, daß ſich die geſamte langwierige 
und mühevolle Neuordnung bewähren wird, daß ungeignete Beamtenanwärter in die 
ſtädtiſche Verwaltung nicht hineingelangt, daß junge und altere Beamte ſowie Angeſtellte 
zu einem harmoniſchen, wohlgeglieberten und leiſtungsfaͤhigen Roeper zuſammengeſchweißt 
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Staatsbeamtenſchaft voraneilend, leiſtet die ſtädtiſche Beamtenſchaft acht Monate im 
Jahre in geteilter Arbeitszeit einen Tagesdienſt von mindeſtens neun Stunden, vier 
Sommermonate ungeteilt einen ſolchen von achteinhalb Stunden. 

Witt hen geſchilderten Maßnahmen war in perſönlicher Beziehung die Grund- 
lage geſchaffen, auf der das oben bezeichnete Ziel der Vereinfachung der Verwaltung in 
Angriff genommen werden konnte. Wir waren uns aber von vornherein darüber klar, 
daß als zweite gleichwichtige Vorausſetzung die fachliche Amorganiſation der Verwaltung 
in ihren Grundzügen feſtzuſtellen und mindeſtens gleichzeitig mit den Maßnahmen der 
Perſonalpolitik in Angriff zu nehmen fet. Für dieſe Sachorganiſation war richtunggebend 
der Entſchluß, die wirtschaftlichen Anternehmungen und Betriebe der Stadt nicht mehr 
in öffentlich- vechtlicher an den Haushaltsplan gebundener Verwaltungsform zu betreiben, 
ſondern nach kaufmänniſchen Seſichtspunkten in der Form einer Seſellſchaft des 
privaten Redes. Hierüber gibt die nachfolgende Abhandlung des Oberbürgermeiſters 
naheren Aufſchluß. 

In den Kreis dieſer Unternehmungen gehört auch die im Jahre Toof errichtete 
Stabtbank. Ihre Bedeutung wird in einer beſonderen Abhandlung dieſer Schrift ge 
würdigt. Es darf aber in dieſem Qujammenhange nicht übergangen werden, daß die 
Exiſtenz der Stadtbank für die Organiſation des Rechnungs- und Kaſſenweſens der 
Stadt grundlegend wurde. Die Stadthaupttalfe als ſolche iſt von der Stadtbank auf- 
geſogen, das geſamte Kaſſenweſen der Stadt wird von der Stabtbank beſorgt. Auf Seiten 
der öffentlich- rechtlichen Verwaltung find für die Finanzkontrolle, die Rechnungsprüfung, 
die Kapital- und Schuldenderwaltung und die Verwaltung der Stiftungen die 
Stabtkämmeret, für die kameraliſtiſche Buchführung lediglich die Stabthauptbuchhalterei 
und für die Steuereinziehung die Stabtſteuerkaſſe verblieben. 

Mit dieſer grundlegenden und zweifellos in Königsberg zuerſt eingeleiteten und 
am folgerichtigſten durchgeführten Entwickelung war die Grundlage für die ſachliche 
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kontrollierten, bürokratiſch zu erfaſſenden Dienftftellen und Betriebe ſchieben 
allmählich alle in den vorſtehenden Ausführungen genannten Wirtſchaftlichen Anter- 
nehmungen aus. 


Für die Verwaltungsorganffation wurde, wie für die Betriebsorganiſation, maß- 
gebend der Srundſatz, daß auch trotz der Schwierigkeiten der Magiſtratsverfaſſung und 
des großen Dezernentenbeſtandes eine allmähliche Zuſammenfaſſung großer Arbeits- 
gebiete in der Hand einzelner Dezernenten in die Wege geleitet und allmählich durch- 
geführt wurde. Vicht nur perſonelle Schwierigkeiten ſtanden der ſchnellen Erreichung 
dieſes Zieles entgegen, ſondern auch räumlich befand und befindet ſich die Verwaltung 
Konigsbergs in einer überaus ungünſtigen Lage. Das eigentliche Rathaus faßt nur 
den kleinſten Teil der Verwaltung. Die übrigen Dienſtſtellen waren im Jahre 1980 
in 38 verſchiedenen über das ganze innere Stadtgebiet verſtreuten Gebäuden unter- 
gebracht. Schon die Zahl läßt auf das Maß der raͤumlichen Anzulänglichkeiten der 
Gebäude ſchließen und man kann daraus die Schwierigkeiten ermeſſen, die ſich einer 
planmäßigen Juſammenziehung der zerſtreuten Verwaltung in überſichtliche große 
Dienſtſtellen entgegenſtellten. Sie find aber heute bis auf etwa drei Ausnahmen über- 
wunden, fo daß die ſtäbtiſche Verwaltung nur noch of Gebäude, die zum größten Teil 
auch im Qujammenhang liegen, mit dem gleichen Flächeninhalt wie 1914, beanſprucht. 
Daß dieſer ſachliche Ambau neben dem Perſonalumbau ſtückweiſe Lor ſich ging und 
häufige Amzüge erforderlich machte, hat zu der Scherzantwort auf die Frage nach der 
Tätigkeit des Maglſtrats geführt: Der Magſſtrat zieht um.” Noch etwa drei ober 
vier Umzüge und das Lorgeſteckte Ziel iſt erreicht, ſoweit es ſich beim Fehlen 
eines einheitlichen Verwaltungsgebaͤudes überhaupt durchführen laßt, und zwar 
erreicht, obgleich ſich neu entwickelnde Wirtſchaftsbetriebe wie die Stabtbank 
bereits in die angegebene Jahl eingerechnet find und zum Teil einen ſteigenden 
wee haben. 
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Vichtunggebend für die Bildung großer Dezernate war felbjeserfedndlidh die Mög— 
lichkeit der Vereinigung zuſammenhängender Arbeitsgebiete, Zweck, dem Dezernenten 
einen möglichſt umfaſſenden Aberblick über zufammenhängende Arbeitsgebiete zu gewäh- 
ren. Nur ein ſolcher Alberblick, der das richtige Verſtändnis für die Zuſammenhänge 
und die Rückwirkungen der Vorgänge und Maßnahmen in dem einen Gebiete auf 
das andere ermöglicht, gibt eine Gewähr für eine weitblickende, ſchnell und fachlich wichtig 
arbeitende Verwaltung. Was für den Dezernenten gilt, kann für den Leiter des 
inneren Dienſtbetriebes, den Bürovorſteher, nicht geleugnet werden. Es mußte 3. B. 
der Schnelligkeit und Jielſtrebigkeit der Verwaltung abträglich fein, wenn innerhalb 
des Schuldezernats drei verſchiedbene Büros für höhere, Volks- und Berufsſchulen 
tätig waren. Es konnte nicht als Vorteil anerkannt werden, daß das Wohlfahrtsamt 
Gon dem mit ihm auf das innigſte zuſammenhängenden Seſundheitsamt getrennt 
war, und es mußte zu einem Leerlauf von Kräften führen, wenn Baupolizei und 
Wohnungsfürſorge in getrennten Büros und ſogar getrennten Dezernaten behandelt 
wurden. Daß das auf die Statiſtik angewieſene Wietſchaftsamt zwar raumlich aber 
nicht organiſatoriſch mit dem Statiſtiſchen Amt vereinigt war, zeitigte ebenfalls An- 
ſicherheit für das erſtere, Unsollkommenheit und tote Arbeit für das letztere, und daß 
die ſtarke Gliederung der Organiſation in den techniſchen Verwaltungsgebleten zum 
mindeſten der geſunkenen Leiſtungsfähigkeit der Stadt, gerade auf dieſem Gebiete fics 
zu betätigen, nicht entſprach, machte ſich bald und ſteigend fühlbar. An Kopf- oder 
Seneralbüros beſaß die Verwaltung nach dem Juſtand, in den fie durch Kriegs- und 
Vachkriegsverhältniſſe geraten war, ſchließlich mehrere denn nicht nur das Jentralbüro, 
ſondern auch das Perſonalbüro und die Nachrichtenftelle bedurften in ihrer Arbeit des 
ſtändigen Juſammenwirkens mit allen ſtädtiſchen Dienſtſtellen. So ergaben ſich, wie 
dieſe Aufzählungen erkennen laſſen, die Geſetze für die Vereinfachung der Organifation 
faſt zwangsläufig. Schwierigkeiten entſtanben zunächſt nur da, wo die Reichsgeſetzgebung 
einer gewiſſen Jerſplitterung das Wort redete. Das war insbeſondere der Fall au 
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dem Gebiete des Wohlfahrtsweſens, wo jede Kriegsfolge, ob es ſich um die Kriegs- 
beſchädigten- und -Hinterbliebenenfürſorge, die Klein- oder Sozialrentenfürſorge, oder 
um die allgemeine Armenserwaltung handelte, einem beſonderen Aufbau unterworfen 
war. Die Verwaltung der Stadt iſt, der durch das Ermächtigungsgeſetz einſetzenden 
Vereinfachung der Organiſation vorauseilend, ſchon im Jahre 1922 dazu übergegangen, 
die Zuſammenlegung aller defer Arbeitsgebiete in das Wohlfahrtsamt, ungeachtet des 
reichsgeſetzlich verſchieden arbeitenden Behoͤrdenaufbaus, vorzunehmen. Schwierigkeiten 
ergaben ſich auch ferner da, wo verwandte Arbeitsgebiete zu groß waren, um noch in ein 
Dezernat oder gar in eine Dienſtſtelle zuſammengefaßt zu werden und wo ein einzel- 
nes Arbeitsgebiet zwar in jeder beteiligten Dienſtſtelle hätte mit dem gleichen Erfolge 
bearbeitet werden können, aber die Mitwirkung mehrerer Dezernenten im Intereſſe der 
Einheitlichkeit der Verwaltung geboten erſchien. Als Beiſpiel ſei genannt die innige 
Semeinfhaft, die zwiſchen der Grundſtücksderwaltung und den verſchiedenen Abteilungen 
des Stabtbauamts, insbeſondere dem Stabterweiterungsweſen und der Straßenbau- 
abteilung beſteht. In ſolchen Fällen tft Nat geſchaffen durch Einrichtungen von Ko- 
dezernaten, fo daß die beiden fachlich, intereſſierten Dezernenten darauf angewieſen find, 
rechtzeitig miteinander Fühlung zu nehmen und für den Erfolg gemeinſame Verant- 
wortung tragen. Auf dieſem Wege iſt es gelungen, die Zahl der ſtädtiſchen Dienſtſtellen 
bis zum Jahre 1924 auf 24 zu vermindern, wobei diejenigen ſtäͤbtiſchen Unternehmungen, 
die früher in bürokratiſcher, jetzt in privatwirtſchaftlicher Form betrieben werden, und die 
neu errichtete Stabtbank bereits mit eingerechnet find. Unter Vermeidung des un- 
glücklichen Wortes „Büro' iſt die ſtädtiſche Verwaltung nunmehr in 15 Stadtämter 
eingeteilt, die aus der Tafel Ill erſichtlich find. Daß die Stabtämter Ill und XI eine 
Anterteilung in A und B gefunden haben, hat darin ſeinen Grund, daß der vollen 
Vereinigung ber beiden Stabtſteuerämter einerſeits, des Arbeitsamts und des Ver⸗ 
ſicherungsamts anbererſeits zu je einer Dienſtſtelle bisher raumliche Schwierigkeiten 
entgegenſtanden, von denen jedoch zu hoffen iſt, daß fie ſich noch im Laufe dieſes 
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Ms shee laſſen. Erwähnenswert tft, daß im Segenſatz zu dem fruheren Orga” 
niſationsſtande die ganze Bauserwaltung nunmehr in einem Stabtbauamt vereinigt 
iſt, daß in feiner Zentrale ſämtliche ſtäbtebaulichen und Verkehrsfragen aller Art zu- 
ſammenfaßt und für die einzelnen Arbeitsgebiete ſich eine Vermeſſungsabteilung, eine 
Straßenbauabteilung, eine Hafenbauabteilung und eine Hochbauabteilung angegliedert 
hat. Damit tft auch die frühere Teilung des Stadtgebiets in zwei Ciefbaudmter (für 
Straßenbau) mit ihren vielfachen Aberſchneidungen beſeitigt, Aberſchneidungen, die ſich 
in Zeiten der Materialknappheit auch darin ausbrückten, daß keine einheitliche Be⸗ 
ſchaffungs- und Lagerwirtſchaft möglich war, und geradezu gegeneinander gearbeitet 
wurde. Damit iſt in einfachſter Weiſe die jetzt auch in Stuttgart erſtrebte Vereinigung 
der techniſchen Dienſtſtellen und ihre rationelle Ausnutzung erreicht. 


Mit Lefer Juſammenziehung und Vereinigung der Dezernate und Olenſtſtellen 
gingen Hand in Hand gleiche Maßnahmen im Deputatlonsweſen. Die 49 Deputa- 
tionen, Rommifjionen und Ausſchüſſe wurden Anfang 1922 auf zwanzig vermindert. 
In der Magfftratssorlage vom 8. Dezember 1981, der die Stabtverordnetenderſamm- 
lung mit unweſentlichen Anderungen zuſtimmte, heißt es: 


„Die Neuorgantſation der ſtädtiſchen Verwaltung, die als Folge der durch Krieg 
und Kriegsverluſt eingetretenen Amſtände notwendig war und auf möglichſt wirtſchaft- 
lich arbeitende Betriebsformen ſowie auf eine möglichſt ſparſame Verwaltungstechnik 
hinzielte, iſt fo weit vorgeſchritten, daß fic) die Arbeitsgebiete der Deputationen mit 
genügender Sicherheit abgrenzen laſſen. Der naheliegende Einwand, mit der Neu- 
regelung des Deputationsweſens zu warten bis eine neue Städteordnung die zu- 
künftige Stabteverfaſſung feſtſetzt, it don vornherein als nicht ſtichhaltig abzulehnen, 
da es ſich nicht überſehen laßt, wann eine neue Stäbteordnung in Kraft treten wirb. 
Jedenfalls haben ſich alle in Sefer Richtung bisher aufgeſtellten Kombinationen als 
irrig erwieſen. 
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Der Vorſchlag, den wir der Stabtserordnetenserſammlung unterbreiten, beruht, 
der neuen Organiſation der ſtädtiſchen Verwaltung entſprechend, auf dem Grund 
gedanken möglichfter Vereinfachung des Seſchäftsbetriebes und einer planmäßigen Zu- 
ſammenlegung verwandter Arbeitsgebiete in die Juſtändigkeit ein und derſelben De- 
putation. Die Arbeitsgebiete der bisherigen Deputationen haben ſich vielfach über- 
ſchnitten, andrerſeits haben einzelne Deputationen und Ausſchüſſe im weſentlichen 
nur ein papierenes Daſein führen können. Wirtſchaftlichkeit und Zweckmäßigkeit ge⸗ 
bieten, nur lebensfähige Deputationen zu bilden und dieſen Deputationen geſchloſſene 
große Arbeitsgebiete zu überweiſen, damit ihre Mitglieder einen umfaſſenden Aberblick 
über die einzelnen Zweige der ſtädtiſchen Verwaltung und deren Ineinandergreifen 
und damit die Möglichkeit zu einer Beſchlußfaſſung erhalten, die dem Einzelbebürfnis 
in vollem Qujammenhange mit der Geſamtlage der ſtädtiſchen Angelegenheiten ge= 
recht wird.“ 

Die neue Gliederung (Tafel IV) hat bisher zu irgendwelchen Beanſtandungen 
keinen Anlaß gegeben. Das große Gebiet der Wohlfahrtspflege tft von der Depu- 
tation auf 4 Anterausſchüſſe (Ausſchuß für Wirtſchaftliche Fürſorge, Ausſchuß für 
Anſtaltsbewirtſchaftung, Ausſchuß für Seſundheitspflege, Ausſchuß für Jugendwohl— 
fahrt) aufgeteilt. Die Deputation für Hafen- und Handelsanſtalten hat ihre Obliegen⸗ 
heiten an die inzwiſchen errichtete Hafenbetriebsgeſellſchaft abgegeben. Die Entlaſtung 
von überflüſſigem Sitzungsdienſt ist allſeits begrüßt. Es tft anzunehmen, daß die Er— 
wartungen der ſtädtiſchen Körperſchaften erfüllt find. Dieſe Vereinfachung war umſo 
zweckmäßiger, als die ſoeben eingetretene Verringerung der Zahl der Stadtserordneten 
Me Beſetzung der früheren Deputationen und Ausſchüſſe kaum geſtattet hätte. 

Der wirtſchaftliche Zug, der für die Verwaltung der Stadt Königsberg in der 
Nachkriegszeit kennzeichnend iſt, hat ſich nicht in der Befreiung ihrer wirtſchaftlichen 
Betriebe und Anternehmungen aus bürokratiſchen Formen erſchöpft, ſondern iſt auch 
in die dem Haushaltsplan weiter unterworfenen Verwaltungszweige hineingebracht. 
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Dazu nétigten die wirtſchaftlichen Verhaͤltniſſe, die neben äußerſter Sparfamkeit auch 
Erfaſſung des Augenblicks, alſo ſpekulative Ausnutzung der Konjunktur, geradezu 
aufbrängten. Daß fie nicht jedem Dienſtſtellenleiter überlaſſen werden konnte, lag auf 
der Hand, vielmehr mußten die wirtſchaftlichen Dispoſitionen, ſoweit fie die gleichen 
Zwecke für alle oder mehrere Verwaltungszweige betrafen, in einer geſchulten Hand 
vereinigt werden. Neben der großzügig betriebenen Einkaufspolitil, wie fie auch in den 
Konzernen der Privatinduſtrie betrieben wird, wurde eine ſehr feine Kontrollierung 
des Sachverbrauchs notwendig, da die in den Haushaltsplan eingeſetzten Gelobetraͤge 
gewiſſermaßen unter den Händen fortliefen. Eine lediglich auf Geldzahlen durchgeführte 
Kontrolle über den Verbrauch der einzelnen Dienſtſtellen an Büromaterial und der 
einzelnen Schulen an Lehrmitteln mußte 3. B. verſagen. Die Möglichkeit, alle dieſe 
wirtſchaftlichen Funktionen auch für die nach dem Haushaltsplan verwalteten Arbeits- 
gebiete durch einen der wirtſchaftlichen Betriebe der Stadt mit wahrnehmen zu laſſen, 
ft geprüft, aber als zu umſtänblich abgelehnt worden. 

Bereits Ende 1920 wurde daher bei der Allgemeinen Verwaltung eine Be— 
ſchaffungsſtelle eingerichtet, die alle Schreibmaterialien und Bürobebürfniſſe ſowie im 
kleinen Amfange auch Veinigungsmaterialien für ſämtliche ſtäaͤbtiſchen Dienftftellen zu 
beſchaffen und zu verwalten hatte. Die Belieferung der Dienſtſtellen wurde nach 
Konten auseinander gehalten und von ihnen Viertelhahres zahlung für die von ihnen 
entnommenen Waren verlangt. Mit fortſchreitender Seldentwertung vollzog fic) ein 
weiterer Ausbau. 1981 wurde bieſe Stelle einem Verwaltungsbirektor übertragen und 
ihm neben der Beſchaffung von Schreibmaterialien auch die der Brennſtoffe, der 
Biivomsbel, von Geräten, Waſche, Bekleidung und Lebensmitteln ſowie die Bee 
arbeitung der Fernſprechangelegenheiten aller ſtäaͤbtiſchen Dienſtſtellen, Anſtalten und 
Schulen überantwortet. Daraus ergab ſich ganz natürlich die Zuftändigkeit dieſer 
Stelle auch zur Prüfung der für bie Lieferungen eingehenden Rechnungen und zur 
an über den n einſchl. des un Sas- und e Fra 
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Dieſe Stelle hatte alſo nicht nur die Möglichkeit, durch zentralen Einkauf an den je- 
wells günſtigſten Stellen Erſparniſſe zu erzielen, ſondern follte auch den Verbrauch 
der einzelnen Dienſtſtellen mit einander vergleichen, auf dieſe Weiſe Erſparnſſſe an- 
regen und durchſetzen. Ermöglicht wurde dieſe Aufgabe durch die gleichzeitig erfolgte 
Ordnung des Haushaltsplans nach Sachkonten, die eine beſſere Aberſicht über den 
Verbrauch aller perſoͤnlichen und ſachlichen Ausgaben durch die ganze Verwaltung 
durchgerechnet ergab. Mit dieſer neuen Einrichtung mußten alle Dienſtſtellen Wirt- 
ſchaftskontrollen führen, auf Grund deren, wie bei den Buchungen der Stadthaupt- 
buchhalterei, die den Dienſtſtellen zur Verfügung geſtellten Geldmittel vor Ankauf 
neuer Gegenſtände nachgeprüft und gegebenenfalls Anträge auf Vermehrung geſtellt 
wurden. Neben dieſer Wirtſchaftskontrolle, die als „Selbkontrolle' ihren Wert mit 
fortſchreitender Inflation verlor, wurden ferner bei den einzelnen Dienſtſtellen Ver- 
brauchsſtatiſtiken „Verbrauchskontrollen' eingerichtet, die eine Erfaſſung des Menge— 
verbrauchs ſicherſtellten. Durch die Führung der erwähnten Kontrollen in der Dienft- 
ſtelle des Verwaltungsdirektors und durch die von ihm angeſtellten Vergleiche konnte 
nunmehr feſtgeſtellt werden, welche Dienſtſtelle am ſparſamſten wirtſchaftete und auf 
welchen nachahmenswerten Arſachen ſolche Wirtſchaft beruhte. Einkauf, Verwaltung 
und Buchführung erfolgten in der Abteilung des Verwaltungsbirektors nach kauf 
männiſchen Seundfägen. Vorübergehend war auch ein Kaufmann aus der ſtädtiſchen 
Lebensmittel-S. m. b. H. tätig. Die Abteilung hat durch rechtzeitige Eindeckung des 
Bedarfs die Preiſe für ihre Waren niedrig zu halten verſtanden. Der zentrale Ein 
kauf hat ſich in der damaligen Zeit ohne Zweifel bewährt und der ſtädtiſchen Ver- 
waltung große Vorteile gebracht. Zum großen Teil konnten Waren an ftäbtijche 
Dienſtſtellen und Schulen zu erſtaunlich billigen Preiſen abgegeben werden, obgleich 
damals ſchon alle Dienſtſtellen, beſonders aber die Schulen, ſtändig bemüht waren, 
billigere Bezugsquellen nachzuweiſen. Wo ihnen dies doch gelang, wurde von der 
billigen Quelle gekauft. Die Einkaufsabteilung erledigte auch beſondere Aufträge des 
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Wohlfahrtsamts für Einkauf von Bekleidungsſtücken, Waſche und Wolle zur Ab- 
gabe an die ärmere Bevölkerung zu billigen Preiſen. 

Der Ausbau der ſtädtiſchen Lebensmittel-G. m. b. H, die Gründung einer 
Bürobebarfsgeſellſchaft, an der die Stadt beteiligt war, ermöglichten es, den Vere 
waltungsdirektor von einem großen Teil der Vorratsbeſchaffung zu entlaſten und thn 
anzuweiſen, den Bedarf künftig vorzugsweiſe bei den Geſellſchaften der Stadt ein- 
zubecken, dabei aber ſtets anderweite billigere Angebote unter allen Amſtänden vor- 
zuziehen. Damit wurde dem Verwaltungsdirektor die Entwickelung an einer wichtigen 
Aufgabe zuteil, nämlich einer Entwickelung der ſtädtiſchen Geſellſchaften zu einer an ſich nicht 
begründeten Monopolſtellung vorzubeugen und ſie vollkommen einzuſpannen in den 
Wettbewerb der Privatwirtſchaft mit dem Ziele, der Stadt moͤglichſt gute Ware zu 
möglichſt billigen Preiſen zu verſchaffen. 

Dieſe feine Einftellung wurde auch benutzt, um das gleiche Ergebnis in dem Ver— 
hältnis zwiſchen den ſtäbtiſchen Dienſtſtellen und Betrieben und der ſtädtiſchen Reini- 
gungs- und Fuhr-G. m. b H. zu erzielen. Das Ziel mußte natürlich auch hier fein, 
die Arbeitskräfte und Geſpanne der Geſellſchaft möglichjt für die ſtädtiſchen Zwecke 
voll auszunutzen. Auf der anderen Seite follte im Segenſatz zu dem früheren Juſtande 
vermieden werden, daß dieſe Seſellſchaft von der Stadt ohne Vückſicht auf die Höhe 
ihrer Preiſe beſchaͤftigt wurde. Um das ſicherzuſtellen, mußten ſämtliche Anforderungen 
auf Fuhrleiftungen bei dem Verwaltungsbirektor angemeldet werden. Er wurde ver- 
pflichtet, auch private Fuhrunternehmer zum Preisangebot aufzufordern und das jeweils 
billigſte und preiswürdigſte Angebot zur Durchführung zu bringen. Der ſtädtiſchen Reini- 
gungs- und Führ-G. m. b. H. wurde durch dieſes Verfahren der Einwand genommen, 
daß beſondere von alters her ſpielende Beziehungen dieſe oder jene ſtädtiſche Dienft- 
ſtelle veranlaßten, ihren Bedarf anderwärts einzudecken. 

Aufgabe des Verwaltungsdirektors war es auch, die Vieferungsverträge über 
Lebensmittel (mit Bäckern und Fleiſchern) abzuſchlleßen. Es find oe auf vil Se- 
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biete große Malt is a ne die RR Park- und Garten- 
verwaltung, die ſich durch Zuweiſung von Land auf den größeren Anbau von Gemüſe 
und Kartoffeln einſtellen konnte, wurde für die Belieferung der ſtädtiſchen Anſtalten 
durch den Verwaltungsdirektor herangezogen. 

Ihre Hauptwirkung erreichte dieſe Dienſtſtelle naturgemäß vor dem Höhepunkt der 
Inflation. Im Frühjahr 1923 wurde durch rechtzeitige Beſchaffung der gegen Ver- 
derben geſicherten Lebensmittel und der für die ganze Heizperiode 1923/24 eve 
forderlichen Brennmaterialien für Sämtliche ſtäbtiſchen Dienſtſtellen und Schulen eine 
überaus vorteilhafte Wirtſchaft ermöglicht. Daß durch die gleiche wirtſchaftliche Voraus- 
ſicht die Einführung der geteilten Dienſtzeit weſentlich erleichtert wurde, indem der 
Verwaltungsdirektor rechtzeitig den Bedarf an Beleuchtungsgegenſtänden, Glühlampen 
uſw. ſicherſtellte, ſei nebenbei erwähnt. Auch auf kulturellem Gebiet konnte er Segens- 
reiches leiſten. Für unbemittelte Kinder der Volksſchulen wurde ein größerer Einkauf 
von Schreibheften getätigt, fo daß in den ſchlimmſten Zeiten, im Sommer und im 
Herbſt toez, Schulhefte zu einem außerordentlich niedrigen Preiſe geliefert werden konnten. 

Endlich war es Sache des Verwaltungsbirektors, die Magiſtratsdruckerei mit zu 
bewirtſchaften. Unter Ausnutzung günſtiger Konjunktur iſt die Aufſtellung zweier 
Diegeldruckpreſſen, einer Buchdruckſchnellpreſſe und der entſprechenden Schneide- und 
Heftmaſchinen ermöglicht, fo daß heute ſämtliche Druckaufträge des Magiſtrats in der 
eigenen Druderei, einſchließlich des Orucks des Stadtanzeigers, bewerlſtelligt werden 
können. Auch deren wirtſchaftliche Arbeit wird durch monatliche Abſchlüſſe kontrolliert, 
um feſtzuſtellen, daß die Stadt unter keinen Amſtänden ungünſtiger führt als bei Bere 
gebung der Auftrage an prisate Druckereien. Ein ſtädtiſcher Betrieb, der bei pein- 
lichſten Anforderungen an ſeine Wirtſchaftlichkeit nicht nachweislich günſtiger arbeitet 
als der Privatbetrieb, tft nicht daſeinsberechtigt. 

Anvermeidliche Nachteile dieſes Syftems waren, daß darunter bisweilen die in- 
dividuellen Wünſche einer Verwaltung zu kurz kamen und daß die eee 
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freudigkeit Sal eine zu weit gehende Jentraliſierung leiden mußte. Deswegen iſt von 
dem Augenblick an, in dem wieder mit wertbeſtändigen Zahlen in unſerem Wirtſchafts- 
leben gerechnet werden kann, dieſen Mängeln zu Leibe gegangen. Den in der Stadt 
weit zerſtreut liegenden Schulen iſt wieder größere Bewegungsfreiheit in der Be- 
ſchaffung ihrer Anterrichtsmittel eingeräumt, allerdings mit der für alle Zeiten not- 
wendigen, unter allen Amſtänden aufrecht zu erhaltenden Maßnahme, daß nicht nur 
der Haushaltsplan eingehalten, ſondern auch die preiswerteſte Beſchaffung durch das 
Schulamt in Verbindung mit dem Verwaltungsdirektor bei der Rechnungsprüfung 
überwacht wird. Im übrigen ſoll der Geſchäftsbereich des Verwaltungsbirektors bis auf 
weiteres underdnbdert bleiben; da auch die heutige Wirtſchaftslage noch der Möglichkeit 
erheblicher Schwankungen unterworfen erſcheint. 

Nicht unerwähnt bleiben darf, daß in zwei Fällen der Magiſtrat zu einem ganz 
eigenartigen Syftem der Bewirtſchaftung übergegangen tft. Dieſes Sgſtem liegt etwa 
auf der Mitte zwiſchen der vollkommenen Verſelbſtändigung des Betriebes, wie 
er den wirtſchaftlichen Unternehmungen zuteil geworden iſt, und der bürokratiſch 
kameraliſtiſchen Verwaltungsform. Junächſt wurde bieſes Syftem bei dem Eemeinde⸗ 
friebhof angewandt. Dem Oberinſpektor des Gemeindefriedhofs, einem ftädtifchen Be- 
amten, wurde auftragsweiſe die ſelbſtändige Bewirtſchaftung des Friedhofs nebſt Ver- 
brennungsanlage übertragen. Bei Beginn des Auftragsserhaͤltniſſes wurde ein beſtimmter 
Jahreszuſchuß der Stadt feſtgeſtellt. Der Oberinſpektor wurde ſelbſtändiger Betriebs 
unternehmer, der ſich nach eigenem Gutdünken die Arbeitskräfte annehmen konnte, ſie 
aber nach ſtädtiſchen Tarifen entlohnen mußte. Für die Erhaltung der Subſtanz 
wurben beſtimmte Sicherungen vereinbart. Größere Aufwendungen wurden der Stadt 
auf Anregung des Gberinſpektors vorbehalten, die laufenden Inſtandſetzungen waren 
ſeine Sache. Jeder wirtſchaftliche Erfolg, d. h. jedes Weniger an Juſchuß ſeitens der 
Stadt, ging zu Sunſten beider Vertragsteile. Dieſes Syftem hat ſich in zweijaͤhrigem 
Beſtehen jo bewährt, daß heute der Semeindefriedhof ohne jeden Urn arbeitet. 
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Den veränderten Bedingungen entſprechend wurde dieſes Syftem im Jahre 1923 
auf die ſtädtiſche Rrankenanftalt übertragen. Auch hier tft dem Verwaltungsdirektor 
des Krankenhauſes auftragsweiſe und jederzeit widerruflich eine ſelbſtändige Anterneh- 
merſtellung eingeräumt, die ihm freiere Verfügung über Perſonal, Einkauf und ähn- 
liche Angelegenheiten der laufenden Verwaltung ermöglicht, die Stadt vor Subſtanz- 
verluſten ſicherſtellt und ihr das Recht gibt, jederzeit im Intereſſe der Erhaltung der 
Anſtalt einzugreifen. Die Pflegekoſten find in dieſem Jahre auf einen beſtimmten, 
allerdings bei Anderung der Wirtſchaftslage beweglich gehaltenen Satz feſtgelegt. Er- 
ſparnſſſe kommen auch hier beiden Teilen zugute. Ob ſich aus dieſen Zwiſchenformen 
dauernde Verwaltungs- und Betriebsformen ergeben werden, läßt ſich heute noch nicht 
ſagen. Feſt ſteht nur, daß der Erfolg vollkommen abhängt von der Perſönlichkeit des 
betreffenden, in die Anternehmerſtellung verſetzten Leiters. 

Eine weſentliche Vereinfachung des Verwaltungsbetriebes iſt auch durch die im 
Jahre 19er durchgeführte Abſchaffung der Tagebücher in den einzelnen Dienftftellen 
erfolgt. Der Verfaſſer hatte mit der Abſchaffung ſchon in einer anderen ſtädtiſchen 
Verwaltung gute Erfahrungen gemacht. Sie haben ſich auch hier durchaus beſtätigt. 
Durch eine überſichtliche Altenhaltung, durch Terminkalender und die durch jeden Dritten, 
der mit der Verwaltung zu tun hat, erfolgende Kontrolle, iſt genügende Gewähr dafür 
geboten, daß Verſtöße gegen eine ſchleunige und ordnungsmäßige Seſchäftsführung ſehr 
bald zur Kenntnis des Magiſtrats gelangen. Darüber hinaus find Expeditions⸗ 
(Sachbearbeitung) und Vegiſtratur-(Aktenderwaltung) Dienſt in einer Hand vereinigt 
aus der Erwägung heraus, daß es eine Kraftvergeudung ft, wenn zwei Perſonen den 
gleichen Eingang durchleſen und bis zu einem gewiſſen Grade verarbeiten müſſen. Der 
Sachbearbeiter muß es auf jeden Fall tun, und ihm kann daher auch die an und für 
ſich untergeordnete Aktenverwaltung ansertraut werden. Wenn dagegen eingewandt 
wird, daß auf dieſe Weiſe eine hochwertigere Kraft mit Arbeiten von untergeordneter 
Salla NE Sieh, 5 f {ft dem entgegenzuhalten, daß eine dauernde ge 
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Vollanſpannung doch ausgeſchloſſen iſt und daß eine kurze Beſchaͤftigung mit leichteren 
Verrichtungen eine bei angeſtrengtem Dienſt erwünſchte geiftige Ausſpannung gewährt. 
Jedenfalls find auch die Erfahrungen, die bei der Vereinigung dieſer beiden Arbeits- 
verrichtungen hier gemacht find, durchaus günſtige. Nur in wenigen Dienftftellen, in 
denen es ſich um die Verwaltung umfangreicher Kartothekwerke handelt, iſt dieſe von 
der eigentlichen Sachbearbeitung getrennt geblieben. Die Aktenhaltung ft dadurch Ler- 
einfacht, daß nach Möglichkeit nur noch Schnellhefter verwendet werden, daß die Akten 
von allem überflüſſigen Schreibwerk entlaſtet find und daß, wo immer angängig, anſtelle 
der Akten Kartenblätter treten. Das iſt in beſonders großem Amfange der Fall in 
allen Dienſtſtellen, die mit einem gleichbleibenden großen Perſonenkreiſe zu tun haben, 
bei dem gewiſſe Merkmale dauernd unter Kontrolle zu halten und für die Bearbeitung 
entſcheidend ſind (Wohlfahrtsamt, Steueramt, Wahlbüro). 

Am die Zweckmäßigkeit und Vollſtändigkeit aller dieſer Maßnahmen zu überprüfen, 
entsandte der Magiſtrat im Jahre toer einen beſonders Horgebildeten Verwaltungs- 
beamten in mehrere große ſtädtiſche Verwaltungen des weſtlichen und mittleren Oeutſch— 
lands und in die als vorbildlich bekannteren Induſtrie- und kaufmänniſchen Anter⸗ 
nehmungen. Aus dem Bericht dieſes Beamten ergab ſich, daß im Bellen die 
Modernisierung unſerer Verwaltung als abgeſchloſſen gelten konnte. 

Die Zahl der Beamten und Angeſtellten in ſaͤmtlichen ſtädtiſchen Dienſtſtellen, 
einſchließlich der früher öffentlich-vechtlich, jetzt peidatwirtſchaftlich betriebenen, tft bis Ende 
April 1924 auf 1673 geſunken. In den Dienſtſtellen, die bereits im Juli 1914 vor- 
handen waren und deren Aufgabenkreis unverändert geblieben iſt, {ft eine Verminderung 
des Perſonals um vb. 20% eingetreten. Wenn trotzdem in der ftäbtifhen Verwaltung 
an Beamten und Angeſtellten heute noch 13% mehr beſchaͤftigt werden als 1914, fo er⸗ 
klaͤrt ſich dies daraus, daß in der Mehrzahl der Dienftftellen noch ein erheblich vermehrter 
Aufgabenkreis zu bewältigen iſt. Drotzdem sft zu erwarten, daß auch dieſe 13 / bis zum 
Herbſt dieſes Jahres verſchwunden fein werden. aa weſentlich günſtiger ſind die 
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Zahlen, die jich aus der Amorganiſation der ſtädtiſchen Verwaltung bet der Arbeiter- 
[haft ergeben haben. Heute haben wir noch 2719 ſtändige Arbeitskräfte, d. h. rd. 1,5% 
mehr als im Jahre 1914. Die Arbeiterſchaft ft zur Vorkriegsleiſtung zurückgekehrt, 
d. h. zum Zehnftundentag, der ausnahmsweiſe in denjenigen Betrieben nicht erreicht 
ft, die bereits Sor dem Kriege eine geringere Arbeitszeit im Hinblick auf die Schwere 
der Beſchäftigung hatten. Als ſehr erfreuliche Datſache iſt zu buchen, daß die wirt- 
ſchaftlichen und tariflichen Angelegenheiten der im Arbeiterserhältnis befindlichen 
Perſonen abſeits jeder Parteipolitik bearbeitet und erledigt werden konnten. Es iſt dies 
das Verdienſt des Bezirksarbeitgeberserbandes oſtpreußiſcher Semeinden und Kommu- 
nalderbände, eines Verbandes, zu dem ſich die Mehrzahl der oſtpreußiſchen Städte 
1920 zuſammengefunden hat und der mit den übrigen das ganze Reich nunmehr lücken- 
los umfaſſenden Bezirksorganiſationen zum Reichsarbeitgeberverband deutſcher Se- 
meinden und Kommunalverbände zuſammengeſchloſſen iſt. Die lediglich nach ſachlichen 
Geſichtspunkten eingeftellte Arbeit dieſes Verbandes, feine Arbeitsgemeinſchaft mit 
den Organiſationen der Arbeitnehmer haben zu der erwähnten erfreulichen Verſtärkung 
der Arbeitsleiſtung und zu einer Regelung des Darifweſens geführt, die den Not- 
wenbigkeiten einer armen, aber ſtrebenden Zeit, der Notlage und dem finanziellen 
Anbvermögen der Städte in ſteigendem Maße Vechnung trägt. Die Arbeit des Ver- 
bandes wurde dadurch noch beſonders fruchtbar, daß ſeine Geſchäftsführung mit der des 
Oſtpreußiſchen Städtetages vereinigt und von der Stadt Königsberg verſehen wurde. 

Dies Ergebnis der Amorganiſation auf ſachlichem und perſönlichem Sebiet ift 
neben den bereits geſchilderten organiſatoriſchen Maßnahmen der Feſtigkeit zu verdanken, 
mit der vom Magtiſtrat auch bei dieſem Dezernat an dem vorher erwähnten Grund- 
jas der Zuſammenfaſſung feſtgehalten iſt. Alle perſönlichen und ſachlichen organifato- 
riſchen Verwaltungsaufgaben wurden im Perſonaldezernat vereinigt. Folgerichtig iſt 
es auch, daß die maßgebenden Grundlinien der Perſonalpolitik für alle Verwaltungs- 
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Perſonalfragen der Mitwirkung des Perſonalbezernabe bedürfen. Dadurch iſt vor allem 
ſichergeſtellt, daß für Perſonalausgleich der geſamte ſtädtiſche Verwaltungs- und Inter- 
eſſenkreis zur Verfügung ſteht. Nicht ein einzizer Arbeiter darf unter Umgehung 
des Perſonaldezernats eingeſtellt werden. Auch hier tft bis auf weiteres die Jentrali⸗ 
ſierung nicht zu umgehen und bei manchen Nachteilen der allein ſichere und zuverlaͤſſige 
Weg, Sparſamkeit und gerechte Ordnung zu erreichen. 

Das Erreichte drückt ſich finanziell in dem unter Berückſichtigung der Ruhe- 
gehälter, erſparten Beſoldungen, Löhnen und Büromaterialien, in den nicht mehr 
aufzuwendenden Koſten für Unterbringung, Heizung und Beleuchtung aus. Wach 
dem Stande vom 1. Mal 1924 handelt es ſich um eine Erſparnis von rund 3,5 Mil- 
lionen Goldmark. Dieſe Summe überſteigt das Gefamtauffommen an Gewerbeſteuer 
um 22% und erreicht faſt das Aufkommen aus der Grundſteuer. Dies iſt der nüch- 
terne Segenwartswert. Für die letzte Vergangenheit muß genügen, daß es der Stabt 
möglich war, eine geordnete Verwaltung aufrechtzuerhalten, der Serdnberten Lage 
Vechnung zu tragen, die Autorität ihrer Organe wiederherzuſtellen und an neue 
lebenswichtige Aufgaben heranzugehen. Das war um fo gründlicher möglich, als ſich die 
Stadtserordnetenserſammlung trotz mancher ſcharfen Kritik in Einzelheiten den weſent⸗ 
lichen Seſichtspunkten, zu denen ſich der Magistrat bekannte, nicht entgegen- 
geſetzt und dor allem in ſteigendem Vertrauen dem Maglſtrat die in den letzten wechjelollen 
Jahren unentbehrliche Bewegungsfreiheit letzten Endes immer wieder gewährt hat. 

Der Jukunftswert des Seleiſteten - und ev iſt der wichtigſte - muß Lon einer 
fpäteren Zeit beurteilt werden. Sie wird Fehler entdecken, wie wir fie bereits gefunden 
und wieder beſeitigt haben. Aber fie wird hoffentlich feſtſtellen können, daß hier die 
freien und befreienden Krafte der Selbftserwaltung an einem Werke tätig waren, das 
außerordentlichen Beſonderheiten und Vorkommniſſen gewachſen bleiben wird, genü- 
gende Beweglichkeit beſitzt und ebenſo in dem ehrlichen Wollen einer pflichterfüllten 
Beamtenſchaft wie in dem eee Sinn der en verankert ‘ft. 
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Büroeinteilung 1914. 


1. Qentralbtivo 

2. Büro! Perſonalbüro 

3. „ Il SGrundſtücksverwaltung 

4. „ Ill Armenserwaltung 

IV del, 

6. „ VM hohere Schulen 

7. „ VI Volksſchulen 

8. „ VI Berufsſchulen 

9. „ VII Diefbauserwaltung 

1%. „ IX Berſicherungs- und Gewerbe- 
weſen 

. „ X Steuerbüro 

12. „ XI desgl. 

13. Hauptkanzlei 

14. Botenmeiſterei 

15. Vechnungsamt 

16. Stadthauptkaſſe 

17. Statiſtiſches Amt 

18. Standesamt 

19. Betriebskrankenkaſſe 

20. Sparkaſſe 

21. Leihamt 

22. Hochbauamt! 


Dafell. 


24. Tiefbauamt | 

25. what 

26. Kanaliſationswerke 
27. Gasanſtalt 

28. Waſſeramt 

29. Elektrizitatswerk 
30. Schlacht- und Viehhof 
31. Baupoliget 

32. Fuhramt 

33. Neinigungsamt 
34. Vermeſſungsamt 
35. Park- und Gartenverwaltung 
36. Feuerwehr 

37. Werfthalle 

38. Krankenanſtalt 
39. Armenhaus 

40. Siechenhaus 

41. Stadtarchis 

42. Stadtausſchuß 

43. Arbeitsnachweis 
44. Wohnungsamt 
45. Stadtbibliothek 
46. Maſchinenamt 
47. Watfenhaus 
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Biirocintetlung 1918. 


Standesamt 


5 
Betriebskrankenkaſſe 


tivo] — Sa 

„ lla - Grundſtücksserwaltung 

. 10 ~ ee J 

„ Le - Haftpflicht» pp.⸗ſachen 

„ lle A a Aa ae der Eltern 
von Krlegsteilnehmern 

„lle U- Kriegsfamilienunterſtützung 

„ lle E- Ermittelungen bei der 
Heeresverwaltung 

„lle A.. - Verrechnung der Kriegs- 

unterſtützungen auf Armenge 

P — Abrechnung mit auswärtigen 

Lieferungsverbänden 

„ lle R- Ventenſachen 

„ lle W - Wochenhilfe 

„lle K. H. -~ ee 

„lle M- Allgem. Militärangelegenh. 

„lle M. K. — Militärifhe Kriegs- 

leiſtungen 
Vechtsſchutzſtelle für Kriegsteilnehmer 
i ~ Armenserwaltung 


: ~ besgl. 
pre 
„ VI = 2oltsfhulen 


le 


- höhere Schulen 
VII — Berufsſchulen 
VIII — Diefbauserwaltung 
IX Berſicher.- u. Gewerbeweſen 
X Steuerbüro 


otenmeſſterei 


28. Vechnungsamt 
29. Stadthauptkaſſe 
30. Statiſtiſches Amt 


Dafel ll. 


Sparkaſſe 


. Lethamt 


Hochbauamt | 


Diefbauamt I 
Il 


. Ranaltfationswerke 

. Sasanjtalt 
Waſſeramt 
Elektrizitätswerk 
Schlacht- und Viehhof 


Baupolizei 
uhramt 
einigungsamt 


Vermeſſungsamt 
; Nu und Gartenverwaltung 


euerwehr 
erfthalle 
Krankenanſtalt 


Armenhaus 
Siechenhaus 
i see 


. Stadtarhis 

Stabtausſchuß 

Arbeitsnachweis 

N onen Samt 

Sta thibltothet 

Maſchinenamt 

ee 

. Sürjorgejtelle und Arbeitsnachweis für 
: Kriegsbeſchädigte 


3. Nieteinigungsamt 


Lebensmittelämter IV 
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Seſchäftsplan 1924. Tafel Ill. 
A. Behörblihe Verwaltung. 


1. Stadtamt! — Hauptserwaltungsamt 
2 » II - Stadtlämmerei 
3 „ IIIA Stadtſteueramt A 
4 „  11B - Stadtſteueramt B 
5. „ IV —Scabdthauptbuchhalterei und Stadtſteuerkaſſe 
6 , V = Seundjtidsamt 
7 „ VI — Stadtbauamt 
8. „ VII - Baupoligei und Wohnungsamt 
9 „ VII - Amt für Wirtſchaft und Statiſtik 
10. IX - Stabtfhulamt 
11. Xx —Wohlfahrtsamt 
12.  XIA Arbeitsamt 
13. „ XI B Verſicherungsamt 
. 14». XI - Betriebskrankenkaſſe 
S. „ XIII - Feuerwehramt 
16. XIV Standesamt 
‘ 17, „ XV - Öartenamt 


B. Verwaltung der Betriebe. 
1. Schlacht- und Viehhof 
2, Stadtbant (Abteilungen Sparkaſſe und Leihamt) 
3. Königsberger Werke und Straßenbahn, G. m. b. 9. 
4. Hafenbetriebs-G. m. b. H. 
5. Reinigungs- und Fuhr-G. m. b. 9. 
6. Oſtdeutſche Wirtſchafts-O. m. b. H. 
7. Brennſtoff-Vertriebsgeſellſchaft m. b. H. 
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Nachwetſung Dafel IV. 
der ſtädtiſchen Deputationen und Kommiſſtonen. 


Mitglieber v. d. St. B. B. zu wählen 


des aus ihrer] aus der 
Magiſtrats' Mitte | Burgerſchaft 
a n 


J. Deputationen, Kommiſſtonen und Ausſchüſſe 


Name 


Bemerkungen 
der Deputationen uſw. ae 


Deputation für Statiftit und Mirtſchaft 了 8 2 
2 «| Stabtſchuldeputation nach Geſetz 
3 Kuratorium für Mittelſchulen 2 2 
4 | Verwaltungsrat für höhere Schulen 5 4 6 oe 
5 | Verwaltungsrat für das ſtaͤbtiſche Berufs. 2 4 4 
ſchulweſen 
6 Deputation für Kulturpflege 5 8 2 
7 | Wohlfahrtsdeputation 10 20 
8 | Park» und Friedhofsbeputation 5 7 3 
9 | Feuerwvehrdeputation 了 10 3 
10 Deputation für Hafen-, Hanbelsanſtalten und 4 
出 ten 5 A 
11 | Deputation für Hochbau- und Seblungs= 5 10 
weſen 
Te Tiefbau Deputation 3 6 3 
13 | Deputation für die Verwaltung des Schlacht- 3 1 6 
und Viehhofs 
14 | Verwaltungsrat ber Stadtbank und Rura- 3 3 3 durch beſonbere Be⸗ 
torium der Sparkaſſe ſtimmung geregelt 
15 | Rämmereibeputation 5 10 2 
II. Ausſchüſſe und ähnliche Organe, deren Errichtung auf Seſetz beruht 
1 | Gofundheitstommiffion 


es 


Derwaltungsausfhuß des offentlichen Arbeits- 
nachwelſes 
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Die ee Betriebe. 


= Oberbürgermefjter Dr. Lohmeger 

ie Geftaltung der ſtädtiſchen Betriebe war eine Frage, die gerade in den letzten 
Jahren vor dem Kriege beſonders in Fluß kam und Kommunalpolitiker und Städte- 
tage eingehend beſchaͤftigte. Die gewaltige Entwickelung der Erzeugung und Verwertung 
eſekteiſcher Energie, das Streben der Gruben, das bei der Kokserzeugung gewonnene 
Gas als Nebenprodukt zu verwerten und viele Meilen weit fortzuleiten, brachte die 
ſtäbtiſche Wirtſchaft auf dieſem the ſeit Jahrzehnten vertrauten Daͤtigkeitsgebiete in leb 
hafte Beziehungen zur Privatwirtſchaft. Insbeſondere brach ſich der Gedanke der ſo— 
genannten gemiſchtwirtſchaftlichen Betriebe Bahn und eroberte ſich neben den bisherigen 
Betriebsformen der ſtädtiſchen Regie und des mit einem Prisatunternehmer abge- 
ſchloſſenen Konzeſſionsvertrages feinen Platz. Auch hier in Königsberg ſuchte man 
nach neuen Formen, weil insbeſondere die Verſtadtlichung der urſprünglich von privater 
Seite erbauten Straßenbahn nicht die erhofften Erfolge erzielt hatte. Mein Amts- 
vorgänger, Oberbürgermeifter Or. Körte, führte im Jahre 1910 mit der Allgemeinen 
Elektrizitätsgeſellſchaft in Berlin den Abſchluß eines Vertrages herbei, wonach das 
Elektrizitätswerk und die Straßenbahn an fie mit der Maßgabe verpachtet wurden, 
daß hier eine neue Geſellſchaft Elektrizitätswerk und Straßenbahn Königsberg Aktien- 
geſellſchaft' mit einem Aktienkapital von 5 Millionen Mark errichtet wurde, die das bis- 
herige Perſonal übernahm, gegen Zahlung einer Jahrespacht von 1150000 M. die 
beiden Unternehmungen zu betreiben und nach Ablauf der auf 30 Jahre feſtgeſetzten 
Pachtzeit das Unternehmen mit allem Zuwachs wieder der Stadt gegen gewiſſe Ent- 
ſchäbigung für die Mehrwerte zurückzugeben hatte. Dieſe Politik der Stadt in der 
Verwaltung ihrer wirtſchaftlichen Betriebe bildete damals nicht nur in Königsberg den 
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Intereſſe in kommunalen Fachkreiſen. In ihr prägte ſich die Aberzeugung der damals 
verantwortlichen Männer aus, das Privatkapital fet fähiger als die Städte, wirt- 
ſchaftliche Unternehmungen zu betreiben und vertrauenswürdig genug, um ihm, geſtützt 
auf einen die echte der Stadt wahrenden Vertrag, wichtige öffentliche wirtſchaftliche 
Intereſſen der Stadt anzusertrauen. Der Vertrag hatte in den nächſten Jahren den 
erwünſchten Erfolg, daß die Stadtverwaltung an Stelle der bisher ſchwankenden im End- 
ergebnis unſicheren Aberſchüſſe dieſer Unternehmungen nunmehr eine feſte, nicht ge- 
ring bemeſſene Rente bezog und von der Fürſorge für einen erheblichen Teil ihrer 
Beamten, Angeſtellten und Arbeiter entlaſtet war. Erſteres wurde um ſo angenehmer 
empfunden, als das Gaswerk in den bisherigen Formen ſtädtiſcher Regie weiter be- 
trieben wurde, vor dieſer Zeit eine Verlegung und damit einen vollſtändigen Meubau 
feiner ganzen Anlagen erfordert hatte und ſchon aus dieſem Grunde nicht in der Lage 
war, ſichere und ähnlich hohe Erträgniſſe wie die verpachteten Unternehmungen abzu— 
führen. Da brach der Krieg aus, und wenn auch zunächſt mit Vückſicht auf die 
Schwierigkeiten in der Beſchaffung Gon Brenn- und Veuchtſtoffen eine ſtarke Ver- 
mehrung der Gaskonſumenten erfolgte, fo veränderten doch die auch bald für die Gas- 
anſtalt einſetzenden Schwierigkeiten in der Beſchaffung von Kohle die ganze Situation 
noch ungünſtiger. Gegen Ende des Krleges ſpitzten ſich aber auch für die verpachteten 
Werke die Verhäͤltniſſe infolge der ſtärker einſetzenden Geldentwertung immer mehr 
zu, und es ergaben ſich auch hier wie allerorten, wo derartige Betriebe in den Händen 
von Privatunternehmern waren, Steitigkeiten aus dem Konzeſſionsdertrage. Die 
darin feſtgeſetzten Tarife genügten den Bebürfniſſen der Werke nicht. Schiedsgerichte 
wurben eingeſetzt, die auf Grund der vom Bundesrat erlaſſenen Verordnungen die 
Tarife entgegen den bisherigen Vertragsabreden nach billigem Ermeſſen anderweit 
feſtſetzten und damit die Grundlage derartiger Verträge oft von Grund aus ver 
änderten. Als ich im Sommer 1919 die verantwortliche Leitung der Seſchäfte in 
Königsberg übernahm, brachte ich als Ergebnis langjähriger Erfahrungen aus meiner 
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früheren Tätigkeit in Berlin-Schöneberg, wo ſämtliche feädtifchen Betriebe in privater 
Hand waren, die Aberzeugung mit, daß derartige Darifſtreitigkeiten, auch wenn fie 
zunächſt ſcheinbar der Bevölkerung geringere Tarife beſcherten, das Werk ſchädigen, 
das nicht fostel vereinnahmt, als es zum Anterhalt des Werkes braucht, und daß 
legten Endes bei der Vernachläffigung der Einrichtungen infolge mangelhafter Ab- 
ſchreibungen doch die Bürgerſchaft die Zeche zahlen muß. Andrerſeits ſtand bei mir 
feſt, daß ſchon nicht in normalen Zeiten geſchweige denn in ſolchen außergewöhnlichen 
Zeiten, wie die, denen wir damals entgegengingen, wirtſchaftliche Anternehmungen 
in der auf fie gar nicht zugeſchnittenen bürokratiſchen Form gedeihen können, ſondern 
eine freiere beweglichere Geſtaltung unbedingt fordern. Aus dieſen Erwägungen heraus 
war ich bemüht, den heftigen Schiedsſtreit zwiſchen der ©. S. K. A. und der Stadt 
Königsberg dadurch aus der Welt zu ſchaffen, daß die Stadt die Aktien der Geſellſchaft 
erwarb. Die A. E. ©. erklärte ſich auf Grund der ſchlechten Erfahrungen, die fie mit 
den künſtlich niedrig gehaltenen Darifen gemacht hatte, bereit zu einem erträglichen 
Preiſe die Aktien der Stadt zu überlaſſen. And fo beſchloſſen noch im Dezember 1919 
die ſtäbtiſchen Rörperfhaften faſt einmütig den Erwerb der Aktien der E. S. K. A. 
durch die Stadt. Gleichzeitig hiermit faßten aber die ſtädtiſchen Körperſchaften auch 
noch, ebenſo einmütig, einen Beſchluß von weittragender Bedeutung, nämlich die 
Überführung des Gaswerks in die Betriebsform einer ſtäbtiſchen Seſellſchaft. Damit 
war wohl zum erſtenmal in Deutſchland ein ganz neuartiger Weg beſchritten. Die 
Löfung der Frage, wie man die Vorzüge der Privatwirtſchaft öffentlichen Betrieben 
nutzbar machen könne, war damit in einer bisher noch nicht verwirklichten Weiſe in 
Angriff genommen. Die öffentlich-rechtliche an den Haushalt gebundene Verwaltungs- 
form wurde hiermit für die Gasanſtalt beſeitigt. An ihre Stelle trat die nach rein 
kaufmanniſchen Geſichtspunkten arbeitende Geſellſchaftsform. Mitbeſtimmend dafür, 
daß die ſtädtiſchen Nörperſchaften der Umwandlung des Betriebes in Geſellſchaftsform 
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vorankam. In den Kriegsjahren waren hier Abſchlüſſe vorgekommen, bet denen nicht 
nur bie als Aeberſchuß des Werkes in den Etat eingeſtellte Straßenmiete nicht auf— 
gebracht werden konnte, ſondern darüber hinaus waren Fehlbeträge entſtanden. Die 
ſchleppende Beſchlußfaſſung durch Deputation, Magistrat und Stabtverordneten- 
verſammlung mit ihrem zuſtändigen Ausſchuß ermöglichte nicht ein ſo raſches Arbeiten 
wie es die Zeiten beginnender Inflation erforderten. Die Beſchlüſſe waren, wenn ſie 
nach Monaten zuſtande kamen, von den Datſachen bereits überholt. Vor allem fehlte 
es an einer klaren Aeberſicht, wie eigentlich das Werk arbeitete. Die Buchhaltung 
war bisher vein kameraliſtiſch geweſen. Um hier kein Mißverſtändnis aufkommen zu 
laſſen, muß folgendes geſagt werden: Die kameraliſtiſche Buchführung tft ebenſowenig 
ſchlechter als die kaufmänniſche, wie der bürokratiſche Betrieb ſchlechter iſt als der kauf— 
männiſche. Beide Buchhaltungsſgſteme und beide Betriebsformen können je nach ihrer 
Anwendung auf den Einzelfall ſehr gut und ſehr ſchlecht fein. Sie find eben völlig ver— 
ſchieben, und fo wenig die kaufmänniſche Buchführung und Betriebshaltung für Hoheits- 
verwaltungen paßt, fo wenig paßt die bürokratiſche Verwaltungsform und mit ihr die 
kameraliſtiſche Buchführung für Wirtſchaftsbetriebe. Es wäre aber verkehrt, wollte 
man ganz allgemein der einen Form vor der anderen den Vorzug geben. Die 
kameraliſtiſche Buchführung hat den Zweck, ein Iſt mit einem Soll zu vergleichen und 
eine Kontrolle zu ermöglichen, wie weit das Oſt hinter dem Soll zurückbleibt oder es 
überſteigt. Das tft für eine Hoheitsderwaltung nötig, paßt aber niemals für einen 
wirtſchaftlichen Betrieb. Bei dieſem iſt nicht die abſolute Höhe der Ankoſten oder der 
Einnahmen von Belang, ſondern lediglich der wirtſchaftliche Erfolg, der ſich aus dem 
Vergleich von Einnahmen und Ausgaben in der Gewinn- und Verluſtrechnung und 
der Bilanz ausdrückt. Eine ſolche Erfolgs-Aberſicht iſt durch die kameraltſtiſche Buch- 
führung niemals ohne erzwungene Aufpfropfung weſensfremder Beſtandteile zu er- 
reichen, und fo ergab benn auch die kameraliſtiſche Buchführung beim Gaswerk niemals 
ein wirklich genaues Bild über den wirtſchaftlchen Stand des Unternehmens. Daß 
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der Etat des Saswerks namentlich bei der ſchwankenden Entwickelung der Seldserhält- 
niſſe nur eine leere Form war, Lerſteht ſich hiernach von ſelbſt, da Umſatz und Erfolg 
maßgebend find und nicht ein Etatsfoll. 


In Frage kam alſo lediglich, in welcher Weiſe das Ziel einer Betriebsführung 
nach Art der Prisatwirtſchaft erreicht werden könnte. 


Es wäre denkbar geweſen, die beiden ſtädtiſchen Körperſchaften zu veranlaſſen, 
thre Rechte auf eine gemiſchte Deputation zu delegieren. Ob das mit der geltenden 
Staͤdteordnung vereinbar it, mag hier dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls wäre das eine halbe 
Maßregel geweſen, wenn damit die Verbindung mit dem ſtädtiſchen Etat und mit der 
kameraliſtiſchen Buchführung nicht geloͤſt worden wäre. Ferner wäre die Einrichtung 
eines gemiſchtwirtſchaftlichen Betriebes in Betracht gekommen. Aus welchen Gründen 
fie nicht gewählt wurde, ſondern die vorliegende Seſellſchaftsform, geht aus meinem 
Artikel „Rommunalifierung und Entkommunaliſierung' in der Jeitſchrift Waſſer und 
Gas”, ſe. Jahrgang Nr. 14 vom 6. Januar 1922, hervor. Kurz geſagt, waren die 
Gründe folgende: 


Die Verſorgung mit Gas bildet eine weſentliche Aufgabe der Gemeinden. Es 
handelt ſich um einen Monopolbetrieb. Deshalb ſoll er auschließlich in der öffentlichen 
Hand bleiben. Dazu kommt, daß erfahrungsgemäß fremde Firmen nur dann für eine 
ſolche Betriebsführung zu gewinnen find, wenn der Vertrag mit ihnen auf mehrere 
Jahrzehnte geſchloſſen wird. Unter den Jeitserhaͤltniſſen, die man ſchon damals als 
ſchweren Kriſen zuſteuernd erkannte, erſchien eine ſolche langfriſtige Bindung als un- 
möglich. Schließlich beſtand auch in Königsberg nicht das für die Wahl dieſer Betriebs- 
form meiſtens ausſchlaggebende Motis: die Kreditnot der Gemeinde, die außerſtande 
ft, die nötigen Betriebsmittel für das Werk zu beſchaffen. Es blieb alſo, wenn man 
von Experimenten abſehen wollte, nur die Form einer Seſellſchaft bürgerlichen Rechts. 
Sie vereinigt alle gewünſchten Vorteile in ſich. Durch die Sründung mit einem ober 
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mehreren Strohmännern, die ihre Anteile ſofort nach der Griinbung an die Stadt 
wieber abtraten, war auch die Möglichkeit gegeben, die Geſellſchaft vollſtändig in öffent- 
licher Hand zu behalten. Die Frage war nur: Aktiengeſellſchaft oder ©. m. b. H.? 
Für die ©. m. b. H. ſprach folgender Vorteil: Sie konnte mit einem ſehr niedrigen 
Stammkapital gegründet werden. Dadurch wurden Serichts- und Stempelkoſten bei 
der Errichtung geſpart. Bei der laufenden Verwaltung war dieſe Form gleichfalls 
aus den bekannten hanbelsrechtlichen Gründen billiger als jene. 


Die zweite zu löſende Frage war die: Betriebs- oder Beſitzgeſellſchaft? d. h. 
ſollte die Stadt Eigentümerin des Werkes bleiben oder dieſes auf die Geſellſchaft 
übertragen? Wir entſchieden uns für die Betriebsgeſellſchaft; denn dieſe erforderte 
nicht die hohen Beſitzwechſelabgaben und Serichtskoſten. Es erſchien auch in ſteuerlicher 
Hinſicht zweckmäßiger, das Eigentum in ſtädtiſcher Hand zu behalten. Auch glaubten 
wir damit die Kreditfähigkeit der Gemeinde am beſten hochzuhalten. 


Schließlich blieb noch die Frage zu löͤſen, wie das Verhältnis zwiſchen der Stadt 
als Eigentümerin und der Seſellſchaft als Betriebsführerin des Werkes rechtlich aus- 
geſtaltet werden ſollte. Die Form der Miete ſchien wegen des hohen Stempels als 
falſch. Es wurde daher das Vechtsverhältnis eines Auftrages gewählt. In dieſem 
Auftrag wurde feftgelegt, daß das Werk nach kaufmänniſchen Grundſätzen ohne Que 
ſchuß zu führen fet, daß eine 10% ige Abgabe Gon den Bruttoeinnahmen an die Stadt 
geleiſtet werden ſollte und daß die Seſellſchaft noch eine Reihe von Vebenleiſtungen, 
wie Straßenbeleuchtung uſw, zu übernehmen habe. Bei der Übernahme der An- 
geſtellten und Arbeiter wurden ihnen dieſelben Nechte wie den ſtäbtiſchen Arbeitern 
und Angeſtellten zugeſtanden. Die Leiter des Unternehmens aber ſchieden, ſoweit 
fie Beamte waren, aus dem Beamtenverhaͤltnis aus und wurden auf Prisatdienſt⸗ 
vertrag weiter beſchäftigt. Sie erhalten neben ihren feſten Bezügen vor allem eine 
Lantieme. 
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Das Ergebnis dieſer Erwägungen war, daß am 16. Februar 1920 die, Staͤdtiſche 
Sasbetriebsgeſellſchaft m. b. H. Königsberg Pr.” mit einem Stammkapital von 20000 M. 
von der Stadt mit einem Strohmann gegründet wurde. Die Organisation dieſer 
Geſellſchaft iſt derart, daß der Betrieb völlig aus dem Nahmen der ftädtifhen Ver- 
waltung ausgeſondert iſt und nach rein kaufmänniſchen Srunbſätzen geführt wirb. 
Insbeſondere hat die Geſchäftsführung alle laufenden Arbeiten wie bei einem induftri- 
ellen Großunternehmen felbftändig und unter voller Verantwortung zu erledigen. Im 
übrigen aber iſt der bet der volkswirtſchaftlichen, kulturellen und ſozialen Bedeutung 
der Betriebe notwendige gemeinwirtſchaftliche Einfluß durch die Stadtverwaltung voll 
gewahrt. Denn der auf Vorſchlag der ſtädtiſchen Rörperfhaften gewählte Aufſichts⸗ 
rat iſt befugt und verpflichtet, die Geſchäfte der Geſellſchaft in allen Zweigen zu über- 
wachen und ſich über alle Angelegenheiten der Geſellſchaft zu unterrichten. Er wird 
jährlich neu gewählt und beſteht jetzt aus 6 Mitgliedern des Magiſtrats, 10 Stadt- 
verordneten und 8 ſachserſtändigen Perſonen einſchl. der Betriebsratsvertreter. Die 
Maglſtratsmitglieder werden Som Gberbürgermeiſter ernannt, der aus ihrer Reihe 
den Vorſitzenden und feine Stellsertreter bezeichnet. Die Stadtserordneten gehören 
allen Fraktionen der Stadtserordnetenserſammlung an, fo daß alle Teile der Bevölke- 
rung ihre Intereſſen in dem Aufſichtsrat geltend machen können. Außerdem iſt es 
gelungen, aus den Kreiſen der Induſtrie und des Handels ſachverſtändige Vertreter 
für den Aufſichtsrat zu gewinnen, deren Mitarbeit ſich, ebenſo wie die der Stabt- 
verordneten, als äußerſt ſegensreich für die Entwickelung erwieſen hat. Ein 
Mitglied des Aufſichtsrats aus der Zahl der Magiſtratsmitglieder fungiert als ge- 
ſchäftsführendes Mitglied des Aufſichtsrats. Alle Fragen grundſätzlicher Natur, 
3. B. die Anbahnung neuer Geſchäftsbeziehungen, der Ausbau der Werke, Kredit- 
fragen, Organiſationsänderungen und Verbandsangelegenheiten, ferner auch Tarif- 
verträge und Anſtellungsgrundſaͤtze bedürfen ſeiner Mitwirkung. Sleichzeitig hat er 
dafür zu forgen, daß die einzelnen Abteilungen der Sefellihaft nach einheitlichen Se⸗ 
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ſichtspunkten und Hand in Hand arbeiten. Die bisweilen ausgeſprochene SRE 
daß politiſche Geſichtspunkte in den Verhandlungen zum Schaden der Betriebe zu 
ſtark zutage treten könnten, hat ſich nicht als berechtigt erwieſen. Die wichtigſte Auf- 
gabe des Aufſichtsrats iſt die auf den Vorſchlägen der Geſchäftsführung ſich aufbauende 
Beſchlußfaſſung über die Tarife. Die enge Zuſammenarbeit des Vorſtandes mit dem 
Aufſichtsvat hat auch in den hinter uns liegenden ſchwerſten Zeiten immer dazu geführt, 
daß die berechtigten Intereſſen des Werkes gewahrt wurden. Als Verwaltungs- 
grundſatz gilt, daß der Betrieb jo zu führen iſt, daß die an die Stadt zu zahlenden Ab- 
gaben ſowie die notwendigen Abſchreibungen ohne jeden Betriebsverluſt geleiftet 
werden. Darüber hinaus ſollen im Intereſſe der Bevölkerung Gewinne nicht er- 
zielt werden. 

Der nächſte Schritt auf dem Wege der Almſtellung der ſtädtiſchen Betriebe war 
der, die Verbindung der beiden bisher völlig getrennten Betriebe, der Gasanſtalt und 
des Elektrizitätswerls mit der Straßenbahn, zunächſt durch Perſonalunion des für 
beide Betriebe gemeinſam beſtellten kaufmänniſchen Direktors und durch Identität der 
Aufſichtsrate der ©. S. K. A. und der ſtädt. Gasbetriebsgeſellſchaft herzuſtellen. 
Sehr bald ergab ſich, daß der Vorteil der privatwirtſchaftlichen Betriebsform 
noch weſentlich größer fein würde, wenn man in dieſer Seſellſchaft alle gleichartigen 
Betriebe zuſammenfaſſen würde. Die Vorteile dieſer Zuſammenfaſſung liegen vor 
allem darin, daß ein gemeinſamer Bezug von Vohſtoffen, insbeſondere von Kohle, da- 
durch erleichtert wird, ebenſo ein gemeinſames Ableſen der Zähler, gemeinſames Vech⸗ 
nungſchreiben und gemeinſames Kaſſieren. Weiter aber wird auf dieſe Weiſe eine 
einheitliche Darifpolitik gewährleiſtet. Auch iſt die Verwertung kaufmaͤnniſcher und 
techniſcher Erfahrungen in dem ganzen Betriebe leichter zu erzielen. Dazu kommen 
natürlich noch mancherlei Vorteile kleinerer Art, die vor allem in der beſſeren Aus- 
nutzung der Betriebseinrichtungen liegen. Das Schlußergebnis dieſer Folgerungen 
war, daß am 1. Juli 19er auch das Waſſerwerk und das Kanaliſationswerk der Gee 
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ſellſchaft angeſchloſſen wurden. Endlich wurde im März 1922 die völlige Verſchmelzung 
mit der E. S. K. A. vollzogen. Der geſamte Betrieb erhielt nunmehr die Firma 
„Königsberger Werke und Straßenbahn G. m. b. H.“ Das it der Werdegang des 
Sgſtems, das mittlerweile unter dem Mamen des ſogen. „Königsberger Sgſtems“ 
allgemein bekannt geworden ift. 


Nach dieſem Syftem haben wir nun im Laufe der Zeit eine ganze Reihe anderer 
Betriebe organifiert. Folgende ſeien hier erwähnt: 


Die „Königsberger Hafenbetriebs -G. m. h. H.' eröffnete ihren Betrieb am 
25. September 1923. Er umfaßt die Bewirtſchaftung des ganzen alten und neuen 
Hafens, ſoweit er im Eigentum der Stadt ſteht und dem öffentlichen Amſchlag dient, 
und der ſtädtiſchen Handelsanſtalten einſchl. der neuen Speicher und der jetzt Son der 
Stadt übernommenen Speicher-A.-G. 


Die „Oſtdeutſche Wirtſchafts-O. m. b. H. und de „Brennſtoffvertriebsgeſellſchaft 
m. b. H.“ Aeber dieſe enthält eine Abhandlung von Stadtrat Dr. Raabe alles 
Nähere. 


Die „Königsberger Reinigungs- und Fuhr-G. m. b. 9.” sft am ar. Maͤrz 1921 
gegründet worden. Sie umfaßte zunäachſt die Straßenreinigung, Müllbefeitigung und 
den ſtädtiſchen Fuhrpark. Vetzterer wurde am 1. Januar 1924 als Königsberger 
Transport-©. m. b. H. abgefpalten. Die Gründung jener Geſellſchaft erfolgte, um in 
dieſem Betriebs zweige gleichfalls eine größere Beweglichkeit und eine beſſere Anpaſſung 
an das Wirtſchaftsleben zu erzielen. Die Abſpaltung des Fuhrbetriebes in eine be- 
ſondere Geſellſchaft war notwendig, weil ſich Straßenreinigung und Müllabfuhr ledig- 
lich aus ſteuerähnlichen Beiträgen unterhalten, während der Fuhrpark ein wirtſchaftliches 
Unternehmen auf rein privatrechtlicher Grundlage darſtellt. Es follte eine klare 
Scheidung zwiſchen den öffentlich-rechtlichen Beiträgen des Reinigungs- und Müll- 
eſchaffen 
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werden. Bei der Straßenreinigung und Müllabfuhr handelt es ſich inſofern um eine 
Beſonderheit, als für die Straßenreinigung vollſtändig und für die Müllabfuhr zum 
größten Teil Anſchlußzwang der Srundbbeſitzer beſteht. Dementſprechend find die 
öffentlich- rechtlichen Beiträge Gon den ſtädtiſchen Körperſchaften feſtzuſetzen, die ihre 
Befugniſſe auf die mit dem Aufſichtsrat der Geſellſchaft identische Deputation delegiert 
haben. Die Stadt bedient ſich alſo der Seſellſchaft für die Erfüllung der ihr obliegenden 
Straßenreinigung und Müllabfuhr. 

Dieſe bis in die jüngfte Zeit noch entſtandenen Neugründungen weiſen ſchon darauf 
hin, daß die Erfahrungen, die wir mit dem „Königsberger Syftem” machten, gut waren. 
Drotzdem haben wir dieſes Syftem niemals als ſtarres Dogma behandelt, ſondern wir 
haben es den DVerhältniffen des einzelnen Falles entſprechend ſehr oft umge- 
wandelt, ja zum Teil geradezu in fein Gegenteil verkehrt, wenn das erforderlich 
erſchien. 

In bewußtem Segenſatz hierzu iſt nämlich die Stabtbank, die in einem beſonderen 
Artikel behandelt tft, nicht als Geſellſchaft mit eigener Vechtsperſoͤnlichkeit, ſondern als 
ein eigenes Inſtitut der Stadt ohne eigene Vechtsperſönlichkeit gegründet worden. 
Denn hier lag uns gerade daran, die unbeſchraänkte Haftung der Stadtgemeinde zu 
erreſchen, damit das Publikum die größtmögliche Sicherheit bei der Bank hat. Als 
wir uns dann mit dem „Kommunalen Spar- und Siroserband für die Oſtmark' zum 
gemeinſchaftlichen Betriebe der Stadtbank Lereinigten, wurde aus demſelben Grunde 
die Form einer offenen Handelsgeſellſchaft gewählt. 

In ähnlicher Weiſe haben wir eine ſchon beſtehende rechtsfähige Stiftung, die 
„Stiftung für gemeinnützigen Wohnungsbau', dazu benutzt, um unſeren geſamten 
Siedlungsbau zu verſelbſtändigen. Dieſer Stiftung iſt dann ſpaͤter auch die ſelbſtändige 
Verwaltung der uns gehörigen Wohngrundſtücke übertragen worden. 

Ja, wir haben ſogar, wo es uns richtig erſchien, die Form des gemiſchtwirtſchaftlichen 
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berg l. Pr. S. m. b. H.“ und der ,Ganbelshof-S. m. b. H., über die ein beſonderer 
Artikel berichtet. Später allerdings ſind ſaͤmtliche Anteile auf uns übergegangen. 
Geblieben iſt dieſe Form des gemiſchtwirtſchaftlichen Betriebes dagegen bei der 
„Pregeltorfwerk- A.-G.“, die wir zuſammen mit der dem Stinneskonzern angehörigen 
Oſtdeutſchen Maſchinen-O. m. b. H. gegründet haben, um ein bei Königsberg gelegenes 
fiskaliſches Dorflager auszubeuten. Hier haben wir ſogar, da wir auch das Privat- 
publikum heranzuziehen ſuchten, die Form einer Aktiengeſellſchaft gewählt. 

Vielfach iſt die Frage aufgeworfen worden, ob die Ausdehnung der wirtſchaft⸗ 
lichen Betätigung der Stadt in dieſem Amfange zweckmäßig sft. Man kann über dieſe 
Frage verſchiedener Anſicht fein. Zweifellos iſt zunächſt, daß Monopolbetriebe in die 
öffentliche Hand gehören. Damit ſcheiden die Königsberger Werke und Straßenbahn, 
die Straßenreinigung und Müllabfuhr, die Hafenbetriebsgeſellſchaft und das Meßamt, 
die zweifellos Monopolcharakter haben, aus. Daß die Monopolbetriebe aber nicht allein 
für die Bewirtſchaftung durch die Stadt in Frage kommen, ergibt ſchon das Beiſpiel 
der Stabtbank, denn niemand kann beſtreiten, daß dieſer Betrieb für unſere Stadt 
geradezu eine Jebensnotwendigkeit geworden iſt. Darüber hinaus aber wird man kaum 
beſtreiten können, daß ſolche Betriebe, die der Verſorgung der Besölkerung dienen, 
wie die Oſtdeutſche Wirtſchafts-G. m. b. H. und die Brennſtoffvertriebs-G. m. b. H, 
zweckmäßigerwelſe mindeſtens noch jo lange aufrecht erhalten werden müſſen, bis wir 
wieber geordnete Verhaͤltniſſe haben. Die Handelshof-O. m. b. H., die lediglich Eigen- 
tümerin eines Bürohauſes iſt, könnte natürlich ebenſogut in privater Hand weiterbeſtehen. 
Ebenſo liegen die Dinge bei der Stiftung für gemeinnützigen Wohnungsbau. Bei 
der Pregeltorfwerk⸗ A.-G. ist die Beteiligung der Stadt unentbehrlich, weil der Fiskus 
nur ihr die Ausbeutung des Dorflagers abgeben wollte. Erfahrungen, die hier nicht 
näher erörtert werden ſollen, haben aber auch gezeigt, daß ein ſtaͤdtiſcher Fuhrpark nicht 
zu entbehren iſt. Damit rechtfertigt fid) die Exiſtenz der Königsberger Dransport⸗ 
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zweiges lediglich Zweckmäßigkeitsfragen vorliegen, die nach Zeit und Amſtänden 
verſchieden beantwortet werden können. Für fie iſt maßgebend die allgemeine Richtung 
der von der Stadt betriebenen Wirtſchaftspolitik, auf die in einem anderen Aufſatz 
eingegangen wird. Jedenfalls handelt es ſich nicht um Fragen der ſo heiß umſtrittenen 
Sozialisierung oder Rommunalifierung. Die zukünftigen Erfahrungen werden ergeben, 
ob vielleicht noch Betriebe hinzukommen oder manche auch vielleicht als überflüſſig auf- 
gegeben werden. Wie wir aus der Betriebsform ſelbſt kein Dogma gemacht haben, ſo 
find wir auch weit davon entfernt, aus dem Amfange unſerer wirtſchaftlichen Betätigung 
ein Dogma zu machen. 

Aber die Srundfäge, nach denen alle dieſe Betriebszweige bewirtſchaftet werden, 
iſt noch folgendes zu Jagen: Die Seſellſchaften ſollen, wenn ſtatutengemäß nichts anderes 
vorgeſehen iſt, ausreichende Gewinne erzielen, die an die Stadt fallen. Vielfach ist 
allerdings, 3. B. bei der Meſſe, durch den Eeſellſchaftsvertrag feſtgelegt, daß die Sewinne 
der Geſellſchaſt ſelbſt zu ihrer Erweiterung dienen ſollen, oder es ift, wie bei den Königs- 
berger Werken und der Neinigungs- und Fuhr-S. m. b. H. feſtgelegt, daß Gewinne 
überhaupt nicht zu erzielen find, ſondern Gewinne oder Verluſte dem naͤchſten Geſchäfts⸗ 
jahr vorzutragen find. Niemals aber hat darüber ein Zweifel beſtanden, daß die Gefell- 
ſchaften auf keinerlei Juſchüſſe, vor allem nicht aus ſteuerlichen Mitteln, zu rechnen 
haben, ſondern daß fie, ſoweit das ihrer Natur nach möglich iſt, liquidiert werden, ſobald 
ſie ſich nicht wenigſtens ſelbſt tragen. 

Wenn es auch nicht ausgedrückt wurde, fo war doch ein Hauptgrund, der zur Bildung 
der Geſellſchaften führte, die Betriebe finanziell auf eigene Füße zu ftellen. Junächſt 
gelang das überraſchend gut. Als ſich dann aber die Inflation immer mehr steigerte, 
war es den meiſten Seſellſchaften unmöglich, ohne Betriebskrebite weiterzukommen. 
Das galt beſonders von den Königsberger Werken und der Veinigungs- und Fuhr⸗ 
S. m. b. H, bei der das Beitragsverfahren natürlich mit der Inflation nicht Schritt 
halten konnte. Dicfe Betriebe haben in ben ſchlimmſten Zeiten der Inflation von der 


S SN 


ee ex Doe co 
28 So oes 60 


ET ste 


Stadtbank ebenſo gelebt wie die Stadt ſelbſt und haben für die Bank eine > 
Belaſtung gebildet, die lange Zeit mit einem im Verhältnis zur Seldknappheit ſehr 
großen Betriebskredit hat aushelfen müſſen. Mit der Inflation iſt auch dieſe un- 
erfreuliche Phaſe überwunden worden. Die Seſellſchaften find heute durchweg 
wieder finanziell ſelbſtändig geworden, erfüllen alſo auch in dieſer Beziehung voll 
ihren Zweck. 

Die Geſellſchaften werden, abgeſehen von der laufenden Aberwachung, die durch 
ihren Anſchluß an die Stadtbank möglich tft, mindeſtens jaͤhelich einmal durch eine 
Nesifionsgejellihaft vesidiert. Steuerliche Bevorzugung befigen die Geſellſchaften nicht. 
Abgeſehen von den Königsberger Werken führen ſie, wie jedes andere wirtſchaftliche 
Unternehmen, die ſtädtiſchen Steuern und etwaige Reichs- und Staatsſteuern an den 
Fiskus ab. Bezüglich der beiden letzteren Steuerkategorien ft ſogar über das geſetzlich 
vorgeſchriebene Maß hinausgegangen, denn die Geſellſchaften müſſen auch da, wo fie 
nach reichs- und landesgeſetzlichen Beſtimmungen als gemeinnützig von Steuern befreit 
ſind, ſie trotzdem an die Stabt-Steuerkaſſe zahlen. 

Die Seſellſchaften beſitzen ferner keine irgendwie günſtigere Stellung bezüglich der 
Kreditgewährung durch die Stabtbank oder ein anderes Kreditinſtitut. Vielmehr werden 
fie auch hier wie jeder prisatwirtſchaftliche Betrieb behandelt. 

Bezüglich der Lieferungen und Leiſtungen für die Stadt und für die Geſellſchaften 
untereinander beſteht das Prinzip, das auch in allen großen Konzernen durch- 
geführt iſt: es wird niemals eine Monopolſtellung eingeräumt, vielmehr werden ſtets 
Offerten auch von dritter Seite eingefordert. Die ſtädtiſchen Seſellſchaften erhalten 
grundsatzlich den Auftrag nur dann, wenn ihr Angebot bas billigſte und gün- 
ſtigſte iſt. 

In ſolchem Getfte geführt wird die neue Betriebsform nicht nur den Betrieben 
ſelbſt, ſondern der Bürgerſchaft und der ſtädtiſchen Verwaltung zum Segen ge- 
reichen. 
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Die Finanzverwaltung. 


N Stadtkaͤmmerer Dr. Lehmann. 

ls der Weltkrieg ausbrach, waren die Finanzen der deutſchen Städte gefund und 
lebenskraftig. Als der Krieg mit den Waffen endigte ~ von einem „Frieden' ſprechen 
hieße eines der ſchönſten Worte unſerer Sprache entwürdigen — hatte auch dieſer Or- 
ganismus tiefe Wunden davongetragen. Viereinhalb Jahre lang waren die wichtigſten 
Arbeiten infolge des Mangels an Material und MWenſchen aufgeſchoben worden; die 
Anleihepolitik des Veiches hatte die Städte verhindert, ihre Schulden zu fundieren. 
Die hereinbrechende politiſche und wirtſchaftliche Reife verlangte den Aufwand un- 
geahnter Mittel zur Steuerung der ärgſten ſozialen Notſtände, und ſchließlich nahm 
das eich durch die bekannte Finanzreform den Gemeinden den wichtigſten Teil ihrer 
Steuern, die Einkommenſteuer. So ſtand wohl jede kommunale Finanzverwaltung 
vor nicht viel mehr als einem Wichts, d. h. vor ungeheuerlich geſteigerten Ausgaben 
und ſtark verminderten Einnahmen. 

Daß Königsberg nicht günſtiger daſtand, als die anderen deutſchen Sroßſtäbdte, 
verſteht ſich von ſelbſt. Als die ärmſte Sroßſtadt des Deutſchen Neiches vor dem 
Kriege, abgetrennt durch den ſogenannten polniſchen Korridor von dem Hauptteil des 
Deutſchen Reiches, war feine finanzielle Bedrängnis womoͤglich noch größer, als die anderer 
Städte. Im weſentlichen auf einen Handel nach dem Oſten eingeſtellt, der zunächſt 
einmal vollig lahm lag, waren die innerlichen Quellen feiner Kraft ſchwerer geſchäbigt, 
als anderswo. Die Bedrohung unter dem ſlawiſchen Oſten konnte das Kapital durch- 
aus nicht reizen, nach Königsberg Geld in irgend einer Form zu geben. Auch die 
Wirtſchaftskriſen machten ſich hier drückender bemerkbar, als in den meiſten anderen 
Städten. In Königsberg wohnte, zugezogen aus ber ländlichen Bevölkerung der 
Proving, eine große Anzahl von älteren Nentner, die infolge der Geldentwertung 
mehr und mehr zu Kleinrentnern im ſchlimmſten Sinne des Wortes wurden. Die über- 
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ſchüſſigen Arbeitskräfte ſeiner Bevölkerung, die Erwerbsloſen, konnten hier bel dem 
Mangel an Induſtrie ſchwerer, als in den meiſten anderen Gegenden Deutſchlands 
untergebracht werden. So iſt es zu erklären, daß Königsberg die Wirtſchaftskriſe 
der Demobilmachung beſonders ſchwer traf, obwohl die politiſche Nuhe hier nur ganz 
vorübergehend geſtört wurde. 

Was konnte dieſer im allgemeinen und im beſonderen überaus ſchwierigen Lage 
eine Finanzverwaltung entgegenſtellen? In erſter Linie natürlich das, was überall 
geſchehen iſt und geſchehen mußte: Sparen! Am aber am richtigen Ort ſparen zu 
können, bedarf es in erſter Linie vollkommener Klarheit über den Stand der Verwal⸗ 
tung und einer zuserlaͤſſigen und eingehenden Kontrolle der Einnahmen und Ausgaben. 

Am eine Aberſicht über die Verwaltung zu erlangen, mußte zunächft der Etat 
vollſtändig mobevnifiert werden. Königsberg war eine der erſten Städte, die dieſe 
Modernisierung vornahmen. Es wurde dabei nach einem Sgſtem verfahren, das 
fpdter in den Leitfägen der Finanzdezernentenkonferenz ſeinen Viederſchlag und feine 
Anerkennung gefunden hat. Junächſt wurde das Schema des ſogenannten Brutto- 
etats zugrunde gelegt, d. h. jede einzelne Verwaltung wurde im Etat mit denjenigen 
Koſten belaſtet, die fie tatſächlich derurſacht hatte. So wurden die Koſten des Schulden- 
dienſtes, der Grund- und Sebaͤudeunterhaltung, der Bürobebürfniſſe und Verkehrs- 
mittel jeder einzelnen Verwaltung auferlegt. Auch wurden die Roften, die einzelne 
Amter verurſachten, auf diejenige Verwaltung umgelegt, die dieſe Amter vorzugs- 
weiſe in Anſpruch nahmen, ſo die Koſten des Hochbauamts, des Vermeſſungsamts, 
der Betriebskrankenkaſſe uſw. Erſt dadurch wurde eine Aberſicht über die bisherigen 
Koſten, die jede einzelne Verwaltung verurſachte, geſchaffen. Wenn in der Folgezeit 
dauernd angeſtrebt wurde, die Einnahmen in ein richtiges Verhältnis zu den Aus- 
gaben zu bringen, jo war die geſchilderte Maßregel Vorbedingung dazu. Gebühren- 
erhöhung und ähnliche Maßnahmen konnten in ihrer wirtſchaftlichen Tragweite nur 
nach dieſer Vorarbeit richtig bemeſſen werden. 
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Weiter wurde das fogenannte Sgſtem der großen Zahlen im Etat durch— 
geführt. Der Haushaltsplan für 1914 umfaßte 433 Seiten mit rund 7900 Buchungs- 
ſtellen. Der Haushaltplan für 1924 umfaßt 116 Seiten mit 1792 Poſten. 

Würde man die Ausführlichkeit wie 1914 auch bei den erheblich erweiterten Auf- 
gaben der Gemeinde durchgeführt haben, jo würde der Etat einen Umfang angenommen 
haben, der ihn ſelbſt für den Spezialiſten völlig unüberſehbar gemacht hätte. Dieſes 
Sgſtem der großen Zahlen hat aber ferner noch den großen Vorzug, die Buchungen 
weſentlich zu vereinfachen und dem Buchhalter ſelbſt die Aberſicht über die von ihm 
bearbeiteten Verwaltungen zu erleichtern. 

Durch Hinzufügung von Tabellen und Anmerkungen beſonders über Selbſtkoſten 
und deren Verteilung auf Perſonal- und Sachkoſten iſt der Etat bei aller Knappheit 
doch ſprechender geworden. Es ſtehen zwar weniger Einzelheiten aber dafür alles 
Weſentliche klar und überſichtlich darin. 

Seit 1922 hat der Etat noch eine Querſchnittsgliederung in dem fogenannten 
Haushaltsplan nach Sachkonten erfahren. Es war notweneig, ſich einmal darüber 
klar zu werden, wofür die Kommune eigentlich ihr Geld verbraucht. Es find das in 
großen Poſten zuſammengefaßt: Perſonal, feine Unterbringung ſamt Mobiliar, die 
Beheizung, Beleuchtung und Veinigung der Räume, die Bürobedürfniſſe und Vee 
triebskoſten, Selbleiſtungen für fogiale Fürſorge und ſchließlich die Leiftungen für den 
Verkehr (Hafen, Straßen uſw.). Ju dieſem Qwede wurde jedem Haushalt ein ſtrenges 
Schema unter Drennung vor allem der Perſonal- und Sachkoſten zugrunde gelegt. 

Dieſes Schema hat in großen Zügen etwa folgende Einteilung: J. Perſonalkoſten, 
II. Sachliche Koſten: 1. Bürokoſten, 2. Srund- und Sebaͤudekoſten, 3. Koſten des 
Insentars, 4. Betriebskoſten; III. Amlagen; IV. Anleihe- und Schuldendienſt, 
V. Vereinsbeiträge und Beihilfen; VI. Sonſtiges. 

Addiert man nach dieſem Schema ohne Vückſicht auf die Verteilung der Poſten 
auf die einzelnen Verwaltungen die zuſammengehörigen Einnahme- und Ausgabe- 
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poften quer durch den ganzen Etat zuſammen, fo erhält man in großen Zügen die 
Aberſicht über die Quellen der Einnahmen und die Verwendung der Mittel für die 
einzelnen Ausgabezwecke, man weiß alſo 3. B. wieviel die Gemeinde im ganzen aus- 
gibt für Beamtenbeſoldung, für Lebensmittel, oder für Heizungs- und Feuerungs⸗ 
material uſw. Gevabe dieſe Aberſicht hat in den Zeiten der Inflation, in der man auf 
Vorratsbeſchaffung für Me Lerſchiedenſten Zwecke der Verwaltung im Großen hin- 
arbeiten mußte, weſentliche Dienfte geleiſtet. Es war 3. B. möglich, von vornherein 
zu beſtimmen, welche Mittel für günſtigen Ankauf von Heizungs- und Feuerungs- 
material ſofort verwendet werden konnten. Aber auch über die Zeit der Inflation 
hinaus hat ſich dieſer Querſchnittsetat fo bewährt, daß wir ihn beizubehalten gedenken. 

Die Buchungen erfolgten nunmehr in doppelter Weiſe, einmal unter Qugrunbe- 
legung der Gliederung nach den einzelnen Verwaltungen und ferner gegliedert nach 
den einzelnen Sachkonten. In dieſer doppelten Weiſe wurde ein täglicher Abſchluß 
gefertigt, der allerdings nur für den genaueſten Kenner der Verwaltung und auch da 
nur in der Bewegung der Zahlen von Cag zu Dag eine Aberſicht bot, mit dieſer Ein- 
ſchränkung aber die genaueſte Kontrolle der Verwaltung gewährlefftete, die bisher tech 
niſch überhaupt ermöglicht worden iſt. Ihr Vückgrat bildete die Buchführung in der 
Stabthauptbuchhalterei. Im Laufe der Zeit wurde dieſe fo durchorgantſlert, daß fie die 
geſchllderten täglichen doppelten Abſchlüſſe binnen 48 Stunden der Stadtkämmerei vor- 
legen konnte. Damit war die genaueſte Aberſicht über das Iſt der Einnahmen und 
Ausgaben gegeben. Die Sollſtellung wurde ebenfalls zentral durch die Stadtkämmerei 
nach Maßgabe der zur Verfügung ſtehenden Mittel reguliert. 

Die ganze Buchhaltung wurde darauf eingeſtellt, Ausgabebuchungen über das 
Soll hinaus zu verhindern. Das tft denn auch reſtlos gelungen. Bei der etatsmäßtgen 
Verwaltung war das verhaͤltnismaͤtzig einfach. Schwieriger lagen die Dinge bet der 
Vorſchußverwaltung. Hier hatte ſich im Laufe der Zeit ein kaum entwirrbares Durch- 
einander herausgebilbel. Es gelang erſt nach längeren Bemühungen, die Vorſchuß⸗ 
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verwaltung auf ihren eigentlichen Zweck wieder zurückzuführen. Dieſer war ein doppelter: 
Es ſollten zunächſt ſolche Ausgaben geleiſtet werden, deren Erſtattung unbedingt ſicher 
war, und ferner ſolche Ausgaben für unbedingt anleihefähige Zwecke, für die Anleihe⸗ 
mittel beſchafft werden konnten. In beiden Beziehungen war im Laufe der Kriegsjahre 
eine laxere Auffaſſung eingeriſſen. Es waren viele Ausgaben geleiſtet, deren Erſtattung 
nicht ſicher war oder die für nicht anleihefähige Zwecke Verwendung gefunden hatten. 
Dazu kam noch Me Anſicherheit der Aufbringung von Anleihemitteln. Alles das wurde 
beſeitigt. Wir haben jetzt innerhalb der Vorſchußderwaltung nur Poſten, deren Er- 
ſtattung oder Deckung durch Anleihemittel unbedingt ſicher tft. Daneben lief eine 
gründliche Saͤuberung der Vebenmaſſen und der Depofitenserwaltung. Auch hier 
waren über den Rahmen der zur Verfügung ſtehenden Mittel Ausgaben geleiftet 
worden. Es waren Schulden vorhanden neben Aktiobeſtänden, obwohl die Aktis- 
beftände wenig oder gar keine Jinſen brachten, während die Schulden erhebliche Auf- 
wendungen an Qinjen verlangten. 

Damit Hand in Hand lief eine vollſtändige Amſtellung der Nechnungsprüfung. 
Arſprünglich erfolgte fie nur nach Jahresſchluß. Daß eine ſolche Prüfung in der Zeit 
der Inflation zwecklos war, lag auf der Hand. Die tägliche Aenderung der Preiſe 
und der wirtſchaftlichen Situation machte eine Kontrolle nach längerer Zeit völlig un- 
möglich. Denn ſelbſt der gewiegteſte Spezialiſt hatte nach kurzer Zeit nicht mehr über- 
ſehen können, ob die Preiſe zur Zeit der Ausgabeleiſtung wirklich angemeſſen waren 
oder ob man fid) damals den Dieferungsbedingungen wirklich unterwerfen mußte, um 
überhaupt die gewünſchten Waren und Veiſtungen zu erhalten. Vom 1. 4. 22 an 
wurde die Rechnungsprüfung an den Schluß jedes Monats verlegt. Aber auch das 
erwies ſich mit dem immer raſcheren Steigen der Inflation als zwecklos. Infolgedeſſen 
wurde vom 1. 4. 23 an die Prüfung vor die Anwetſung der Vechnung gelegt. Es 
wird dabei darauf gehalten, daß die Prüfung nicht nur an der Hand der einzelnen An- 
n erfolgt, ſondern daß von * zu Jeit ganze er 905 ise ein- 
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mal im Zuſammenhang durchgeprüͤft werden. In dieſer Form foll die Prüfung auch jetzt, 
nach dem Ende der Inflation, beibehalten werden. Denn es hat ſich gezeigt, daß ſie 
gegenüber der nachträglichen Prüfung weſentliche Vorteile in ſich birgt. Junächſt wird 
man für abſehbare Zeit noch mit jo ſtarkem Schwanken der Preiſe und Konjunkturen 
zu rechnen haben, daß eine Prüfung längere Zeit nach dem Wirtſchaftsvorgang ſelbſt 
nicht mit der nötigen Genauigkeit durchgeführt werden kann. Vor allem aber hat ſich 
gezeigt, daß das Verantwortungsgefühl des Prüfungsbeamten weit ſchärfer iſt, wenn er 
ſich bewußt bleibt, daß er durch ſeinen Prüfungsvermerk die Ausgabe erſt ermöglicht: 
Jede nachträgliche Prüfung birgt demgegenüber den Nachteil, daß der Prüfende doch 
immer das Gefühl hat, ſchon vor einer vollendeten Tatſache zu ſtehen und nur in den 
ſeltenſten Fällen noch Nachteile für die Gemeinde verhindern zu können. - Am Jahres- 
ſchluß erfolgt nun nur noch die rechnungsmäßige Feſtſtellung des Seſamtabſchluſſes. 

Dieſe Kontrollen find vegelmaͤßige und bilden daher keinen Schutz gegen Defrauda- 
tion. Denn in der größten Mehrzahl der Fälle wird die Seſchicklichkeit eines Defraudan⸗ 
ten es mindeſtens fertig bekommen, dieſe regelmäßigen Kontrollen zu taͤuſchen. Des- 
halb wurde eine beſondere Finanzkontrolle eingerichtet, die an Ort und Stelle vollkommen 
unregelmäßig und ohne jede Benachrichtigung die einzelne Verwaltung residiert. Selbft- 
verſtändlich tft dieſe Kontrolle allein von dem Magtſtratsbirigenten und der Stabtkämmerei 
abhängig. In den Zeiten der Inflation war fie eigentlich das einzige Schugmittel, aber 
auch fie hat ſich in zahlreichen Fällen fo bewährt, daß fle beibehalten werden ſoll. 

Welche Rolle die Stadthauptbuhhalterei bet der Einrichtung und Durchführung 
dieſer Kontrolle gefpielt hat, iſt bereits erwähnt. Wie ihr Juſammenarbeiten mit der 
Stabtbank organtſiert wurde, wird an anderer Stelle dargelegt werden. Hier iſt nur noch 
folgendes zu bemerken: Die Hauptaufgabe der Buchhalterei beſtand darin, fo ſchnelle 
und glatte Arbeit zu leiſten, daß für alle Kontrollen die Unterlagen ſofort und lüden- 
los geſchaffen wurden. In ſich iſt dieſe Dienſtſtelle vollkommen neu organſſiert worden. 
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wurden überall lofe Karten eingeführt. Die Erſparnis an Perſonal und an Sachkoſten 
war ſchon damals eine erhebliche. Vom 1. 4. 24 an arbeitet die Buchhalterei mit vier 
Buchungsmaſchinen größten und modernſten Typs. Es {ft zu hoffen, daß ſich hleraus 
nochmals ſehr weſentliche Erſparnſſſe ergeben werden. 

Das Ziel aller dieſer Sparmaßnahmen war die ſchärfſte und beweglichſte Kontrolle, 
die einen Ueberblick ſelbſt in den Zeiten größter Valutaſchwankungen ermöglichen ſollte, 
mit einem kleinen aber techniſch aufs vollkommenſte ausgeftatteten Apparat. Alles das, 
um innerhalb der Verwaltung die denkbar größte Sparſamkeit zu erreichen. Es braucht 
kaum gejagt zu werden, daß dieſe aufs Auferfte zentralifterte Kontrolle nicht ohne viel 
Reibereien und Klagen wegen Bevormundung durchzuführen war. Aber nur auf dieſe 
Weiſe konnte das Maß der Sparſamkeit erreicht werden, das tatſächlich erreicht worden 
ft. Wir hatten 1914 eine Sefamtausgabe von 20 Millionen. Nach dem Stande vom 
1.7.1923 betrug unſere Geſamtausgabe 80 Milliarden, d. h. das 4000fache, während 
die Seldentwertung zum ſelben Zeitpunkt mindeſtens das 40 ooo fache ausmachte. So 
knapp oftmals die Mittel waren, irgend eine Jahlungsſtockung, die länger als einige 
Stunden gebauert hatte, ijt nie eingetreten. Die Mittel haben ſtets für alle Zwecke ge- 
langt, niemals haben wir es nötig gehabt, Bauten aus Mangel an Mitteln ſtillzulegen. 
Eine wirklich fühlbare Vernachläſſigung tft nur bei der Anterhaltung des Straßenpfla⸗ 
ſters eingeteten, und hier find wir ſeit der Mitte des Jahres 1923 Sabet, auch dieſen Fehler 
zu beſeitigen. Vor allem aber iſt niemals auf irgend einem Punkte ohne Deckung ge- 
wirtſchaftet worden. Kein Jahr hat mit einem irgendwie nennenswerten Fehlbetrage 
abgeſchloſſen. Wenn jetzt von Wien rühmend erwähnt worden iſt, daß es ſeit einiger Zeit 
feinen Haushalt ausgeglichen hat, fo könnnn wir für uns in Anſpruch nehmen, daß wir 
anders überhaupt nie gewirtſchaftet haben. 

Daß Sparen kein Allheilmittel tft, liegt jedoch auf der Hand. Denn manches 
Wunſchenswerte kann bei ſtrengſter Sparſamkeit eben nicht in die Cat umgeſetzt werden. 
Darum mußte neben 3 . auch die Erhöhung der ie mit 
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allem Nachdruck durchgeführt werden. Die Gebühren und feſten Steuerfäge find laufend 
der Geldentwertung entſprechend erhöht worden. Daß fie bei dem Wettrennen mit der 
Inflation niemals dieſer nachkamen, liegt nicht an einem Fehler der Organiſation, ſondern 
darin, daß öffentliche Gefälle niemals die Beweglichkeit der kaufmännischen Preisbildung 
erreichen können, und ſelbſt von dieſer Preisbildung iſt ja hinlaͤnglich bekannt, daß fie in 
den ſchlimmſten Zeiten täglich hinter der Inflation zurückblieb. Jahlreſche Gebühren 
und Steuern wurden neu eingeführt. An Steuern ſeien erwähnt die Beherbergungs- 
ſteuer, die Nachtſteuer, die Perſonenfahr- und Wagenſteuer und die Setränkeſteuer, 
letztere nicht als Mengenſteuer, ſondern als Steuer vom Kleinhandelspreis. Die Per- 
ſonenfahr- und Wagenſteuer mußte nach einiger Jeit wieder aufgegeben werden, weil 
ihre Ertraͤge nicht lohnten. Die Bierſteuer wurde abgefhafft, weil fie neben der Ge~ 
traͤnkeſteuer zwecklos geworden war. Eine Wiedergabe der feſten Sätze der einzelnen 
Steuern iſt jetzt, nach dem Ende der Inflation, zwecklos, da die Zahlen doch kein 
Bild mehr geben. Auch die Wiedergabe der Prozentſaͤtze bei denjenigen Steuern, 
die in Prozent eines beſtimmten Maßſtabes erhoben werden, hat keinen allzugroßen 
Wert, weil dieſe Prozentſätze durch die Inflation doch ſchließlich belanglos wurden. 
Immerhin bilden fie einen Ausdruck dafür, welches Maß von Belaſtung die ftäbti- 
ſchen Körperſchaften der Kommune zugemutet haben. Deshalb ſeien hier die Belaftun- 
gen in der Spitze wiedergegeben. Sie betrugen bei der Grundſteuer 1919 = 0,55, 
1920 = 1, 1981 = 1,55, 1922 = 9, 1923 = 10, 1924 = 0,6 Prozent des Gemeinen Wertes. 

Bei der Gewerbeſteuer: 1919 = 7,35, 1920 = 10, 1981 = 15, 1922 = 81,67, 
1923 = 140 Prozent des Ertrages des Vorjahres, 1924 = 15 v. H. des Ertrages des 
laufenden Jahres und 2,25 9. H. des Gewerbelkapitals. 

Bei her Wertzuwachsſteuer: 1919 = 30, 1920 = 30, 1921 = So, 1922 = 50, 
1923 = 50, 1924 = 5o Prozent des Wertzuwachſes. 

Bei ber Beherbergungsſteuer: 1921 = 0, 1922 = 30, 1993 = 30, 1924 = 25 
Prozent des Entgelts. 
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An der Deckung bes Steuerbedarfs waren die Srundſteuer und die Gewerbe- 
ſteuer 1914 mit 26% und 8% beteiligt, 1919 mit 14% und 13%. Daraus ergibt 
ſich, daß weſentlich ſchärfer die Sewerbeſtener herangezogen iſt. Sie hat recht eigent- 
lich das Loch ſtopfen müſſen, das durch die Entziehung des Juſchlagsrechts zur Ein⸗ 
kommenſteuer geriſſen worden iſt. Die Srundſteuer, die ſeit dem 1. April 1905 auf 
Grund einer autonomen Srundſteuerorbnung erhoben wurde, tft an der Deckung bes 
Fehlbetrages weit weniger beteiligt geweſen. Das iſt hauptſächlich auf die Veichs⸗ 
mietegeſetzgebung zurückzuführen. Die ſchärfere Heranziehung der Gewerbeſteuer iſt 
für Königsberg eine durchaus unerfreuliche Notwendigkeit geweſen. Denn nirgends 
zeigt ſich die beſonders ſchwierige Lage Königsbergs fo deutlich wie hier. Die See 
werbeſteuer wurde bis auf 140% des Ertrages des Vorjahres gefteigert. Auch wurbe 
ftatt des Zuſchlagsverfahrens zu der ſtaatlich veranlagten Steuer eine ſelbſtändige Ge- 
werbeſteuerordnung ſeit 1901 durchgeführt. Drotzdem aber mußte gerade in dieſer 
Beziehung die Erhöhung der Einnahmen auf lebhafte Bedenken ſtoßen; denn ein- 
gekeilt zwiſchen den beiden nächſten an das Ausland verlorenen Seehäfen Danzig 
und Memel, hätte der Wirtſchaftsplatz Königsberg ganz beſonderer Schonung beburft, 
ſollte er nicht der Konkurrenz dieſer früher deutſchen Nachbarn unterliegen. 

Im Steuerweſen tft ſchließlich noch zu erwähnen, daß wir das Steuerbringſgſtem 
- infolge des Bedürfniſſes ſchnellſtens die Steuern hereinzuholen — immer wieder 
hinausgeſchoben, am 1. Oktober 1923 durchgeführt haben. Erzwungen wurde dieſe Maß- 
nahme dadurch, daß auf dem Höhepunkt der Inflation die Ausſchreibung und Aus- 
gabe von Steuerquittungen infolge der vielen Nachtragsumlagen und der Geldent- 
wertung nicht mehr zu bewältigen war. Das ſteuerzahlende Publikum mußte ſowieſo 
die erforderlichen Feſtſtellungen erſt auf der Steuerkaſſe machen, und es ergab ſich ſo 
als das natürlichſte, daß man dann auch ſchon das Bringſgſtem durchführte. In der 
Übergangszeit erfolgte die Abfertigung des Publikums nach Anfangsbuchſtaben des 
Namens. dest fft die nen ſo glatt, daß eine ſolche ee 855 ane nötig 
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ft. Die Stabthauptbuchhalterei und Steuerkaſſe wurde, um den Publikumsverkehr in 
den Räumen ermöglichen zu können, vollſtändig umgebaut und iſt fo zu einem allen 
Erforberniſſen entſprechenden modernen Kaſſenlokal geworden. Natürlich tft auch durch 
dieſe Maßnahme eine weſentliche Erſparnis an Perſonal ermöglicht. 

Die größte Schwierigkeit für die Finanzverwaltung der Gemeinde wurde bekannt- 
lich auf dem Gebiet des Steuerweſens hervorgerufen durch den Wegfall des Juſchlags- 
rechts zur Einkommenſteuer infolge der Erzbergerſchen Finanzreform. Oiejer Am- 
ſtand hat für die ganze Nachkriegszeit das Verhältnis der Gemeinden zu Reich, 
Staat und Prosinz beſtimmt. Alber das Verhältnis zur Prosinz iſt wenig zu 
ſagen. Wir haben in dem ganzen Zeitraum etwa “Vs der Provinzialabgaben auf- 
bringen müſſen, obwohl nach der Kopfzahl der Bevölkerung auf Königsberg höchſtens 
½ entfallen wäre. Das tft überaus brückend empfunden worden, beſonders in Zeiten, 
in denen es der Landbevölkerung weſentlich beſſer erging als der ſtäbtiſchen. Im 
übrigen ſoll hier auf das Verhältnis zu Neth und Staat nicht näher eingegangen 
werden. Was zu jagen wäre, iſt für alle deutſchen Kommunen im weſentlichen das- 
felbe und gehört deshalb nicht in die Einzeldarſtellung einer Rommune, ſondern in 
eine allgemeine Geſchichte des deutſchen Kommunalweſens der letzten Jahre. Zudem 
ſind wir Mitlebenden viel zu ſehr belaſtet von der Not des Augenblicks, als daß wir 
ein gerechtes Arteil über dieſe Beziehungen haben könnten. Gerade die Kommunal- 
politiker haben zusiel unter den Schwierigkeiten dieſer Beziehungen gelitten, als daß 
von ihnen eine wirklich gerechte Beurteilung zu erwarten wäre. Vieles wird Spaͤteren 
als Ausfluß bitterſter Notwendigkeit erſcheinen, was von uns als unnötiger und will. 
kürlicher Oruck empfunden iſt. Nur ſoviel wird man auch bei objektioſter Einſtellung 
ſagen können: Die Selbſtserwaltung der Gemeinde iſt in der Nachkriegszeit ſchwer 
geſchäbigt worden. And es hat ſich nur zu deutlich erwieſen, daß derjenige Teil der 
offentlichen Verwaltung, der nicht die Klinke der Geſetzgebung in der Hand hält, in 
ſolchen Keiſenzeite 


N 


VAY) 


PLO NA > 
& SEC gee SS > yy if Ly Y * _ 
CS 


dingungen der Beſoldungszuſchüſſe und das Sperrgeſetz, das Dotationsſgſtem, bet dem 
die Gemeinden trotz rapideſter Seldentwertung auf ihren an ſich ſchon ſchmalen Anteil 
endlos warten mußten, die uferloſen, zweckloſen Neglementierungen bei denjenigen 
Steuern, die den Gemeinden noch verblieben, wie Luſtbarkeitsſteuer, Gewerbefteuer, 
Grundſteuer, Schankkonzeſſionsſteuer, Beherbergungsſteuer und der Getränkefteuer, 
das alles hätte ſich ſehr wohl für die Gemeinde erträglicher geſtalten laſſen, auch ohne 
daß dabei Belange des Reichs und Staats irgendwie benachteiligt worden wären. 
Dazu kommen für Königsberg noch bis in das Jahr 1903 hinein erhebliche Schwie- 
rigkeiten ſeitens der Regierung bei der Genehmigung der Steuern. In letzter Zeit 
hat ſich das ſehr erfreulich gebeffert, fo daß jetzt eine vollkommen glatte und der Se- 
meinde durchaus wohlwollende Erledigung erfolgt. - Daß Königsberg im Kampf um 
das Handesſteuergeſetz alles getan hat, um auch ſeinerſeits die Intereſſen der deut- 
ſchen Städte zu vertreten, verſteht ſich von ſelbſt. Wie wir uns mit dem vorläufigen 
Ergebnis der dritten Steuernotverordnung abfinden werden, ſteht noch dahin. Daß 
dieſe Regelung große Anzulänglichkeiten in fic) birgt, iſt klar. Wieweit fle note 
wendig waren, das zu beurteilen, muß gleichfalls der hiſtoriſchen Kritik überlaſſen 
werden. 

Das Ergebnis der Nachkriegsjahre in der laufenden Verwaltung {ft bereits ge- 
ſagt worden. Es bliebe noch die Frage zu beantworten, wie das Vermögen der 
Stadt von der Entwicklung dieſer Jahre beeinflußt worden ift. 

Eine natürliche Folge der Jentralifierung der ganzen Finanzverwaltung bet ber 
Stabtkammerei war auch, daß die geſamten Aktisbeſtände an Guthaben, Wertpapleren 
uſw. in der gleichen Weiſe zuſammengefaßt wurden. Je mehr die Dendenz in den 
Vorbergrund trat, alle verfügbaren Mittel in Anlagewerte zu ſtecken, deſto ſchaͤrfer 
mußte die Qentralifierung werden. Schließlich waren Effekten- und Deslſenbeſchaffung 
vollkommen zuſammengefaßt, und zwar in dem Maße, daß auch alle ſtädtiſchen Ge- 
ſellſchaften von der Qentvalftelle der Stadtkämmerei in dieſem Geſchäftszwelge über- 
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wacht wurden. Nur auf dieſe Weiſe konnten alle verfügbaren Mittel zur Beſchaffung 
von Anlagewerten erfaßt werden. 

Der letzte Verſuch, eine Obligationsanleihe unterzubringen, geſchah 1920. Er 
endigte mit einem völligen Mißerfolg. Von da an gingen wir dazu über, Schuld- 
ſcheindarlehen aufzunehmen. Dabei machte ſich die exponierte geographiſche Lage 
Königsbergs äußerſt jtörend bemerkbar. Bei der allgemeinen Seldknappheit konnten 
ſich die Geldgeber die Orte, denen fie Darlehen bewilligen wollten, beliebig ausſuchen. 
Es war daher nicht verwunderlich, daß ſehr bald die Tendenz hervortrat, Geld nicht jenſeits 
des polniſchen Korridors zu vergeben. Die politiſchen Störungen im Often, beſonders 
die dauernd unzuverläſſige Haltung Polens, gaben dieſer Tendenz immer neue Nah- 
rung. Drotzdem gelang es, erhebliche Mittel zu verſchaffen. Wir haben uns dabei 
zum großen Teil allerdings Vermittler bedienen müſſen, fo unerfreulich das auch Som 
allgemeinen Kommunalſtandpunkt fein mochte. Die Geldgeber waren ausſchließlich 
Sparkaſſen und Verſicherungsanſtalten, niemals irgendeine Privatbank. Der Jufluß 
an Seld war anfangs aus genannten Gründen ziemlich ſpärlich. Da wir aber ſtreng 
darauf hielten, daß nur für wirklich anleihefähige produktive Anlagen Darlehen geſucht 
wurben, hob ſich allmählich das Vertrauen zu unſerer Finanzgebarung und damit wurde 
auch der Quftrom der Mittel reichlicher. Bis dann ſchließlich die Flucht vor der Mark 
jedes Beſtreben, Mittel auf dieſem Wege zu beſchaffen, unmöglich machte. 

Damit kommen wir zu der zentralen Frage in der Geſchichte dieſer letzten 
Jahre: 

Wie hat Königsberg das Auf und Ab der Inflation überſtanden? Es ſoll hier 
ſelbſtoerſtändlich keine allgemeine geſchichtliche Darſtellung der Rolle der Inflation 
innerhalb der Semeindewirtſchaft gegeben werden. Aber trotzdem erſcheint es doch 
richtig, einmal von dem Standpunkt einer einzelnen Gemeinde aus darzuſtellen, wie 
die Inflation in ſolchem Einzelfalle wirkt, welche Schäden ſie herbeiführte und wie und 

überwunden wurden. 
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Als zentrales Problem wurde die Inflation in ihrer ganzen Schwere erſt vom 
Auguſt idee an empfunden. Von da an aber beherrſcht fie die ganze Gemeinde- 
verwaltung und Semeindewirtſchaft. Zunächſt ging das mit allem Wachdruck auf- 
geſtellte Prinzip wieder verloren, daß der Etat nur in Ausnahmefällen überſchritten 
werden durfte. Das Jahresſoll an Ausgaben betrug für 1922 rund 320 Millionen. 
Dieſe Summe war aber ſchon nach drei Viertelſahren am Schluß des Kalenderjahres 
1922 um rund 700 Millionen überſchritten. Daraus ergibt ſich zunaͤchſt, daß eine 
ordnungsmäßige Erledigung der Etatsüberſchreitungen durch die beiden ſtädtiſchen 
Körperſchaften vollkommen unmöglich war. Es blieb nichts übrig, als alle dieſe Dinge 
von Fall zu Fall, und zwar im raſcheſten Tempo lediglich im Dezernatswege abzu- 
fertigen. Gleichzeitig drängte ſich in die Verwaltung die Spekulation hinein. Gegen- 
über der für normale Zeiten richtigen Tendenz, möͤglichſt geringe Vorräte zu halten, 
um nicht Mittel unnötig feſtzulegen, Verwaltungs- und Bewachungskoſten zwecklos 
auszugeben, und ſchließlich dabei noch zu ſorgloſerem Verbrauch anzureizen, mußte 
jetzt im Gegenteil das Halten von großen Vorräten als das wirtſchaftlich Richtige er- 
ſcheinen. So wurden die Ausgaben immer ſchon für weite Zeiträume im voraus vorweg 
genommen. Die Einnahmen dagegen blieben immer weiter gegenüber der Gelb- 
entwertung zurück, jo ſehr man ſich auch bemühte, das Tempo des bürokeatiſchen 
Apparats zu beſchleunigen. Wir hatten allerdings in einem Punkt einen weſentlichen 
Vorſprung vor anderen Städten: Anſere Werke waren durch die Umwandlung in 
Geſellſchaftsfoem bereits entbürokratiſiert und konnten daher mit ihren Preiſen der 
Seldentwertung ſolange folgen, bis dann ſchließlich, wie überall auch hier, jede ver- 
nünftige Wirtſchaft zum Erliegen kam. 

Abgeſehen von dieſer günſtigen Ausnahme aber erlitten wir durch die Inflation 
das allgemeine Schickſal aller öffentlichen Betriebe. Alle Einnahmequellen verſagten 
trotz der verzweifeltſten und komplizierteſten Verſuche, fie hochzuhalten. Jede Am- 
vechnungsklauſel wurde durchprobiert und brachte doch keine Hilfe. Denn fen Feſt⸗ 
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ftellung des Papiermarkbetrages und feiner Vereinnahmung war der Geldbetrag 
ſchlleßlich in nichts zerronnen. Daß unter dieſen Amſtänden die Dotation von Reich 
und Staat faſt zu einer lächerlichen Formſache wurde, iſt ſelbſtoerſtändlich. Einmal 
erhielten wir eine Aberwelſung an Einkommenſteuer, die beim Eingang fo gering war, 
daß fie nicht mehr verbucht werden konnte. - Auf dem Höhepunkt der Inflation ver- 
ſagte natürlich Schließlich auch die beſt angelegte Kontrolle. Die Zahlungen häuften 
ſich in fo erſchreckendem Tempo, daß man froh war, wenn man fie überhaupt bewältigen 
konnte. Qwetmalige Lohnzahlungen in der Woche wurden zur Regel, und am Ende 
war ſchon alles auf eine dreimalige Jahlung in der Woche eingeſtellt. Obwohl faſt 
jede Rechnung mehrmals aufgewertet wurde, hörten die Klagen über verſpaͤtete Jah- 
lungen und Aberweiſungen nie auf. Die Zeitdifferenz zwiſchen dem Eingang der 
Beſoldungszuſchüſſe und der Zahlung der Gehälter war ſchließlich kaum noch nach 
Stunden zu bemeſſen. And trotzdem dauerte fie vom Standpunkt des Zahlungs- 
empfängers noch immer zu lange, um ihn vor Verluſten zu ſchützen. Es gab ſchließlich 
nur noch einen einzigen Segenſtand innerhalb der ganzen Verwaltung, auf den ſich 
alles Intereſſe konzentrierte, weil von ihm das ganze Wohl und Wehe abhing: Der 
Votgelddruckl Es kam nur noch darauf an, ob pünktlich auf die Minute die Löhne 
und Sehaltszahlungen geleiſtet werden konnten, d. h. die dafür erforderlichen Notgeld⸗ 
mengen aus der Preſſe herauskamen. 

Wovon haben wir in ber ſchlimmſten Zeit der Inflation überhaupt gewirtſchaftet? 
Reich und Staat haben zunächſt Jwiſchenkredite gegeben. Sie betrugen insgeſamt 
etwa über 2000 Billionen oder nach dem Tage der Zahlung umgerechnet etwa 
660000 Goldmark. Das war eine ſehr weſentliche Hilfe. Wir haben dieſe Kredite 
jeboch nur fo lange genommen, als fie ohne Aufwertungsklauſel gegeben wurden. In- 
folgedeſſen iſt uns auch die Nüͤckzahlung nicht ſchwer gefallen. Dazu kam der Votgeld⸗ 
druck, mit dem wir nicht nur unſere eigenen Qöhne und Sehälter beſtritten, ſondern 
zum Dell auch noch uns ee Betrieben aushalfen. - Die ee Ih 
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aber leiſtete die Stadtbank. Auch hier war die Lage in der ſchlimmſten Zeit außer- 
ordentlich kritiſch. Anſere Tendenz ging begreiflicherweiſe dahin, die Krafte der Bank 
bis zum Außerſten anzuſpannen, um für die öffentliche wie für die prisate Wirtſchaft 
das Letzte herauszuholen, was irgend möglich war, ohne doch die Liquidität der Bank 
zu gefährden. Das iſt uns denn auch gelungen, wenn auch zeitweiſe die Beſtände der 
Bank nahezu völlig erſchöpft waren. Hier lag monatelang der gefährlichſte Punkt der 
ganzen Verwaltung. Die nahezu 80 Konten, über die ſich der Verkehr der Stabt und 
ihrer Geſellſchaften mit der Bank bewegte, mußten täglich, zuletzt wochenlang ſtündlich 
auf das genaueſte kontrolliert werden, um alle verfügbaren Mittel heraus zuziehen und 
in Sachwerte umzuwandeln. Mit welchem Erfolge das geſchah, ſoll zum Schluß geſagt 
werden, ſoviel ſteht aber feſt, daß nächſt dem Notgeldbruck die Stadtbank in dieſer 
ſchlimmſten Zeit unſere beſte Hilfe war. 

Was fo an Mitteln zuſammengerafft werden konnte, wurde in erſter Linte zum 
Ankauf von Vorräten aller Art verwandt. Dann kam die Beſchaffung von Anlage- 
werten aller Art, beſonders auch von Desiſen für die Kohlenbeſchaffung der Königs- 
berger Werke. Hier lag in den Nepartitionen die größte Schwierigkeit, die natürlich 
nur tellweiſe überwunden werden konnte. 

Kompliziert wurde die ganze Lage noch dadurch, daß gerade in dieſe Qeit die 
Hauptausgabe für den Hafenbau fiel. Viele Monate hindurch hinkten die Leiftungen 
von Reid und Staat den Zahlungen für den Bau weit nach. Hätten wir lediglich aus 
dieſen Leiftungen zahlen wollen, jo wäre der Hafenbau ſchon im Frühjahr 1923 zum 
Stillſtand gekommen. Datſaͤchlich tft es gelungen, die erforderlichen Mittel für den 
Hafenbau immer noch rechtzeitig heranzuſchaffen und fo einen Stillſtand des Baues 
zu verhindern. 

Als dann am 20. November 1983 die Inflation zum Stillftand kam, hatten wir 
eine für eine öffentliche Wirtſchaft ganz unserhältnismäßige Summe von Anlagewerten 
auf uns geladen. Wir find aus ihnen, im ganzen genommen, ohne jeben Verluſt her- 
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ausgekommen. Auch Gon unferen Schulden konnten wir einen Teil ohne Schwierigkeit 
zurückzahlen. Ein Mehr verhinderten die unklaren Hoffnungen, die von der dritten 
Steuernotberordnung genährt worden find. Dieſer verhältnismäßig günſtige Schulden- 


ſtand iſt nicht unſer Verdienſt. Die Schulden wären wohl höher geweſen, wenn die 
Seldknappheit das nicht verhindert hätte. 


Als die Inflation zu Ende war, ergab ſich für die Verwaltung zunächſt ein neuer 
Abelſtand, eine dreifache Währung. Neben die Papiermark und die Ventenmark 
trat das oſtpreußiſche wertbeſtändige Notgeld. Auch dieſe Schwierigkeit tft jetzt über- 
wunden. Verluste haben wir auch hier nicht gehabt. Wir ſelbſt haben wertbeſtändiges 
Votgeld nicht ausgegeben, was uns vielfach eine abfällige Kritik zugezogen hat. Die 
Schwierigkeiten aber, die bei Einlöſung des oſtpreußlſchen Notgeldes entſtanden, 
rechtfertigten wohl nachträglich unſern ablehnenden Standpunkt. Anſer eigenes nicht 
wertbeftändiges Notgeld tft ohne jede Schwierigkeit eingelöft worden. 


Die ſchwierigſte Aufgabe der Innenorganiſation liegt wohl darin, das ganze ge- 
lockerte Gefüge der Verwaltung wieder zu feſtigen und an ein Arbeiten unter ver- 
nünftigen Bedingungen und nach feſten Maßſtäben wieder zu gewöhnen. Unter dem 
Druck der Inflation mußte vieles preisgegeben werden, was als ſelbſtverſtändliches 
Erfordernis einer geordneten Verwaltung galt. Hier wieder den Weg zurückzufinden, 
wirb nicht leicht fein. 


Schwer liegt auch auf uns die allgemeine Kreditnot. Wenn wir uns heute Ver- 
trauen zu unſerer Verwaltung erworben haben, fo nützt uns das zur Zeit in Kredit- 
fragen gar nichts. Ogpothekariſch geſicherte Kredite wollen wir nicht aufnehmen und andere 
find nicht zu erhalten. Hilfe don Reich und Staat iſt nicht zu erwarten, auch wegen der 
damit verbundenen Gefahr einer Inflation nicht einmal erwünſcht. So hart es ſcheint, 
wir werben uns doch darauf einſtellen müſſen, im weſentlichen aus laufenden Mitteln 
ohne Kredite zu wirtſchaften. 
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Was ſſt ſchließlich das finanzielle Refultat Sefer Jahre? Wir können zufrieden 
fein, dank der aufopferungsvollen Pflichttreue unſeres Perſonals und der großzügigen 
Selbſtbeſcheidung der ſtädtiſchen Körperſchaften. Nur durch dieſe beiden Amſtände iſt ein 
günſtiges Refultat möglich geworden. Wären nicht die letzten Kraͤfte in dieſer Zeit ein- 
geſetzt worden und wären dieſe durch ein ſtarres Feſthalten der verfaſſungsmäßigen Rechte 
der ſtäbtiſchen Körperſchaften behindert worden, fo wäre unſere Verwaltung zweifellos 
zum Erliegen gekommen. — Das endgültige Endergebnis dieſer Jahre wird man erſt 
überſehen können, wenn eine Soldmarkbilanz der Gemeinde und ihrer Seſellſchaften 
vorliegt. Sie iſt in Arbeit, und zwar nach den ſtrengſten kaufmännischen Srunbſätzen. 
Bis dahin muß folgende kurze Juſammenfaſſung genügen: 

1. Wir haben keine Valutaſchulden. 

2. Wir haben bis auf Veſtkaufgeldhgpotheken im Nennwert von rund ſechs Millionen, 
die nach der dritten Steuernotverordnung mit höchſtens GS o ooo Mark aufzuwerten 
wären, keine hapothekariſch geſicherten Schulden. 

3. Wir haben nicht getilgte Obligationsſchulden in Höhe von 54,5 Millionen Papier- 
mark. 

4. Wir haben außerdem 10 Millionen Papiermark Darlehnsſchulden, die einen 
Soldwert von 4,2 Millionen dargeſtellt haben. 

5. Demgegenüber ſteht unſere Subſtanz, die wir nicht nur überall erhalten, ſondern 
ſehr weſentlich vermehrt haben. Es fei nur erwähnt die Vergrößerung unſeres 
Grunbbeſitzes, die Hafenbauten, der Handelshof, die Meſſe, der Flughafen, unſere 
Beteiligungen an Seſellſchaften, Dinge, die zum größten Teil uns jetzt mit Mull zu 
Buch ſtehen. 

Vor allem aber haben wir in der Verwaltung nirgend einen faulen Poſten. Die 
Zukunft wird ſich über die Vergangenheit dieſer letzten Jahre nicht beklagen können. 
Niemals haben wir verſucht, für den Augenblick zu leben auf Koſten ber fpäter 
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ET TEEN, 
Die Kreditinſtitute der Stadt Königsberg. 


Stabtkämmerer Dr. Lehmann. 


8 I. Stadtbank. 

ie Vorarbeiten für Me Sründung der Stadtbank begannen Mitte 1920. Der 
Gemeindebeſchluß über die Gründung erfolgte um die Jahreswende 1920/1991. Die 
Bank erhielt ein Stammkapital von 1o Millionen Mark. Dieſe Summe war jedoch 
lediglich als Betriebsmittel gedacht und nicht als Haftſumme. Denn die Bank wurde 
als eigenes Inſtitut der Stadt Königsberg ohne Vechtsperſönlichkeit, alſo mit unbe- 
ſchraͤnkter Haftung der Stabtgemeinde, gegründet. Dieſe Form wurde gewählt, um für 
das Publikum eine möglichſt große Sicherheit ſelbſt in ſchwerſten Kriſenzeiten zu ge- 
waͤhrleiſten. Für die allgemeine Gefhäftsaufficht über die Bank wurde ein Verwal- 
tungsrat von 9 Perſonen (3 vom Oberbürgermeiſter beſtellte Magiſtrats mitglieder und 
6 von der Stadtöerordnetenserfammlung gewählte Bürger) eingeſetzt. Nur durch dieſen 
Verwaltungsrat hängt die Bank mit den ſtädtiſchen Körperſchaften zuſammen. Nur 
durch ihn können ſie einen Einfluß ausüben, im übrigen iſt die Bank jedem Einfluß, 
namentlich politiſcher Natur, entzogen. Die fpezielle Sefhäfts- und Dienſtaufſicht 
führt der Dezernent, ein Magtiſtratsmitglied, als Kurator. Dieſer Stelle liegt vor 
allem die Genehmigung aller Kredite ob. Die Motwendigkeit dieſer Einrichtung ergibt 
ſich aus der unbeſchraäͤnkten Haftung der Stadt. Denn während bei einer ſelbſtändigen 
juriſtiſchen Perſon nicht mehr als das Stammkapital verloren gehen kann, iſt hier die 
Gefahr für die Stadtgemeinde unbeſchränkt. Deshalb muß ein an der Bankleitung 
unbeteiligter nur den ſtäͤdtiſchen Rörperfhaften verantwortlicher Beamter darüber wachen, 
daß durch Kreditgewährung oder durch Abernahme bedenklicher Riſiken die Stadt nicht 
gefährdet wird. — Die eigentliche Leitung der Bank liegt in den Händen eines Di- 
vektors. 
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Die Bank macht grundſätzlich alle bankmäßigen Sefhäfte. Ihr find lediglich Spe- 
kulationsgeſchäfte auf eigene Rechnung, namentlich in Desffen, unbedingt unterfagt. — 
Im übrigen arbeitet die Bank unter voller Unabhängigkeit von der ſtäbtiſchen Ver- 
waltung, ſowohl in perſoneller wie in ſachlicher Beziehung. 

Am 1.10.1981 wurde mit dem Giroverband für die Oſtmark ein Vertrag auf 
10 Jahre geſchloſſen, der dahin ging, daß auch der Giroverband noch 10 Millionen Mark 
der Stadtbank als Stammkapital zur Verfügung ſtellte, dafür aber am Gewinn und 
Verluſt mit der Hälfte beteiligt wurde. Die Stadt behielt jedoch nach dem Vertrage 
die Perſonalhohelt und bleibt Eigentümerin der Räume. Durch dieſen Vertrag wurde 
die Stadtbank zur offenen Handelsgeſellſchaft und iſt als ſolche auch in das Handels- 
regiſter eingetragen unter der Firma „Stabtbank Königsberg 1. Pr. zugleich Seſchäfts⸗ 
ſtelle Königsberg der Sirozentrale für die Oſtmark'. Der Grund dieſes Vertrages 
lag in folgendem: Nach dem Kaptitalfluchtgeſetz, das in völlig verfehlter und ſchemati⸗ 
ſcher Anwendung auch auf die eigenen Krebitinſtitute der Städte und Kreiſe aus- 
gedehnt wurde, konnte die Stadtbank auf dieſem Wege am bequemſten das Redjt zur 
Annahme von Depoſiten erlangen; ferner ſicherte fie ſich dadurch den Zuſammenhang 
mit dem Sironetz der Deutſchen Girozentrale. Auch verzichtete die Sirozenteale auf 
jedes Bankgeſchäft am Platze Königsberg, wodurch eine unerfreuliche Konkurrenz 
zwiſchen den beiden kommunalen Kreditinſtituten vermieden wurde. Die Erwartung, 
auf dieſe Weiſe auch einen finanziellen Rückhalt in ſchwierigen Zeiten an einem größeren 
Inſtitut finden zu können, hat ſich leider wegen des Darniederliegens des Sparkaſſen⸗ 
weſens nicht erfüllt. 

Mit der Sründung der Stabtbank follte aber noch ein völlig neues Problem ge- 
löſt werden: Die Übernahme des geſamten Kaſſen- und Aberweiſungsverkehrs der 
Stabthauptkaſſe auf die Bank, d. h. die Umwandlung dieſes Dätigkeitszweiges aus 
einem kameraliſtiſchen Betriebe in einen banktechniſchen. Der Srundgebanke war, daß 
die Stabt Kunde der Bank in zwiefacher Beziehung, als Kontokorrentkunde und als 
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Depotkunde wurde. Die Bedingungen für dieſes Rundenserhältnis ſollten genau Me= 
ſelben fein, wie bei jedem Privatkunden, ohne jede Bevorzugung weber der Stadt noch 
der Bank. Die Stadt Serlor alſo ihre Kaſſen- und Aberweiſungsſtelle und behielt 
nur noch eine Buchhalterei, aber nicht mehr als eine Kontrolle ihres Zahlungsverkehrs, 
ſondern lediglich als eine Kontrolle gegenüber dem etatsmaͤßigen und außeretatsmäßigen 
Soll. Die Buchhaltung diente alſo letzten Endes nur noch finanztechniſchen Zwecken 
der Verwaltung. Mach manchen Verſuchen wird die Buchhaltung über die ſtädtiſchen 
Konten bei der Bank jetzt in folgender Form geführt: Ein Hauptkonto umfaßt Vor- 
ſchußverwaltung und Depofitenserwaltung und die Nebenmaſſen. Daneben beſtehen 
Einzelkonten für Sonderzwecke und vor allem für die ſtädtiſchen Geſellſchaften. Der 
Verkehr wickelt ſich fo ab, daß die Anweiſungen über die Ausgaben von der zuftändigen 
Verwaltungsſtelle über die Stabthauptbuchhalterei nach Prüfung zur Bank gehen und 
dort bar ausgezahlt oder im Aberweiſungsverkehr erledigt werden. Die Einnahmen 
gehen den umgekehrten Weg von der Bank mit der Durchſcheift des Kontos zur 
Stadthaupthudhalteret, die die Verteilung auf die einzelnen Poſten des Etats der Vor⸗ 
ſchußverwaltung uſw. vornimmt. Der Verkehr der ſtädtiſchen Geſellſchaften hat irgend- 
welche Beſonderheiten gegenüber dem normalen Verkehr eines Privatkunden mit ſeiner 
Banl nicht. 

Jwiſchen Stabthauptbuchhalterei und Bank erfolgt täglich eine Abſtimmung, die 
den ganzen ſtädtiſchen Verkehr mit Ausnahme der Geſellſchaften umfaßt. Dieſen bleibt 
es überlaſſen, die Abſtimmung vorzunehmen, wie es ihnen zweckmaͤßig erſcheint. Die 
Vorteile dieſes Syftems, das hier zum erſten Mal in Deutſchland verſucht worden iſt, 
beſtehen vor allem in der Erſparung des Perſonals für die Kaſſe und die Aberweiſung. 
Dieſes Perſonal wurde früher naturgemäß nur zu den Zeiten des Quartals- und 
Monatswechſels wirklich voll ausgenutzt. Im übrigen beſtand ein ſtarker Leerlauf. Jetzt 
verſchwindet dieſe Tätigkeit in dem viel umfaſſenderen Bankbetrieb vollſtändig und wenn 
man auch nicht ſagen kann, daß beſonderes Perſonal bei der Bank hierfür überhaupt 
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nicht notwendig iſt, fo würde doch dieſe Behauptung nahezu richtig fein. - Weiter ge- 
währleiſtet dieſes Sgſtem die reſtloſe Ausnutzung aller Geldmittel der Stadt, nicht nur 
durch die bankmäßige Verzinſung, ſondern viel weſentlicher dadurch, daß alle überflüſſigen 
ſtädtiſchen Gelber ſofort im Bankbetriebe der Privatwirtſchaft zugeführt werden. Wir 
ſehen gerade hierin ein beſonders günſtiges Moment. In den Zeiten, in denen der 
Steuerbruck fo groß iſt wie jetzt, wird es natürlich Gon der Privatwirtſchaft beſonders 
drückend empfunden, wenn the Gelb, das fle für Steuern zu zahlen hat, und das fie 
vielleicht im Augenblick bitter ſchwer entbehrt, nun tagelang nutzlos in öffentlichen Kaſſen 
brach liegt. Das tft bei dem geſchilderten Sgſtem vollkommen vermieden. Die Bank 
verwertet ſelbſtoerſtändlich mit Freuden alles überfluͤſſige Geld der Stadtgemeinde für 
ihre Privatkunden. Durch das Segeneinanderſchalten von kameraliſtiſcher und bante 
mäßiger Buchhaltung iſt doch eine Kontrolle gewährleiſtet, die menſchlichem Ermeſſen 
nach allen Anſprüchen genügt. - Für die Stadt liegt ferner darin ein großer Vorteil, 
daß ihre finanziellen Transaktionen, Ankäufe von Effekten oder Destfen uſw, nicht 
von einem fremden Inſtitut ſondern von einem eigenen ausgeführt werden. Daß hier 
lebhafteres Intereſſe und größere Diskretion gewahrleiſtet find, liegt auf der Hand. — 
Da die Stadt auch Depotkunde der Bank ft, fo ergibt ſich daraus ohne weiteres eine 
einheitliche Depotserwaltung bei der Bank, ohne daß dabei für die Stadt andere Koſten 
als die üblichen Depotgebühren entſtehen.— Als ſehr wertvoll hat ſich dann noch das 
Vebeneinanderarbeiten der banktechniſch und der bürotechniſch geſchulten Kräfte erwieſen. 
Durch die Lerſchiedene Ausbildung wurde der Ehrgeiz weſentlich geweckt und das Ge- 
fühl geſtärkt, daß jeder Teil Gon dem andern noch viel zu lernen hätte. - Am meiſten 
jeboch hat in den keitiſchen Zeiten die Stadt dadurch aus dieſem Ogſtem Vorteile ge- 
zogen, daß die von the beſchäftigten Unternehmer und vor allem faſt the ganzes Per- 
ſonal bet der Bank ihre Konten unterhielten. Wenn daher an den keitiſchen Zahlungs- 
tagen eine große Summe beſchafft werden mußte, ſo ergab ſich der nicht hoch genug zu 
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zahlt zu werden brauchte, der weitaus größere Teil wurde lebiglich von den ſtädtiſchen 
Konten auf ein Privatkonto übertragen, ohne daß dadurch der Bank Mittel entzogen 
wurden. 

Geblieben iſt neben der Stadthauptbuchhalterei mit gaͤnzlich Serdnberter Tätigkeit 
nur noch die Steuerkaſſe aus pſgchologiſchen Sründen. An ſich hätten auch die Steuer- 
einzahlungen ebenſogut bet der Bank erledigt werden konnen, beſonders in Zeiten, in 
denen die Steuerſummen ohne weiteres feſtſtanden. Maßgebend für die Drennung 
war der Gedanke, daß dem Publikum jede Furcht benommen werden ſollte, die Stadt- 
bank könne irgend etwas mit dem ſtädtiſchen Steuerfiskus zu tun haben. In der Dat 
befteht denn auch nicht der geringſte Zuſammenhang zwiſchen Bank und Öteuevser- 
waltung. Abergriffe nach dieſer Richtung hin find auch niemals Lerſucht worden, die 
Bank wahrt das Bankgeheimnis der Stadt gegenüber in genau demſelben Amfange 
wie gegenüber jedem Dritten. 

Am 2. Mai iger eröffnete die Bank ihr Sefhäft, mit dieſer fo geſchilderten Auf- 
gabe ohne jedes Vorbild. Nach einem Monat bereits wickelte ſich der Verkehr voll- 
kommen glatt ab. Der Perſonalbeſtand betrug am Anfang es Köpfe, am Ende des 
Jahres 1921 bereits So Köpfe. Auch waren 778 Privatkonten vorhanden. Ein Jahr 
fpdter, Ende 1989, war das Peroſnal auf 150 angewachſen und die Prisatkonten auf 
2729. Ende 1983 hatten wir ein Perſonal von 350 Köpfen und 3240 Konten. Von 
da ab ſetzte, wie in dem geſamten Bankgewerbe, ein ſcharfer Abbau des Perſonals 
ein. Das Seſchaͤft aber iſt verhältnismäßig jehr lebhaft geblieben. 

Am 2. Mat 1921 bezog die Bank die Räume im Erdgeſchoß Magifterftr. 67/69, 
Ende 1981 erhielt fie die Erdgeſchoßraͤume auch im Nebengebäude Magiſterſtr. 70/71 
und Kneiphöfiſche Langgaſſe do. Im April 1922 bekam fie endlich auch den Zugang 
von der Kneiphöfiſchen Langgaſſe. Im Laufe des Jahres 1923 wurde dann in den 
genannten Gebäuden auch die zweite, dritte und vierte Etage für die Bank hinzuge- 
nommen. 
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Noch im Auguſt ror eröffnete die Bank ihre erſte Depoſitenkaſſe in dem Gebäude 
der Oſtmeſſe. 1922 wurde dann die Sparkaſſen-Vebenſtelle in der Hufenallee zu einer 
Depoſitenkaſſe umgebaut. 1923 ſiedelte die Sparkaſſen-Nebenſtelle Steindamm aus 
ihrer ungünſtigen Lage um auf die andere Seite des Steindamms, an beſſen verkehrs- 
reichſte Stelle, und wurde gleichzeitig ebenfalls in eine Depoſitenkaſſe der Bank um- 
gewandelt. Meu eröffnet wurde in demſelben Jahre eine Depoſitenkaſſe auf dem Schlacht- 
hof. Sleichzeitig mußte die Depoſitenkaſſe Oſtmeſſe, weil ihre Räume zu klein geworden 
waren, in den gegenübergelegenen Handelshof umziehen. Nach dieſem Amzuge er- 
hielt fie eine Abteilung der Sparkaſſe, ebenſo wie das ſchon auf dem Schlachthof ge- 
ſchehen war. 

Das Ergebnis dieſer Entwicklung von kaum drei Jahren iſt, daß die Stabtbank 
eine der größten Banken am Platze iſt. Ihr Qujammenarbetten mit der Stadt voll- 
zieht ſich vollkommen reibungslos. Die Ergebniſſe waren ſtets günſtig, find aber ſelbſt⸗ 
verſtänblich jetzt durch die Seldentwertung überholt. Wenn auch eine Soldmarkbilanz 
per 1.1.1924 noch nicht vorliegt fo läßt ſich doch ſosiel ſagen, daß die der Bank urſprünglich 
mitgegebene Subſtanz von 20 Millionen Papiermark umgerechnet auf Goldmark nach 
dem Tage der Jahlung nicht nur erhalten ſondern erheblich vermehrt iſt. Doch iſt 
dieſes Sewinnergebnis felbftserftändlic, Gon weit geringerer Tragweite als die Tat- 
ſache, daß hauptſachlich durch die Daͤtigkeit dee Bank die Subſtanzvermehrung bei der 
Stadt überhaupt erſt möglich geworden ift. 


II. Sparkaſſe und Lethamt. 


Ein Bericht über die Stäbdtiſche Sparkaſſe in den Jahren toro bis 1924 müßte 
eigentlich alle Bemühungen aufzählen, die gemacht worden find, um den Sparverkehr 
auf der alten Höhe zu halten. Es tft bekannt, daß dieſe Bemühungen überall im 
Deutſchen eich infolge des Sinkens unſerer Valuta, der Flucht aus der Mark und 
ſchließlich der Vernichtung allen Sparſinns ergebnislos geblieben find 
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jal hat unſere Sparkaſſe teilen müſſen. Wir wollen daher von dieſen vergeblichen Be- 
mühungen nicht weiter ſprechen. Anſere Sparkaſſe hatte im Frieden einen Einlagen- 
beſtand von über 150 Goldmillionen. Anfang 1924 fahen wir es ſchon als einen 
erfreulichen Fortſchritt an, als die Einlagen auf über 300000 Mark angewachſen 
waren. Wir haben heute etwa eine Goldmillion erreicht. Das tft der beredteſte Aus- 
druck dafür, wieweit die Verelendung unſeres Volkes fortgeſchritten ft und wieweit der 
ſolide Wohlſtand gerade der mittleren Volksſchichten durch den Krieg und mehr noch 
durch die Nachkriegszeit zerſtört worden 化 Mit dem Steigen der Inflation ver- 
ſchwanden die Spareinlagen. Alle Bemühungen, ſie zu halten, wie die Errichtung 
der neuen Sparabteilungen neben den Depoſitenkaſſen der Bank auf dem Schlacht- 
hof und dem Handelshof, die Einrichtung von Annahmeſtellen und mancherlei andere 
Werbetätigkeit blieben erfolglos. Eine Zeitlang täuſchte über dieſen Zuſammenbruch 
noch das Vorhandenſein der reinen Wirtſchaftskonten aus der Aberweiſung der Sehalter 
und aus ähnlichen Quellen hinweg. Aber je raſcher die Inflation fortſchritt, deſto mehr 
war auch jeber beſtrebt, dieſe Wirtſchaftskonten möglicht klein zu halten, um moͤglichſt 
viel Geld in Sachgütern anzulegen. Als ſchließlich der Seldumlauf ein immer raſche— 
res Tempo annahm, wurde auch der Siroverkehr unmöglich gemacht. An feine Stelle 
trat die Barzahlung in der peimitiöften Form und damit waren den Sparkaſſen die 
letzten Mittel entzogen. 


Wie aus ben oben erwähnten Zahlen hervorgeht, beſſern ſich jetzt die Verhäaͤlt— 
niſſe, aber doch in erſchreckend langſamem Tempo. Die unzulänglichen Gehälter und 
Löhne, die außerdem noch für ganz kurze Zeiträume gezahlt werden, verhindern in 
denjenigen Volksſchichten, auf denen die Sparkaſſen gerade beruhten, die Anſammlung 
von Spareinlagen. Eine Beſſerung iſt freilich zu hoffen, wenn jetzt die Reichs- und 
Staatsbehörden die Gehälter monatlich zahlen. Mehr noch würden vierteljährliche 
bſtverſtändlich 
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erſt dann zu erwarten, wenn die völlige Verarmung unſeres Volkes und insbeſondere 
ſeiner mittleren Schichten allmählich wieder behoben wird. 

Wenigſtens find wir bei der Sparkaſſe ſtets ohne einen Verluſt herausgekommen. 
Auch das Jahr 1923, das wohl den Dieſſtand bezeichnet, wird, wenn auch mit keinem 
Gewinn, fo doch auch mit keinem Verluſt abſchließen. 

Die Stadtbank hat, wie oben geſchildert, bereits eine Reihe von Vebenſtellen der 
Sparkaſſe übernommen und zu Depoſitenkaſſen mit Sparabteilung umgebaut. Damit 
hat fle auch die Ankoſten dieſer früheren Nebenſtellen auf ſich genommen. Ferner hat 
fie neu die Sparabteilungen bei den Depoſitenkaſſen Handelshof und Schlachthof ge- 
bildet. Auf dieſem Wege werden wir fortfahren, um jo die Sparkaſſe möglichſt von 
den Ankoſten für die Nebenſtellen zu befreien. Es bleibt noch übrig, die Hauptſtelle 
ſelbſt in ein günſtiger gelegenes und beſſer ausgeftattetes Lokal zu verlegen. Das wird 
hoffentlich im Laufe dieſes Jahres gelingen. Wir find überzeugt, daß dieſe Arbeiten 
nicht nutzlos fein werden. Denn gerade in Kriſenzeiten, wie wir fie jetzt durchleben, 
und wie fie auch noch die nächſte Zukunft erfüllen werden, wird das Publikum, das 
mancherlei Enttauſchungen im Börſenverkehr erlebt hat, fic) wieder auf die Sparkaſſen 
und darauf beſinnen, daß die Mündelſicherheit dieſer Inſtitute doch ein weſentliches 
Moment tft. Heute, wo die Gerüchte über Illiguidität von Bankinſtituten an der 
Tagesordnung find, wird die Mündelſicherheit der Sparkaſſe und die unbeſchränkte 
Haftung der Stadt und mit the aller Stadt- und Dandkreife der Oſtmark für die 
Stadtbank wieber eine Rolle ſpielen, zumal wenn man bann noch berückſichtigt, daß 
bet beiden Inſtituten Spekulationsgeſchafte, beſonders in Desifen, durch die Aufſicht 
ſeitens der Stadt unmöglich gemacht werden. 

Das Leihamt iſt erſt am 1. 7. 1921 der Sparkaſſe angegliedert worden. Der 
Grund für dieſe Maßnahme lag darin, daß die Sparkaſſe ausſchließlich das Lethamt 
finanziert hat, und daß auf dieſe Weiſe ſich einige Koſten erſparen ließen. In der Tat 
{ft es denn auch n dieſen n ohne alle Juſchüſſe 5 
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8 Stadtrat Dr. Boeters. 
le Grundbedingungen einer Siedlungspolitik der Stadt Königsberg find durch 
ihre Lage am ſchiffbaren Strom unfern des Meeres gegeben, dort, wo zum letzten 
Male von beiden Afern her feſter Baugrund an den Fluß herantritt und eine Inſel 
den Abergang erleichtert. Sie tft zugleich Hafenftabt und Brückenſtadt. Ihre plan- 
mäßige Entwicklung auf dieſer Grundlage wurde jedoch im 19. Jahrhundert und im 
erſten Jahrzehnt des 20, alſo gerade in demjenigen Zeitalter neuerer Städtebaukunſt, 
in dem zum erſten Male wieder eine durchdachte großzügige Auffaſſung ſich durch- 
zuſetzen beginnt, durch einen Amſtand gehindert, der ſeiner entſcheibenden Bedeutung 
wegen ſofort genannt werden muß: Königsberg, noch heute Feſtung, war bis in den 
Eingang des 20. Jahrhunderts durch ein Sgſtem alter, aus der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts ſtammender Befeſtigungswerke ſo feſt umſchloſſen, daß die eigentliche 
Stadtlage auf dieſen vorbezeichneten, engen Raum beſchrankt blieb und jede geſunde, 
mobernen Anſchauungen entſprechende Entwicklung unterbunden war. Die Befeſtigung 
gab nur an wenigen Punkten einen ſchon lange nicht mehr zureichenden Durchlaß frei. 
Vor den Wällen dehnte ſich in einer Breite Lon 1000 m der Ragonbezirk, in dem 
nur mit beſonderer militäriſcher Erlaubnis und nur in Fachwerk gebaut werden durfte. 
So war im Ausgang des 19. Jahrhunderts die von den Feſtungswerken um- 
ſchloſſene Stadt längſt überfüllt. Ein engmaſchiges, hier und da faſt verwirrendes Meg 
von Straßen war entſtanden, lichtloſe hohe Häuſer, arm an Garten, die ganze Stadt 
litt an einem Mangel an Freiflächen und, was vielleicht noch ſchllmmer war, an einem 
Mangel klarer, nach außen weiſender Straßenzüge. Wo Neues entſtehen ſollte, 
mußte Altes hinweggeräumt werben und auf dieſem Wege ging manche ſtaͤdtebauliche 
Schönheit der alten Orbens- und Hanſeſtabt verloren. 
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Immerhin, foweit es die geſchilderten Beſchraͤnkungen zuließen, hatte die Stadt- 
erweiterung über die Schranken der Feſtungswaͤlle bereits hinaus zugreifen Herfncht. 
In zwei Whfagen, 1895 und 1905, waren umfaſſende Eingemeindungen durchgeführt 
worden, die das Gelände, welches für die nächſte Ausdehnung der Stadt und zur Er- 
weiterung ihrer Einrichtungen erforderlich war, in den Bereich der ſtäbtiſchen Ver- 
waltung brachten. Durch die Intitiatide privater Derrain- und Baugeſellſchaften 
waren jenſeits des Nagonbezirks an verſchiedenen Stellen moderne Wohnsiertel in 
welträumiger Siedlungsweiſe entſtanden, vor allem die reich angelegten Villenkolonien 
Amalienau und Maraunenhof ſowie die Sartenſtabt Nathshof. Das Straßennetz außer⸗ 
halb der Werke war nach dem ſtädtiſchen Bebauungsplan angelegt, Straßenbahn und 
Verſorgungsleitungen waren ſchon nach dieſen Außengebieten vorgeſchoben. Auch die 
erſten Parkanlagen, ein bis dahin entbehrter Beſitz der Stadt, waren ſchon begonnen 
~ bat Selände forderte dazu heraus -: die Anlagen am Oberteich, an den Zwillings- 
teichen, an der Fürſtenſchlucht, der Walter-Simons-Platz. Aber die Möglichkeit zu einer 
großzügigen Erfaſſung aller der Aufgaben, welche die Bedürfniſſe der Stadt längft ſchon 
ſtellten, eröffnete ſich doch erſt, als endlich im Jahre tor nach langwierigen Verhand⸗ 
lungen die veralteten Feſtungswerke aufgelaſſen wurden, und das Befeftigungsgelände 
ſelbſt in den Beſitz der Stadt kam. Nun war der Zeitpunkt zur Entfaltung der lange 
ungeſund zurückgedaͤmmten Krafte da. Sie richteten ſich vor allem auf den Bau eines 
modernen Handels- und Induſtriehafens, die Amgeſtaltung der längft überalterten und 
und unzureichend gewordenen Eiſenbahnserkehrsanlagen, auf die Erſchlleßung des bis- 
herigen Feſtungsgürtels ſelbſt und die Aufſtellung eines modernen Grunbſätzen ent- 
ſprechenden Bebauungsplans, wie er nun erſt den Bedürfniſſen der Stadt angepaßt 
werben konnte. 

Die drei Jahre von ToT bis zum Beginn des Krieges find soll des erfolg- 
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bauliche Entwicklung unterbrach. Nun geriet eins nach dem andern ins Stocken. 
Die Bahnbauten kamen kaum über das Projekt hinaus, der Hafen konnte noch 
einige Jahre gefördert werden, um dann durch Eingriff von militäriſcher Seite ſtill— 
gelegt zu werden. Die Entfeſtigungsarbeiten wurden noch am laͤngſten mit Kriegs- 
gefangenen fortgeführt. 

So fand der Beginn friedlicher Arbeit Königsberg nach den furchtbaren Erſchütte- 
rungen des Kriegsausganges vor. Nicht eine von den dringenden Aufgaben der Friedens- 
zeit war gelöſt. Sie drängten nach wie vor und beſtenfalls waren Anſaͤtze vorhanden, 
war Stückwerk geſchaffen, von dem ſich noch nicht einmal ſagen ließ, ob es geeignet war, 
unter den völlig veränderten Verhaltniſſen als Srundlage weiterer Arbeit zu dienen. 
An den ungeſunden und unerfreulichen Yuftänden der Innenſtadt war kaum etwas ge- 
ändert. Der Bereich der früheren Feſtungswerke zog ſich als eine Qone unfertigen, zum 
Deil wüſten Geländes rings um die Stadt und unterbrach eher peinlich ſtörend den 
Juſammenhang zwiſchen Innenſtadt und Außensierteln, als daß er ihn vermittelte. 
Die Aufensiertel lagen da ohne Abrundung, unausgeglichen, ohne Yufammenhang 
miteinander und ohne zureichende Verbindungen mit der Innenſtadt. Dazu drängten 
ſich nun die neuen Probleme, aus den Nöten der Nachkriegszeit geboren, drohend und 
oftmals übermaͤchtig, vor. In zähem Kampfe mußten die Mittel, ſelbſt für die wichtigsten 
ftädtebaulichen Aufgaben, den anſtürmenden Bebürfniſſen des Tages abgerungen 
werden. Die Baukoſten, und zwar in gleicher Weiſe die Roften für Hochbauten wie für 
Straßen- und Verkehrsanlagen, haben vom erſten Augenblick an mit der Gelb- 
entwertung Schritt gehalten und, wie die Finanzkraft der Städte nach dem Kriege ge- 
ſchwächt worden 人 daran braucht an dieſer Stelle nur erinnert zu werden. Der Städte- 
bau iſt aber ein Kulturgebiet, das den Boden allgemeinen Wohlſtandes und eine leb⸗ 
hafte Betätigung aller wirtſchaftlichen Kräfte vorausſetzt. So beobachten wir auch hier 
die Dragil, die fo kennzeichnend für die deutſche Kulturarbeit in der Nachkriegszeit (ft, 
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herigen geiftigen Feſſeln feiner Entfaltung abwirft, wo feine wirtſchaftlichen Vor- 
ausſetzungen zerſtört ſind. Dies alles muß man ſich gegenwaͤrtig halten, um die 
richtigen Maßſtäbe zu gewinnen für das, was in der Folgezeit nun geleſſtet 
worden ft. ö 

Im Vordergrund ſteht die Förderung des neuen Hafens bis zu einem die Er- 
öffnung des Betriebes ermöglichenden Quftanbe der Vollendung. Darüber wird in 
einem beſonderen Abſchnitt dieſer Schrift geſprochen. Hier mag an erſter Stelle eine 
Errungenſchaft behandelt werden, die weniger greifbar in ihren unmittelbaren Wirkungen 
und weniger erkennbar in ihrem Werden für die Gffentlichkeit, gleichwohl für die feabte~ 
bauliche Entwicklung Königsbergs von der nachhaltigſten Bedeutung ſein wird: die 
Vermehrung des ftädtifchen Srundbefiges und die auf ihm gegründete ſtädtiſche 
Bodenpolitil. 

Nachdem die Stabtserwaltung bis in das Ende der neunziger Jahre Fragen des 
Grunbbefiges reichlich teilnahmlos gegenüber geſtanden hatte, ſetzte etwa mit der Wende 
des 20. Jahrhunderts unter dem Einfluß der auftauchenden neuen großen Projekte 
eine auf Vermehrung des ſtädtiſchen Srundeigentums gerichtete Strömung ein. Der 
Krlegsanfang ſah die Stadt bereits im Beſitz von mehr als 1700 ha Grund und 
Boden, und zwar von 104 Privathäuſern und über 1600 ha unbebauten Landes, 
wobei die Sewäller, Grünanlagen und Spielplätze, nicht aber die öffentlichen Straßen 
und Plätze, mitgerechnet find. Bis zum Kriegsende wuchs die Zahl der Häuſer auf 
139 und die Fläche des Freilandes auf über sooo ha. Die Haͤuſer waren im 
Fluchtlinienintereſſe gekauft, d. h. mit der Abſicht, fle Später niederzulegen, um 
Straßendurchbrüche und -Gerlegungen in der Innenſtadt vornehmen zu können 
und fo deren Mangel allmählich zu beheben. Das unbebaute Selände beſtand in 
der Hauptſache aus den Flächen die für den neuen Hafen und die neuen Bahn- 
anlagen erworben waren, ſowie aus dem Südgelände und dem früheren Feſtungs⸗ 
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Sinne, war natürlich allein dieſer Beſitz an unbebautem freien Gelände don weſent— 
licher Bedeutung. 


Wenn es in der Nachkriegszeit unter den denkbar ſchwierigſten finanziellen Ver- 
hältniffen gelungen ft, dieſe auf Vermehrung namentlich des Freilandes gerichtete 
Politik in großzügiger und ſoſtematiſcher Weiſe fortzuſetzen, fo it dies der gefunden 
ſtäbtiſchen Finanzserwaltung und ber zielbewußten, ſchnell zugreifenden Ausnutzung 
der durch die entſcheidende Seldentwertung gerade auf dem Grunbſtücksmarkt entſtehenden 
günſtigen Bedingungen zuzuſchreiben. Es wurde nun nicht mehr lediglich unter dem 
Seſichtspunkt eines bereits vorliegenden, beſtimmten Projektes Land erworben, ſondern 
der ſtädtiſche Srundbeſitz allgemein, wo nur eine günſtige Gelegenheit ſich bot, ihn in 
zweckmäßiger Weiſe zu erweitern, in der Erkenntnis vermehrt, daß eine geſunde Ent- 
wicklung der Stadt und eine kraftsolle ſtädtiſche Politik nur auf der Grundlage eines 
ausgedehnten Lanbbeſitzes möglich iſt. Nehmen doch auch die Aufgaben ſtädtiſcher 
Verwaltung, welche nur mit Hilfe von Lanbbeſitz erfüllbar find, ſtaͤndig gu. In großer 
Einmütigkeit haben gerade hier alle Parteien der ſtädtiſchen Körperſchaften mitgewirkt. 
Bis zum 1. April 1924 find ſeit Kriegsende nahe an 1000 ha hinzuerworben, wovon 
auf die Jahre 1981-1924 je rund 200 ha entfallen. Der Landerwerb machte an den 
politiſchen Srenzen der Stadt nicht halt. Von dem 2885 ha unbebauten Seländes, 
über welche die Stadt teils ſelbſt teils durch die ihr angegliederten Geſellſchaften ver- 
fügt, liegen etwas über 1300 ha, alſo knapp die Halfte innerhalb des Stadtgebiets 
und machen hier mehr als 50 % des überhaupt vorhandenen Freilandes aus, mehr 
aber liegt außerhalb, die Grenzen der Stadt rings umgebend und ihre künftige Er- 
weiterung vorbereitend. Im ganzen tft der Grundͤbeſitz der Stadt mit 
3015 ha faſt 70% des geſamten Stadtgebietes gleich. Die Zahl der in 
ſtäbtiſcher Verwaltung ſtehenden Privathäuſer erreicht heute 200. Dabei iſt noch zu 
berücksichtigen, daß durch die näher noch zu ſchild 


eee 


eee 


unbeträchtliche Flächen — etwas über 130 ha - in der Zwiſchenzeit wieder veräußert 
worden und ſo ihrem wirtſchaftlichen Zweck zugeführt worden ſind. 

Vor allem wurde das Ziel darauf gerichtet, das in privaten Händen befindliche 
Bauland, d. h. die Srundſtücke an fertigen oder nahezu fertigen Straßen, zu er- 
werben, nachdem erkannt worden war, daß in dieſen fertigen, aber noch nicht bebauten 
Straßen die größten ſtaͤdtiſchen Goldwerte ſtecken, und daß es ein Gebot der Wirt- 
ſchaftlichkeit fet, dieſe Werte der Allgemeinheit nutzbar zu machen. Dadurch kam es, 
daß vor allem die zahlreich vorhandenen Derraingeſellſchaften, deren Geſchäfte infolge 
der geringen Bautätigkeit ſchlecht gingen, von der Stadt eine nach der andern auf— 
geſogen wurden. Dies iſt heutigen Tages beinahe reſtlos gelungen. Die Stadt beſitzt 
auf dem Gebiete der Baugrundſtücke faſt ein Monopol. 

Mag auch an äußerlich in Erſcheinung tretenden Werken auf ſtädtebaulichem Gebiet 
ſeit dem Kriege leider noch nicht viel Neues geſchaffen ſein: mit dieſem Landerwerb 
find erſt die Vorausetzungen für eine plansolle und großzügige Geſtaltung 
der Ötadtanlage geſchaffen, und zwar auf Jahrzehnte hinaus, vielleicht für dauernd. 
Seſtützt auf dieſen Landbeſitz hat die Stadtserwaltung, bewährten bodenreformeri⸗ 
ſchen Grundſätzen folgend, ſchon in den wenigen Jahren ſeit dem Kriege eine Boden- 
politik entfaltet, die ſich aufs glücklichſte für die Entwicklung der Stadt bemerkbar ge- 
macht hat. 

Beinahe neu, jedenfalls in feiner Größe und Dringlichkeit völlig unerwartet trat 
an die Stabtserwaltung mit dem Kriegsausgang das Problem der Wohnungs- 
beſchaffung heran. Schon vor dem Kriege hatte ein Mangel an Kleinwohnungen 
geherrſcht. Die Stadt hatte ſich deshalb an gemeinnützigen Mohnungsbauunterneh⸗ 
mungen beteiligt. Aber in ſeiner jetzt auftretenden Geſtalt war das Problem ein völlig 
anderes. Dem erſten Anſturm der Wohnungsloſen nach dem Waffenſtillſtand ſuchte 
man durch die Erſtellung von Notwohnungen zu begegnen, welche durch den Aus- 
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bau vorhandener Gebäude, vor allem der zahlreich zur Verfügung ſtehenden militäri- 
ſchen Bauten, gewonnen wurden, Kaſernen, Ställe, Magazine und leider auch 
Baracken. Es muß heute dahingeſtellt bleiben, ob es ſich vom finanziellen Stand— 
punkt rechtfertigen ließ, daß erhebliche Beträge zur Schaffung von Wohnungen aufs 
gewendet wurden, die ſich noch innerhalb der Zeit der Wohnungsnot als unzulänglich 
erwieſen und eine dauernde Quelle von Anzuträglichkeiten wurden. Die Schnelligkeit, 
in welcher Nat geſchaffen werden mußte, der Oruck der öffentlichen Meinung und die 
derzeitige Beurteilung der zukünftigen Entwicklung der Dinge ließen damals eine 
andere Entſcheidung wohl nicht zu. Mehr als udo Wohnungen wurden auf dieſem 
Wege geſchaffen, zu denen in der Folge noch über 900 Wohnungen kamen, die durch 
Deilung von größeren Wohnungen gewonnen wurden. Sleichzeitig wurde aber an 
den Bau Gon neuen Wohnhäufern gegangen. In den Jahren 1919 und 1920 
allerdings noch recht zoͤgernd. Erſt im Jahre iet ſetzte ſich, wie auch in den meiſten 
Städten, die Erkenntnis durch, daß der Wohnungsnot nur durch Wohnungsneubau 
nachhaltig zu begegnen fet. Der Bau in eigener Regie der Stadt, mit dem man 1919 
begann, hatte mit Schwierigkeiten zu kämpfen. Nun wurde ein von früher her beftehen- 
des gemeinnütziges Bauunternehmen, die Stiftung für gemeinnützigen Woh— 
nungsbau, zum Werkzeug der ſtädtiſchen Bautätigkeit erkoren, und dieſe Maßnahme 
bewährte ſich außerordentlich. Sie verband die notwendige wirtſchaftliche und perſönliche 
Beweglichkeit mit der erforderlichen Eingliederung in den ſtädtiſchen Verwaltungs- 
apparat. Im Wettbewerb mit der Wohnſtättengeſellſchaft m. b. H, welche in der Folge 
den Bau von Beamtenwohnungen im Auftrage der Reichs- und Landesbehörden 
übernahm, wurde eine beträchtliche Zahl von Kleinwohnungen geſchaffen. Die Stadt 
gab hierzu neben den beſtimmungsgemäßen Baukoſtenzuſchüſſen, die bei den Bauten 
der Stiftung ſelbſtverſtändlich auch die ſtändig wachſenden ungedeckten Spitzen mitum⸗ 
faßten, vor allem das Bauland zu günſtigen Bedingungen her, gemeinnützigen Bau- 
geſellſchaften, namentlich in der letzten Zeit, ſogar unentgeltlich, Alsbald zeigte fic, 
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wie ſehr ihr reicher Dandbejig ihr hier zuſtatten kam. Sie erleichterte dadurch 
den Wohnungsbau und vermochte ihn gleichzeitig dorthin zu lenken, wo im Intereſſe 
einer planmäßigen Entwicklung der Stadt die Errichtung von Bauten der jeweils 
in Frage kommenden Art am Platze war. Daneben wurde - unter wechjelnder Stellung- 
nahme der Stabtserorbnetenfraktionen — auch der prisate Wohnungsbau, der Bau 
pridater Bauherren für ihren eigenen Bedarf - nur in beſchränktem Amfange und 
mit wenig ermutigendem Erfolge auch der Bau durch Bauunternehmer für Dritte 
- gefördert. Jandhergabe und Juſchußgewährung arbeiteten hier einander in die 
Hand, fo daß nur der Land bekam, der auch gewillt und nach ſorgfältiger Prüfung 
auch in der Lage war zu bauen, und dem deshalb auch die Zuſchüſſe ansertraut werden 
konnten. 

Im ganzen find mit finanzieller Anterſtützung der Stadt 1507 neue Wohnungen 
bis zum Ende des Jahres 1923 fertiggeſtellt oder bis zu dieſem Zeitpunkt begonnen 
worden. Davon entfallen 570 auf die Stadt ſelbſt oder die von ihr beauftragte Stiftung 
als Bauherrin, 811 auf gemeinnützige Bauunternehmungen, 126 auf private Bau⸗ 
herren. 5 

Soweit im Auftrage der Stiftung gebaut wurde, war ſtrengſte Wirtſchaftlichkeit 
in Raumausnugung und MWaterialserwendung Srundſatz, wurde auch eine gefunden 
wirtſchaftlichen Ideen folgende Mietpolitik beobachtet. Anter dem finanziellen Seſichts⸗ 
punkte erwies ſich jeboch mehr und mehr der Bau von Einfamtlienhäuſern, die 
zum Verkauf gebracht wurden, als förderlicher wie der Bau von Miethäuſern, da das 
wohnungſuchende Publikum eher bereit war, für eine eigene Wohnung einen die 
Koſten voll deckenden Preis zu zahlen, als für eine Wohnung im fremdem Hauſe auch 
nur die notwendigſte Miete. Dem Eigenheim mit Garten zuliebe gaben viele Inhaber 
von Stadtwohnungen dieſe billigeren Wohnungen zugunſten der neuen, wenn auch 
teureren Wohnungen auf und ermöglichten fo die Juweiſung der billigeren Wohnungen 
an die eigentlich wohnungſuchenden Kreiſe, die in der großen Mehrzahl ſelbſtserſtändlich 
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weniger leiftungsfähig find. Der Flachbau, d. h. der ein- bis zweiſtöckige Bau wurde 
bevorzugt, entſprechend den Vichtlinien des Wohlfahrtsminiſters und als Gegengewicht 
gegen die ungeſunde Bauweiſe der Innenſtabt, aber auch aus der Erfahrung heraus, 
daß die dadurch ermöglichte Beigabe reichlicheren Gartenlandes verbilligend wirkt, indem 
der Gartenbeſitz für den Bewohner die hohen Koſten der Wohnung in etwas ausgleicht, 
und daß auch die Ausſtattung folder Haͤuſer nach mancher Richtung hin einfacher und 
deshalb billiger ausfallen kann. Im Bereich der eigenen Bautätigkeit der Stabt erwies 
ſich der Bau von zweiſtöckigen Neihenhäufern als die Horteilhaftefte Form. Die Land- 
zulage wurde nach Ortslage und Zweck Lerſchieden bemeſſen, fie wuchs don 150 qm 
für die Wohnung bis herauf zu einem halben Morgen an der Peripherie der Stadt 
in halbländlichen Siedlungsſtellen. Dem Bedürfnis entſprechend wurde in verſchiedenen 
Gegenden, in Rathshof, Amalienau, vor dem Dragheimer Tor, in Kalthof, Nofenau 
und Ponarth, in zuſammenhängenden größeren Gruppen gebaut, am meiſten jedoch im 
nördlichen Amalienau, wo auf dieſe Weiſe im Laufe von drei Jahren ein neues Stabt⸗ 
viertel entſtanden iſt. 

Erwähnt mag in dieſem Juſammenhange noch fein, daß die Stadt auch hurd) 
Beteiligung an verſchiedenen bauftofferzeugenden Induſtrien auf die 
Verbilligung der Bauſtoffe und damit auf die Förderung der Bautätigkeit 
einzuwirken verſucht. 

Aber den Bereich des unter dem Zeichen der Jwangswirtſchaft und der öffentlichen 
Juſchüſſe ſtehenden Wohnungsbaus hinaus vermochte die Stadt durch ihren Landbeſitz 
auf die Wohnungsbautätigkeit anregend einzuwirken. Da fie faſt allein in der Lage 
war, den ſtarken Qandhunger zu ſtillen, der ſich nach dem Kriege entwickelte, fie aber 
Grund und Boden nur mit Bauserpflichtung hergab und die Erfüllung dieſer Ver— 
pflichtung durch den Vorbehalt eines Wiederkaufsrechts ſicherte, fo übte fie einen An- 
reig zum Bauen und einen förderlichen Druck auf die Durchführung von Bau- 
planen aus. 
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Die geſchilderten Grundfäge der Bobenpolitit wendete die Stadtverwaltung mil 
gleich gutem Erfolge auf allen andern Sebieten an, wo es ſich als möglich erwies, durch 
Dandhergabe Unternehmungen zu fördern, an denen ein öffentliches Intereſſe beſtand. 
Sie vermochte jedem induſtriellen und Handelsunternehmen, das ſich in 
Königsberg niederlaſſen oder erweitern wollte, unter Ausſchluß privater Konkurrenz 
und ſpekulatider Einflüſſe ein geeignetes Gelände zu verſchaffen, dadurch auch den 
Ort der Viederlaſſung nach den Geſichtspunkten einer planmäßigen Stadterweiterung 
zu beſtimmen und durch den Kaufvertrag einen Einfluß auf die Entwicklung des Unter- 
nehmens zu gewinnen. Mehrfach wurde auf Vorrat Induſtriegelände durch Gleis— 
anlagen erſchloſſen, das dann in kürzeſter Feiſt von Intereſſenten in Anſpruch 
genommen wurde. Auf dieſe Weiſe hat die Stadt eine Fülle von Lagerplaͤtzen für 
den Handel geſchaffen und eine anſehnliche Zahl zum Teil bedeutender induſtrieller 
Betriebe kam mit ihrer Hilfe in den letzten Jahren hier zur Entſtehung. 

Aber auch ganz andere Schöpfungen ſind auf dieſe Weiſe ins Leben gerufen 
worden, 3. B. eine Anzahl ſportlicher Anlagen, Spielplätze und dergleichen, und auch 
für Aniverſitätsinſtitute und andere öffentliche Gebäude konnte die Stadt die geeigneten 
Bauplätze zu Bedingungen abgeben, die deren Errichtung mindeſtens gefördert haben 
dürften. 

Die Stadt nahm alſo grundſäätzlich keinen Anſtand, den von ihr erworbenen Grund 
und Boden auch wieder zu verkaufen, jedoch nur unter Garantien, die ihr gewähr- 
leiſteten, daß er zu einem ſeinem Werte enſprechenden Zwecke verwendet würde und 
daß ein Rückfall in die Hände der Grundſtücksſpekulation nach menſchlichem Ermeſſen 
ausgeſchloſſen iſt. Die Bemeſſung der Preiſe richtete ſich weſentlich nach dem Zweck. 
Im übrigen war die Preispolitik der Stadt darauf gerichtet, ihr die nötigen Einnahmen 
für den Erwerb neuen Geländes und wenn möglich auch für den Bau neuer Straßen 
zu Lerſchaffen und doch den Ankauf einer ſtädtiſchen Parzelle trotz der Belaſtungen 
noch anziehend. zu machen. 
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Als eine der beſten feelifhen Nachwirkungen des Krieges entwickelte fih in der 
großſtäbtiſchen Bevölkerung die Kleingartenbewegung. Bald miſchten ſich in die bloße 
Freude an Beſitz und Pflege des Gartens ſehr berechtigte Ernaͤhrungsintereſſen und 
unter den veränderten Verſorgungsbedingungen der Großſtädte in der Nachkriegszeit 
wurde die Beſchaffung von Kleingartenland weit über ihre vollshggieniſche und jozial- 
politiſche Bedeutung hinaus zu einer brennenden Angelegenheit der Volks- 
ernährung. 

Vor dem Kriege gab es in Königsberg nur eine Schrebergartenanlage, die An- 
lage am Oberteich, die ſich noch dazu in der Folge als unzureichend in ihren Maß 
ſtäben erwies. Die Bewegung fand in Königsberg keinen rechten Boden. Heute find 
nahe an 20000 Familien mit Pachtſtellen verſorgt und weitere soooo Bewerbungen 
liegen vor, ohne daß fie zunächſt befriedigt werden können. 

Die raſche Entwicklung der Dinge nötigte, eine Anterſcheidung zu machen. Das 
Jiel war der Dauergarten, d. h. die Schaffung von Anlagen, welche für immer dieſem 
Zwecke gewidmet bleiben follen und deshalb im Bebauungsplan in dieſer Eigenschaft 
ausgewieſen und Son der Bebauung ausgeſchloſſen find, die zu dieſem Zweck auch mit 
den notwendigſten techniſchen Einrichtungen, Amzäunung und Waſſerverſorgung ver- 
ſehen werden. Da ſich ſolche Anlagen aber mit Vückſicht auf Roften und Landbedarf 
nur nach und nach ſchaffen laſſen, gab man, um dem drängenden Bedürfnis fo raſch 
als möglich zu genügen, nebenher, und zwar in weit größerem Umfange, alles verfüg- 
bare Ackerland, unzubereitet und unter Vorbehalt der jederzeitigen Rückforderung für 
einen anderen Bedarf, in kleinen Pachtſtellen aus. Im Laufe der Jahre 1920-1922 
wurde demgemäß mit Konſequenz der geſamte Landbeſitz der Stabt, joweit er über- 
haupt geeignet und anderen Zwecken entzogen werben konnte, hierfür freigemacht, und 
darüber hinaus noch weiteres Gelände auf der Grundlage der Kleingarten- und Klein- 
pachtlandorbnung in und außerhalb des Stadtgebiets für die Kleinackerwirtſchaft ge- 
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Verhältnis zu dem Anteil des ftadteigenen Geländes. Auch das Kleingartenweſen 
beruht in Königsberg ganz vorwiegend auf dem ftäbtifchen Srundbeſitz. 

Von den kleingärtneriſchen Daueranlagen gilt das mit nur einer Ausnahme, 
der Schrebergartenanlage der Firma Steinfurt. Dieſer prisaten Anlage ſtehen 16 
ſtädtiſche Oauevanlagen mit 2354 Garten gegenüber, die nun ſchon in einem Kranz 
die Stadt in Anpaſſung an den Bebauungsplan rings umgeben. Sie find meiſt fo 
angelegt, daß ſie das Mittelſtück eines künftigen großen Baublocks bilden ſollen, derart, 
daß die Nandſtellen ſpäter der Bebaung anheimfallen, die daran grenzenden zu Haus- 
gärten für die Bewohner der Häuſer werden und der Kern der Anlage auf dieſe 
Weiſe in Zukunft gleichzeitig als Quftraum für den Baublock und als Freifläche mittel- 
bar der Allgemeinheit zugute kommt. 

Zur planmäßigen Förderung der geſamten Bewegung wurde 1920 das ſtäbtiſche 
Kleingartenamt errichtet, das auf Grund ſeiner Erfahrungen ſowohl im Intereſſe der 
Arbeitserſparnis und Verbilligung als den Neigungen der Kleingärtner folgend und 
im Sinne ihrer Erziehung zur Selbftserantwortung ſchrittweiſe dazu übergeht, die 
Verwaltung auf Selbſtserwaltung der Organiſationen der Kleingärtner aufzubauen 
und ſich ſelbſt auf die Landbeſchaffung und die Aeberwachung der Organſſationen, 
allerbings unter beſonderer Betonung ber gerechten Verteilung der Stellen, zu be- 
ſchraͤnken. 

Wenn auch gewiß Schwankungen in dem Intereſſe der Bevölkerung am Klein- 
gartenbeſitz zu erwarten find, fo iſt doch damit zu rechnen, das der Bedarf noch keines- 
wegs gedeckt iſt. Immer mehr zeigt ſich aber, daß die Jebensfähigkeit der Bewegung 
auf die Dauer von der Löſung der Düngungsfrage abhängig iſt. Unter den bis- 
herigen Wirtſchaftsbedingungen iſt es nicht möglich, die erforderlichen Düngerſtoffe in 
genügender Menge zu beſchaffen. Das Intereſſe der ſtädtiſchen Verwaltung iſt des- 
halb ſchon feit längerer Jeit auf eine Nutzbarmachung der ſtäͤdtiſchen Abwäſſer für dieſen 
Zweck gerichtet. Es muß ſich Fang: 5 ei fic) rings um die Stadt ein breiter 
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Sürtel von Kleingärten hinzleht, welcher alles Gelände in Anſpruch nimmt, das auf 
vorausſehbare Zeit für andere Zwecke nicht benötigt wird. Que Zeit find insgeſamt etwa 
700 ha Mefem Zweck gewidmet. 

Verwandt mit den Beſtrebungen des Kleingartenweſens iſt die Errichtung einer 
Gärtnerſtedlung, d. h. die Anſteblung von berufsmäßigen Gärtnern, die unter den ver- 
änderten Verhaͤltniſſen ihrem früheren Erwerbe nicht mehr nachgehen konnen, auf Land- 
ſtellen, die zu ihrem Unterhalt ausreichen, mit der Verpflichtung, ihre Erzeugniſſe in 
der Stadt abzuſetzen. Es verbindet ſich hier alſo das Problem der Arbeitsbeſchaffung 
mit dem der in Königsberg beſonders darniederliegenden Gemüſeverſorgung. Ein 
erſter Verſuch, der mit 14 meiſt verheirateten Särtnern auf Stellen von 5-6 Morgen 
Größe nördlich Gon Klein-Amalienau gemacht worden 人 hat ſich in zwei Jahren unter 
ſchwierigen Verhaͤltniſſen im großen und ganzen gut bewährt. 

Im Intereſſe der Vermehrung der Mahrungsmittelzufuhr tft die Stadtserwaltung 
kürzlich auch dazu übergegangen, ein Landgut in günſtiger Verkehrslage zur Stadt zu 
pachten. Es wird durch einen Anterpächter bewirtſchaftet, welcher der Stadt für die Er- 
füllung der Verpflichtungen aus dem Pachtvertrage einſteht, vor allem aber verpflichtet 
iſt, die geſamte Produktion, für die ein Mindeſtmaß feſtgeſetzt iſt, nach der Stadt zu 
liefern. Ahnliche Verſuche wurden ſeit längerer Zeit bei der Ausbletung ſtaatlicher 
Domänen unternommen, ſcheiterten aber immer an der Schwerfälligkeit der ſtaatlichen 
Behörden. 

Neben den brennenden Wirtſchaftsfragen mußten die höheren, kulturellen Zwecken 
dienenden Aufgaben in dieſen Jahren zurücktreten, wenigſtens in ihrer Ausführung. 
Was die Planung und ſonſtige Vorbereitung betrifft, fo iſt auch hier vieles geleiſtet, 
das ſich erſt in künftigen Zeiten praktiſch auswirken wirb. Es iſt dafür Vorſorge getroffen, 
daß das Entfeſtigungsgelände weit über den urſprünglichen Plan hinaus 
als Grünfläche erhalten bleibt, insbeſondere ſoll der nordöſtliche Teil der Front, Som 
Oberteich bis zum Königstor, garnicht bebaut werden. Ein Seſamtbebauungsplan, 
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welcher den neuen Errungenſchaften der 4 über das frühere Feftungsgelände, 
der Beſeitigung der Ragonbeſtimmungen, dem ausgedehnten Landbeſitz der Stadt, der 
Neugeſtaltung der Eiſenbahnanlagen und dem neuen Hafen Rechnung trägt, ſteht wenig- 
ſtens in ſeinen Grundzügen feſt. In ihm ſind vor allem weite Gebiete als künftige 
Srünanlagen Lorgeſehen, fo daß ein reicher Ausgleich für die Enge der Innenſtabt 
geſchaffen wirb, durchgehende Promenadenwege führen aus dem Stadtkern zu ihnen 
hinaus. Zur rechtlichen Sicherung der ſpäteren Ausführung Sefer Anlagen find die 
notwendigen Schritte großenteils ſchon getan. 

So ſehr indes gerade die Erweiterung der öffentlichen Anlagen durch die ſtäbtiſche 
Parkserwaltung, der vor dem Kriege burch die Stadtentfeſtigung und die Stabterweite⸗ 
rung reizvolle und bebeutende Aufgaben erwachſen waren, infolge der wirtſchaftlichen 
Verhaͤltniſſe nach dem Kriege gehemmt wurde, einzelne Neuſchöpfungen waren doch 
auch thy vergönnt, fo die Ausgeſtaltung der Hufenfreigrabenſchlucht in den Vorderhufen 
und die Herſtellung einer parkartigen Verbindung zwiſchen den alten Baumbeſtänden 
des Vatshöfer Parkes und bem Lanbgraben, und die Arbeiten zur Anlegung eines 
durchgehenden Promenadenzuges vom Schloßteich über die Oberteichufer zum Aſch- 
mannpark unter Benutzung des Begbritter Fließes ſtehen unmittelbar bevor. 

In der Hauptſache jedoch war die Tätigkeit dieſer Verwaltung darauf gerichtet, ſich in 
ihrem Betriebe auf die gegebenen Verhaͤltniſſe durch Vereinfachung und Am- 
ftellung auf größtmögliche Wirtſchaftlichkeit einzurichten. Die öffentlichen 
Schmuckanlagen hatten während des Krieges unter der mangelnden Pflege gelitten 
und litten nach dem Kriege nicht weniger unter der rückſichtsloſen Behandlung des 
Publikums. Es wurden nun kleinere Schmuckanlagen von geringerer Bedeutung in 
Kinderſpielplätze mit Bäumen, Bänken und Sandhaufen umgewandelt, deren Jahl 
auf dieſe Weiſe, aber auch durch Neuanlage beträchtlich vermehrt worden iſt, während 
die erhaltungswürbigen Schmuckanlagen fo hergerichtet wurden, daß fie auch mit billigeren 
Mitteln r werden können. Die eee der öffentlichen hen 5 
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den Erholungszweck wurde in den Vordergrund geſtellt. Wo irgend angängig und 
zweckmäßig, wurden die Nafenflächen zum Betreten und Lagern freigegeben. Neue 
Spiel- und Sportplätze wurden, meiſt mit Hilfe der produktiden Erwerbsloſenfürſorge, 
geſchaffen, weitere Plage find in der Ausführung begriffen. 

Die Stabtgaͤrtneret wurde bis an die Grenze ihrer allgemeinen Aufgaben auf 
Ertragswirtſchaft umgeſtellt, unter Versollſtändigung ihres Wirtſchaftsbetriebes, 
um es ihr zu ermöglichen, die Anzucht nutzbarer Gewächſe zu ſteigern, den Gemüfe- 
bau, garten- und feldmäßig, im großen Stile zu betreiben und Privataufträge ſowohl 
zur Lieferung von Gartenerzeugniſſen als zur Ausführung von Gartenarbeiten zu 
übernehmen. Ackerwirtſchaft in größerem Stile zur Deckung der Bedürfniſſe nament- 
lich der ſtäbtiſchen Anſtalten in Semüſe und Kartoffeln foll dieſes neue Betriebs 
jgftem vervollſtaͤndigen. 

Durch das Kleingartenweſen und das zunehmende Intereſſe der Bedoͤſkerung für 
Garten- und Obſtbau entſtand der Park- und Sartenserwaltung ein neues Betäti- 
gungsfeld, auf welchem fie durch Belehrung, Einrichtung von Muſtergaͤrten und 
Verſuchskulturen einen Ausgleich für die erlittene Einbuße an kulturellen Auf— 
gaben finden konnte. 

Muß indes in der Schaffung und Pflege öffentlicher Grün- und Freiflaͤchen das 
Beſte noch der Zukunft überlaſſen bleiben, fo gilt dies in noch ausſchließlicherem Maße 
von der ſo notwendigen Amgeſtaltung der Innenſtadt. 

Die Laͤhmung der Bautätigkeit wirkte hier zuſammen mit den Schwierigkeiten, 
die ſich der Beſeltigung beſtehender Gebaͤude und Anlagen entgegenſtellten. So iſt 
an der Innenſtabt kaum etwas verändert. Im großen wie im kleinen. Die ſtädtiſche 
Wohnungsfürſorge ſcheiterte in ihren Bemühungen um eine Beſſerung der 

Vohnungsserhaltnifje an den wirtſchaftlichen Anmsglichkeiten nahezu voll— 
tandig. Die Tiefbauserwaltung vermochte in zaͤher Arbeit hier und da eine e 
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der Straßenführung wenigſtens für die Zukunft vorzubereiten. Größere Erfolge blühten 
nur der Baupolizei. Die neuaufkommenden Sparbauweiſen mußten auf ihre Eignung 
für die oſtpreußiſchen Witterungsserhältniffe geprüft werden. Wertsolle Erfahrungen 
wurden geſammelt. Gegen die im Kriege eingeriſſene Machläſſigkeit und Anbotmäßigkeit 
im Bauweſen wurde mit Erfolg aufgetreten. Vor allem aber ſetzte ſich die Bauberatung, 
die techniſche ſowohl als die künſtleriſche, allen wirtſchaftlichen Schwierigkeiten zum Drotz 
erfreulich durch. Es gelang, geſtützt auch auf die Einwirkung, welche der Magiſtrat ſich 
bei dem Abſchluß von Srundſtücksverkäufen ſicherte, ſtändigen Einfluß auf die aͤſthetiſche 
Ausgeſtaltung der Neubauten zu gewinnen. Schließlich war der ſtäbtiſchen Verwaltung 
hier ſogar ein Erfolg beſchert, um den bereits vor dem Kriege unter weit günſtigeren 
Bedingungen gerungen worden war: ein Ortsſtatut gegen Verunſtaltung wurde 
zur Einführung gebracht und es wurde ergänzt durch eine Polizeiverordnung, welche 
die Baupolizei in die Lage jest, auch auf die farbige Ausgeſtaltung der Hausfronten 
einen Einfluß zu gewinnen, nachdem im Laufe der letzten beiden Jahre dieſe Schmuck- 
form ſehr zur Bereicherung des Stadtbildes auch in Königsberg ihren Eingang gefunden 
hat. Als Auswirkung der veränderten Beſtrebungen und Erfahrungen wurde eine 
neue Bauordnung ausgearbeitet und als deren Grundlage und zugleich Vollendung 
ein neuer Bauzonenplan geſchaffen. In Verbindung mit dem neuen Geſamtbebauungs⸗ 
plan gewährleiſtet er für die Zukunft eine Entwicklung der Stadt nach den Srundſaͤtzen 
der Zweckmäßigkeit, Seſundheit und Schönheit. 

Strenge Einftellung auf die veränderten Wirtſchaftsbedingungen, die es ermoglicht, 
die Kräfte auf das Erreichbare zu ſammeln, großzügige und den neuen Anſchauungen 
entſprechende Vorbereitung alles deſſen, was für eine künftige, mit reicheren Mitteln 
arbeitende Entwicklung erforderlich iſt, das find die Merkmale der ſtädtiſchen Verwal- 
tung in der Zeit nach dem Kriege auch auf dieſen Gebieten. Aber darüber hinaus 
war es ihr doch auch hier vergönnt, manchen Erfolg zu erzielen, deſſen Beſitz eine 
wertsolle e des A ber Semeinweſens darſtellt. 
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8 Stabtbaurat Kutſchke 

ie Lerlehrsgeographiſche Lage an der Südoſtecke der Oſtſee, zwiſchen zwei 
Haffen, an einem ſchiffbaren Fluß, im Schutze des Landes etwa 40 km Lon der 
offenen See entfernt, aber trotzdem für Seeſchiffe erreichbar, hat Königsberg ſchon ſeit 
Jahrhunderten eine hersorragende Stellung im Handel mit Oſteuropa zugewieſen. Ift 
doch hier die Entfernung zwiſchen der Oftjee und dem Schwarzen Meer am kürzeſten, 
da die Quftlinie Königsberg-Obeſſa nur rb. 1150 km beträgt. Dieſe Datſache iſt für 
die Verkehrsbeziehungen Königsbergs mit der an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen 
reichen Ukraine von größter Bedeutung. Auch der kuͤrzeſte Landweg von Petersburg 
und Moskau, den Wirtſchaftszentren des großen ruſſiſchen Reichs, nach Berlin und 
dem Weſten Europas führt über Königsberg. Bedeutungsvoll it ferner die Lage 
Königsbergs auch aus klimatiſchen Gründen, weil öftlih don Pillau die Oſtſeeküſte 
ſtell nach Morden abbiegt und damit die weiter nordöſtlich gelegenen Oſtſeehäfen in- 
folge des immer falter werdenden Klimas hinſichtlich der Schiffahrtsdauer ungünſtiger 
daran find. Falls nicht ganz ungewöhnlich kalte Winter eintreten und ſehr ungünſtige 
Wind- und Eisserhältniffe vorliegen, kann der Schiffsserkehr nach Königsberg mit 
Hilfe von Eisbrechern den ganzen Winter hindurch aufrecht erhalten werden, eine 
Möglichkeit, die weiter nach Norden zu immer geringer wird. Endlich beſitzt Königs- 
berg den großen Vorteil, durch den Pregel und die ſich daran anſchließenden Binnen 
waſſerſtraßen auf dem Waſſerweg in Verbindung zu ſtehen nicht allein mit der Provinz, 
ſondern auch über Deime, Friebrichsgraben und Gilge mit dem Memelſgſtem, das 
weit in das ruſſiſche Reich hineinreicht und über das Frifche Haff mit der Weichſel und 
ihren Mebenflüſſen. So iſt es der gegebene Amſchlagsplatz zwiſchen Seeſchiffahrt 
und Binnenſchiffahrt. Drozdem Rufland im Frieden feine eigenen Haͤfen Riga, 
Veval und Libau 机 und entſprechenden Ausbau on wiser, 
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zu bevorzugen fuchte, hatte ho infolge feiner günftigen — en 
Lage einen erheblichen Deil des ruſſiſchen Ein- und Ausfuhrhandels an ſich gezogen. 
Für ruſſiſche Hülſenfrüchte war es ſogar der besorzugtefte Markt, zumal in Königs- 
berg beſondere Einrichtungen für die Einlagerung und Sortierung in ausgedehntem 
Maße zur Verfügung ſtanden. Auch ruſſiſches Getreide kam in großen Mengen 
hierher und wurde, Lielfach mit oſtpreußiſchen Getreide gemiſcht und vermahlen, über 
See nach dem weſtdeutſchen Industriegebiet und nach außerdeutſchen Ländern gebracht. 
Ruſſiſches Holz, Hanf, Flachs und Hebe gingen in beträchtlichen Mengen über den Koͤnigs⸗ 
berger Hafen. In umgekehrter Richtung wurden beſonders Heringe und Industriewaren 
umgeſchlagen und ausgeführt. In den letzten beiden Jahren vor dem Kriege betrug der 
geſamte Wareneingang in Königsberg über 3000000 t, woson allein rd. 100000 t 
aus Rußland ſtammten, und die Ausfuhr bewegte ſich zwiſchen 1,7 und 1,9 Millionen t. 
Der Krleg griff mit rauher Hand in die Handelsbeziehungen nach dem Often ein. 
Jwar gelang es unſerer Marine, eine fühlbare Blockade der Oſtſee zu verhindern, 
jo daß der Handelsverkehr mit den neutralen nordiſchen Staaten aufrechterhalten werden 
konnte, aber es fehlte doch der Süteraustaufch mit den weſteuropälſchen Staaten und 
mit Rußland, das bisher für den Handelsplatz Königsberg das Hauptein- und aus- 
fuhrland geweſen war. Dementſprechend ſanken auch die Mengen der ein- und aus- 
geführten Waren ganz beträchtlich, betrug doch im Jahre 1917 die Menge der von 
See eingegangenen Güter nur noch 127930 t gegen 960193 t im Jahre 1913 und die 
Menge der ausgeführten Waren ging im gleichen Jahre auf 41181 t zurück gegenüber 
909899 t im letzten Friedensſahre. Wenn die Ziffern des Eifenbahngüterserkehrs 
und des VBinnenſchiffahrtsserkehrs nicht im gleichen Verhaltnis geſunken find, fo liegt 
das daran, daß die Verſorgung unſerer Truppen auf dem Land- und Waſſerwege 
erfolgte und daß die dafür in Betracht kommenden Güter mitgezählt worden find, 
jo daß bleſe Zahlen für die Beurteilung der ſchweren Störung des Handels nicht maß- 
gebend ſein konnen. Rn kommt dieſe zum Wusheud, wenn man die e 


CSS 


Jahlen des Jahres 1919 mit denen des Jahres 1913 vergleicht. Sm Jahre 1919 betrug 
der Wareneingang zur See 232838 t, alſo noch nicht ein Viertel des Eingangs von 
1913, und der Ausgang 79670 t, d. t. etwa ein Zwölftel der Friedenseinfuhr. Belm 
Binnenwaſſerverkehr ft gleichfalls ein ſtarker Rückgang feſtzuſtellen. Gegenüber 
978000 t gingen im Jahre 1919 nur rb. 180000 t ein, während einem Ausgang von 
152000 t im Fahre 1919 nur ze epo t gegenüberſtehen. Am wenigſten geſunken find 
die Zahlen des Eiſenbahngüterserkehrs. Im Jahre 1913 gingen ein 1325000 t, im 
Jahre 1919 908000 t und es gingen aus 677000 t und 476000 t. Eine genaue 
Aberſicht gibt die nachſtehende Tabelle: 

Ein- und aus“ 


gegangene Waren» 
mengen im 


1912 


Eingang | Ausgang 


Dinnenkhiffahrts- 
verkehr 
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verkehrt 32289 
Seewart. Schiffs- 
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Durch den Kriegsausgang wurde Oſtpreußen und damit auch Königsberg durch 
den polniſchen Korridor vom Reich abgeſchnürt und gleichzeitig auch durch die Errichtung 
der ſelbſtändigen Staaten Polen und Litauen von dem ruſſiſchen Hinterland getrennt. 
Selbſt wenn auch der Güterverkehr ſich ſeit 1919 wieder weſentlich gehoben und teilweiſe 
ſogar die Friedensmengen ſchon überholt hat, ſo muß doch alles daran geſetzt werden, 
die alten Hanbelsbeziehungen wieder neu zu knüpfen und zu beleben. Der eisfreie 
Seehafen Königsberg ‘ft für den ruſſiſchen Außenhandel von beſonderer Bedeutung 
geworden, ſeitdem er über Libau und Niga nicht mehr verfügt. Da indeſſen die ruſſiſche 
Wirtſchaft nur allmählich in Gang kommt, beſteht zunächſt die Hauptaufgabe der Stadt- 
verwaltung Savin, ihrerſeits möglihft günſtige Bedingungen für ben ruſſiſchen Handel 
zu ſchaffen. Einmal mußten die geſamten Verkehrsanlagen Königsbergs gu Waller, 
zu Lande und in der Luft fo leistungsfähig ausgeftaltet werden, daß fie imſtande find, 
allen zu erwartenden Anforberungen gerecht zu werden und durch ihre Einrichtungen, 
insbeſondere was auch die Lagerungs- und Verfeinerungsmoͤglichkeiten der durch- 
geführten Vohſtoffe anbelangt, einen Anreiz bieten, dieſen Platz für den Güter- 
umſchlag trotz gewiſſer Dranſitſchwierigkeiten gegenüber anderen Häfen zu bevorzugen. 
Selbſtverſtändlich müſſen daneben auch die Bedingungen für den Güterverkehr fo zu— 
geſchnitten fein, daß der Exporteur Intereſſe daran hat, den Verſand über Königsberg 
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zu leiten. Außerdem ergab ſich die Notwendigkeit zur Schaffung von Einrichtungen, 
mit deren Hilfe die intereſſterten Handelskreiſe durch perſönliche Fühlungnahme die durch 
den Weltkrieg zerriſſenen Beziehungen wieder neu anknüpfen können. Auch mußte 
die Möglichkeit geſchaffen werden, fic) über die vollkommen veränderten wirtſchaftlichen 
Verhäͤltniſſe zu unterrichten, da ja durch die politiſchen Umwälzungen in Oſteuropa 
und die darüber vorliegenden widerſprechenden Nachrichten große Unficherheit in die 
beteiligten Handelskreiſe gebracht worden ſſt. 

Die Verbeſſerung der Verkehrsanlagen des Hafens, welche ihn im Wettbewerb 
mit den Auslandshaͤfen unterſtützen ſollen, erſtrecken ſich in der Hauptſache auf die 
Amgeſtaltung der Eiſenbahnanlagen, den Hafenbau einſchl. Schaffung eines Srethafens, 
der für den deutſchen Oſthandel unter den veränderten Verhältniſſen von lebens- 
wichtiger Bedeutung iſt, ferner auf die Verbreiterung, Vertiefung und Befeuerung 
des Königsberger Seekanals, auf den Ausbau der Pregel-Memel-⸗Waſſerſtraße und 
ſchließlich auf den Bau des Maſuriſchen Kanals und die Verbeſſerung der Schiffahrts- 
verhältniſſe des oberen Pregels. Daneben iſt bet der abgetrennten Lage Oſtpreußens 
ſowohl dem Seeverkehr Swinemünde — Danzig — Pillau, wie auch dem neueften 
Verkehrsmittel, dem Flugzeug, andauernd volle Aufmerkſamkeit gewidmet und durch 
die Errichtung eines Flughafens jede mögliche Anterſtützung gewährt worden. 

Vorausſetzung für die Amgeſtaltung der Eiſenbahnverhaͤltniſſe und den Ausbau 
des Hafens war der Erwerb des Feſtungsgeländes durch die Stadt, der bereits im 
Jahre 1910 zuſtande kam. Damit fielen die Nagonbeſchränkungen, welche bisher jede 
durchgreifende Verkehrsverbeſſerung verhindert hatten, fort. Die Amgeſtaltung der ge- 
ſamten Bahnanlagen wurde ſchon vor Kriegsausbruch betrieben. Jedoch mußte der 
Bau wegen der Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt nach Kriegsausbruch teilweiſe 
ruhen und tft auch heute noch nicht zu Ende geführt. Die Verzögerung hat neben eve 
heblichen Nachteilen allerdings den Vorteil mit ſich gebracht, daß wichtige Erfahrungen der 
n an GERN finden können. Natürlich zwingt die Eis ya 
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der Reichsbahn dazu, in der baulichen Ausgeſtaltung des Hauptbahnhofs Beſchraͤnkungen 
vorzunehmen. Die Stadt hat aber bet den hieſigen und den zentralen Eiſenbahnbe⸗ 
hörden volles Verſtändnis gefunden dafür, daß wenigſtens das Erreichbare in bezug 
auf die äußere Geftaltung des Hauptempfangsgebäudes durchgeführt wird. Weiter sft 
eine Lintenserlegung der Cablauer Bahn innerhalb des Stabtweichbildes beabſichtigt. 
Die neue Linie führt die Labiauer Bahnſtrecke unmittelbar an dem Samland- und 
Cranzer Bahnhof vorüber, woburch die Möglichkeit geſchaffen tft, für dieſe drei Bahn- 
linien eine gemeinſchaftliche Betriebsführung durchzuführen. Außerdem kann auf dieſe 
Weiſe ein gemeinſamer zweiter Süterbahnhof im Norden der Stadt errichtet werden. 
Dies iſt wirtſchaftlich don größter Tragweite, weil die Entwicklung Königsbergs nach 
Norden geht und der Hauptgüterbahnhof im Süden der Stadt gelegen tft. Es müffen 
jetzt große Sütermengen durch die Straßen vom Süden nach bem noͤrdlichen Stadt 
teil gefahren werden, wobel erhebliche Steigungen zu überwinden find. 

Der Ausbau des neuen Hafens iſt ſchon lange vor dem Kriege beabſichtigt geweſen. 
Als 1910 das Feſtungsgelaͤnde in das Eigentum der Stadt überging, wurde der Ent- 
wurf für den Ausbau eines neuen Handels- und Induſtriehafens am Anterlauf des 
Pregels tatkräftig gefördert. Kurz vor Kriegsausbruch unternahm die Hafendeputation 
Reifen nach allen wichtigen deutſchen Hafenplagen und beſuchte auch verſchiedene Auslands- 
hafen, wie Liban, Riga, Petersburg, Rotterdam, Amſterdam und Antwerpen. Auf Grund 
der bet Sefer Beſichtigung geſammelten Erfahrungen wurde ein Entwurf für den 
Ausbau des Königsberger Handels- und Induſtriehafens aufgeſtellt und von den 
ſtäbtiſchen Körperſchaften im Juni 1915 zur Ausführung beſtimmt. Die Koſten für 
die Ausführung bes erſten teilweiſen Ausbaues dieſes Hafens waren damals mit 
of Millionen Mark seranſchlagt. Im Dezember desſelben Jahres wurde dann noch 
die Befeitigung der ſtarken Pregelkrümmung bei Coffe beſchloſſen (Pregeldurchſtich). 

Der zur Ausführung beſtimmte allgemeine Entwurf Jah den Ausbau von 5 Hafen- 
becken on des a vor. Das Hafenbecken! follte dem Stabthandel, der auf 
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die große Seeſchiſfahrt angewiesen iſt, dienſtbar gemacht werden, Hafenbecken Il war als 
Freibeziek in Ausſicht genommen und das Hafenbecken III zur Vergrößerung desſelben. 
Das Norbufer des Beckens IW ſollte zur Erbauung von Setreideſpeichern, im übrigen 
zu Pachtplätzen verwertet werden. Das Südufer des Beckens IVW ſowie das Becken V 
mit den zugehörigen Üferplägen war zur Anfieblung induſtrieller Unternehmungen 
beſtimmt. Im Nahmen des erſten Ausbauprogramms lag ſ. Ot. hiervon die Herſtellung 
des Aferſtreifens oberhalb der neuen Pregelbrücke, der Ausbau des Hafenbeckens | 
und des Freibezirkes (Hafenbecken II) ſowie des Hafenbeckens IW mit den zugehörigen 
Aferflaͤchen und die Errichtung von zwei großen Getreideſpeichern, für deren Bau und 
Betrieb von der Stadt und der Kaufmannſchaft die „Königsberger Speicher A.-G.“ 
gegründet wurde. Mit dem erſten Spatenſtich wurde am 10. Auguſt 1915 begonnen. 
Wegen der Arbeiterknappheit während des Krieges wurden für die Erdarbeiten Kriegs- 
gefangene und auch Frauen herangezogen. Drotz der außerordentlichen Perſonal- 
ſchwierigkeiten ſchritten die Arbeiten während des Krieges vorwärts, bis eine Anordnung 
der Militärverwaltung (Kommandantur Königsberg) die vollſtändige Einftellung der 
Arbeiten erzwang. 

Es bedurfte größten Wagemuts, um nach dem Kriege unter gänzlich veränderten 
Verhaͤltniſſen die Arbeit wieder aufzunehmen. Vicht zu umgehen war, das Bau- 
programm weſentlich einzuſchränken, dazu zwangen ſchon die großen finanziellen Schwierig- 
keiten. Es ſollte nur der Ausbau des Hafenbeckens TV mit den Speichern und den 
unentbehrlichen Nebenanlagen zur Ausführung kommen. Die Bebürfniſſe des hieſigen 
Handels verlangten die ſchleunige Herſtellung einer Amſchlagſtelle, und es wurde des- 
wegen eine im erſten Bauprogramm Lorgeſehene hölzerne Labebrücke zunaͤchſt aus- 
gebaut. Durch die oben geſchilderten ſtaatspolitiſchen Amwälzungen im Hinterlande 
Konigsbergs hatten ſich die ganzen Verhaͤltniſſe unſeres Handelsverkehrs jo verändert, 
daß ſich der Hafenneubau auch in dieſer Hinſicht auf die neue Lage umſtellen mußte. 
e braucht jetzt unb > einen Freihafen, um den Wettbewerb mit den Nach- 
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barhäfen wirkſam aufnehmen zu können. So wurde dann das Hafenbecken Ill als Frei- 
hafen in Ausſicht genommen und trotz aller Schwierigkeiten mit feinem Ausbau be- 
gonnen. Der lebhafte Verkehr mit Holz und die Juſchüttung der alten Feftungsgeäben, 
welche früher für Holzlagerung benutzt wurden, nötigte ferner dazu, ein beſonderes 
Becken für den Holzumſchlag und für die Lagerung von Flößen herzurichten. Als 
Holzhafen iſt das Hafenbecken V in Ausſicht genommen. Hafenbecken IV mit den Ge- 
treideſpeichern iſt 1923, Becken II] und M werden im Jahre 1924 in Betrieb genommen. 
Damit iſt dann der neue Hafen in feinen Hauptbeſtandteilen fertiggeſtellt. 

Es ſoll hier dankbar erwähnt werden, daß die Stadt Königsberg durch Neid, 
Staat und Provinz bei der Finanzierung des Bauunternehmens tatkräftig unterſtützt 
wurde. Nur durch dieſe Hilfe war es möglich, die Arbeiten erfolgreich fortzuſetzen und 
im Hauptrahmen des Entwurfes zu vollenden. 

Wenn die neuen Hafenanlagen in Königsberg zur vollen Leiftungsfähigkeit ge- 
langen ſollen, fo iſt es notwendig, daß die ſeewärtige Verbindung verbeſſert wird. Der 
Ausbau des Königsberger Seekanals iſt ſchon ſeit langem beſchloſſen. Die ſchwierige 
Finanzlage des Neiches hat den Beginn der Bauarbeiten bisher aber immer wieder 
hinausgezögert. Jetzt endlich tft es gelungen, mit den beteiligten Kreiſen ein Abkommen 
zu treffen, fo daß die Durchführung des Unternehmens geſichert iſt. Es ſoll bet dieſer 
Gelegenheit gleichzeitig die Ausführung des Pregeldurchſtichs erfolgen und die Ver- 
tiefung der ſeewärtigen Verbindung auf mindeſtens 8 Meter Fahrwaſſertiefe bis zur 
neuen Eiſenbahnbrücke in Königsberg durchgeführt werden. Mit den Vorarbeiten für 
dieſe Verkehrsverbeſſerung iſt bereits begonnen. Selbſtserſtändlich werden im Anſchluß 
daran auch die Becken des neuen Hafens entſprechend vertieft, fo daß nach Durch— 
führung bieſer Arbeiten auch die größten Dampfer, die in der Oſtſee verkehren, nach 
Königsberg gelangen können. 

Am die Verbeſſerung der Pregel-Memel-Waſſerſtraße bemüht ſich die Stabt— 
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geworden iſt, hat der deutſche Handel ſtarkes Intereſſe daran, die Verbindung zwiſchen 
Pregel und Memel leiſtungsfähig zu verbeſſern. Durch dieſe Verbeſſerung wird die 
Mündung ber Memel nach Königsberg verlegt und Königsberg bildet dann den End— 
punkt der faſt eooo Kilometer langen Binnenſchiffahrtsſtraße zwiſchen dem Schwarzen 
Meere und der Oſtſee. Daß dieſer Binnenſchiffahrtsſtraße eine außerordentliche Be- 
deutung für die Zukunft beizumeſſen iſt, bedarf keiner näheren Erläuterung. Dieſe 
Waſſerſtraße tft beſonders wichtig für die Holzzufuhr nach Königsberg und hat ſchon 
früher dazu gedient, große Mengen von Holz tief aus Rußland auf dem Waſſerwege 
nach Königsberg hinzuleiten. Vorausſetzung für eine größere Leiſtungsfähigkeit dieſes 
Waſſerweges tft natürlich feine Verbeſſerung innerhalb des polniſchen und ruſſiſchen 
Gebietes und die Internationaliſierung des Memelſtromes, um dadurch alle Verkehrs- 
ſchwierigkeiten aus dem Wege zu räumen. 

Die Pläne für den Ausbau des Maſuriſchen Kanals waren vor dem Kriege fo weit ge- 
Stehen, daß mit den Bauarbeiten ſchon vor Jahren begonnen worden iſt. Leiber hat ſich das 
Veich infolge der wirtſchaftlichen Schwierigkeiten veranlaßt geſehen, den Ausbau vorläufig 
hinaus zuſchieben, um zunachſt das ebenſo wichtige Projekt für die Verſorgung Oſtpreußens 
mit elektriſcher Kraft zur Ausführung zu bringen. Jetzt beſteht jedoch die Hoffnung, daß 
der Kanal, wenigſtens vorläufig als Floßkanal, in nächſter Zeit hergeſtellt wird. 

Als weitere Verbeſſerung der Binnenſchiffahrtsverhältniſſe innerhalb Oſtpreußens 
ſoll der Ausbau des oberen Pregels dienen. Der Pregel war früher bis Inſterburg 
ſchiffbar, in den letzten Jahrzehnten tft er leider als Waſſerſtraße fo Sernachläfjigt, daß 
dieſe Verbindung nur für ganz flach gehende Kähne bei hohem Waſſerſtande benutzt 
werden konnte. Die Stadt Inſterburg iſt rührig am Werl, ſich einen Hafen zu 
ſchaffen, um Vorteile aus der Verbindung mit dem Königsberger Seehafen zu 
ziehen. Leiftungsfähig wird er jedoch erſt fein, wenn der Waſſerlauf des oberen Pregels 
für größere Fahrzeuge ſchiffbar gemacht iſt. Auch dieſe Arbeiten find im Gange. 
Infolge der Abtrennung Deutſchlands von Rußland, dem großen Yinterlande 
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des Königsberger Hafens, und infolge der derzeitigen Scheidung Oſtpreußens vom 
Mutterlande durch den ſogenannten Polniſchen Korridor gewinnen ſelbſtverſtändlich 
alle die Verkehrswege eine erhöhte Bedeutung, die die Aufrechterhaltung der unmittel- 
baren Verbindung Oſtpreußens und ſeiner Hauptſtadt nach beiden Seiten hin auch 
unter Verhältniffen gewährleiſten, die erfahrungsgemäß und unabhängig vom Willen 
deutſcher Stellen jederzeit hindernd eintreten können. Neben dem Seeverkehr, der 
aus bieſem Grunde verſtärkt nach beiden Richtungen hin aufgebaut iſt, hat daher das 
jüngſte Verkehrsmittel, das Flugzeug, eine hervorragende Bedeutung für den Verkehr 
und damit auch für die wirtſchaftlichen Belange der Stadt Königsberg. Dieſer Tat- 
ſache iſt durch die Errichtung eines hochmodernen Flugplatzes Rechnung getragen. Seine 
gegenwärtige Geſtalt und die Abſichten über feine weitere Entwickelung find in einer 
anderen Abhandlung dieſer Schrift erläutert. Hier fet nur auf die beſondere Bedeutung 
hingewieſen, die eine regelmäßige Quftverbindung für den Verkehr und für den Handel 
der Stadt Königsberg hat. Die Verbindung nach Berlin und die Verbindung nach 
Moskau ſowie den baltiſchen und nordiſchen Staaten war bisher in erſter Linie ein- 
geſtellt auf Perſonenbeförberung. Sie ermoͤglichte es, die Strecke Berlin-Königsberg 
über Danzig in rund 5 Stunden ſtatt in ui ſtündiger Eiſenbahnfahrt zurückzulegen 
und verkürzte den Weg nach Moskau für den mit dem D-Jug von Berlin um 9 Ahr 
hier Eintreffenden um volle brei Cage. Der Veiſende, der Berlin um 10 Ahr abends 
verläßt, iſt am nächſten Nachmittag um 6 Ahr bereits in der ruſſiſchen Hauptſtabt. 
Das iſt 3. It. die ſchnellſte Verbindung, die für irgend einen europälſchen Staat mit 
Moskau überhaupt beſteht, jo daß naturgemäß dieſe Linie den Perſonenverkehr nach 
Moskau ſtark auf ſich zieht und meiſt gut beſetzt iſt. Sie würde Vollkommeneres 
leiſten, wenn nicht Paß- und Jollſchwierigkeiten zu überwinden wären. Helſingfors 
und Petersburg find von Koͤnigsberg ebenfalls in 8 Stunden zu erreichen. Aber 
Moskau ft weiter Flugverbindung nach dem Schwarzen Meer und nach Perſien. 
Bet der Anſicherheit und 
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daher der Flugverkehr eine geradezu ideale 1 für den Geſchaͤftsmann, das Veiſeziel 
auch in biefen entfernten Ländern ſchleunigſt planmäßig zu erreichen. In dieſem Jahre {ft 
ganz beſondere Sorgfalt auf die Ausgeſtaltung des Flugserkehrs für bie Frachtbefoͤrderung 
gelegt. Die Flugzeuge find in der Lage, erhebliche Mengen Frachtgut aufzunehmen. Da 
gerade für den Handel nach Rußland auch hochwertige Waren mit geringem Naumbe- 
dürfnis in Frage kommen, fo iſt es auf dieſem Wege dem Handel möglich, gute günſtige Se⸗ 
legenheiten auszunutzen und feine ausländiſchen Abnehmer prompt zu bedienen. 

Ein Blick auf die von den Junkerswerken herausgegebene Quftserkehrskarte genügt, 
um zu zeigen, daß Königsberg neben Rotterdam zum Hauptknotenpunkt für den 
europälſchen Flugserkehr ausgebaut iſt. So iſt auch das modernſte Verkehrsmittel 
planmäßig eingeſetzt und ausgenutzt, um die beſonderen Aufgaben, vor die Königsberg 
in den letzten Jahren geſtellt tft, erfolgreich loöſen zu helfen. 

Der Befeſtigung der Handelsbeziehungen zum Reich auf der einen Seite, der 
Neubelebung derſelben nach Litauen, Lettland, Polen und Rußland auf der anderen 
Seite ſoll die son der Handelskammer und dem Magistrat im Jahre 1920 ins Leben 
gerufene Deutſche Oſtmeſſe dienen. Sie tft geſchaffen aus der harten Notwendigkeit 
heraus, der durch das Diktat von Verſallles hervorgerufenen Veränderung der Karte 
Gon Oſteuropa wirtſchaftlich zu begegnen. Der Erfolg, der ſeit dem Herbſt 1920 im 
Frühjahr und Spätſommer abgehaltenen Meſſen übertraf alle Erwartungen, ſo daß die 
Ausſtellungshallen, die einen Platz don rund Go ooo qm einſchließen, kaum noch den 
Bebürfniſſen entſprechen. Für die beſonderen Zwecke der Jandwirtſchaft nicht nur Oſt⸗ 
preußens, ſondern auch der Nandftaaten, tft die alljährlich ſich wiederholende landwirt- 
ſchaftliche Ausſtellung, die gleichfalls auf dem Meſſegelaͤnde ftattfindet, zu dienen bee 
ſtimmt. Für die Firmen, welche den Schwerpunkt ihrer geſchäftlichen Bedeutung nach 
Königsberg verlegen wollen, wurde in dem dem Weſſegelände gegenüber errichteten 
„Handelshof' ein Büro geſchaffen, das den modernſten Anforderungen entſpricht. Que 
. und Beratung in allen Handels- und 4 aig des oſt⸗ 


DDR Y i J 
eck ER or 


VO Eee ste 


europäifhen Marktes wurde im Jahre iges Som Meßamt im Einsernehmen mit dem 
Oberpräſibium, dem Magiſtrat, der Hanbelskammer und der Uniserfität das Wirt- 
ſchaftsinſtitut für Rußland und die Nandſtaaten ins Leben gerufen. Es dient vor 
allem der Erforſchung der Wirtſchaftsserhältniſſe Rußlands, Polens, Litauens, Lett- 
lands, Eſtlands und Finnlands und verfügt über einen wiſſenſchaftlichen Beirat aus 
erſten Fachmännern auf allen Wirtſchaftsgebieten. Zur Zeit bejchäftigt es 20 Arbeits- 
kräfte, bie faſt ſaͤmtliche Sprachen beherrſchen. Die fachliche Einteilung dient vor 
allem einem vertraulichen Machrichtendienſt über die Wirtſchaftsverhältniſſe der einzelnen 
Länder und wird durch eine landwirtſchaftliche, holz- und forſtwirtſchaftliche Sektion 
ergänzt. Eine Bibliothek und eine Abreſſenkartothek mit rund 42000 Adreſſen ver- 
vollkommnen den Apparat. Dazu kommen verſchiedene Jeitſchriften, wie der „Oft- 
europa-Markt' und der „Oſteuropälſche Holzmarkt“, der ein internationales Blatt 
der Holzexporteure Sarftellt, und die in Vorbereitung befindliche Oſteuropälſche Land- 
wirtſchafts-Jeitung'. So tft das Inſtitut ein wichtiger Faktor zur wirtſchaftlichen 
Annäherung Deutſchlands an die öftlihen Nandſtaaten. Sleichfalls der Förderung 
der wechſelſeltigen Handelsbeziehungen zwiſchen Oſtpreußen und den fremden Staaten, 
nämlich Ruflanh und den Vandſtaaten, zu dienen, iſt die Exportvereinigung Oft- 
preußen ©. m. b. H. beſtimmt, die gleichfalls der Initiatide des Maglſtrats und des 
Meßamts feine Entſtehung verdankt. Mitglieder können werden Handels- und In- 
duſtriefirmen, die in Oſtpreußen eine Niederlaſſung haben und Import- oder Export- 
geſchäfte betreiben ober betreiben wollen. 

So bemüht ſich bie Stadtverwaltung, die neuen Verhaͤltniſſe, die durch das Diktat von Ver- 
ſailles entſtanden find, bem Handel unſerem Hauptgewerbe, und der Induſtrie zu meiſtern und 
die baraus für Rönigsberg entſpringenden ſchaͤdlichen Folgen zu bannen. Die fertiggeſtellten 
Amſchlagsanlagen des neuen Hafens werden auch der Landwirtſchaft von hohem Nutzen fein 
und neben der Tatkraft der Königsberger Kaufmannſchaft dazu beitragen, daß ſich Königs- 
ben nee alten mas als erſte 5 des te wieder erringt und Wheat 
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Die Wirtſchaftspolitik. 
8 Stabtrat Dr. Raabe. 

fe Zentralbehörden geben der Wirtſchaftspolitik thre grundlegende Richtung. Die 
Vielgeſtaltigkeit der wirtſchaftlichen Verhaͤltniſſe laßt jedoch eine zentrale Regelung 
nur bis zu einem gewiſſen Grade zu. Eine tatkräftige Wirtſchaftspolitik mit dem Ziele, 
die einzelnen Wirtſchaftsbetriebe in ihrem Streben nach Entwickelung und Ausbau 
zu unterſtützen, wird daher zweckmäßig auf die Gemeinden zu fundleren fein. Bereits 
während des Krieges waren die Gemeinden mit ſtaatlichen Obliegenheiten auch auf 
dem Gebiete des Wirtſchaftslebens betraut. Ihre Aufgabe war im weſentlichen die 
Durchführung Son Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiete der Bebarfsserforgung. 
Nach dem Krſege find fie don ausführenden Organen der ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik 
zu ſelbſtändigen Führern und Förderern der heimiſchen Wirtſchaft im größten Maß- 
ſtabe geworden. Da fie ſich don allen Behoͤrden die beſte Kenntnis des geſamten Am- 
kreiſes der heimiſchen Entwickelungsbedingungen Serfchaffen können, find fie in der Lage, 
die Funktion, Me das von ihnen umſchloſſene Wirtſchaftsgebiet innerhalb der geſamten 
Volkswirtſchaft erfüllen kann, zu erkennen und für die Erweiterung und Verbeſſerung 
der wirtſchaftlichen Tätigkeit die geeigneten Maßnahmen durchzuführen. Erfahrungs⸗ 
gemäß wendet ſich die Bevölkerung bel wirtſchaftlichen Noten zunächſt an die fommu- 
nalen Behörden mit der Forderung um Abhilfe und erwartet von ihnen Linderung. 
Das Bedürfnis der Besölkerung, wirtſchaftspolitiſche Eingriffe ſoweit irgend möglich 
durch die ſelbſtgewahlten ſtädtiſchen Behörden vornehmen zu laſſen, iſt während und 
nach dem Kriege beſonders ſtark gewachſen. 

Die Notwendigkeit einer aktisen Wirtſchaftspolitik der Stadtverwaltung ergibt 
ſich aber auch aus anderen Gründen. Die Bürger einer Stadt bilden gleichſam eine 
Genoſſenſchaft, die gewiſſe gemeinſame Intereſſen hat gegenüber den Intereſſen bei- 
ſpielsweiſe des platten Landes oder den Intereſſen anderer Städte mit anderen Ent- 
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wickelungsbebingungen. Die Stadt tft in dieſem Sinne ein Wirtſchaftsgebilde mit 
ſpezifiſchen Eigentümlichkeiten und Intereſſen. Ihre wichtigſte Semeinſamkeit iſt ins- 
beſondere die, daß die Städte gegenüber der Jandwirtſchaft Träger don Handel und 
Gewerbe find, und daß fie die Hauptbebarfszentren der Volkswirtſchaft darſtellen. 
Eine Wirtſchaftspolitil, Me bieſen gemeinſamen Intereſſen der ganzen Stadt gerecht 
wirb, kann nur von der Stabtverwaltung geführt werden. Sie iſt unter den erſchwerten 
Verhäͤltniſſen der Gegenwart, in denen unvorherſehbare Störungen immer wieder den 
normalen Ablauf des Wirtſchaftslebens ſtören, für abſehbare Zeit unentbehrlich. 

Die Stabtserwaltung iſt weiterhin verantwortlich für die Verſorgung und das 
Wohlergehen der notleidenden Besolkerung. Wie es ſeit einiger Zeit auch auf wirt- 
ſchaftlichem Gebiet Srundfag geworden iſt, Abelſtände am beſten dadurch zu bekämpfen, 
daß man ihr Entſtehen verhütet, fo muß die Stabtverwaltung gerade in den jetzigen 
ſchweren Zeiten durch wohlüberlegte Wirtſchaftspolitik dem Herabſinken der minder- 
bemittelten Bevolkerungskreiſe, denen eine ausreichende Intereſſendertretung oft fehlt, 
entgegenzutreten ſuchen. So iſt es Aufgabe der Stabtserwaltung, auf die Stärkung 
der Wirtſchaftskraft ihrer Bürger dadurch einzuwirken, daß fie Wünſche und Be- 
ſchwerden ihrer Bürger entgegennimmt und, ſoweit ſie berechtigt ſind, abſtellt, daß ſie 
gegenſätzliche Intereſſen gegeneinander abwägt und auszugleichen ſucht und gemein- 
ſame Intereſſen an der richtigen Stelle kraftvoll zur Geltung bringt. 

Soll ſich eine Stadt entwickeln, muß ihre Wirtſchaftspolitik zielklar und weitſichtig 
fein. Die Stadtverwaltung wird daher unbeeinflußt von der oft vorhandenen Kirch- 
turmspolitik einzelner Erwerbsſtände den Blick auf die Entwickelungs möglichkeiten der 
ganzen Stadt richten müſſen. Die Notwendigkeit, das, was auf wirtſchaftlichem Gebiet 
beſchloſſen wirb, unter eigener Verantwortung auch ſelbſt durchzuführen, muß die po- 
litichen Parteien in der Stadtserordnetenserſammlung zwingen, die zu treffenden 
Maßnahmen den tatſächlichen Verhältniſſen anzupaſſen und die gebührende Rüͤckſicht 
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Erziehung gleichſam von amtswegen daran gewöhnt, den Blick auf das Gemeinwohl 
zu richten. 

Für Königsberg iſt aus den verſchiedenſten Gründen eine einheitliche kommunale 
Wirtſchaftspolitik von ganz beſonderer Bedeutung. Königsberg bildet mit der geſamten 
Proving Oſtpreußen eine weit nach Often vorgeſchobene Kolonie des Oeutſchen Neiches, 
ft aber andererſelts mit der Wirtſchaft des gemeinſamen Vaterlandes durch eine ein- 
heitliche Wirtſchaftsgeſetzgebung und Jollpolitik verbunden. Amſo notwendiger {ft es, 
auf Berückſichtigung der beſonderen Lage Königsbergs in allen wirtſchaftspolitiſchen 
Fragen zu bringen und die Anterſtützung der Zentralbehörden bei allen Maßnahmen 
zu erreichen, die der wirtſchaftlichen Stärkung Königsbergs als dem wichtigſten deutſchen 
Bollwerk im Often dienen können. Die wirtſchaftliche Struktur der Provinz Oft- 
preußen iſt von der des übrigen Reiches grundserſchleden. Oſtpreußen iſt eine Agrar- 
provinz in einem ſich ſtändig entwickelnden Induſtrieſtaat. Königsberg iſt feine einzige 
Haupt- und Hafenſtabt. Daraus ergeben ſich wirtſchaftliche Probleme, die nur durch 
die zahlreichen Mittel unmittelbar lokaler Förderung der Wirtſchaft lösbar find. 
Schließlich bedarf die Wieberanknüpfung der durch den Krieg zerſtörten alten Handels- 
beziehungen Königsbergs nach dem öſtlichen und ſüdöſtlichen Europa der beſonderen 
Pflege auch durch die Stabtserwaltung. 

Die Verkehrslage Königsbergs wie von ganz Oſtpreußen iſt durch die einſchnei— 
denden Lerkehrspolitiſchen Beſtimmungen des Verſailler Vertrages aufs ſchwerſte 
getroffen worden. Durch ihn ſind die mannigfachen Ausnahme- und Amſchlagstarife, 
die zu den wichtigſten Entwickelungsbedingungen der oftpreußifchen Vorkriegswirtſchaft 
gehörten, im weſentlichen beſeitigt. Da aber Oſtpreußen ohne die Sonderſtellung in 
der Eiſenbahntarifpolitik, insbeſondere nach Aufrichtung des polniſchen Korridors, 
nicht lebensfaͤhig tft, mußte fofort nach Wegfall der Erleichterungen die Rückgewinnung 
der alten berechtigten Ausnahmeſtellung angeſtrebt werden. Einiges iſt in den ver 
gangenen Jahren casi Insbeſondere haben die Staffeltarife get PIERRE 


| Paps e 


NR 


W REICH SEN 


erhalten. Drotzdem bleibt das meiſte noch zu tun übrig. Als . 1 die weitere 
Entwickelung hat Königsberg im Anſchluß an das Oſtpreußenprogramm ein Eisenbahn- 
verkehrsprogramm aufgeſtellt und den zuſtändigen Stellen zugeleitet, das vor allem 
die Wiedereinführung von Ausnahmetarifen und Seehafentarifen fordert, die der 
oſtpreußiſchen Verkehrslage angepaßt find. Die Reichsbahndirektion Königsberg unter- 
zieht zur Zeit im Benehmen mit den an der Regelung der Verkehrsfragen interefiev- 
ten Kreiſen die geſamten Dariffragen Oſtpreußens einer nochmaligen Prüfung. Damit 
iſt die Löfung der Oſtpreußen intereſſierenden Eiſenbahntariffragen in Fluß gekommen. 
Auch in die Fragen der Weiterentwickelung der wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
Königsberg und Rußland ſowie der Nanbftaaten ſpielen wichtige Eiſenbahnserkehrs⸗ 
probleme hinein. 

Königsberg war vor dem Kriege ein wichtiger Welthandelsserkehrsplatz. Wie die 
Stadtverwaltung dieſen durch den Krieg Lerurſachten Verluſt wieder einzubringen 
ſuchte, indem fie den Ausbau des Hafens, der Meſſe, des Flughafens, der Waſſer⸗ 
ftvafjen und der Hanbelsbeziehungen nach dem Often in die Hand nahm und teog der 
Angunſt der Zeit erfolgreich durchführte, iſt an anderer Stelle ausgeführt. 

Königsberg ſteht unter der ſcharfen Konkurrenz Danzigs und Memels. Danzigs 
Stadtverwaltung hat kürzlich einen großzügigen Wirtſchaftsplan veröffentlicht, in dem 
es eine weitgehende Induſtrieallſierung ankündigt. Seiner hochentwickelten Schiff bau- 
inbuſtrie will es den Bau von Dampfmaſchinen, Lokomotisen, Kompreſſoren, Ma- 
ſchinen für Brennereien, Brauereien und Juckerfabriken, Holzbearbeitung, insbeſondere 
aber den Bau landwirtſchaftlicher Maſchinen angliedern. Gbenſo ſoll das Gebiet der 
Elektroinduſteie und der Webwaren planmäßig gefördert werden. Königsberg darf 
demgegenüber nicht im Hintertreffen bleiben, und fo iſt Son der Stabtserwaltung ſeit 
Kriegsende eine umfangreiche Propaganda in die Wege geleitet, in der die Induſtrie- 
kreiſe des Reiches auf bie teilweiſe noch recht unbekannten induſtriellen Entwickelungsmoͤg⸗ 
lichkeiten unſerer Stadt Re wurden. Bedeutende 2 UMER . 1 
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Intereſſe an der Stadt Königsberg durch Sründung größerer industrieller Unterneh- 
mungen bewieſen. Von beſonderer Bedeutung für die Zukunft wird die Förderung 
der aufſtrebenden Königsberger Werften ſein, da der Seehandel ſich mit Vorliebe 
ſolcher Plätze bedient, die für die Schiffe die Möglichkeit geben, Reparaturen am Ort 
billig und bequem auszuführen. Für Me industrielle Entwickelung unſerer Stadt iſt 
von größter Bedeutung naturgemäß die Löjung der Rohſtofffragen; unter dieſen iſt 
die wichtigſte die Beſchaffung von Kohlen. Seitdem mit Kriegsausbruch Me engliſchen 
Jufuhren ausblieben, hat Ostpreußen jahrelang unter Kohlennot leiden müſſen. Die 
Stabtöerwaltung hat daher die großen Kohlenkonzerne für den Abſatz in Oſtpreußen 
zu intereſſieren geſucht und ihnen bei der Einrichtung von Filialen das größtmöͤglichſte 
Entgegenkommen bewieſen. Die Brennſtoff-Vertriebs-Geſellſchaft, eine ſtädtiſche 
Gründung, hat gleichfalls ſehr erhebliche Mengen nach Königsberg heranſchaffen können. 
Seit Stabilifierung der Selbserhältniſſe ft die Einfuhr ausländiſcher Kohle in aus- 
reichender Menge geſichert. Ju hoffen bleibt, daß es mit Eintritt normaler Preis- 
und Frachtgeſtaltung Kohlen wieder wie vor dem Kriege zu beſonders günſtigen Be- 
dingungen erhält. 

Ausbaufähig find in Königsberg ferner gewiſſe Lebensmittelinduſtrien, die der 
Landwirtſchaft Abſatz ihrer Produkte zur gewerblichen Verabeitung in der Stadt geben 
können. Die Höhe der Frachten reizt hierzu insbeſondere bet den Erzeugniſſen der 
Viehhaltung an. Die Stadtverwaltung fördert dieſe Beſtrebungen, wie le überhaupt 
auf die enge Verbindung mit der Jandwirtſchaft ſtets großen Wert legt. Denn fo 
wichtig auch alle Maßnahmen find, die Königsberger Stellung als Weltverkehrsplatz 
und als Glied der geſamten deutſchen Volkswirtſchaft betreffen, fo muß doch immer 
wieber betont werden, daß zunächſt Königsberg die Hauptftabt der Argrarprovinz 
Oſtpreußen ift; in dieſem Sinne iſt es ein in ſich geſchloſſenes Wirtſchaftsgebiet, wie es 
in Deutſchland in biefer Prägnanz kaum wieder zu finden ijt. Daraus ergibt ſich eine 
möglichjt ee — zwiſchen Stadt und Land als 10 u 
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Königsberger Wirtſchaftspolitik. Es kann der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft nicht 
ſchwer fallen, die Bevölkerung der Hauptſtadt zu angemeſſenem Preiſe mit Natur- 
produkten zu verſehen, andererſeits muß die Stadt beſtrebt fein, in der Jandwirtſchaft 
das Intereſſe an der Stabt Königsberg als dem Haupterzeugungsgebiet für die von 
ihr benötigten gewerblichen Produkte wach zu halten und zu ſtärken. Die agrariſche 
Desölkerung hat von einer induſtriell entwickelten Hauptſtadt ſelbſt die größten Vor- 
teile, umgekehrt iſt die Stadt Königsberg an einem Gedeihen der oſtpreußiſchen Land- 
wirtſchaft auf das ſtäͤrkſte intereſſiert. Die Königsberger Gewerbetreibenden und In- 
dufteien haben ihr Hauptabſatzgebiet unter den oſtpreußiſchen Landwirten. Je kauf- 
kräftiger dieſe fink, um fo mehr Arbeit und um fo mehr Verdienſt hat auch der Gewerbe- 
treibende in der Stadt. Aus dieſen Geſichtspunkten heraus hat ſich die Stadtser- 
waltung daher von je die Förderung der Zuſammenarbeit zwiſchen Stadt und Land 
angelegen fein laſſen. Durch aufklärende Artikel und durch Beſprechungen ft ſchon 
mancherlei erreicht. Die Weiterarbeit an dieſer Aufklärungstätigkeit bleibt eine be- 
ſondere Notwendigkeit. Als eines der beſten Mittel gue Stärkung ber wirtſchaftlichen 
Solidarität zwiſchen Stadt und Land wurde von der Stadtverwaltung die unmittel- 
bare Verbindung der Konſumenten und Produzenten in die Wege geleitet. Als das 
große Mittel hierzu erſchien der Abſchluß von Lieferungsvertraͤgen zwiſchen den Or- 
ganffationen der Landwirtſchaft und den Organtfationen ſtädtiſcher Verbraucher. Unter 
der Önitiatise der Stadtserwaltung iſt daher in den letzten Jahren die Gründung ber 
Einkaufs-©. m. b. H. erfolgt, die die namhafteſten Ronfumentenorganffationen zu- 
ſammenfaßt, und die durch Kartoffellieferungsverträge in den vergangenen Jahren die 
Kartoffelserſorgung der Stadt weſentlich erleichterte, dann aber das gegenfeitige Sich- 
kennen-lernen zwiſchen Stadt und Land förderte. Es braucht nicht beſonders betont 
zu werden, daß die Verhandlungsbereitſchaft mit der Qandwirtſchaft thre Grenze findet 
in der Bereitwilligkeit der Landwirte, auch tatſächlich der Stadt Königsberg in der 
Belieferung mit landwirtſchaftlichen Artikeln entgegenzukommen. Wo das Ver- 
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Ra hierfür bet der Landwirtſchaft fehlt, hat die Stadtserwaltung ſelbſtserſtändlich 
zunächſt die Intereſſen ihrer Bürger nachdrücklichſt wahrgenommen. 

Damit iſt bereits dasjenige Kapitel ſtäͤdtiſcher Wirtſchaftspolitik erreicht, in dem 
die Stadtserwaltung nach außen hin in der Nachkriegszeit am meiſten hervorgetreten 
fft, das Gebiet der Bebarfsverforgung. Die Frage der Verſorgung der ſtäbdtiſchen 
Besoölkerung iſt der Stadtserwaltung aus den Zeiten der Owangswirtſchaft her am 
wenigſten fremd und doch hat ſich die Wirtſchaftspolitik gerade in dieſen Punkten grund- 
legend umgeſtellt. Während der Owangswirtſchaft ſtand den Kommunen das Mittel 
des Zwangs zur Verfügung, mit dem ſie planmäßig die Verſorgung regeln konnten. 
Allerdings war andererſeits ihre Marſchroute durch die geſetzlichen Beſtimmungen ſehr 
ſtark gebunden. Mit dem Abbau der Jwangswirtſchaft traten keineswegs normale 
Verhaͤltniſſe ein. Die Knappheit an Waren, die ſcharfe Organisierung des Handels 
drängten den Verbraucher in eine höchſt ungünſtige Stellung. Hinzu kam, daß der 
Handel zum Deil mit Elementen durchſetzt war, die nicht immer das genügende volks- 
wirtſchaftliche Verſtändnis für ihre Aufgaben zeigten. Da bei Aufhebung der Zwangs- 
wietſchaft durch die Reichsgeſetzgebung keine ausreichende Vorſorge getroffen war, die 
den Kommunen die Möglichkeit gegeben hätte, mit durchgreifenden Verwaltungsmaß- 
nahmen bei Mißſtänden einzugreifen, waren die Machtmittel der Stadtserwaltung 
bei ſolchen Schwierigkeiten nur gering. So mußte vielfach Serfudjt werden, durch Ver- 
handlungen und moraliſche Einwirkungen eine Beſſerung zu erreichen. Das iſt in 
vielen Fällen auch gelungen. 

Anmittelbare Verhandlungen mit der Qandwirtſchaft führten in der Kartoffel- 
verſorgung Erfolge herbei. Mach Aufhebung der Kartoffelwirtſchaft hatten ſich in der 
Kartoffelserſorgung, insbeſondere im Jahre iet außerorbentliche Mißſtände gezeigt. 
Drot günſtiger Kartoffelernte war im Jahre 19er, durch ein wildes Aufkäuferweſen in 
der Provinz und durch Verſagen des Königsberger Großhandels eine Kartoffelnot 
ee ſo 5 einmal die bereits oben genannte sie m. b. H. N der 
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Kartoffelserſorgung widmete, andererſeits aber die Stadt durch eine three Geſellſchaften 
größere Mengen einlagerte und im Laufe des Winters allmählich an die Besölkerung 
abgab. Anzweifelhaft gelang es durch beide Maßnahmen, die Preisgeſtaltung wie 
auch die Mengenserſorgung der Bevölkerung günſtig zu beeinfluſſen. 

Zweitens haben ſich auch die Verhandlungen in der Wilchwirtſchaft günſtig aus- 
gewirkt. Königsberg leidet ſchon ſeit Vorkriegszeiten unter einer Jerſplitterung in der 
Milchwirtſchaft, die bei der Verſchiedenartigkeit der einzelnen Intereſſen und der großen 
Jahl der für die Belieferung der Stadt in Frage kommenden Landwirte gegenwärtig 
nicht zu beheben fft. Hinzu kommt, daß die Milch nach ihrem ganzen Charakter und 
bet der Möglichkeit, fie ohne Schwierigkeit zu hochwertigen Dauerprodukten zu ver- 
arbeiten, einer einheitlichen Bewirtſchaftung überhaupt ſchwer zugänglich iſt. Insbe- 
ſondere ſtörten die in der Amgebung der Stadt entſtandenen zahlreichen Landmeiereien 
immer wieder eine geſunde Entwickelung der Milchverſorgung. Unter Mitwirkung 
des Magiſtrats war in den letzten Jahren längere Zeit eine Kommiſſion tätig, die 
paritätiſch aus Vertretern der Landwirtſchaft, der Milchhändler und der Verbraucher 
zuſammengeſetzt war und die den jeweiligen Milchpreis freiwillig vereinbarte. Es war 
nicht immer leicht, die Anſichten dieſer verſchiebenen Wirtſchaftskrelſe einander näher 
zu bringen, um fo anerkennenswerter iſt das Ergebnis, daß jahrelang Königsberg 
einen günſtigen Milchpreis hatte. Auch der Menge nach waren die Milchzufuhren 
derart, daß fie dem Bedarf der ftädtifchen Bevölkerung in der Regel genügten. Eine 
Freilaſſung der Milchpreisbildung tft erſt erfolgt, nachdem durch eine anerkennenswerte 
Hilfe der oſtpreußiſchen Landwirte der Milchbedarf für die äemſte Bevölkerung zu 
erträglichen Preiſen geſichert wurde. 

Wo bei Mißſtänden in der Lebensmittelserſorgung Verhandlungen nicht zum Ziele 
führten und ein unmittelbares Eingreifen in die Verſorgung nicht möglich war, wurde 
der moraliſche Druck, ſofern es ſich um Aberſpannungen von Preisforderungen ein- 
zelner Gewerbe handelte durch das Eingreifen der age ER Sie 
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mußte insbeſondere mehrfach bei den Preisforderungen der Fleiſcher eingreifen. In 
einigen Jweigen des Handwerks hat ſich eine Aberſpannung der Forderungen insbe- 
ſondere nach Beendigung der Inflationsperiode bemerkbar gemacht. Hier wurde zu- 
nächſt und in der Mehrzahl der Fälle mit Erfolg verſucht, durch Verhandlungen mit 
den berufenen Vertretern des Handwerks eine Ermäßigung der Forderungen zu eve 
reichen. Nur wo dies nicht möglich war, ging die Angelegenheit an die Wucherbehörden, 
wo auch insbeſondere die Staatsanwaltſchaft aus eigener Initiative die Wucherbekaͤmp⸗ 
fung aufnahm. Doch fet bemerkt, daß die Eingriffsmöglichkeiten der Preisprüfungs⸗ 
ſtelle nicht überſchätzt werden dürfen. Eine grundlegende Behebung von Ernährungs- 
mißſtänden iſt ihr kaum möglich. Die Notwendigkeit zu einer ſolchen lag für Königsberg 
belſpielswelſe in der Juckerverſorgung vor. Im Herbſt 1921 wurde bekanntlich die 
Juckerzwangswirtſchaft aufgehoben und der Zucker der damaligen Ernte gemäß einem 
Abereinkommen der in der Juckerwirtſchaftsſtelle zuſammengeſchloſſenen Juckerinduſtrie 
an bie Großhaͤndler derart verteilt, daß als Schlüſſel für die Verteilung die Handels- 
beziehungen des Jahres 1914 zugrundegelegt wurden, fo daß die Lieferung durch die 
Juckerraffinerien im weſentlichen an die alten Abnehmer des Jahres 1914 geſchah. Da- 
bet wurde Oſtpreußen vergeſſen. Oſtpreußens Handelsbeziehungen in der Juckerbranche 
gingen vor dem Kriege im weſentlichen nach den jetzt nicht mehr zu Deutſchland gehö— 
rigen Weſtpreußiſchen, insbeſondere Danziger Fabriken. Die oſtpreußiſchen Zucker- 
vaffinerien waren nicht in der Lage, den Bedarf Oſtpreußens zu decken. Sobald 
Juckerknapphelt im Reich begann, wurden die Ausfälle für Oſtpreußen immer ſtärker, 
da begreiflicherwelſe die Raffinerien im Reich zunächſt ihre Abnehmer aus den Vor- 
kriegszeiten befriedigen wollten, fo daß Oſtpreußen in der Zeit vom Nosember fpof 
bis Oktober 1922 unter einer äußerſt drückenden Juckerknappheit zu leiden hatte. Die 
Regelung der Juckerwirtſchaft 1929/23 brachte wieder geordnete Zuftände für die oft= 
preußiſche Juckerverſorgung. Wenn durch außenpolitiſche Momente, wie in dieſem 
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durch die Vertruſtung einer ganzen Induſtrie außergewöhnliche Verhäͤltniſſe entftehen, 
dann müffen naturgemäß auch bei grundſätzlich freiem Handel gewiſſe Sicherungen von 
Verwaltungs wegen geſchaffen werden. Ob die inzwiſchen erfolgte erneute Lockerung 
der Juckerwirtſchaft den Verbraucherintereſſen und insbeſondere oſtpreußiſchen Ver- 
hältniſſen gerecht wird, bleibt abzuwarten. 

Auf dem Gebiete der Brotwirtſchaft hat ſich der Abbau der Zwangs wirtſchaft 
nur allmählich vollzogen. Das Amlageserfahren, das von 19er bis 1923 in An- 
wendung war, hat eine erfreuliche Stetigkeit in dieſem wichtigen Zweck der Bedarfs- 
verſorgung gebracht, wie überhaupt kein Zweig der Bedarfsverſorgung ſeit Keiegs⸗ 
anfang jo reibungslos durchgeführt werden konnte wie die Brotverſorgung. Erſt mit 
der zum ungünſtigſten Zeitpunkt erfolgten Aufhebung der öffentlichen Bewirtſchaftung 
am 15. Oktober 1923 haben auch auf dieſem Gebiet ih Schwierigkeiten gezeigt. Da 
das tägliche Brot das wichtigſte aller Lebensmittel iſt, wird die Stadtserwaltung der 
Brotwirtſchaft dauernde Aufmerksamkeit ſchenken und ſich jeden notwendigen und 
möglichen Einfluß ſichern. 

Von Teilen der Besölkerung wird darüber hinaus immer wieder erlangt, daß 
bei Schwierigkeiten in der Bedarfsverſorgung die Stabtserwaltung unmittelbar in 
die Verſorgung eingreife und zur Einlagerung oder zum unmittelbaren Abſatz Waren 
aufkaufe. Die Erfahrungen der vergangenen Jahre haben bewieſen, daß ein ſolches 
Vorgehen tatſaͤchlich in vielen Fällen eine weſentliche Erleichterung und eine gewiſſe 
Regulierung des Marktes in unſerer Stadt gebracht hat. Aber zweierlei muß hierbei 
beachtet werden. Vicht eine jede Ware iſt hierfür geeignet. Es bann ſich zunaͤchſt 
immer nur um die notwendigſten Gegenſtände des täglichen Bedarfs handeln und es 
muß weiterhin bebacht werden, daß zur Einlagerung von Waren geeignete Lager- 
räume notwendig, daß Mefe aber zur Zeit ſehr knapp find. Vor allem aber müſſen 
die notwendigen Beziehungen zu den Produzenten geſichert ſein. Man muß, wenn von 
der ER in biefer Beziehung beſſernde Eingriffe verlangt werden, bedenken, 
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daß bei dem Fehlen verwaltungsmäßiger eee die Stadtoerwaltung 
nur unter den gleichen Bedingungen wie jeder Privatmann auf dem Markt, alſo auch 
nur unter Abernahme des oft ſehr beträchtlichen Riſikos auftreten kann. Da felbjtser- 
ſtändlich mit der Abwickelung ſolcher vein pridatwirtſchaftlich anzulegender Verſorgungs⸗ 
geſchäfte die Stadtverwaltung ſelbſt nicht belaſtet werden kann, hat die Oſtdeutſche Wirt- 
ſchafts-O. m. b. Y, deren Anteile ſich ſaͤmtlich in Handen der Stadtgemeinde befinden, 
als Nachfolgerin der Städtiſchen Lebensmittel-G. m. b. H, die ihrerſeits das ſtäbtiſche 
Lebensmittelamt bei der gefhäftsmäßigen Durchführung der Zwangsweirtſchaft abgelsft 
hatte, neben der Durchführung der Brotserſorgung die Aufgabe übernommen, für den 
Fall, daß der reguläre Handel bei der Verſorgung der Bevölkerung mit Segenſtänden 
des täglichen Bedarfs zu verſagen droht, zugunſten der minderbemittelten Bevölkerung 
einzugreifen und ſolche Waren, insbeſondere Kartoffeln für den Winter einzulagern. 
Auf dem Sebiete der Brennſtoffserſorgung hat in ähnlicher Weiſe die Brennſtoff-Ver— 
triebs-Geſellſchaft m. b. H. mitgewirkt, die Verſorgung der Stadt mit Kohlen günſtig 
zu geftalten und die Preiſe zu regulieren. Es fet bemerkt, daß beide Geſellſchaften neben 
ihrem volkswirtſchaftlich günſtigen Einfluß auch privatwirtſchaftlich fo arbeiten, daß fie 
ſich ſelbſt unterhalten und ausbauen. Die Aufgabe der beiden genannten Geſellſchaften 
geht aber weiter. Die Stabtserwaltung umfaßt ſelbſt derartig viel Betriebe, die mit den 
verſchiedenſten Segenftänden des täglichen Bedarfs zu verſorgen find (Qvantenanftalten, 
Pflegeheime, Armenhäuſer, Schulen uſw.), daß es ſich als günſtig erwieſen hat, den ge= 
ſamten Einkauf dieſer Gegenſtände zu zentraliſieren und möͤglichſt durch dieſe Firmen 
bewirken zu laſſen. 

An wirtſchaftlichen und kaufmaͤnnſſchen Sonderbetrieben kommen weiter in Frage 
der Stäbtiſche Schlacht- und Viehhof, die Städtiſche Reinigungs- und Fuhr-©. m. b. H. 
und ſchließlich als wichtigſter die Koͤnigsberger Werke und Straßenbahn ©. m. b. H. 

Der Betrieb des Schlacht- und Vichhofes hatte bereits im Kriege unter der ſtarken 
N des Fleiſchderbrauches zu leiden. Er konnte OR in ben ie 
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jahren nicht voll ausgenutzt werden, zumal der freie Viehverkehr auf dem Viehhof durch 
einſchneidende veterinärpolizeiliche Beſtimmungen der Negierung ſchwer behindert ſſt. 
Dieſe Maßnahmen haben vor allem auch die Fleiſchserſorgung der Stadt erſchwert 
und die Bildung eines ordnungsmäßigen Marktes für Vieh mit allen feinen solbs~ 
wirtſchaftlichen Schädigungen gehindert. In den letzten beiden Jahren tft es lediglich 
gelungen, Pferdemärkte und Wochenſchweinemärkte wieder einzuführen. Drotz dieſer 
Erſchwerniſſe hat der Schlachthof ftets mit gewiſſen Aberſchüſſen arbeiten können, obwohl 
die Schlachtgebühren den Friedensftand nicht weſentlich überſchritten haben und unter 
dem Durchſchnitt der übrigen großen Schlachthöfe ſtehen. Im Segenſatz dazu wurde 
die Nentabilität des Viehhofes durch die genannten veterinärpolizeilichen Beſtimmungen 
derart herabgedrückt. Verbunden mit dem Schlachthof tft das Kühlhaus mit einer Eis- 
fabrikationsanlage, die im Jahre 1923 in das Kühlhaus eingebaut und fertiggeſtellt 
wurde. Mit Beginn des Frühjahrs 1924 fe fie erſtmalig in Betrieb genommen. 
Die ſtädtiſche Reinigungs- und Füuhrgeſellſchaft m. b. H. tft die Nachfolgerin des 
ſtaͤdtiſchen Fuhramts und Reinigungsamts. Der Führbetrieb der Seſellſchaft ſteht nicht 
nur ben ſtäbtiſchen Verwaltungen, ſondern in immer größer werdendem Maße auch 
der Königsberger Peivatwirtſchaft zur Verfügung. Bei der Wichtigkeit der Waren- 
befoͤrderungspreiſe für die Wirtſchaft hat ſich deren Negulierung durch eine ſtädtiſche 
Anternehmung als günſtig erwieſen. Aus der Erwägung heraus, daß formell und 
rechtlich eine genaue Trennung der Wirtſchaft in den Betriebszweigen Müllabfuhr und 
Straßenreinigung von dem Geſchaftsbetrieb des Fuhrparks erforderlich tft, wurde im 
Oktober v. J. eine beſondere Geſellſchaft, die Königsberger Dransportgeſellſchaft m. b. H. 
begründet, deren Stammeinlagen ſaͤmtlich im Beſitz der Stadt find. Die Seſchäfts⸗ 
leitung der ſtäbtiſchen Reinigungs- und Führgeſellſchaft m. b. H. leitet gleichzeitig auch 
die Sefchäfte der Königsberger Dransportgeſellſchaft, die mit dem 1. Januar 1924 the 
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abfahr Sa alle übrigen Sefhäftszweige den Aufgabenkreis der Bo 
Dransportgeſellſchaft bilden. Die ſtäͤdtiſche Reinigungs- und Führgeſellſchaft ebenſo 
wie die Königsberger Dransportgeſellſchaft find in der Lage geweſen, ihren Betrieb 
durch Anſchaffung moderner Fahrzeuge in größerem Amfange Soll leiſtungsfähig zu 
erhalten. 

An Bedeutung treten die bisher erwähnten Betriebe zurück hinter den in der 
Königsberger Werke und Straßenbahn ©. m. b. H. zuſammengeſchloſſenen Betrieben. 
In dieſer Seſellſchaft find zuſammengeſchloſſen die Abteilungen: Eleltrizitätswerk, 
Straßenbahn, Gaswerk, Kanaliſationswerk mit dem Maſchinenamt, Waſſerwerk nebſt 
Badeanſtalten, Volksbrauſebädern, Bedürfnisanſtalten und öffentlichen Brunnen. Der 
Juſammenſchluß dieſer verſchiedenen Betriebe zu einer einheitlichen ſtädtiſchen Geſell— 
ſchaft - über den Gang der Entwicklung und die Organiſation wolle man das Nähere 
in dem Artikel des Heren Oberbürgermeiſters Dr. Lohmeger über die ſtädtiſchen Bee 
triebe nachleſen - ft durch die tatſächliche Entwicklung der Betriebe gerechtfertigt. Sie 
hat die Erwartungen, die bei der Amwandlung gehegt wurden, voll erfüllt. Drotz der 
ſchwierigen Verhaͤltniſſe hat die Betriebsintenſität in allen Abteilungen zugenommen. 

Das Bedürfnis nach Kraft- und Lichtſtrom iſt gerade in den letzten Jahren gang 
beſonders geſtiegen, zumal ſich die Verwendung elektriſcher Kraft auch im Kleingewerbe 
und in der Kleininduſteie immer rentabler geftaltet. Yum Vergleich über die Abgabe 
an Strom ſeien die Jahlen der Jahre 1913, 1919, 1922 und 1923 nebeneinandergeſtellt. 
Es waren angeſchloſſen im 


5 davon Groß- 
Glühlampen Motoren Groß Strom 

dhe hand konſumenten abgabe konſumenten 
1918 180000 1825 mit 5000 kw & mit GSO EW 11 Mill. 650000 
1919 327000 2646 „ 6547 „ — — 1276 „ 132 „ 2200000 


1922 405000 2935 „ 9364 „ 27 „ 5750, 19,3 „ 6000000 
1923 417900 3148 „ 10150 , 34 „ 6570 „ 1936 „ 8100000 
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Saft famtlidhe großen Induſtriewerke unferer Stadt werden vom Elektrizitätswert 
aus nunmehr mit Kraft und Licht beliefert. Diefe Entwicklung läßt auch weiterhin 
eine gute Rentabilität des Werkes erwarten. Die genügende Anzahl von Sroßab- 
nehmern {ft geradezu eine Bedingung für die Nentabilität, da erſt fie die für einen 
wirtſchaftlichen Betrieb unbedingt notwendige Tag- und Nacht- oder Dauerbelaſtung 
bringen. Die Verbraucher von Lichtſtrom nutzen das Werk nur wenige Stunden aus 
und decken für ſich allein betrachtet nicht einmal die Geſtehungskoſten. Erſt durch die 
Juſammenfaſſung mit dem Kraftserbrauch wird auch ihre Belieferung zu ertraͤglichen 
Preiſen ermöglicht. Die wechſelnde Belaſtung des Elektrizitätswerkes macht weiterhin 
wünſchenswert, daß es mit anderen Kraftwerken zum gelegentlichen Austauſch von 
Strom verkuppelt wird. Das iſt für das Elektrizitätswerk durch die im Jahre ige mit 
dem Oſtpreußenwerk A.-G. und der Walzmühle A.-G. geſchloſſenen Austauſchsertraͤge 
geſchehen. In dem Stromaustauſchsertrage mit dem Oſtpreußenwerk iſt vereinbart, 
daß die zur Elektriſierung der Provinz gebauten Waſſerkraftwerke Friedland und Sroß⸗ 
Wohnsdorf mit dem Königsberger Kraftwerk Coffe verbunden werben, um die beiber- 
ſeitige Elektrizitatserzeugung auf eine möglichſt hohe Stufe der Wirtſchaftlichkeit zu 
ſtellen. Beide Teile find verpflichtet, im Rahmen der zulaͤſſigen Leiſtungsfähigkeit 
und ſoweit die Belieferung des eigenen Bedarfs es zuläßt, ſich gegenſeitig elektriſche 
Arbeit in den Mengen zu liefern, die von der Segenſeite angefordert werden. Sobald 
das Oſtpreußenwerk ſo leiſtungsfaͤhig iſt, daß es über ſeinen eigenen Bedarf hinaus 
Kraft abgeben kann, foll der Königsberger Kraftwerkbetrieb fo weit eingefchränkt werden, 
daß die vom Oſtpreußenwerk zur Verfügung geſtellte Arbeit von der Stadt über- 
nommen werden kann. Die Verſorgungsgebiete der beiden Werke wurden gleichzeitig 
bis in alle Einzelheiten abgegrenzt. Durch den Vertrag 估 erreicht, daß das Eleltri- 
zitätswerk für alle Fälle ſtets die Anterverteilung des Stromes innerhalb des Stabt- 
geblets in der Hand behält. 
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Der ganzen wirtſchaftlichen Lage nach mußten die Straßenbahnen fich ſeit Kriegs- 
ende in ſtändig ſteigender Notlage befinden. Die Arſachen hierfür waren die Steigerung 
der Ausgaben bei der Unmöglichkeit, die Einnahmen entſprechend zu erhöhen. Das 
Mißserhältnis mußte mit dem Grabe der Zunahme der Seldentwertung fteigen. 
Die große Menge der Arbeiter und des Mittelftandes, auf die die Straßenbahnwirt⸗ 
ſchaft mit angewieſen iſt, war in dieſen Zeiten nicht mehr in der Lage, trotz Serhält- 
nismäßig billiger Tarife die Straßenbahn in annähernd demſelben Umfang zu benutzen, 
wie zu Vorkriegszeiten. Daraus ergab ſich eine Einfchräntung im Umfang des 
Straßenbahnbetriebs, was folgende Aberſicht zeigt: 


Die Straßenbahn leiſtete im Jahre: 
1913 insgeſamt 8 Millionen Wagen-km und verbrauchte 4,2 Millionen kw 


1919 „ 9/3 » » » „ » 3,1 » . 
1922 » 5,7 ” ” ” ” » 3,4 ” ” 
1923 » 3,5 5 » ” * » 2,36 * » 


Damit dieſe Einſchränkung dem Wirtſchaftsleben möglichſt wenig fühlbar werde, 
wurde fie durch Aufgabe ertragsgeringer Mebenlinien auf Grund forgfaltiger ſtatiſtiſcher 
Beobachtungen des Verkehrs vorgenommen. Auch wurde der Verkehrsplan den Ver⸗ 
kehrsbedürfniſſen Jowett irgend möglich angepaßt. Inzwiſchen konnte durch weſentliche 
Belebung der Straßenbahnbenutzung der Verkehr wieder auf den vollen Friedens- 
ſtand zurückgeführt werden. Gleichzeitig damit iſt die Erneuerung der Verkehrsmittel 
in Angriff genommen, die immer dringender geworden war. War doch die Erneuerung 
der völlig abgewirtſchafteten Betriebsmittel, die zunächſt bereits für die Jahre 1913 
und folgende in Ausſicht genommen war, nachdem fie kaum begonnen hatte, durch den 
Krieg jah unterbrochen, fo daß zeitwelſe die Zahl der verkehrsfaͤhigen Wagen bis auf 
ein Fünftel der Vorkriegszeit geſunken war. Die Straßenbahn ſtand beim Erwerb 
der Aktien der Elektrizitätswerk und Straßenbahn Königsberg A.-G. durch die Stadt 
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buchſtablich vor dem Juſammenbruch. Durch geſchickteſte wirtſchaftliche und verkehrs- 
techniſche Maßnahmen iſt es gelungen, bereits im Jahre 1923 durch die Einftellung 
von eo neuen Motorwagen mobernſter Konſtruktion den Wagenpark zu verjüngen. 
Auch konnte an die Erneuerung der verkehrstechniſch beinahe noch wichtigeren Strecken 
gedacht werden. Es find daher insgeſamt 15 Kilometer Gleis zum Teil neu verlegt, teil 
weiſe durch Amlegung und Verbeſſerung der Stoßderbindungen zu einem vollwertigen 
Oberbau hergerichtet worden. Hiermit ſteht die Straßenbahn aber erſt am Anfang 
ihres Erneuerungsprogramms, das als Endziel den Exſatz des geſamten überalterten 
Wagenparks, ſowie des größten Deiles der Strecke und der Oberleitung ſich geſteckt 
hat. Es iſt in Ausſicht genommen, dieſes Bauprogramm in etwa fünf Jahren durch- 
zuführen, das Jahr 1924 wird hieran mit so weiteren Motorwagen, ſowie mit der 
Erneuerung von ca. fünf Kilometer Gleis und fünf Kilometer Oberleitung beteiligt fein. 
Die Entwickelung des Sasverbrauchs zeigt folgende Tabelle: 


1913 1919 1922 1923 
chm chm chm ebm 
Jahresabgabt e 24200000 18200000 20500000 21300000 
Gasmefferflammengabl . . .. 240000 298000 303000 312207 
Gasmefferfttigahl ....... 40700 47700 47 300 47455 


In den letzten Jahren hat ſich der Gasverbrauch für gewerbliche Feuer- und 
Raumheizung ſehr entwickelt. Dagegen ging die Abgabe für Beleuchtungszwecke zu⸗ 
gunſten ber ſteigenden elektriſchen Beleuchtung zurück. Der Gasverbrauch konzen- 
trierte ſich immer mehr auf Kochgasabgabe. Die Juſammenarbeit mit dem Elektri- 
zitätswerk erweiſt ſich gerade dadurch als günſtig, daß auf dieſe Weiſe ein läftiger und 
gefährlicher Konkurrenzkampf zwiſchen Gas und Elektrizität dermieden wird zugunſten 
einer reinlichen Arbeitsteilung. Die Ausnutzung der Lergaſten Kohlen iſt in zwei 
Richtungen weſentlich beſſer geworden als zu Kriegszeiten. Einmal gelang es, die 
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Kohlen für die Gasbereitung weſentlich ſtärker auszunutzen. Während im Jahre 1913 
zur Bereitung von rd. 24,2 Millionen ebm insgeſamt 87000 t Kohlen notwendig 
waren, find im Jahre 1922 Me hergeſtellten 20,5 Millionen ebm durch 88000 t er- 
zeugt. Weiterhin geftattet der vermehrte Verbrauch von engliſcher Kohle eine derar- 
tige Vermehrung der Nebenproduktenerzeugung, daß zuletzt auf 1000 ebm nahezu 
die doppelte Menge Nebenprodukte erzeugt werden. Damit iſt die wirtſchaftliche Ver- 
wertung der Nebenprodukte ebenſo wichtig geworden, wie die Abgabe von Gas. In 
der wirtſchaftlichen Verwertung bleſer Nebenerzeugniffe hat ſich in den letzten Jahren 
inſofern ein grundlegender Wandel vollzogen, als ſich faſt ſämtliche Gaswerke Deutſch— 
lands zu der „Wirtſchaftlichen Vereinigung Deutſcher Gaswerke A.-G. zufammen- 
geſchloſſen haben, die die Aufbereitung des Deers und der ſonſtigen Mebenprodutte, 
ſowie den Abſatz der Nebenerzeugniſſe, insbeſondere des Kokſes einheitlich durchführt. 
Die Gaswerke find damit zu einer der bedeutenbſten Induſtrlen des Reiches geworben. 
Man ſſt auch dazu übergegangen, die ſchwierigen Fragen der Kapitalbeſchaffung und 
Kohlenserſorgung durch Verbindung mit großen Finanzinſtituten (Sirozentrale) und 
Induſtriekonzernen durch Gründung der „Industrie- und Handelsvereinigung Deutſcher 
Gaswerke A.-G.“ zu löfen. 

In den letzten Jahren war es auch möglich, wieder in ſteigendem Maße Weuan- 
ſchaffungen und Erweiterungsbauten vorzunehmen. Dasſelbe gilt für das Kanaliſations- 
und für das Waſſerwerk. Nachdem im Jahre idee bie Wiekauer Anlagen durch Auf- 
höhung der Damme weſentllch verbeſſert worden find, iſt zu erwarten, daß die bereits 
ſeit Vorkriegszeit ſtammenden gelegentlichen Schwierigkeiten in der Waſſerverſorgung 
aufhören werden. 

Juſammenfaſſend läßt ſich über die Königsberger Werke feſtſtellen, daß ein kauf⸗ 
maͤnniſcher Geiſt in dem Unternehmen herrſcht, der es ermöglichte, durch die Zuſammen— 
legung der Betriebe zu einer ſehr erheblichen Erſpaenis an Beamten, Angeſtellten 
und Arbeitern zu kommen und die Betrlebskoſten überhaupt weſentlich zu verringern. 
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Weiterhin brachten das gemeinſame Ableſen der Zähler und die Vereinheitlichung des 
Rechnungs- und Einziehungsserfahrens erhebliche Erſparnſſſe. Dazu kommen der einheit- 
liche Einkauf der erforderlichen Betriebsmaterialien, die gegenſeitige Anterſtützung der 
Betriebe und nicht zuletzt die Datſache, daß die kaufmänniſche Buchführung ſtets eine 
klare Aberſicht über die finanzielle Lage ermöglicht. Dem ſozialen Geiſt tft inſofern 
Rechnung getragen, als Nuhegehälter und Ruhelöhne im weſentlichen wie bei einem 
öffentlichen Betriebe auch weiterhin gezahlt werden. Dem berechtigten Organiſationsbe⸗ 
ſtreben unſerer Zeit folgend, haben ſich unter Führung Königsbergs die etwa so oft- 
preußiſchen Elektrizitätswerke zur Wahrung der gemeinſamen Intereſſen als Ortsgruppe 
der Vereinigung der Elektrizitätswerke zuſammengeſchloſſen. 

Der vorliegende Aberblick über die wirtſchaftliche Verflechtung unſerer Stabtver- 
waltung zeigt, wie ſtark ihr unmittelbares Intereſſe am Gang der wirtſchaftlichen Ent- 
wickelung und an moͤglichſt großem Einfluß auf dieſe tft. Beides iſt nur zu erreichen, 
wenn die Stabtserwaltung Soll mit der ſtets wechſelnden wirtſchaftlichen Lage vertraut 
bleibt und zu den Problemen der Wietſchaftspolitik die für die Stadt günſtigſte Stellung 
finden kann. Ferner muß bei aller Verſchiedenartigkeit der einzelnen Dezernate und 
Betriebe nach außen wie auch nach innen hin die Wirtſchaftspolitik ſich als einheitlich 
darſtellen. Dieſes Ziel zu erreichen, wied nicht immer leicht fein. Hat man die büro— 
mäßige Verbindung der ſtäbtiſchen Unternehmungen mit der Stadtverwaltung geléjt, 
dann mußte anbererſeits die Gefahr, daß auch die wirtſchaftliche Verbundenheit mit 
den Intereſſen der Gemeinde ſich lockere, dermieden werden. Es müſſen trotz der 
privatwirtſchaftlichen Stellung der Betriebe die Gemeindeunternehmungen ſich der 
allgemeinen ftäbtijchen Wirtſchaftspolitik einordnen und die Verbindung mit den 
großen Wirtſchaftsfragen gewahrt bleiben. Die Leitungen der einzelnen Anter- 
nehmungen find nicht immer in der Lage, in den großen geundfäglihen Fragen den 
Aberblick in dem Maße zu behalten, wie es eine einheitliche Führung der geſamten Wirt- 
ſchaftspolitik kann. Insbeſondere wird die Initiatide zu ſolchen Maßnahmen, die geeignet 
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find im Intereſſe der Geſamtheit die Bedeutung einer einzelnen Unternehmung zu ver- 
ringern, immer nur von der Leitung der geſamten Wirtſchaftspolitik ausgehen können. An⸗ 
dererſeits aber muß die Neugründung wirtſchaftlicher Unternehmungen abhangig von einer 
klaren Erkenntnis der geſamten Wirtſchaftslage ſein. Dit die Scheu der Kommunen, 
aktis in das Wirtſchaftsleben einzugreifen, überwunden, dann ergibt ſich auch die Not- 
wendigkeit, die wirtſchaftlichen Bedingungen für ein ſolches aktides Eingreifen forgfältig 
zu prüfen, um finanziellen Schaden für die Stadtserwaltung zu verhüten. In der 
Erkenntnis dieſer Notwendigkeiten iſt im Jahre rove als Hauptwirtſchaftsbezernat das 
Amt für Wirtſchaft und Statiſtik gebildet. Dieſes Amt hat gunadhfe die wiſſenſchaft⸗ 
liche Behandlung der Wirtſchaftsfragen durchzuführen. Es handelt fic) dabei darum, 
Material zu ſammeln, das Material wiſſenſchaftlich zu verarbeiten und darzuſtellen 
und es für praktiſche Zwecke der Stabtderwaltung bereitzuhalten. Hierzu gehört zus 
nächſt die oft als Schatten der Verwaltung bezeichnete Statiſtik. Allerdings kann es 
ſich bet der notwendigen Sparſamkeit nicht mehr darum handeln, Auszählungen, wie 
es früher oft der Fall war, um ihrer ſelbſt willen vorzunehmen, vielmehr mußte ſtets 
zunächſt der praktiſche Wert der einzelnen ſtatiſtiſchen Arbeiten geprüft werden. Von 
dieſem Geſichtspunkt aus ließ ſich bei Weglaſſung bisher aufgeſtellter und für überflüſſig 
erkannter Stattſtiken fogar eine Erweiterung insbeſondere auf dem Gebiet der Ver- 
brauchs- und Probuktionsſtatiſtik verantworten. Beſonderer Wert wird auf die Ver- 
kehrsſtatiſtik gelegt, die den Sradmeſſer für das Wiederhineinwachſen unſerer Stadt 
in die Weltwirtſchaft darſtellt. Die Tätigkeit des Amtes geht jedoch über die Arbeit 
des früheren Statiſtiſchen Amtes weſentlich hinaus. Bei der Fülle der laufenden 
Geſchäfte, die den einzelnen Dezernaten zuſtehen, bei der Sparſamkeit, die aus finan- 
ziellen Srünben geboten ft, und dem Fehlen vollswirtſchaftlich in zureichendem Maße 
vorgebildeter Kräfte in den einzelnen Dezernaten hat ſich eine zentrale Behandlung 
der Wirtſchaftsfvagen durchaus bewährt. Daneben hat das Amt für Wirtſchaft und 
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Statiſtik in den letzten Jahren die Aufſtellung der en übernommen, die 
als Grundlage für die Lohnserhandlungen angeſichts der ftändigen Schwankungen der 
Wirtſchaftslage grundlegende Bedeutung für das geſamte Wirtſchaftsleben ge⸗ 
wonnen hat. 

Dem Amt obliegt ferner die Durchführung der dem Magſiſtrat als Aufſichts- 
behörde übertragenen Fürſorge für das Handwerk. Den ihm dadurch gewährten Ein- 
fluß in die Handwerkspolitik hat der Magiſtrat nicht nur zur formellen Aberwachung 
der Innungen und gewerblichen Vereine, ſondern vor allem zur pofitisen Förderung 
durch Rat und Dat benutzt. Königsberg hat zur Qeit 8 Zwangs- und or freie Innungen 
mit etwa 2 500 Königsberger Bürgern. Daraus erhellt die Bedeutung, die auch heute 
in undermindertem Maße das Handwerk für die Wirtſchaft und fogiale Struktur der 
Stadt beſitzt. Es war daher eine beſonders wichtige Aufgabe, dem Handwerk, ſoweit 
es in den Kräften des Magiſtrats und feiner verſchiedenen der Wirtſchaftsfoͤrderung 
dienenden Anſtalten lag, über die ſchweren Zeiten der Nachkriegszeit und Inflations- 
periode hinwegzuhelfen. 

Die Stadtgemeinde {ft infolge ihrer ſtarken Verflechtung in das wirtſchaftliche 
Leben auch einer der bedeutendſten Auftraggeber für alle Zweige von Handel 
und Sewerbe. Es ſei nur erinnert an die umfangreiche Bautätigkeit, den 
Hafenbau, Aufträge der ſtädtiſchen Werke u. a. Bei Vergebung dieſer Auf- 
träge iſt es Srundſatz geworden, Königsberger Unternehmungen, ſoweit es mit 
der Nentabilität irgend vereinbar war, zu besorzugen. Dabei wird regelmäßig von 
den Anternehmern, die für die Stadt arbeiten, verlangt, daß ſie bei Einſtellung 
von Arbeitern ſich des öffentlichen Arbeitsnachweiſes zu bedienen haben, um 
bei der Alrbeitsverteilung den ſozialen Srunbſätzen, nach denen der öffentliche 
Arbeitsnachweis die Vermittlung vorzunehmen hat, zur Geltung zu verhelfen - 
Auf dem Sebiet des ebenfalls vom Amt für Wirtſchaft und er zu bear- 
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beitenden Schankkonzeſſionsweſens nimmt der Magijtrat nach wie dor den Standpunkt 
ein, daß, da die Zahl der vorhandenen Saftjtätten im Verhältnis zur Einwohnerzahl 
ausreichend iſt, Me Gewährung von neuen Konzeſſionen geundjäglih zu Ser- 
neinen ‘ft. 


Schließlich liegt dem Amt für Wirtſchaft und Statiſtik die unparteiliche und fach- 
gemäße Aufklärung der Bevölkerung über wirtſchaftliche Fragen ob; die Stadtbesölke⸗ 
rung hat ein Recht darauf, zu erfahren, was die von ihr beſtellte Verwaltung für fie 
tut. Es iſt nicht zu verkennen, daß gerade in wirtſchaftlichen Dingen die Intereſſenten⸗ 
verbände oft in der Lage find, durch Beeinfluſſung der Preſſe die Besölkerung über 
die tatſächlichen Verhaͤltniſſe im Anklaren zu laſſen. Hier iſt es Aufgabe gerade der 
Gemeinde, in den jeden einzelnen Bürger intereſſierenden wirtſchaftlichen Angelegen- 
heiten eine unsoreingenommene Prüfung der Verhältniffe vorzunehmen und die Bee 
völkerung über Mißſtände im wirtſchaftlichen Leben aufzuklaͤren. Eine beſonders 
dankenswerte Aufgabe iſt es hierbei, eine auf wiſſenſchaftlichen Grundlagen bajferende 
Kenntnis der inneren Zuſammhaͤnge der Wirtſchaft auch den breiten Bevölkerungs- 
ſchichten zugänglich zu machen, um den einzelnen Gewerbetreibenden aus feiner durch 
die berufliche Tätigkeit oft geſchaffenen Jſolierung zum Verſtändnis gegenüber den 
Intereſſen der Allgemeinheit herauszuführen. Die neuerdings geſchaffene Beilage 
„Wirtſchaft und Statiſtik' des Königsberger Stabtanzeigers bildet ein Glied dieſer 
Daͤtigkeit. 

Anſere Stadt iſt durch den Krieg in ihrer wirtſchaftlichen Entwickelung unzweifelhaft 
ſtark gehemmt worden. Allen Widerſtänden zum Drotz aber iſt die Stadtserwaltung 
mit allen Methoden einer neuzeitlichen pofitisen kommunalen Wirtſchaftspolitik daran 
gegangen, dieſe Schäden zu heilen und in einmütiger Zuſammenarbeit mit allen Kreiſen 
und Richtungen der Werktätigen Bevölkerung weiterzubauen an der wirtſchaftlichen 
Entwickelung unſerer alten Stadt, nicht nur zum Mugen der Bürger, ſondern auch des 
geſamten Staates und d 
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er Grundgedanke des Meſſeweſens, das größte Seſchäft mit den geringſten Mitteln 
in der kürzeſten Zeit auf dem engſten Naum durchzuführen, ſtammt aus dem Mittelalter. 

Im ie. und 13. Jahrhundert waren die Neffen der Champagne die bedeutendſten, 
ſeit dem 14. Jahrhundert treten im Norden Mitteleuropas Brügge und Antwerpen, 
im Süden Lyon und Senf in den Vordergrund. Infolge der veränderten Züge 
der Orientware wächſt Frankfurt a. M., der Verkehr nach den oͤſtlichen Staaten 
brachte Frankfurt a. O. und vor allem Leipzig in die Höhe. 

Die Erſchütterungen des Weltkrieges, die Erſchwerung der unmittelbaren Veiſe⸗ 
verbindungen gaben dem Weſſegedanken nach Friedensſchluß in allen Ländern neue 
Impulse. Nach dem Vorbilde Leipzigs wurde 1918 die Breslauer Meſſe geſchaffen, 
Frankfurt a. M. folgte 1919. 

Für Oſtpreußen hatte der Vertrag von Verſailles die einſchneidendſten Verände- 
rungen der wirtſchaftlichen und politiſchen Verhaͤltniſſe gebracht. Vor dem Kriege 
grenzte Oeutſchland mit der Prosinz Oſtpreußen unmittelbar an das ruſſiſche Neich. 
Durch die Gründung des Polenſtaates, die Abtrennung des Freiſtaates Danzig wurde 
Oſtpreußen vom Mutterlande abgeſchnürt; an feiner Oſtgrenze ſchoben ſich Polen und 
Litauen zwiſchen Rußland und Deutiälans, auch Lettland und Eſtland lagerten ſich 

gegen Rußland vor. 

Am Oſtpreußen als deutsches Wirtſchaftsgebiet lebensfähig zu erhalten, mußten 
ſeiner Wirtſchaft neue Wege gewieſen werben. Als eines dieſer Mittel wurde die 
Sründung der Deutſchen Oſtmeſſe angeregt. 

Die Vorarbeiten begannen im Herbſt 1919, die Durchführung im Mal 1920, 
nachdem im Februar 1920 die prisate Veranſtaltung einer kleinen Dextilmeſſe voran⸗ 
gegangen eh 
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Die zur Verfügung geftellten Mittel waren außerordentlich beſcheiden. Ein Büro 
von 3 Zimmern, einen Schreibtiſch, eine Schreibmaſchine und einen Juſchuß von 
100000 Markl ſtellte die Stadt, ein Sparkaſſenbuch mit einer Einlage von 160000 
Mark hatte die Handelskammer durch Sammlungen aufgebracht. Als Anterbeingungs⸗ 
räume der erſten Oſtmeſſe dienten die geſamten Baulichkeiten des Diergartens. Ein 
großer Streik erzwang eine Verſchlebung Son Auguſt auf September. Die Ver- 
anſtaltung ſelbſt, feierlich eröffnet durch den Neichspraͤſidenten und den Neichswirt- 
ſchaftsminiſter, bedeutete einen vollen Erfolg. Magiſtrat und Handelskammer grün- 
deten am 28. Januar 1921 die Meßamt G. m. b. H, und es wurde beſchloſſen, zwei- 
mal jährlich Muſtermeſſen zu veranſtalten. 

Ju dieſem Zweck war es notwendig, geeignete heizbare Raume zu ſchaffen. Durch 
ein glückliches Zuſammenarbeiten der ſtädtiſchen Dienſtſtellen mit dem Oberpraſidium, 
durch raſche Entſchlußkraft des Reiches, durch verſtändnisvolle Anterſtützung der Aus⸗ 
fteller war es möglich, einheitliche, den Anforderungen des Meſſeverkehrs entſprechende 
Bäume zu bauen. Das Veich gab einen Bauzuſchuß von 8 Willionen, der preußiſche 
Staat übernahm eine Baugarantie von 2½ Millionen, die Ausſteller gaben rund 
9 Millionen Mark als Baudarlehn. Die Stadt Königsberg ſtellte das in beſter 
Verkehrslage der Stadt am Ausgange des Steindamms gelegene Gelände von 
80000 qm zu günſtigſten Bedingungen zur Verfügung. Mit dieſen Mitteln wurden 
erbaut: Wahrend des Winters 1920/21 die Hallen I-II mit rund 12000 qm be- 
bauter Fläche und im Frühjahr und Sommer die Hallen IV- VII mit rund 11000 
qm bebauter Fläche, ſowie das Meſſehauptreſtaurant mit dem Go qm großen Feſt- 
faal. 1922 vergrößerte ſich die der Meſſe zur Verfügung ſtehende bebaute Fläche 
durch Anbauten an Hallen IV, VI und VII und die Hinzunahme eines in unmittel- 
barer Nachbarſchaft gelegenen früher militäriſchen Wagenhauſes für die Möbelmeſſe 
um mehr als 3500 qm. 

Die Zahl der Ausfteller ſtieg von rund 1700 auf der Herb ſtmeſſe 1920 auf rund 
2500 zur Herbſtmeſſe 1923, wobei zu berückſichtigen tft, daß von dieſer 7. Deutſchen 
Oſtmeſſe die Landmaſchinenausſtellung, auf der mehr als 400 Firmen ausſtellten, 


X yw ) 4 Te: 以 N 0 i 
NY NS an Cay, 
5 N 
上 人 * = % 
7 v 4, A 2 8 


Ie ACER SE 


abgetrennt war. Die erſte Deutſche Oſtmeſſe hatte etwa yoooo Beſucher, aber darunter 
war ſosiel Pridatpublitum, daß fortan nur legitimierte Kaufleute Karten zu den Muſter⸗ 
meſſen erhielten. Die Zahl dieſer Intereſſenten, die zur 2. Oſtmeſſe 15000 betrug, 
ft auf burchſchnittlich 30-40000 angewachſen. In den Jahren fpef und iges fanden 
regelmäßig je 2 Muſtermeſſen ~ die Frühſahrsmeſſe Mitte Februar, die Herbſtmeſſe 
verbunden mit der Ausſtellung landwirtſchaftlicher Maſchinen und Seräte Mitte 
Auguſt - ftatt. 

Das Jahr 1923 brachte eine weſentliche Erweiterung der Aufgaben: Im März 
fand die erſte oſteuropäiſche Holzmeſſe ſtatt (serbunden mit Holzkonferenz und Holz- 
börfe), die den Verſuch darftellte, auf dieſem fo wichtigen Wirtſchaftsgebiet die Inter- 
eſſenten zueinander zu bringen. Die deutſche Währungs- und Wirtſchaftskataſtrophe 
des Herbſtes 1923 hat es notwendig gemacht, die zweite für November in Ausſicht 
genommene Holzmeſſe zu verſchieben. 

Am ber überaus bedeutſamen Ausſtellung landwirtſchaftlicher Maſchinen einen 
größeren Nahmen zu geben, wurde dieſelbe von der Muſtermeſſe abgetrennt und als 
große Landwirtſchaftsausſtellung im Juni durchgeführt. 

Dieſe Gliederung (2 Muſtermeſſen, eine Landwirtſchafts-Ausſtellung, 1-2 Roh- 
ſtoff⸗Sondermeſſen) dürfte auch für die Zukunft die richtige fein, und Königsberg als 
„die Stadt der Oſtmeſſen' kennzeichnen. 

Die erſte Oſtmeſſe war trotz intenſider Propaganda eine rein provinzlelle Ver⸗ 
anſtaltung inſofern, als die Einkäufer ſich ausſchließlich aus den Kreiſen der Provinz 
Oſtpreußen zuſammenſetzten. Sollte die Meſſe zu einer dauernden Einrichtung werden, 
mußte verſucht werden, die Oſtſtaaten und Nußlanb für fie zu intereſſieren, die Propa⸗ 
ganda dorthin zu bringen. 

Ju Mefem Zweck wurde im Herbſt 1920 eine Meſſe-Wirtſchaftszeitung „Der 
Oſt-Europa-Markt' herausgegeben. Zweimal monatlich erſcheinend — ſeit 1981 
zweiſprachig (deutſch und ruſſiſch) ~ geht die Jeitſchrift in Taufenden von Werbe-Exem- 
plaren nach dem Often. Während „Der Oſt-Europa-Markt' ſich allmählich zu einer, 
allgemeinen Wirtſchaftszeitung für Oſteuropa und das 3 Alien 5 er⸗ 
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wies es ſich als notwendig, für das beſondere Gebiet des Holzhandels und der Holz- 
induſtrie ein eigenes Organ zu ſchaffen. 

Inter Heranziehung und Leitung bewährter Fachleute wurde die Holz-Fachzeit⸗ 
ſchrift, Der oſteuropälſche Holzmarkt gegründet, die von vornherein deutſch-ruſſiſch 
erſchien, ſpater auch mit engliſcher Beilage. Die beiden Jeitſchriften werden von der Ver- 
lagsabteilung der Deutſchen Oſtmeſſe herausgegeben. Ein etwa 240 Seiten ſtarker 
„Geſchaͤftskalender für Oſteuropa' erſchien im Dezember 1993 in erſter, im Fe— 
bruar 1924 in zweiter Auflage; das „Curopäiſche Holzadreßbuch' wird im Laufe 
des Sommers 1924 erſcheinen. 

Als nächſte Aufgabe des Meßamts entwickelt fic) aus dem reichen Material über 
Rußland die Notwendigkeit, dafür eine Verwertungsſtelle praktiſch wiſſenſchaftlicher 
Art zu ſchaffen. Im Frühjahr 1922 wurde das Wirtſchaftsinſtitut für Rußland 
und die Oſtſtaaten gegründet, das in noch nicht zwei Jahren feines Beſtehens 
einen Kreis von rund soo Mitgliedern gewonnen hat. Ein ausgedehntes Metz von 
Vertrauensleuten im Auslande, feine umfangreiche Oſtbücheret, die Durcharbeitung 
aller ruſſiſchen und oſtſtaatlichen Zeitungen und Jeitſchriften ſowie ein faſt lückenloſes 
Archis ermoglichen es, der Wirtſchaft in regem Briefwechſel und durch den, Vertrau- 
lichen kaufmänniſchen Nachrichtendienſt' dauernd außerordentlich wertöolle Auskünfte 
und praktiſche Ratſchlaͤge zu geben. Der Arbeitskreis des Wirtſchaftsinſtituts ist 
dauernd im Wachſen begriffen, u. a. hat es eine beſondere Auskunftsſtelle in Mos- 
kau errichtet. 

Am den Erforberniffen des Verkehrs und den Wirtſchaftsbeziehungen mit dem 
Often Entwicklungsmoͤglichkeiten zu bieten, ſowie die ungünſtigen Wirkungen bes ,pol~ 
niſchen Korridors' zu dermindern, errichtete die Stadt Königsberg, 1922 beginnend, einen 
Flughafen. Reich und Preußen gewährten ca. ein Drittel der Baukoſten. Die Bau- 
leitung wurde der Bauabteilung des Meßamts übertragen. Von Frühjahr bis Som- 
mer 1922 wurde von ihr auf hersorragend günſtigem Gelände in Devau ein Empfangs- 
Abfertigungs- und Bürogebäude ſowie eine große Flughalle gebaut, während die zweite 
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enthält, Ende 1923 fertiggeftellt wurde. Die Verwaltung liegt in den Händen des 
Meßamts, Abteilung Flughafen. 

Am den Mangel an geeigneten Räumen für die Stabt als Oſthandelsplatz zu 
befeitigen, vegte das Meßamt den Bau eines großen Bürohauſes an. Eine gemein- 
nützige Geſellſchaft unter der Bezeichnung Handelshof S. m. b. H.“ wurde gegründet 
und unter der Leitung des Architekten des Meßamts „Der Handelshof“ am 2. Mai 
1922 begonnen, Anfang November 1983 dem Verkehr übergeben. Auf einem Grund- 
ſtück Gon rund 3600 qm erhebt ſich der fünfgeſchoſſige Bau mit 2500 qm bebauter 
Fläche und 65800 ebm ummauertem Naum. Das Kellergeſchoß enthält außer den 
Heizräumen und Vorratskellern, ſowie den Dreſoranlagen der Stabtbank ein Reftau- 
rant, das Erbgeſchoß in der Front vier geräumige Läden, einen großen Gberlichtſaal, 
der zuſammen mit anderen Naͤumen im Erbgeſchoß und erſten Stockwerk (rund 
2500 qm) bis auf weiteres von der Meſſe benutzt wird, während in den anderen 
Seſchoſſen 88 Firmen untergebracht find. 

Die Organifation der Deutſchen Oſtmeſſe tft jetzt folgende: 

Meßamt ©. m. b. H. (Veranſtaltung gon zwei Muſtermeſſen, Canbwirtſchafts-Aus⸗ 
ſtellung und Spezialmeſſen) 
Verlag Deutſche Oſtmeſſe (Der Oſt-Europa-Markt, Der oſteuropälſche Holzmarkt, 
Spezialbroſchüren und Zeitfhriften für Oſteuropa) f 
Wirtſchaftsinſtitut für Rußland und die Oſtſtaaten e. VW. 
Meßamt Abteilung Flughafen 
Handelshof ©. m. b. H. 


Faſſen wir den Aufgabenkreis zuſammen, der dem Meßamt während feiner bis- 
herigen Arbeit erwachſen 人 fo bedeutet er: Pionierarbeit zu leiſten für die wirtſchaft- 
liche Erſtarkung Königsbergs und der Proving Oſtpreußen und daburch eine ſichere 
Grundlage für die Erhaltung deutſcher Wirtſchaft in dieſem gefährbeten Landesteile 
ſowie für lebendige, geſunde Wirtſchaftsbeziehungen mit den Völkern des nahen und 
ferneren Oſtens zu gewinnen. 
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önigsberg hat im Jahre 1811 von allen preußiſchen Städten die erſte Stabtihul- 
deputation auf Grund der neuen Städteordnung gehabt. Erſt ſeit jener Zeit iſt dank 
der Selbftserwaltung das Verantwortungsbewußtſein der ſtäbtiſchen Körperſchaften 
die Driebkraft für die Entwicklung des Schulweſens geweſen, in dem ſie mehr und 
mehr die Bevormundung ſeitens der kirchlichen Behörden abſtreifte, wenn auch erſt 
im Jahre 1911 die geiſtliche Ortsſchulinſpektion beſeitigt wurde. Im Jahre 1882 wurde 
ein ſchultechniſches Mitglied des Magiſtrats mit der beſonderen Fürſorge für das 
ſtäbtiſche Schulweſen betraut. Der Stabtſchuleat ft im Nebenamt auch ſtaatlicher 
Aufſichtsbeamter. Nach einer nur kurzen Amtsdauer des erſten Stabtfhuleats 
Dr. Pfundtner trat dann 1886 Stadtſchulrat Or. Dribukait fein Amt an. Während 
ſeiner 24 jaͤhrigen Tätigkeit ſtieg die Zahl der Volksſchüler von 10000 auf das Doppelte, 
die Zahl der Klaſſen von 145 auf das Dreifache, während die durchſchnittliche Beſuchs- 
zahl son 70 auf 50 Schöler fant. 

Bel dieſer Steigerung der ftädtiihen Erziehungs- und Bildungsaufgaben mußte 
eine Entlaſtung des Stadtſchulrats erfolgen. Es wurde daher im Jahre 1900 ein 
Stabtſchulinſpektor ſeitens der Stadt ernannt, dem im Nebenamte die ſtaatliche Kreis- 
ſchulaufſicht oblag. Königsberg war eine der erſten Städte, die einem aus dem 
Volksſchullehrerſtande hersorgegangenen Manne, Friebrich Dromnau, die Stelle 
eines Stabtſchulinſpektors ansertraute. Im Jahre 1900 wurde die Schaffung einer 
zweiten Stabtſchulinſpektorſtelle notwendig. Auch der zweite Stabtſchulinſpektor übt im 
Vebenamte ſtaatliche Aufſichtsrechte. Trotz der Eigenart der Aufgabe, zugleich ftaatliche 
und ſtadtiſche Befugniſſe zu vertreten, kann doch im Vückblick geſagt werden, daß 
dieſe Doppelſtellung der Schulräte ſich durchaus im Sinne der Selbstverwaltung 
bewährt hat. 
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Die Schülerzahl der Volksſchulen betrug im Jahre 1910 24100, die Klaſſenzahl war 
von 452 im Jahre 1910 auf 526 im Jahre 1913 geſtiegen. Die Beſuchsziffer der Klaſſen 
konnte auf durchſchnittlich 48 herabgeſetzt werden. Während des Krieges trat eher eine 
Steigerung als eine Herabſetzung der Beſuchsziffer ein. Nachdem ſchon in den Jahren 1910 
bis 1914 in Rathshof, Ponarth und innerhalb der Stadt neue Schulgebäude, die ins- 
beſondere den Bedürfniſſen der Vororte Rechnung trugen, errichtet waren, ſtanden bet 
Beginn des Krieges zwei große Volksſchulgebäude in Amalienau, zwei in Ponarth, zwei 
auf dem Haberberg und eins auf dem Roßgarten im Bau. Es gelang, dieſe ſieben Bolls⸗ 
ſchulgebäude bis zum Ende des Krieges zugleich mit den notwendigen Turnhallen fertig- 
zuſtellen. Sie wurden nach den urſprünglichen Entwürfen bis ins Einzelne durch- 
geführt, wenn auch die innere Ausſtattung bereits zum Deil unter Verwendung von 
Kriegserſatzſtoffen litt. Zeichen- und Singſäle, Werkſtätten für Handarbeit, Klaſſen 
mit Nähmaſchinen, Schulküchen und Erholungsſtätten für die ſchulpflichtige Jugend, 
Kindergarten, Heime für die ſchulentlaſſene Jugend und größere Spielplätze, als fle bisher 
den Schulen zugewieſen Waren, entſtanden noch als ehrwürdige Wahrzeichen eines 
glücklicheren Zeitalters. Das war um fo notwendiger, als während des Weltkrieges 
Königsberg, ſieben Monate lang im Operationsgebiete liegend, von 53 Schulgebäuden 
27 der neueſten, ſowie faſt alle Turnhallen zu Lazaretten, zur Aufnahme von Flücht- 
lingen ſowie zur Beſpeiſung Votleidender hergeben mußte. Wie überall, Jo zogen auch 
von hier alle Eriegsfähigen Lehrer in den Kampf und konnten nur zum Teil durch andere 
Kräfte, durch freiwillig und ehrenamtlich unterrichtende Aniverſitätsprofeſſoren, Ver- 
waltungsbeamte und durch weibliche Krafte erſetzt werden. Der Unterricht wurde, wenn 
auch oft in beſchraͤnktem Maße, ſelbſt in den Zeiten, als Kanonendonner ruſſiſcher Streit- 
kraͤfte hörbar war, aufrecht erhalten. Die Schulen wurden vor- und nachmittags belegt 
und der Anterricht oft zur Winterszeit bei faſt Serfagender Gasbeleuchtung oder ohne 
Licht bis 7 Ahr abends erteilt. Zeitweife mußten im Jahre 1917 wochenlang, dann 
wieder im Unie 1918 bei der Rückkehr der Truppen und im un 1919 die er 
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mit Sammelheizung wegen mangelnder Brennſtoffe geſchloſſen werden. Seit jenen 
Tagen tft dank der ausgezeichneten Brennſtoffverſorgung durch die Beſchaffungsabteilung 
(Verwaltungsdirektor) entgegen anderen Städten keine Störung des Anterrichtsbetriebes 
im Winter eingetreten. Die Schulen und Turnhallen wurden im weſentlichen in dem 
erſten Jahre nach dem Kriege für den Unterricht wieder geräumt, wenn auch trotz der 
Wiederherſtellung in einem oft ſehr verſchlechterten Juſtande, unter Verluſt von Lehr- 
und Dernmitteln. Drotzdem gelang es allmählich, den Unterricht beſſer zu geſtalten, und 
namentlich durch die Zunahme der neuen Schulgebäude konnte trotz der noch immer 
geſteigerten Schülerzahl im Jahre 1919 die Klaſſenzahl auf doo, die Durchſchnittszahl 
der Schüler in den Klaſſen der Volksſchule auf 42 herabgeſetzt werden, nachdem bei 
Beginn des Krleges infolge der Yufammenlegung bisweilen die ehrwürdige Beſuchs- 
ziffer aus alter Qeit von 70-80 Schülern in den Klaſſen wieder auftauchte. Dabei 
wurde noch nichtſchulpflichtigen Kindern der Aufenthalt in der Schule zur Unterrichtszeit 
geftattet, um fie während der Arbeitszeit der Mütter in der Obhut der Gefdhwifter 
zu laſſen. Auch Räume, in denen nicht Anterricht erteilt wurde, konnten in großer 
Jahl der Jugend zur Verfügung geſtellt werden. 

Schon während des Krieges war der Lehrplan für Schulen mit acht Stufen 
ſtatt der bisher beſtehenden ſieben Stufen vorbereitet. Mit dem 1. April 1919 wurde, 
wie im Jahre 1914 bereits vorgeſehen war, die Umwandlung der Volksſchulen in 
achtſtufige vollgogen. Das ergab eine weitere Steigerung der Klaſſen auf 624. 
Alle Anterrichtszweige konnten während des Krieges aufrecht erhalten bleiben, Hand- 
fertigkeit, Gartenbau und Schulküͤchenunterricht fogar geſteigert werden. Als eine der 
erſten Städte hat Königsberg während des Krieges wahlfreie Kurſe in Kurzſchrift in 
den Volksſchulen eingeführt. Für beſonders begabte Volksſchüler war bereits im Jahre 
1917 an einer Volksſchule eine Abergangsklaſſe eingerichtet, die den Schülern und 
Schülerinnen nach fünfjährigem Beſuche der Volksſchule den Eintritt in die dritte 
Klaſſe der Mittelſchule d 


人 SN 


©) RG S 
NT 


Lehrgang der Mittelſchule innerhalb eines Jahres vollendet wurde. Im Jahre get 
wurde eine zweite Abergangsklaſſe eingerichtet. Durchſchnittlich beſuchten jährlich os 
Kinder dieſe Klaſſen. Einige von ihnen haben den Aufſtieg bis zum Abiturienten⸗ 
examen ohne Jeitverluſt erreicht. 

Auch die Ausbildung der Lehrkräfte wurde durch beſondere Lehrgänge, wie in der 
Bekämpfung der Seſchlechtskrankheiten, im Werkunterricht, in Durnen und Spiel, in 
Verfaſſung und Staatsbürgerkunde uſw, gefördert. So konnten in der Geſamtheit die 
Jahre 1914-1924 bei aller Schädigung des Anterrichts und bei großem Verluſt von 
ausgezeichneten Lehrkräften, die für das Vaterland Geſundheit und Leben geopfert 
hatten, trotz der Schwächung der Aufnahmefähigkeit und Widerſtandskraft der Schüler 
bei oft ungenügender Ernährung dank der gemeinnützigen Hingabe von Schule und 
Haus, von Verwaltung und Bürgerſchaft doch noch mit achtbaren Ergebniſſen ab- 
ſchließen. Infolge der Zunahme der neuen Schulgebäude konnten drei ältere Schul- 
gebäude ſchon unmittelbar nach dem Kriege geräumt werden. Im Jahre 1924 beſtehen 
fünfundbreißig Volksſchulen und fünf Hilfsſchulen gegen achtundzwanzig Vollsſchulen 
und brei Hilfsschulen im Jahre 1914. Am 1. Mal 1923 wurden 572 Klaſſen gegen 
511 Klaſſen im Jahre 1913 gezählt. Die Zahl der Schüler iſt von 24.000 im Jahre 1913 
auf 21000 im Jahre 1923 zurückgegangen. Es dürfte in den nächjten Jahren noch 
eine weitere Verminderung eintreten. Hatten die ſtädtiſchen Volksſchulen im Jahre 1913 
noch 182 Klaſſen mit über so Kindern aufzuweiſen, fo war deren Zahl im Jahre 1924 
bis auf 38 vermindert. Die Schülerzahl in den Klaſſen iſt von 48,35 auf 42,43 
herabgeſunken. 

Die Zahl der Hilfsſchulen iſt von drei im Jahre 1910 mit 318 Kindern in neun- 
zehn Klaſſen und einer Durchſchnittsfreguenz von 16,74 auf den gegenwärtigen Stand 
von fünf Schulen mit 724 Kindern in 37 Klaſſen bet einer Durchſchnittsfreguenz von 
19,57 geftiegen. Im Jahre 1917 wurde für Nathshof ein neues Gebäude kaͤuflich er- 
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gaͤrten geeigneten Gelände verſehen. Im Jahre roer wurde die nicht zureichende Hilfs- 
Jule auf dem Alten Garten in ein größeres Gebäude verlegt und für 12 Klaſſen mit 
allen Einrichtungen moderner Anforderungen ausgeftattet. 

Die keitiſchen Tage der Staatsumwaͤlzung mit ihren Machwehen brachten eine 
gewiſſe Anruhe auch in die Schulen, und es drohte die Gefahr, daß bei der ſtarken Er- 
örterung der perſönlichen und fachlichen Meinungsserſchiedenheiten die Schule ſelbſt in 
den Streit gezogen würde. Der gute Seiſt der Lehrerſchaft hat gemeinſam mit der 
feſten Stellung der Selbſtverwaltungskörperſchaften dieſe Gefahr gebannt. Ein Ver- 
ſuch des Arbeiterrats, einen Lehrer zur Kontrolle des Stadtſchulrats einzusetzen, wurde 
erfolgreich abgewehrt. Der Lehrer ſelbſt, der vom Arbeiterrat zu dieſer Kontrolle 
auserſehen war, iſt neuerdings auf diſziplinariſchem Wege in den Vuheſtand verſetzt 
worden, weil er ſittlich nicht gefeſtigt war. Mit den Elternbeiräten haben die Schulen 
im freundlichen Eindernehmen zum Beſten der Schulen gewirkt und oft bei der Be- 
ſchaffung von Lehr- und Leenmitteln für die Schulen tatkräftige Anterſtützung ge- 
funden. Stabtſchuldeputation und Stabtſchulserwaltung haben faſt ohne Veibung, 
auch in der Jeit der ſtärkſten Gegenſätze, mit Kreislehrerrat und den Vertretungen 
der Vehrerſchaft gearbeitet. Auch die Vektoren find trotz der kollegialen Schulleitung 
von den Lehrern in ihrem Streben für das Wohl der Schule bereitwilligſt unterſtützt 
worden, wie ſich überhaupt nur in Lereinzelten Fällen Gegenſätze zwiſchen Vektoren 
und Vehrkörpern unliebſam bemerkbar gemacht haben. 

Eine Vereinfachung der Schulorgantjation bedeutet der Abbau der bisher üblichen 
Schüleraufnahme zu Michaelis ſeit dem 1. Oktober 1922. Es wird am 1. April 1985 
nur noch Oſterklaſſen geben. Dadurch tritt eine weſentliche Arbeitserſparnis und ver- 
mutlich eine Verringerung der Klaſſen ein. Außerdem mußte in den letzten Jahren 
eine Reihe von Klaſſen zuſammengelegt werden, fo daß zur Zeit neue Lehrkräfte über- 
haupt nicht mehr angeſtellt werden können. Am 1. April 1924 wurden etwa 35 altere 
Lehrkräfte vor Ablauf des ds. Lebensjahres auf Grund der preußiſchen Perſonal- 
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abbauserordnung in den Auheftand verſetzt. Seit 1920 find 107 Klaſſen eingezogen. 
Zur Zeit (1. 5. 1984) beftehen 523 Klaſſen. Für die Srundſchule wurde nach den 
minffteriellen Richtlinien ein beſonderer Lehrplan zuſammengeſtellt. Am 1. April 1924 
ft ein von allen Deilen der Volksſchullehrerſchaft in Semeinſchaft mit den Schulväten 
und der Deputation ausgearbeiteter Lehuplan für die vier oberen Klaſſen der Volks- 
ſchulen in Kraft getreten. Sowohl in der Grundſchule als in der Volksſchule find da- 
bet etwas geringere Stundenzahlen eingeführt. Die Stundenzahl der Vehrkräfte 
wurde nicht unweſentlich erhöht, fo daß die Durchſchnittszahlen gegenwärtig rund 27 für 
Lehrerinnen und rund 29 für Lehrer wöchentlich betragen. 

In ber Schulgeſundheitspflege wurde eine Reihe von weſentlichen Verbeſſerungen 
eingeführt. An Stelle der nebenamtlichen Schulärzte traten im Jahre 1918 hauptamtliche. 
Auch während des Krieges wurde die Erholungsfürſorge von der Schulderwaltung 
gemeinſam mit den Vereinen gepflegt, und noch bevor der Verein „Jandaufenthalt für 
Stabttinder” Erholungsaufenthalt auf dem Lande vermittelte, gab es Kreiſe, wie 
Hegdekrug und Pr.-Holland, die nach Vereinbarungen mit der Stadt Dauſenden von 
Knaben und Mädchen auf je einen Monat Obhut und Pflege gewährten. Schul- 
pflegerinnen wurden noch während des Krieges ſeit 1918 angenommen. Seit 19er iſt 
die Sefundheitspflege der Schuljugend zum weſentlichen Teil in die Hand des Wohl— 
fahrtsamtes übergegangen, das jedoch des Einsernehmens der Schulverwaltung bedarf 
und auf bieſem Wege eine Veihe von Verbeſſerungen und weitere Fortſchritte auf 
dieſem Sebiete erreicht hat. 

Bei Beginn des Krieges war die Umwandlung der Bürgerfhulen in Mittel- 
ſchulen noch nicht vollendet. Die neunklaſſigen Mittelſchulen begannen auf ber 5. Klaſſe 
den Sprachunterricht mit Engliſch, auf der 3. Klaſſe mit Franzöſiſch. Seit dem Jahre 
1924 beginnt der engliſche Anterricht zwar wie bisher nach dem vierten Schuljahr, 
aber bereits auf der 6. Klaſſe. Die jetzt beſtehenden 9 Mittelſchulen nahmen den Ab- 
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im Jahre fpef Die Zahl der Klaſſen wurde dadurch nicht eingeſchränkt, da die Zahl 
der mittleren Klaſſen entſprechend dem Abbau vermehrt wurde. Während in den 
Vollsſchulen ein Abbau eingetreten iſt, hat ſich die Qahl der Mittelſchüler trotz der 
Beſeitigung der Vorſchulen um coo Schüler geſteigert. Die Zahl der eigentlichen 
Mittelſchulklaſſen war im Jahre 193 67 und iſt auf 106 im Jahre 1993 geſtiegen. 
Eingeführt wurden Unterricht in Gartenbau, Schulküche und Handfertigkeit. Außer- 
dem iſt ſeit einer Reihe von Jahren in 2 Schulen wahlweiſe ſtatt des franzöfifchen der 
ruſſiſche Sprachunterricht eingeführt. Beſondere Förderlehrgänge für die 1. Klaſſe, in 
denen in Mathematik und Franzöſiſch unterrichtet wird, bereiten ſeit 1919 zum Über- 
gang in die 1. Klaſſe eines Ogzeums oder in die Oberſekunda einer Oberrealſchule ohne 
Jeitverluſt dor. Düchtige Schüler haben in regelmäßigem Durchgang von 12 Jahren 
durch die Volks- und Mittelſchule, ſowie durch die Oberſtufe der Oberrealſchule das 
Abiturientenexamen beſtanden und die Aniserſitätsreife erlangt. Die an die Kneip⸗ 
hoffe Mädchenmittelſchule angegliederte höhere Handelshochſchule erfreut ſich eines 
guten Beſuches und kann durch die einheitliche Vorbildung der aufgenommenen Schüler 
eine abſchließende Bildung bieten. 

In Rönigsberg haben ein Jahrhundert lang die humaniſtiſchen Vehranſtalten die 
Oberherrſchaft behauptet. Die beiden großen Pfarrſchulen der Altſtadt und des Aneip- 
hofs — letztere mit Unterbrechung von etwa eo Jahren — haben die Überlieferungen 
des klaſſiſchen Sgmnaſiums bis zum heutigen Tage gepflegt. Das ſtaatliche Friedrichs 
Kollegium, das mit wechſelnden Oſter- und Michaelis-Klaſſen einen ungewöhnlich 
ſtarken Zulauf hatte, beſonders da es nach Meinung der Eltern die Möglichkeit bot, 
fortſchreitenden Schülern bereits nach einem halben Jahr den Weg zur höheren Klaſſe 
freizumachen, wie das im Jahre 1874 begründete ſtaatliche Wilhelms-Symnafium, 
find ebenfalls humaniſtiſche Lehranſtalten. Nachdem das Königliche Waiſenhaus als 
humaniſtiſches Proggmnaſium eingegangen war, wurde erſt im Jahre 1907 vom Staat 
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Gymnafiums eingerichtet. Diefem Hufenggmnaſium wurde dann im Jahre 1915 ein Ne- 
form-Vealggmnaſium angegliedert. Erſt in den letzten Jahren hat ſich durch die größere 
Raumentwicklung der Stadt mit ber die Verteilung der humaniſtiſchen Anſtalten nicht 
Schritt hielt, ein auffallender Abgang von humantſtiſchen Schulen gezeigt. Die hu- 
maniſtiſchen Sgmnaſien der Stadt, Kneiphof und Altſtadt, haben ſeit Jahren geringere 
Schülerzahlen in den Sexten als die Nealanftalten. Das gleiche tritt bei den 
ſtaatlichen Schulen, Wilhelmsggmnaſium und Friebrichs-Kollegium, hervor. Beim 
Friedrichs-Kollegium konnte in bieſem Jahre nur eine Sexta mit einer verhältnis⸗ 
mäßig kleinen Differ eingerichtet werden. Im Hufenggmnaſium iſt bet der beabſichtigten 
Teilung der Qéten auf Antertertia in einen realggmnaſialen und gymnafialen Lehr- 
gang eine überwiegende Zahl der Schüler geneigt geweſen, für den realggmnaſlalen 
Lehrgang ſich zu entſcheiden. Vorausſichtlich wird daher das Friedrichs-Kollegium 
ſchon im nächſten Jahre den einen Zweig der Klaſſen zu einer realggmnaſlalen Ab- 
teilung umwandeln. Die dritte Pfarrſchule der Stadt konnte ſich nach Umwandlung 
in eine höhere Bürgerſchule im Jahre 1817 nur langſam entwickeln, bis fle 1859 als 
Realſchule erſter Ordnung und ſeit 1882 als Lsbenichtſches Realggmnaſium neue 
Möglichkeiten bot. Dieſer Fortſcheitt fand auch in der notwendigen Erweiterung des 
Lehrgebäudes feinen Ausdruck. Ein umfaſſender Ambau, der wie ein Neubau wirkt, 
konnte kurz vor Anfang des Krieges im Juni 1914 der Öffentlichkeit übergeben werden. 
Für Jeichenunterricht, Matursolſſenſchaft, Handfertigkeit, Biologie, für Schülerlabora⸗ 
torien in Phgſik und Chemie wurde von 1911-14 ein prächtiger Neubau geſchaffen, 
der als große Tat der Ara Korte auf dem Gebiete des Schulweſens alle Zeit an- 
erkannt werden wird. Neben dieſen höheren Lehranſtalten beſtand noch eine ſich 
langſam aus der Mittelſchule in eine ſtädtiſche Realſchule umwandelnde Anſtalt. Sie 
wurde neben der ebenfalls aus einer Reale in eine Oberrealſchule umgewandelten 
ſtaatlichen Oberrealschule auf der Burg, im Jahre 1907 Oberrealſchule und führte ſeit 1921 
den Mamen Beſſel-Oberrealſchule. Zwei weitere Realſchulen wurden erſt mit Beginn 
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des 20. Jahrhunderts aus Mittelſchulen entwickelt. Von den beiden Realfhulen hatte 
die Steindammer Realſchule ungünſtige Räume. Im Jahre tore wurde daher ein 
Neubau beſchloſſen und im Jahre 1913 begonnen. Unter vielen Schwierigkeiten wurde 
die bei Beginn des Krieges noch nicht einmal im Vohbau fertig ſtehende Schule 
während des Krieges vollſtändig ausgebaut und im Jahre io als Hindenburg-Vealſchule 
feſtlich geweiht. Auch fie iſt ein leuchtendes Beiſpiel der Datkraft, die ſelbſt während 
des Krieges die Bürgerſchaft zum Gedeihen ihrer Jugend entwickelte. 1918 wurde fie 
in eine Oberrealſchule umgewandelt. Der Zuzug iſt fo groß, daß im vergangenen 
Jahre drei Sexten eingerichtet wurden, während in dieſem Jahre neben einer vollen 
Doppelanftalt für alle Klaſſen noch eine 3. Gberſekunda ſich als notwendig erwies. 
Auch das Oöbenichtſche Realggmnaſium wurde zu einer vollen Doppelanftalt während des 
Krieges ausgebaut, und dadurch eine erhebliche Vermehrung der Lehrkräfte notwendig. 
Die Vorſchulen wurden ſeit 1918 abgebaut, früher als in den meiſten Städten, vielleicht 
auch früher, als es zweckmaͤßig war, da erſt einige Jahre ſpaͤter der neue Srundſchul- 
lehrplan in Wirkung trat. Vorrübergehend wurde der Verſuch gemacht, nach e Jahren 
der Volksſchule je eine Begabtenklaſſe für Schüler aus den Vollsſchulen neben der 3. Vor⸗ 
ſchulklaſſe im Altſtädtiſchen Ggmnafium und Realggmnafium einzurichten. Es wurden 
zwar eine ganze Reihe von Schülern für die Sexta reif, aber im Srunde erwies 
ſich doch, daß die Ausleſe der Schüler nicht ſcharf genug vorgenommen war. Das 
Problem dieſer Begabtenausleſe ſuchte man auch in einer Aufbauſchule, die im Jahre 
root an die Vorftädtiihe Realſchule angegliedert wurde, zu löſen. Der intereſſante 
Verſuch, bei dem Knaben und Mädchen nach iebenjährigem Beſuch der Vollsſchule nach 
dem Lehrplan der Deutſchen Aufbauſchule unterrichtet werben ſollten, wurde zwar 
zunächſt von den beteiligten Lehrkräften freundlich aufgenommen und von der 
Stadt durch reichliche Mittel unterſtützt, auch vom Provinzialſchulkollegium und Mini- 
ſterium, wenn auch widerſtrebend, gefördert, litt aber doch an Hemmungen, die einerſeits 
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zahleeicher Aufbauſchulen in der Provinz und nicht zuletzt auch in den Bedenken des 
Lehrkörpers ſelbſt ihren Arſprung hatten. Indeſſen muß feſtgeſtellt werden, daß etwa 
zehn Schülern und Schülerinnen der Königsberger Volksſchulen in drei Jahren die 
Reife für die Oberſekunda einer Oberrealſchule, allerdings unter ſtarker Rücksichtnahme 
auf die Schwierigkeit des Lehrgangs, zugeſprochen werden konnte. Am allen Aufgaben des 
Schulweſens gerecht zu werden, mußte die Stadtserwaltung auch an den Ambau des Schul- 
weſens denken. Am ein Gebäude für die geplante Umwandlung von Privatlgzeen in öffent- 
liche Anſtalten zu erreichen, wurde daher die Zuſammenlegung der beiden ehrwürdigen 
Gymnafien Altſtabt und Kneiphof in eine Doppelanſtalt zum Stadtggmnaſium 
Altſtabt-Kneiphof geplant. Beſondere Aufgaben der Stadtverwaltung nötigten, 
noch bevor dieſe Pläne reif vorgelegt werden konnten, die Stadtverwaltung, im 
Jahre 1922 das Altſtädtiſche Ggmnafium in den Kneiphof zu verlegen. Nachdem ſich die 
erklärliche Entrüſtung über den „Staatsſtreich' gelegt hatte, iſt durch Umbauten und 
völlige Berückſichtigung der Intereſſen beider Anſtalten eine Beruhigung eingetreten. 
Die beiden Schulen, unter dem gemeinſamen Mamen Stadtgymnaftum Altſtabt- 
Kneiphof vereinigt, werden weiter die wertvollen Überlieferungen alter Zeiten mit den 
pabagogiſchen Forderungen unſerer Tage auszugleichen verſuchen. Vielleicht wird da- 
bet eine Amwandlung des einen Zweiges in eine Deutſche Oberſchule einen weiteren 
Ainbau unſerer höheren Schulen erreichen laſſen. 

Im Jahre 1811 wurde die erſte weibliche höhere Lehranftalt und wohl eine der 
erſten in Preußen überhaupt in die Hand der Stadt übernommen, die jetzige Rönigin- 
Luſſe-Schule. Damals fagte der Oberbürgermeiſter Heidemann: „Wir müſſen die 
eblen Döchter unſerer Stadt nicht zu galanten Damen, ſondern zu tüchtigen Haus- 
frauen ausbilden.” Bis zum Jahre 19er blieb fie im weſentlichen die einzige öffentliche 
Lehranftalt für die weibliche Jugend in Königsberg. Im Jahre 1907 wurde eine 
Stubienanſtalt mit realggmnaſialem Aufſtieg, zunächſt Sterjährig, ſpäter ſechsjährig, 
der Schule 2 und wiederum vier Jahre ſpäter auch ein Wee 
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der Schule zugefügt. Während des Arieges im Jahre 1917 wurde der realgygmnafialen 
Abteilung noch eine humaniſtiſche hinzugefügt. Im Jahre 1913 wurde das Oberlgzeum 
(Lehrerinnenſeminar) nach einem neuen Gebäude überführt und ihm eine Frauenſchule 
und Mittelſchule als Abungsſchule angegliedert. Moch im Jahre 1918, alſo noch vor Ende 
des Krieges, wurde ein Kindergärtnerinnenſeminar mit Kindergarten dem Oberlgzeum 
zugefügt. Bei der bevorſtehenden neuen Ordnung der Ausbildung der Lehrerinnen und 
bet der Aberfüllung des Jehrerinnenberufes trat im Oberlgzeum eine auffallende Ab- 
nahme der Schülerinnen ein. Bereits im gahre io ez wurde daher eine der Klaſſen abgebaut, 
um allmählich das Lehrerinnenſeminar und die ihm angegliederte Mittelſchule (Ilbungs- 
ſchule) aufzulsfen. Dafür wurde trotz aller Bedenken, die in der wirtſchaftlichen 全 we 
lagen, die unterſte Klaſſe einer Deutſchen Gberſchule, der erſten am Orte, eingerichtet. 
Es beſtehen bereits zwei Klaſſen dieſer Oberſchule. Am aber auch den Schülerinnen 
der Ogzeen einen Aufſtieg zu ermöglichen, wurde im Jahre 1924 eine Oberſekunda 
des Oberlgzeums nach dem neuen Lehrplan eröffnet. Wie ſehr fie Bedürfnis war, 
beweiſt die Aufnahme von 37 Schülerinnen. Der größte Teil der höheren Schulen 
für die weibliche Jugend war nicht in der öffentlichen Hand. Am fo erfreulicher war 
es, daß fic) Stadt und Staat während des Krieges und nach dem Kriege auf eine 
gemeinſame Anterſtützung der Privatlgzeen einigten. Oſtern gel übernahm der Staat 
nach langen Verhandlungen ein Privatlgzeum und hat es entſprechend den Abmachungen 
zu einer Ooppelanſtalt und einer Oberrealſchule für die weibliche Jugend durch Erweite- 
rungsbauten umgewandelt. Es beſtanden noch fieben Privatlgzeen. Es darf als eine weitere 
kulturelle Deiftung der Stadt gerühmt werden, daß fie inmitten der ernſten Reifen, am 
. Mal 1924, fünf Ogzeen auf die Stadt übernahm. Zwei davon ſollen in das Gebäude 
des alten Altſtäbtiſchen Symnaftums demnächſt überführt werden, zwei find bereits in 
ein von der Stadt gekauftes Gebäude im Süden zuſammengelegt, und ein weiteres wird 
noch zunächſt in Mietsraͤumen untergebracht bleiben. Zum erſtenmal hatte die Stadt ” 
auch dadurch e rs zwei ihrer Schulen weiblicher mens anguSevtvauen. 
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Auch der Ausbau der Berufsſchulen Fortbildungsſchulen - tft trotz Krieg und Mot 
ein durchaus erfreulicher. Unmittelbar vor Kriegsausbruch im Jahre 1914 wurde das 
große Fortbildungsſchulgebäude vollendet, ebenfalls eine Ruhmestat des fic) des Fort- 
bildungsſchulweſens mit beſonderer Liebe annehmenden Oberbürgermeiſters Dr. Korte. 
In dem Augenblick aber, in dem Direktor Drinte, der hochverbiente Organisator und 
Leiter der Fortbildungsſchule ſeit dem Jahre 1907, feine Hoffnung erfüllt ſah, im 
eigenen Gebäude die Berufsſchule zu entwickeln, brach der Krieg aus, und gleich beim 
Beginn wurde das Gebäude für Lazarettzwecke beſchlagnahmt, um erſt im Jahre 1919 
wieder freigegeben zu werden. Direktor Trinte hatte die Widerſtände der Arbeitgeber 
durch überzeugende Vorträge im engſten Einsernehmen mit den Innungen, der Hand- 
werks⸗ und Handelskammer immer mehr geſchwaͤcht. Er ſtarb noch vor Ende des Krieges 
im Jahre 1917. Nach feinem Tode wurden drei Direktoren für die kaufmänniſche 
Berufsſchule, für die gewerbliche Berufsſchule für männliche Perſonen und für die gewerb⸗ 
liche Fortbildungs- und Berufsſchule für die weibliche Jugend eingeführt, nachdem auch das 
Kuratorium, in paritätiſcher Zuſammenſetzung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
ſowie Surd) Aufnahme von Vertrauensperſonen der Lehrkörper neu gebildet war. 
Durch Ortsſtatut wurde die Berufsſchulpflicht, die bereits ſeit mehr denn einem Jahrzehnt 
für alle Jugendlichen gewerblicher Berufe, ſeit 1914 auch für die weibliche Jugend, ſoweit 
fie im gewerblichen Berufe ſtand, eingeführt war, auf alle Jugendlichen vor Vollendung 
des 18. Debensjahres, die im Berufe ſtanden und aus der Volksſchule hervorgegangen 
waren, ausgedehnt, auch wenn fie nicht ſofort in einen Beruf eintraten. Nur mit ganz 
wenigen Ausnahmen dürfte daher die geſamte Jugend, ſofern fie nicht eine andere 
Schul- oder Fachausbildung hat, im Lebensalter von 14 bis 17 Jahren eine weitere 
Fortbildung durch die Berufsſchule erhalten. Schon im Jahre 1919 wurde der ganze 
Unterricht in die Arbeitszeit gelegt, während abends lebiglich Kurſe für Stenographie, 
Engliſch, für Maſchinenſchreiben und Ruſſiſch zur Fortbildung der über die Schule hinaus 
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Fachsorſteher find für eine Reihe von Klaſſen gewählt worden. Im Jahre 1920 
wurde die Arbeiterſchule von den gewerblichen Klaſſen séllig getrennt und einem 
beſonderen Olrektor unterſtellt. Im Jahre 1921 wurde der bis dahin wahlfreie Unterricht 
im Turnen verbindlich für die Schüler der Arbeiterklaſſen, während er für die übrigen 
Schulen noch wahlfrei blieb. Im Anfang wurden von der Jugend und einzelnen 
Parteien dem verbindlichen Turnunterricht Schwierigkeiten bereitet, zumal da der Unter- 
richt nur in den Abendſtunden erteilt werden konnte. Er iſt jetzt in die Arbeitszeit 
der Jugendlichen gelegt und wird von ihnen beſonders dankbar entgegengenommen. 
Auch gewiſſe Störungen während der erſten Jahre nach dem Amſturz, die von außen 
in die Schule hineingetragen wurden, ließen ſich durch die Beſonnenheit der Lehrkräfte 
und Schulleiter im ganzen leicht überwinden. Ein gewaltiger Fortſchritt iſt unmittelbar 
nach dem Kriege in der Organiſation der Berufsſchulen gemacht. Die Lehre für das 
Metallgewerbe wird in ſieben verſchiedenen Gruppen, die für das Baugewerbe in drei 
Gruppen, für das Nahrungsbekleidungsgewerbe in acht Gruppen, der ſchmückenden 
Berufe in neun Gruppen erteilt. Auch bei der kaufmaͤnniſchen Berufsſchule find beſondere 
Fachklaſſen für Orogiſten und andere Gruppen eingeführt. Bei der weiblichen Jugend 
werden vier Lerſchiedene Gruppen unterſchieden. Handelsſchule und höhere Handels- 
ſchule haben erſt nach dem Kriege ihre volle Ausgeſtaltung gefunden. Auch die gewerbliche 
Berufsſchule für Mädchen konnte, nachdem fie kurz vor dem Krlege durch Ortsſatzung 
verbindlich gemacht war, erſt nach dem Kriege ihre Entwickelung finden. Daneben wurden 
vier Stufen einer Haushaltungsſchule neu eingerichtet, die mit sollem Lehrgang 
Schülerinnen in erſter Qinte, die die Volksſchule beſucht und noch keinen Beruf ergriffen 
haben, eine gründliche Vorbildung für die Hauswirtſchaft gewähren. Aber die Zahl 
der Rlaffen und die Verteilung gibt Anlage 3 Aufſchluß. Ein weiterer Fortjheitt war 
die Verlegung der theoretiſchen Prüfung für die Lehrlinge in die Fortbildungsſchule. 
Dieſe theoretiſche Prüfung wird für die Geſellenprüfung anerkannt. 
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Im Fachſchulweſen iſt die ſtaatliche Baugewerkſchule für Hoch- und Diefbau, zu 
deren Koſten die Stadt beiträgt, mit angegliederter Schule für Wieſenbau ſtark beſucht, 
nachdem fie während des Krieges auch aus ihrem Heim vertrieben worden war. Sie 
hat im letzten Jahr in enger Verbindung auch mit der Kunſtakademie weitere Möglich- 
keiten zur Ausbildung des Baugewerbes geboten, die beſonders für das Baugewerbe 
und die innere und äußere Ausſtattung der Haͤuſer ſehr günſtige Wirkungen versprechen. 

Die Oſtpreußiſche Mädchen-Gewerbeſchule, die ſeit dem Jahre 1909 beſteht, hat 
ſich bis zum Kriege, getragen von Stadt und Provinz und vom Staat unterſtützt, 
außerordentlich günftig entwickelt. Während des Krieges traten dann größere Hemmungen 
ein. Die Lehrkräfte ſtellten ſich in vorbildlicher Hingabe für die in der Kriegs- und 
Heimarbeit notwendige Vorbildung zur Verfügung. Der eigentliche Zweck der Anſtalt, 
Madchen und Frauen für den Haushalt, für den gewerblichen Beruf oder zu techniſchen 
ober Gewerbelehrerinnen auszubilden, konnte erſt Soll wieder einige Jahre nach dem Kriege 
aufgenommen werden. Wiederholt ſtand die Schließung der Schule wegen unzureichender 
Mittel dringend bevor. Die Provinz wünſchte wegen der außerordentlich ſtarken Aber⸗ 
laſtung aus dem Vertrage auszuscheiden. Ein Plan, die Anſtalt ganz auf die Stadt 
zu übernehmen, iſt vorbereitet, ſcheitert aber zur Zeit noch an dem Einsernehmen von 
Stadt und Provinz bet der Léfung des Vertrages. Indeſſen dürfte für die Sicherung 
der Mäbchen-Gewerbeſchule ein Erfolg der ſchwebenden Verhandlungen von Bedeutung 
fein. In 54 Klaſſen wurden im letzten Jahre 687 Schülerinnen in gewerblichen, haus- 
wirtſchaftlſchen Abteilungen und in Seminaren zum Lehrerinnenberuf unterrichtet. 
Bahnbrechend wirkt die Schule für das ganze Reich durch Einrichtung von Lehr— 
gängen für haus wirtſchaftliche Lehrlinge. Nach Abſchluß der theoretiſchen und praktiſchen 
Vorbildung werden nach Prüfungen Befähigungszeugniſſe erteilt. 

Im Fahre 1919 wurde die Volkshochſchule gegründet, die vom 1. Oktober bis 
31. März Lehrgänge in allen Zweigen der Wiſſenſchaft erteilt. Sie entwickelte ſich 
er politiſchen Tendenz, in der Richtung, Vertiefung der 
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Hörer in wiſſenſchaftlichen Fragen durch hervorragende Lehrkräfte der Aniverſität, der 
Kunſtakabemie und der Schulen zu erlangen. Der Elementarunterricht und die Dehr- 
gänge in Sprachen wurden bald aufgegeben, weil fie außerhalb des Gebietes der Ver- 
anſtaltung lagen. In Vortragsreihen und Arbeitsgemeinſchaften wurden Fragen aus 
den Gebieten der Maturwoiſſenſchaften und der Mathematik, aus Geſchichte, Philofophie 
und Veligionswiſſenſchaft, aus Kunſt, Literatur und Muſik und aus der Rechtslehre 
behandelt. Im Sommer wurden Ausflüge in die Umgebung Königsbergs veranſtaltet, 
die Anleitung zur Beobachtung von Erſcheinungen aus dem Dier- und Pflanzenleben 
und der Geologie geben ſollten. Durchſchnittlich beteiligten ſich etwa Soo Hörer an 
dieſen Lehrgängen, zu denen die Stadt Räume zur Verfügung ſtellte. 

Im Fahre 1886 ſtand der Stadt kaum mehr als eine Turnhalle zur Verfügung. 
Gegenwärtig zählt die Stadt im ganzen 28 Durnhallen, zu denen noch etwa 4 ftaat- 
liche und einige kleinere, den Prisatlyzeen gehörende, hinzukommen. Außerdem beſteht 
noch für die Studentenſchaft die Turnhalle der Paläſtra Albertina. Nur mit Aus- 
nutzung jeder Stunde kann den Schulen und den Jugendlichen in den Vereinen, in 
denen Frauen und Männer Turnen und Sport pflegen, mit dieſer verhaͤltnismäßig 
geringen Zahl genügt werden. Vom Fahre 1910 bis Ende des Krieges wurden 14 neue 
Durnhallen geſchaffen, die zum großen Teil erſt während des Krieges vollendet werden 
konnten. Von der Erteilung des Durnunterrichts im Nebenamt durch beſonders 
intereſſierte Lehrer mußte im Jahre idee Abſtand genommen werden, da eine neben- 
amtliche Tätigkeit durch ſtaatliche Anordnung verboten wurde und zugleich eine Ver- 
minderung der Klaſſen die Aebernahme der Leheſtunden in hauptamtliche Tätigkeit 
ermöglichte. Seit 1920 iſt das orthopäbiſche Schulturnen eingerichtet. Vom Jahre 
1910 ab werden regelmäßig Durnfeſte auf den Spielplätzen der Stadt mit Wett- 
bewerb für Volks- und Mittelſchulen gefeiert und ſeit 1981 find außerdem noch Jugend- 
wettkämpfe aller Schulen regelmäßig jahrlich ausgetragen worden. Die Schwimm- 
. = if > eine beſondere in dem Beſitz der Stadt st ove ge⸗ 
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pflegt worden. In dieſem Jahre wird auch verbindlicher Schwimmunterricht in einer 
Reihe von Volksſchulen bereits erteilt. 

Waͤhrend des Krieges wurden zwei große Spielplätze und ein kleiner geſchaffen, die 
den Vororten zu gute kommen. Eine Reihe von Exerzierplätzen innerhalb der Stadt 
wurde der Jugend zugänglich gemacht. Que Zeit wird ein neuer Spielplatz zwolſchen 
Königs- und Sackheimer Tor von etwa 18500 qm geſchaffen und der Spielplatz in 
Ponarth um 9545 qm vergrößert. Schülerwanderungen find ebenfalls im Jahre 1910 
eingeführt, während des Krieges fortgeſetzt und von der Stadt unterſtützt worden. So 
konnten im letzten Jahre 19 Volks- und Mittelſchulen 2-Gtägige Wanderungen in der 
Heimat machen. Die höheren Schulen haben ſich ſeit zwei Jahren im ſtärlſten Wett- 
bewerb beim Schlagballſpiel in Berlin ehrenvoll behauptet. Die Schüler haben ſich im 
Jahre 1993 ein eigenes Ruberboothaus mit neuen Booten faſt ohne öffentliche Anter⸗ 
ſtützung geſchaffen, nachdem ihr altes im Jahre toro durch Feuer vernichtet war. 

Die Srfaffung der Jugendlichen in den Vereinen iſt noch durchaus der Verbeſſerung 
bedürftig. Erſt während des Krieges wurde ein größeres Jugendheim im Katſer⸗ 
Wilhelm-Wohlfahrtshaus von der Stadt auf Grund einer Stiftung eingeweiht und 
hat ſich trotz aller Schwierigkeiten erhalten, zuerſt noch von Lehrkräften beſonders betreut, 
in ben letzten Jahren aus den Kreiſen der Jugendbewegung ſelbſt verwaltet. Auch hat 
die Stadt trotz der Naumnot in den Schulen einer Reihe von Vereinen Neſter und 
Heime gewährt, während zahlloſe Vereine kirchlichen und weltlichen Charakters eigene 
Räume zur Verfügung ſtellten. Die Durnhallen werden ſeit dem Jahre 1922 famt= 
lichen Vereinen, die Sport und Turnen treiben, unentgeltlich zur Benutzung gegeben, 
ohne daß die Koſten für Licht oder Heizung berechnet werden. Die Stadt iſt Mitglied 
des Verbandes für Deutſche Jugendherbergen und hat auch eine eigene Jugendherberge 
eingerichtet, die ſie ebenfalls unentgeltlich zur Verfügung ſtellt. Der Kreisvorſtand für 
Jugendpflege verſucht nach allen Seiten geiſtige und ſittliche Förderung bei größter 
Bewegungsfreiheit für die Jugend in den Vereinen anzuregen und durch Vorträge, 
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Konzerte und Theateraufführungen gu ſteigern. Ein Erholungsheim für die ſchul— 
entlaſſene Jugend wird hoffentlich im Laufe Mefes Jahres auf dem Lande eingerichtet 
werben. Die Stattſtik am 1. Dezember 1983 ergibt, daß nur immer noch ein Bruchteil 
der ſchulentlaſſenen Jugend vom 14. bis er. Lebensjahre durch die Vereine und die 
Berufsſchulen erfaßt wird. 

Die Durn- und Sportvereine find in zwei großen Verbänden zuſammengeſchloſſen, 
und zwar in dem Königsberger Stabtverband für Leibesübungen, gegründet 1919, und 
in dem Kartell für Arbeiter-Bildung, Körper- und Seſundheitspflege ſeit dem 
Jahre 1929, die ſelbſtändig find, aber von der Stadt regelmaͤßig unterjtügt werden. 
Es fot bei dem Vückblick auf das Erreichte und auf das Viele, was noch zur Förderung 
der Jugend zu tun übrig bleibt, Kellers Mahnung den Bürgern eingeprägt: 

Was unerreichbar iſt, das rührt uns nicht, 
Doch was erreichbar, fet uns goldene Pflicht. 
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Anlage 1. 


Volksſchulen Hilfsſchulen 

Klaſſen-⸗] Lehr- |. Klaſſen⸗ 
.| 23693 490 | 48,35 540 [429 | 25 | 17,16 
.| 23561 498 47,31 540 1481 | 28 | 17,18 
.| 25089 47,33 603 | 611 19,09 
.| 24511 46,07 603 | 630 19,09 
24 588 43,83 617 708 | 39 | 18,12 
24 081 42,39 617 1711 | 41 | 17,34 
24 387 41,40 648 751 18,31 
.| 23 898 41,06 | 648 756 10 17,58 
,| 24576 557 | 44,12 607 763 17,74 
,| 23916 556 43,01 604 |755 | 43 | 17,75 

Siehe Note 8) 1. 5.| 23414 553 | 42,33 | 603 758 | 43 | 17,68 

21945 524 41,87 602 742 44 | 16,86 


Siehe Note 1) 
1919: 


1922: 4.1 


.| 22402 | 531 | 42149 | 577 [761 18,56 
,| 20960 | 494 | 4243 | 568 | 734 18,82 


1) Am 1. 4. 1919 wurde das bis dahin ſiebenklaſſige tem der Se ulen in ein achtklaſſiges 
„een Auch in den folgenden Jahren iſt Sab urch noch eine en der Klaſſen 
getreten 
Am (. 10. 1922 wurden 409 Wochenſtunden bisher beſonders bezahlter Turnuntereicht in 
den 1 übernommen. 
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515 | 46,83 15 2678 | 67 |39,97| 128 87 133,04] 144 
526 | 45,70 Siehe Fußnote 3) 


45,72 
44,49 


42,16 
40,70 


39,90 
39,44 


42,23 
41,18 
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40,55 
15 39,94 
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3) Die Zahlen der Jahre 1913 und 1982, 1923 enthalten keine Vorſchulen. 
Bei den Mittelſchulen iſt ferner zu berückſichtigen, daß 1913 die Naſſengarter Mittelſchule 
noch nicht beſtand und der Ambau der Bürger- und Wittelſchulen vom 7 gum o klaſſigen 
Ogſtem noch nicht ganz durchgeführt war. 
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Anlage 2. 


Schulen 


Raufmännishe Berufs-Schule 
für männliche Jugend 


Kaufmännſſche Berufs-Schule 
für weibliche Jugend 


Gewerbliche Berufs-Schule 
für maͤnnliche Jugend 


Gewerbliche Berufs-Schule 
für weibliche Jugend 
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Anlage 3. 
Die gewerbliche Berufsschule für männliche Perſonen zählte im Oktober 1983 folgende 
Abteilungen, die von 19 hauptamtlichen und 27 nebenamtlichen Lehrkräften unterrichtet wurden: 
1. Metallgewerbe: 7 EClektrikerklaſſen 3. Nahrungs- und Bekleidungsgewerbe: 
2 Klempnerklaſſen 6 Baͤckerklaſſen 2 Sattlerklaſſen 
3 Mechanilkerklaſſen 3 Fleiſcherklaſſen 2 Tapezlererklaſſen 
16 Maſchinenſchloſſerkl. 2 Kellnerklaſſen 48 e 
2 Schmiebeklaſſen 1 Konbdtitorklaſſe 1 Schuhmacherklaſſe 
9 Bauſchloſſerklaſſen 4. Schmückende Berufe 
2. Baugewerbe: 4 ye th 2 Buchgewerbeklaſſen 2 Walerklaſſen 
2 Stellmacherklaſſen 2 ig sie Ea 1 Zahntechnikerklaffe 
To Diſchlerklaſſen 2 Goldſchmiedeklaſſen 
Die kaufmänntſche Berufsſchule zaͤhlte folgende Abteilungen, die von 19 hauptamtlichen 
und 8 nebenamtlichen Lehrern 1 erhalten - für männliche Perfonen b 23 Klaſſen 
3 Fachklaſſen für Orogiſten 
3 Fachklaſſen für Deeliiherungsangeftelte 
~ für weibliche Perſonen 一 
15 Klaſſen für Rontoriftinnen 
of Klaſſen für Verkäuferinnen 
3 Klaſſen für Deogijten } mit männlichen Angeſtellten 
3 Klaſſen für Derfiherungangeftlite kombiniert 
wahlfreie Abendkurſe: 
3 Kurſe für Stenographle 
4 Kurſe für Maſchinenſchreiben 
1 Kurſus für Engliſe 
1 Kurſus für Auf 
Außerdem find der Schule angegliedert: Handelsſchule = 3 Klaſſen, Höhere Handels- 
ſchule = 2 Klaſſen. 
Die Arbetterſchule betrug 68 Klaſſen mit 10 hauptamtlichen und zo nebenamtlichen Lehrſtellen. 
Die gewerbliche Berufsſchule für Mädchen teilt ſich in 3 Abteilungen mit 23 haupt- 
amtlichen und 8 nebenamtlichen Vehrerſtellen. 
1. Std. Haushaltungsſchule = 4 Klaſſen 
2. Abteilung für Yandwerkerinnen = 18 Klaſſen 
3, Abteilung für ungelernte Arbeiterinnen = 94 Klaſſen. 
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Volkshochſchule. Anlage 4. 
Aberſicht über die Berufe der Hörer. 


Oktober / Dezember 1993: 
a. männliche Deilnehmer: 


Arbeiter und Handwerker ...:. case nen 123 : 28% % 
RKaufmannifhe Angeftellte, Biiwobeamte.. e.. 164 : 5,6% ( 318 
Freie Berufe, Lehrer, Studenten, Schüler, Künſtle rr 27 8,5% 
eee ee TE, 7 4: 182% 
b. weibliche Teilnehmer: 
Arbeiterinnen, Näherinnen, Jausangeſtellt n. 58: 8,3% 
Kaufmänniſche Angeſtellte, Delephoniſtinneeů n.. 380 : 45, % 703 
Freie Berufe, Lehrerinnen, Erzieherinnen, Pflegerinnen, Schülerinnen 130 : 18, % 
ohne Berufsangabe und Hausfrauen. 195 : 27,7% 


Geſamtzahl der Teilnehmer 10g1. 
Anlage 5. 


Spiel- und Sportplätze. 
Im Jahre 1922 ergibt ſich folgendes Bild: 


Größe ber | Cin Hektar Spielfläche 
Plage in Ki “toy auf vad Ropf 
qm Einwohner | Bevölkerung 


1. Std. Spiel- und Sportplätze 149136 1820 0,55 qm 
2. Spiel- und Sportplätze im Beſitze von Vereinen 2 ; ee 
See DER LEHREN ee Na kl an 101008 0,37 ” 
3. Spiel- und Sportplaͤtze tm Beſitze von Vereinen 
außerhalb der Stab. 43540 o16 ， 
4. Sämtl. feb. und Vereins-Splel- und Sportpläge 1,08 „ 
Die Sefamtflähe der Stadt bettkgt Qꝑ 4428 ha 
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8 Kunſt und Wiſſenſchaft. 


Stabtſchulrat Prof. Dr. Stettiner. 


fe Stadt Immanuel Kants hat ſich nicht eines beſonderen Rufes in der Pflege 
der bildenden Künſte erfreut. Die Biographen Kants heben wiederholt hervor, daß 
Kants äſthetiſche Auffaſſung kaum aus der Anſchauung von Kunſtwerken geſchöpft 
wurde, da nur aus Privatſammlungen vereinzelte Vorbilder ihm bekannt fein 
konnten. In den letzten Jahrzehnten iſt wenigſtens auf dem Gebiet der Malerei durch 
die Tätigkeit des Kunſtvereins ſowie durch Stiftungen, die der Stadt zu Gebote 
ſtanden und durch Schenkungen von Witbürgern in der Gemäldegalerie eine wertvolle 
Aberſicht über die Kunſt des 19. Jahrhunderts bis zur Gegenwart geſchaffen, die 
durch einzelne Meiſterwerke niederländiſcher, italieniſcher und deutſcher Meiſter älterer 
Zeit auch Ausblicke in fernere Vergangenheit gewährt. Die Näume für die Aus- 
ſtellung der Gemälde waren ſchon ſeit Jahrzehnten nicht mehr zureichend. Aber auch 
dieſe mußten der Gemäldegalerie im Jahre 1916 entzogen werden, da fie für 
die Staatliche Kunſt- und Gewerkſchule in Anſpruch genommen wurden. Die Stadt 
ſorgte zwar für Unterkunft in einem alten Bürgerhauſe, aber der größte Teil der 
Sammlung mußte entweder magaziniert oder an Behörden und Schulen verliehen 
werden. Schon ſeit drei Jahrzehnten hatte die Stadt für die hieſigen Sammlungen 
den Bau eines Muſeums vorbereitet. Die Altertumsgeſellſchaft Pruſſia mit ihren 
reichhaltigen hiſtoriſchen und praͤhiſtoriſchen Schägen, die Gemäldegalerie, die in Ver— 
waltung des Kunſtvereins ſtand, aber Eigentum der Stadt iſt, ſowie die kunſtgewerblichen 
Sammlungen des gewerblichen Jentralvereins im Kunſtgewerbe ſollten dort vereinigt 
werden. Auch die Verwirklichung dieſes Planes ſcheiterte, als der Kriegausbrach. Und boch 
drängte gerade der unglückliche Ausgang des Krieges zu neuer Energie. Schuf boch 
die Abtrennung Oſtpreußens vom Mutterlande die bald klar erkannte Gefahr, daß 
unſere Provinz ne ieee als früher die Moglichkeit haben we BREMEN 
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Eindrücke Gon den Kulturzentren des deutſchen Weſtens und Südens zu empfangen. 
Aus dieſer Erkenntnis allein iſt unſere Nachkriegsarbeit auf den im folgenden geſchil— 
derten Gebieten zu verſtehen. Aus the erhält fie ſtets neue Kraft. Als erſte Not- 
wenbigkeit wurde die Vereinigung der Muſeen erneut erkannt und in Angriff genommen. 
Gelegenheit dazu bot ſich als das Schickſal des Schloſſes in Frage geſtellt wurde. Sofort 
wurde von verſchiedenen Seiten, in erſter Linie vom Kunſtserein durch feinen Geſchäfts— 
führer Maler Anderſon angeregt, die ſämtlichen Sammlungen in das Schloß zu 
verlegen, auch bei der Stadt auf günſtigen Boden. Der damalige Schloßbaumeiſter 
Lindemann arbeitete Pläne aus, Stadt, Staat und Provinz vereinigten ſich zu 
einem Verbande. In dieſer gemeinſchaftlichen Arbeit rückte man dem Ziele, ein Landes- 
muſeum zu ſchaffen, näher. Stadt und Provinz ſtellten Mittel zur Verfügung, während 
vom Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung ebenfalls darüber hinaus 
Juſchüſſe zum Amzug der Sammlungen und zum Ausbau des Schloßmuſeums frei 
gemacht wurden. Langfam und bei den ſtets durch die Inflation überholten Voran— 
ſchlagen unter unſaͤglichen Schwierigkeiten ſcheitten die Arbeiten vorwärts. Junächſt 
wurde nach dem Ambau des Krönungsganges im Schloß im Jahre 1921 die der Stadt 
gehörige vom Kunſtverein betreute Gemäldegalerie der Oeffentlichkeit übergeben. Es 
folgte der Umzug des Kunſtgewerbemuſeums und die Aufſtellung der Samm- 
lungen in den dafür beſonders geeigneten Räumen des Schloſſes. Im Jahre 1923 
ging auch das Eigentum der Sammlungen vom gewerblichen Jentralserein auf die 
Stadt über. Es bedeutete dieſer mit großen Laften verbundene Schritt zugleich die 
Sicherung der wertvollen Schätze, deren Beſtand gefaͤhrdet war, da der Verein ſelbſt 
die Koſten der Unterhaltung und Aufſicht nicht mehr tragen konnte. Die Sammlungen 
der Altertumsgeſellſchaft Pruſſia find ebenfalls ins Schloß übergeführt. Der Ausbau 
der hierzu erforderlichen Raume hat es ermöglicht, daß die ethnographiſchen, die Waffen- 
ſammlungen und die landeskundlichen Sammlungen der Pruſſia jetzt ebenfalls geordnet 
im Schloß aufgeſtellt find. Ihre hiſtoriſche Abteilung hatte die Pruſſia bereits dem 
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kunſtgewerblichen Teile des Muſeums übergeben. Der wertsvollſte SL die 
prähiſtoriſche Abteilung, iſt in das Schloß übergeführt und wird im Laufe des Jahres 
1924 zum Teil als Schauſammlung, zum Teil für Stubienzwecke aufgeftellt werden. 
So erhält unſere durch den Krieg beſonders hart betroffene Stadt dank der kühnen 
Datkraft und der Einſicht aller beteiligten Stellen ein Muſeum, das bisher allen 
Wünſchen der Proving unerreichbar ſchien. Die Stadt hat ſich verpflichtet, die beiden 
großen Sammlungen, Kunſtgewerbe und Gemäldegalerie, in eigener Verwaltung zu 
führen. Es bleibt ihr Ziel, im Einvernehmen mit Provinz und Staat eine einheitliche 
Verwaltung für das ganze Prosinzialmufeum im Schloß zu ſchaffen und dadurch neue 
größere Aufgaben der muſealen Entwicklung in der Hauptſtadt Oſtpreußens erfüllen 
zu können. 

Eine wertvolle Errungenſchaft bildet im Anſchluß an den trotz Krieg und Notftand 
hier im Segenſatz zu manchen anderen Orten erhaltenen Tiergarten das Oſt— 
preußiſche Heimatmuſeum, bas erſte deutſche Freiluftmuſeum, das in den Jahren 
1911-1913 auf Anregung des Verkehrsvereins von der Stadt und der Altertums- 
geſellſchaft Pruſſia, in erſter Linie von Profeſſor Bezzenberger und Dethlefjen 
geſchaffen, eine Aberſicht über den Beſitz an alter, bodenſtändiger Volkskunſt, die ſich 
in unſerm abgeſchloſſenen Oſtpreußen beſonders entwickelt und erhalten hat, bietet. 

Im Jahre 1913 wurde, um dem empfindlichen Mangel an Ausſtellungsräumen 
abzuhelfen, vom Kunſtberein die Kunſthalle nach dem Entwurf von Profeſſor Jahrs 
geſchaffen. Eine kunſtgewerbliche Ausſtellung, die kurz vor Ausbruch des Krieges 
vorbereitet war, mußte unterbleiben. Die Stabt hat dann zum Deil aus den Mitteln, 
die für jene Ausſtellung beſtimmt waren, unmittelbar nach dem Kriege die Kulturarbeit 
feiſch aufgenommen und eine Reihe kunſtgewerblicher Ausſtellungen unterſtützt, die in 
der Kunſthalle oder an anderer Stelle von dem Kunſtgewerbeverein oder von dem 
Werkbund unternommen wurden. Sie hatte dabei das Ziel im Auge, die Beſtrebungen 
des modernen Kunſtgewerbes auch hier weiteren er zugänglich. zu a und 
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damit das Gefühl für Eigenart und Wert deutſcher Kunſt neu zu beleben und zu 
ſtärken. Dem Gedanken der Heimatkultur diente ganz ausgeſprochen eine Ausſtellung, 
die im Jahre 1922 von der Stadt nicht nur durch Geldmittel, ſondern auch durch wirk- 
fame andere Hilfe und Mitarbeit ſowie von den Städtiſchen Werken unterſtützt, ein 
Bild der wirtſchaftlichen und Kulturarbeit auch Königsbergs im Nahmen einer Oft- 
preußenausſtellung geben ſollte. Die Verwaltung der Kunſthalle ſowie deren Unterhaltung 
konnte nur dadurch geſichert werden, daß die Stadt fie dom 1. März 1984 übernahm. 
Mittelbar und unmittelbar haben die Städtiſchen Werke, die Stabtbank und die Meſſe 
dazu beigetragen, das Stadtbild reicher zu geſtalten. Beſonders ſei auf die Werke 
von Profeffor Brachert, einem Lehrer der Kunſt- und Sewerkſchule, am Handelshof, 
an der Stadtbank und an anderen Gebäuden hingewieſen, die in ihrer Beweglichkeit 
und ihrer Symbolik neue Anſchauungen und Anregungen dem Beſchauer bieten. Von 
Bracherts Kunſt wird auch eine Gedenkmünze, zum Stadtjubiläum von ihm geſchaffen, 
Jeugnis ablegen. Bei den gelegentlichen Ausſtellungen in der Kunſthalle ſind für die 
Sammlungen des Kunſtsereins und zum Schmuck ſtädtiſcher Raume eine Reihe von 
Kunſtwerken erworben worden. 

Die Stadt hat dabei Beziehungen zur Kunſtakademte gepflegt. Für deren 
Entwicklung wurden ausgezeichnete Grundlagen geſchaffen, als ſie noch während des 
Krieges einen neuen großen Bau in Amalienau beziehen konnte. Stadt, Anisderſität und 
Kunſtakademie haben in den Tagen des Rantjubiläiums die Werke von Lovis Corinth 
foweit fle aus Sammlungen und privatem Beſitz zugänglich waren, ausgeftellt und 
größeren Kreiſen näher zu bringen verſucht. Auch die freie Künſtlerſchaft Nönigsbergs 
hat eine Reihe von Ausſtellungen nach dem Kriege zum Deil mit Anterſtützung der 
Stadt veranſtaltet. Die kulturelle Mot war fo ſtark, daß die Stadt trotz der ſchwierigen 
Finanzkriſe Mittel zum Erwerb von Kunſtwerken aufbrachte. Die kleinen Brunnen 
Gon Cauer, die während des Krieges infolge von Veränderungen im Stabdtbilde ent- 
fernt waren, wurden wieder an geeigneten Plätzen aufgeſtellt. 


Wahrend den bildenden Künſten hier nennenswerte — für die 
Erhaltung und Mehrung der Kunſtſammlungen zuteil wurden, iſt ſeit dem Jahre 1755 
für die Theater vom Staate keine wirkſame Vergünſtigung geſpendet worden. Auch 
die Stadt konnte ſich dank der eigenartigen Entwicklungsgeſchichte unſeres Theater- 
weſens auf vorübergehende Hilfen und Anregungen beſchraänken. Verdankt das Königs- 
berger Dheaterleben doch im weſentlichen der Initiatide begeiſterter und opferwilliger 
Privatleute ſeit langem ſeine Förderung. Im 18. Jahrhundert ſchenkte der Königliche 
Fiskus dem Schauſpieler Ackermann einen Platz, auf dem er auf eigene Koſten den 
erſten feſten Cheaterbau errichten durfte. Er erhielt dafür auch noch Haus- und Servis- 
freiheit zugeſichert. Im Jahre 1909 ſtand das neue, von einer Alktiengeſellſchaft be— 
gründete Stadttheater, das an Stelle jenes Muſentempels getreten war, hundert 
Jahre und hatte neben einigen Sommerbühnen ein Monopol nicht nur in der Stadt, 
ſondern mit geringen Ausnahmen auch in der Provinz. Der glanzende Aufſchwung 
des Wirtſchaftlichen Lebens Königsbergs erleichterte die Gründung eines „Neuen 
Schauſpielhauſes', das von einer Geſellſchaft finanziert, am 18. September 1910 eröffnet 
und in den erſten vier Jahren unter Leitung von Geißel bis zum Beginn des Krieges 
als Pflegeſtätte des modernen Kammerſpiels geführt wurde. Es war die einzige künſt- 
leriſche Bühne, die im Kriege fortbeſtand. Sie hat unter Leopold Jeßner, dem 
jetzigen Intendanten des Berliner „Staatlichen Schauſpielhauſes', nicht nur regſten 
Beſuch und dadurch guten Gewinn, ſondern auch weithin hörbar künſtleriſchen Auf er- 
worben. Sein Nachfolger, Richard Roſenheim, erlangte von Hermann Suder— 
mann den verdienten Jobſpruch, daß es kaum ein beſſer geleitetes Theater als das 
Königsberger Neue Schauſpielhaus gäbe. Einheimiſche und auswärtige Kritiker 
rühmen, daß in unſerem entlegenen Oſten in den letzten Jahren Uraufführungen, wie 
„Chriſtofer' von Dietzenſchmidt, „Fälſcher' von Max Brod, „Klariſſas halbes Herz“ 
von Max Brod, „Der Liebhaber von Saturn” von Robert Walter, „Mächtiger als 
der Tod” von Herbert oe »Lgrannenmérber” von “re „Das 3 
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Spiel” und „Oſtrem' von Alfred Bruſt, „Prozeß Bunterbart' von Max Brod neben 
Werken der Klaſſiker, von Shaw, Strindberg, Srabbe, Kleiſt, Ibſen, Anruh, Johſt, 
um nur einige zu nennen, geboten wurden. Schon zwei Jahre nach der Schöpfung 
des Meuen Schauſpielhauſes, das in erſter Linie dem künſtleriſchen Sinn eines Arztes, 
Dr. Berdrow, ſeine Entſtehung verdankte, erſtand aus Privatmitteln der architektoniſch 
ſchöne, wie durch Aladins Wunderlampe aus dem Vichts in kurzer Zeit auf den Hufen 
emporgewachſene Bau des Quiſentheaters, der in erſter Linie der Operette gewidmet, 
auch während des Krieges feine Pforten öffnen konnte. Als ſeine Auflöſung in ein 
gewerbliches Unternehmen im Jahre 1923 drohte, erwarb es ein Mann von großem 
Anternehmungsgeiſt, Dumont du Voitel, der ſchon im Stadttheater als Mäzen 
feine Befähigung zur Aberwindung von Hinderniſſen in der Entwicklung bewieſen 
hatte. Er hat ein Jahr hindurch in Ehren das unter neuem Namen „Romifche Oper” 
erſtandene Theater durch allerlei Fährniſſe hindurchgeführt. Inmitten dieſes ſtarken 
Wettbewerbs um die Sunſt des kritiſchen Publikums Königsbergs hatte das Stadt- 
theater, einer Aktiengeſellſchaft gehörig, ſeit 1910 einen ſchweren Stand. Im Jahre 
tore wurde das Bühnenhaus modernen Anforderungen entſprechend unter Leitung 
des Stabtbaurats Slage neu eingerichtet und dabei ſollte zugleich das Nußere, 
das nach dem humorvollen Wort eines älteren Rönigsbergers halb Mennonitenkirche, 
halb Reiferbahn, halb Korrektionshaus zu fein ſchien, würdiger und äſthetiſch befrie— 
digender geſtaltet werden. Leider wurde der weitere Ausbau der Faſſade nicht vollendet. 
Jur Anterhaltung des Baus hat aber die Stadt ſtändig beigetragen und auch ſonſt 
der Aktiengeſellſchaft Zuſchüſſe gewährt. Das Cheater wurde bei Beginn des Krieges 
geſchloſſen, feine Räume für Lazarettzwecke in Beſitz genommen. Silent musae inter 
arma. Im Jahre 1918 wurde das Theater wieder eröffnet. Zwei Jahre hindurch 
wirkten Oper und Schauſpiel unter der Direktion Hertzer. Im erſten Jahre war 
ihm künſtleriſch und finanziell ein Erfolg beſchieden, aber im zweiten Jahre wirkten die 
immer fteigenden Forderungen von Orcheſter, techniſchem Perſonal und Künſtlern 
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ſowie die durch die Inflation erhöhten Roften fo ungünſtig, daß trotz eines Juſchuſſes 
durch die Stadt das Unternehmen Hertzers zuſammenbrach. Es folgte ein opern- 
loſer Winter 1920, in dem die Königsberger Volksbühne unter der Direktion Seißel 
mit einem in größter Eile zuſammengewürfelten Künſtlerkreis nur das Schauſpiel pflegte. 
So konnte fie trotz einzelner hervorragender Jeiſtungen von Säjten und in einigen 
Aufführungen moderner Stücke doch über kaum einen mittleren Durchſchnitt hinaus- 
wachſen. Epiſoden bildeten dabei gelegentliche Opernaufführungen, die ein Königsberger 
Kaufmann, Megerowitz, mit Wagemut und Kunſtſinn durchſetzte. In zwei weiteren 
Jahren wurde dann durch den kühnen Anternehmungsgeiſt von Megerowitz, dem 
ſich Dumont du Vottel zugeſellte, ohne nennenswerten Zuſchuß von Stadt und 
Staat die Oper wieder in ihr echt eingeſetzt, während die Volksbühne auf zwei Tage 
der Woche ſich beſchränken mußte. Dieſes wechſelsolle Spiel zu enden und einige 
Feſtigkeit in das Theaterleben hineingubvingen, war die Stadt vergeblich bemüht. Sie 
erſtrebte als ideales Ziel eine einheitliche Leitung ſämtlicher Theater Königsbergs, 
ohne dabei die berechtigte Eigenart jedes einzelnen Theaters zerſtören zu wollen. 
Dieſes Streben hat bisher nicht Erfüllung gefunden, aber es muß anerkannt werden, daß 
vielleicht in keiner Stadt Deutſchlands eine fo große Bühne ohne öffentliche Unter- 
ſtützung fo ruhig und ſicher durch alle Klippen der finanziellen Reifen und wirtſchaft— 
lichen Anruhen geführt worden iſt, wie die Königsberger Theater in dieſen Jahren. 
Es darf dabei nicht unerwähnt bleiben, daß dieſer Erfolg der beſonnenen und wirk- 
ſamen Kritik der großen Königsberger Zeitungen zum großen Teil verdankt wurde. 
Aeber Kotzebue, Sottſchall, Sierke, Cenſt Wichert, Stobbe, Emil Krauſe, Deibel, Louis 
Köhler, Dimpke führt ein Pfad des Nuhmes unbeſtechlicher und das Publikum 
führender und leitender Kritik bis zu unſeren Tagen. Es gibt wenige Städte, in 
denen die Zeitungen dem Cheater durch hervorragende Kritiken fo viel Raum und 
Zeit wibmen wie in Königsberg. Bedeutungsvoll iſt, daß dank der feſten und durch- 
eſter mit ſeine 
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Mitgliedern eine ſichere Stellung erhielt. Dies Orcheſter bildet für Königsberg die 
Grundlage des Muſiklebens. Auch hier ſchufen die Jahre vor dem Kriege bisher 
ungeahnte Möglichkeiten des Aufſtiegs. Im Jahre 1907 traten mit Geheimrat Krohne 
und Oberbürgermeiſter Ov. Körte Männer zuſammen, um für den Bau eines Konzert- 
hauſes alle Kräfte einzuſetzen. Im Jahre tore wurde der Bau dieſer Stadthalle 
vollendet und durch Oberbürgermeiſter Or. Körte eingeweiht. Erſt dadurch wurden 
für die großen Konzerte geeignete Räume geſchaffen. Auch die Stadthalle iſt im letzten 
Jahre von der Stadt übernommen und wird von the verwaltet. Der Plan eines hoch— 
ſtehenden und in der Romponiftenwelt angeſehenen Künſtlers, Otto Eunſt Fiebach, 
in der Stadthalle auch ein bodenſtändiges Orcheſter für das Muſikleben Königsbergs 
zu ſchaffen, ſcheiterte beim Verſuche. Am fo rühmlicher müffen die Leiſtungen des 
Stadttheaterorcheſters herSorgehoben werden. Beſonders anerkennenswert iſt, das der 
Königsberger Tiergarten, der Verein der Sinfoniekonzerte und einzelne 
Chorvereinigungen ohne Zufhuß aus öffentlicher Hand zur Erhaltung des 
Orcheſters beitrugen. Auch hier festen ſich künſtleriſcher Sinn und kunſtbegeiſterte Opfer- 
willigkeit Privater allen Schwierigkeiten zum Drotz, den Stadtſäckel entlaſtend, durch. 
Seit 1886 iſt neben der Oper der Verein der Sinfoniekonzerte Königsberg e. V. wohl 
der bedeutendſte Träger der künſtleriſch hochſtehenden Muſik. Am 30. Dezember 1917 ſtarb 
Max Brobe, der ſeit Beginn der Sinfoniekonzerte im Jahre 1886 ihr Dirigent 
war. Im beſonderen war er der klaſſiſchen Muſik und für Brahms ein trefflicher und 
begeiſterter Mittler und Künder. Auch während des Krieges hat Brode, der zugleich 
Dirigent der Singakademte war, in der Boͤrſe durch Aufführung Lon Orcheſterwerken 
mit dem zurückgebliebenen Stamm dem Publikum Erhebung geſpendet. Sein bedeutender 
Nachfolger, Profeſſor Wilhelm Sieben, blieb hier nicht lange. Mit der Berufung 
Gon Dr. Ernſt Kunwald begann für Königsberg eine Ara höchſter Wirkung im 
Reiche der Döne. Auch die Stadt erkannte die Notwendigkeit, unwald befonders 
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verſtändigen Nat für alle muſikaliſchen Fragen. Die jaͤhe Unterbrechung, die der Krieg 
der Muſik brachte, iſt längſt eingeholt. Die Künſtlerkonzerte bringen, auch ohne daß 
der Anſchluß an Rußland die Roften der Veiſen erleichtert, alle großen, werdenden und 
gewordenen Meiſter der Donkunſt hierher. Die großen Oratorienvereine, in erſter 
Linie bie Muſikaliſche Akademie und die Singakademie, die beide auf mehr als ein 
halbes Jahrhundert zurückſehen, pflegen die großen Werke alter Meiſter, ohne die Werke 
der modernen Donkunſt zu Sernadlaffigen. Engere Beziehungen unterhält die Stadt 
mit den GangerSereinen, die oft bet feſtlichen Gelegenheiten während des Krieges und 
Später mit ihrer Kunſt die Hörer begeiſterten und begeiſtern. Kirchenchöre find neu 
erſtanden, Schulen pflegen ſchon ſeit Jahren neben dem Seſang auch Orcheſtermuſik. 
Ju dem Philharmoniſchen- und Muſikverein find neue Gemeinſchaften im Bund der 
neuen Donkunſt und im Kollegium Muſicum der Aniserſität zur Pflege älterer 
Muſil getreten. Eine Prüfungskommiſſion für Seſanglehrer tft in Königsberg vom Staate 
errichtet. Seit rove iſt die Muſikwiſſenſchaft an der Aniserſitaͤt vertreten und es wird neben 
dem muſikwiſſenſchaftlichen Seminar demnächſt das Inſtitut für Kirchenmuſik und 
Kirchengeſang neu organifiert werden. Wie in der Qeit des Rokoko, wie in den Tagen 
Mozarts und Hagdns, öffnen bürgerliche und amtliche Kreiſe ihre Räume und pflegen 
in ihnen Kammermuſik zur Freude der Liebhaber und zur Ehre der Künſtler. 
Quartette für Nammermuſik und Geſang finden fo empfängliche und dankbare Auf- 
nahme. Neben Ov. Müller-Blattau find in Dr. Rattay, in Georg Küſel, 
Hiſtoriker der Muſikgeſchichte der Stadt Königsberg erſtanden. Ein Königsberger 
Stadtserband für Pflege der Muſik wurde im Juli rove unter Leitung des Ober- 
bürgermeiſters Or. Lohmeger ins Leben gerufen. Er hat zum Ziele, den Mittel- 
punkt zur Förderung aller Beſtrebungen auf dem Sebiete der Muſik zu bilden. 
Ihm iſt es gelungen, nach dem Kriege die Grundlagen des erſten Oſtpreußiſchen 
Muſikfeſtes in würdiger Weiſe durch die Mitarbeit ſaͤmtlicher größerer Männer- und 
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gemiſchten Seſangvereine in den Tagen des Stadtjubilaͤums zu ſchaffen und damit den 
guten Klang der älteren früheren Muſilfeſte wieder aufzunehmen und weiterzutragen. 

Das Kleinod der Stadt wurde von unſeren Vorfahren die Albertusuniverſität 
genannt. Die Forſchungsarbeit und wiſſenſchaftliche Tätigkeit entzieht ſich der breiteren 
Gffentlichkeit. Gegenüber den großen hier ſeßhaft gewordenen Gelehrten wie Beſſel 
und Lobed, Jehrs und Vichelot, Voſenkranz und andern iſt ſchon vor dem 
Kriege ein ſtärkerer Wechſel der Gelehrten bet der Aniverſität für die ſtetige Entwicklung 
des wiſſenſchaftlichen Lebens Rönigsbergs nicht vorteilhaft geweſen. Karl Ernſt 
von Baer meinte, daß die Verbindung Königsbergs durch Eiſenbahnen die Neigung 
der Gelehrten, den Lehrſtuhl der Albertusuniverſität ſchnell mit ſolchen an den 
Aniverſitäten im Welten zu Lertauſchen, mindern würde. Nannte doch Felix Dahn 
in glücklicheren Tagen feinen Jebensabſchnitt in Königsberg feine Feſtungszeit. Durch 
die Abtrennung Oſtpreußens, durch die Teuerung der Neffen, durch die Erſchwerung 
der Benutzung fremder Bibliotheken für Studienzwecke iſt die Sehnſucht der Pro- 
feſſoren, ihren Kollegen im Weſten nahe zu kommen, gewachſen. Der Staat hat 
auch auf dieſem Kulturgebiet dem Drängen der Stadt ſich nicht verſchloſſen, die 
Gefahr der kulturellen Bedeutung gewürdigt und ſteigendes Verſtändnis für die Not- 
wendigkeit, Königsberg als Stützpunkt geiſtiger Arbeit zu erhalten und zu feſtigen, 
bewieſen. Es fei nur an die Eröffnung der zahnärztlichen Klinik, der Poliklinik für 
Haut- und Geſchlechtskrankheiten, an den Ausbau des Pflanzenphgſiologiſchen Inſti⸗ 
tuts gedacht. Seitens der ſtädtiſchen Körperſchaften wurde den Bebürfniſſen der Ani— 
verſität durch Hergabe von Gelände Vechnung getragen. So ſchenkte die Stadt Königs- 
berg anläßlich der Kantfeier der Albertusuniserfität ein 15000 qm großes Selände 
zum weiteren Ausbau von Kliniken. 

Das auch während des Krieges errichtete Inſtitut für Oſtdeutſche Wirtſchaft wird 
von der Stadt unterſtützt, und iſt es ſeit kurzem an die Rechts- und Staatswiſſenſchaft⸗ 
AR Fakultät She und Re. unter bev ie ee von male 
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Dr. Mann Forſchungen über die wirtſchaftlichen Verhältniſſe und das Kulturleben 
der Nandſtaaten an. Machbarlich mit ihm verbunden iſt das Inſtitut für Nufland- 
kunde, für das die neugeſchaffenen Lehrſtühle für ſlawoiſche Sprache und Landeskunde ſowie 
für ruſſiſche Volkskunde von Bedeutung find. Mit Recht ſagt unſer Landsmann Erich 
von Orggalski, der berühmte Geograph an der Münchener Aniserſität, eine groß- 
zügige Ausgeſtaltung der Aniserſitätsinſtitute und Seminare Königsbergs, wie fie 
heute fo viele im Hochſchulleben wünſchen, würde die Beſucherzahl heben und die 
Dozenten feſſeln. Sie würde den Zuzug vieler Stubierenden, wie ihn die Hochſchulen 
des Reiches von ſich aus zu fordern beſtrebt find, nachhaltig beeinfluffen. Im engſten Zu- 
ſammenhange mit der Aniverſität waren im Jahre 1907 von der Stadt Handels hoch— 
ſchulkurſe begründet, fo daß eine gewiſſe Hoffnung beſtand, fie ganz, wie in Frankfurt a. M. 
und Köln, in die Aniverſität aufgehen zu laffen. Sie wurden während des Krieges 
im Sommer 1915 in eine Handelshochſchule umgewandelt. Die Zahl der Studierenden 
und Hörer betrug bei der Begründung 180, im Sommerſemeſter 1923 hatte fie 242 
Studierende, 131 Gaſthörer und zoe Hörer. Drotz dieſer günſtigen Zahl der Be— 
ſucher war bereits wiederholt die Weiterführung der Handelshochſchule infolge der 
finanziellen Reife in Frage geſtellt. Auch hier hat die Stadt die hohe Bedeutung der 
Hochſchule für die Pflege der Kultur nach dem Kriegsserluſt allen Schwierigkeiten 
vorangeſtellt und ohne Hilfe des Staates, nur mit beſcheidener Anterſtützung der Kauf- 
mannſchaft, aus eigener Kraft es durchgeſetzt, die für den Handel und die Vollswirtſchaft 
des Oſtens bedeutungsvolle Hochſchule zu erhalten und zu ſichern. 

Die Stadt hat nicht verſäumt, durch Erleichterungen und gelegentliche Unter- 
ſtützungen die großen, auf hiſtoriſchen Aeberlieferungen ruhenden Seſellſchaften: die 
Phgſikaliſch-Gkonomiſche Seſellſchaft, die Königlich Deutſche Geſellſchaft, den Verein 
für die Geſchichte von Oſt- und Weſtpreußen, die Altertumsgeſellſchaft Pruſſia, die 
Ortsgruppe der Kantgeſellſchaft, die pädagogiſche Intereſſengemeinſchaft Königsberger 
Lehrer, den Soet 
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Vereinigungen, zu erhalten. Sie haben ihr Arbeitsfeld zum Teil den neuen Ver- 
hältniſſen angepaßt und ſich ſogar erweitert. Für die Seſchichtsforſchung erſtand im 
Mai 1923 in Königsberg die Hiſtoriſche Kommiſſion für oſt- und weſtpreußiſche 
Landesforſchung. Ihr erſtes von der Stadt durch Juſchuß gefördertes Heft „Alt- 
preußiſche Forſchungen' bewies bereits die Fruchtbarkeit der Gründung. 

Auch die wiſſenſchaftlichen Sammlungen litten unter der Not der Zeit. Die Stadt- 
bibliothek und die Volksbibliotheken haben die Reife nicht leicht überwunden. Es wurden 
erſt Später und lange, nachdem der Staat bereits zu dieſem Mittel gegriffen hatte, von 
den Benutzern Gebühren erhoben, was keine hemmende Wirkung ausübte. Die Be- 
nutzung der Bibliotheken erfreute ſich ſteigender Zunahme, ſie ſind vor der oft drohenden 
Schließung und vor dem Abbau bewahrt geblieben. 

Eine weitere Verheißung für die wiſſenſchaftliche Forſchung bedeutet die im Januar 
gegründete „Königsberger Gelehrte Seſellſchaft'. Sie ſoll eine freie Vereinigung von 
Gelehrten bilden, die ohne einen beſtimmten Dehrzweig von dem Wunſche und dem 
Beſtreben erfüllt iſt, in gemeinſamer Arbeit und dauerndem Sedankenaustauſch zur 
Förderung und Erweiterung der allgemeinen Wiſſenſchaft und der Forſchung beitragen. 
Sie ſoll eine Akademie des Oſtens werden und ſich ihren älteren Vorbildern würdig 
an die Seite ftellen. Einen verheißungsvollen Ausblick in die Vergangenheit und Zukunft 
deutſcher Geiſtesarbeit im Often bot die Gebaͤchtnisfeier für Immanuel Kant. Schon 
im Jahre 19er hatte auf Anregung des Oberbürgermeiſters Or. Lohmeger Me Stadt 
alle erreichbaren Gegenftände aus Kants Beſitz und was ſonſt an wertvollen Bildern 
und Andenken an Kant zerſtreut in Sammlungen der Stadt war, für die Aufſtellung 
in einem Kantzimmer zuſammengeſtellt. Im April 1922 wurde das Kantzimmer in der 
alten Albertus-Aniverſität der Offentlichkeit übergeben. Auch die Frage über die 
Herſtellung eines würdigen Grabmals für Kant wurde nach langem mit deutſcher 
Gründlichkeit geführten Streite durch den preisgekrönten Entwurf des Königsberger 
Profeſſors der Kunſtakademie 
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Stadträte Bökenkamp und Raabe die hieſigen dem Stinneskonzern angehörigen 
Firmen den größten Teil der Koſten geſichert hatten. So geſtaltete ſich in ernſter 
Arbeit und in treuer Gemeinschaft, durch Stadt und Uniserfität vorbereitet, die Er- 
innerungsfeier für Immanuel Kant als eine ſtolze, erhebende Dat des deutſchen Oſtens 
würdig und weihesoll. Sie erfüllte die Aufgabe, innerhalb und außerhalb des Deutſchen 
Reiches zu beweiſen, daß in den 200 Jahren, die ſeit der Geburt des großen Welt- 
weiſen verfloſſen find, die geiſtigen Kreiſe der Stadt das Erbe ihres Heros zu erwerben 
raſtlos beſtrebt find. In dieſem Streben durch die unglücklichen nationalen Ereigniſſe 
der letzten Jahre nur beftärkt, ijt die Stadt willens, die deutſche Kultur als Grundlage 
der Erneuerung unſerer ſittlichen Kräfte, der feſten Verbindung mit dem Mutterlande 
lebensvoll zu erhalten. 
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Alrbeitsfürſorge. 
3 Stadtrat Dr. Raabe. 
ie Arbeitsfürſorge, deren Durchführung feit Kriegsende im weſentlichen in der 
Hand der Gemeinden liegt, befaßt ſich mit der Unterbringung von Arbeitskräften in 
der Wirtſchaft und mit der Anterſtützung von arbeits willigen und arbeitsfaͤhigen Kräften, 
die unserſchuldet Arbeit zeitweiſe nicht erhalten können. Ihr dienen die Berufs- 
beratung und Lehrftellensermittlung für die neu in das Exwerbsleben eintretenden 
Arbeitskräfte, der Arbeitsnachweis für ſolche Arbeitnehmer, die ihre bisherigen Arbeits- 
ſtellen verlaſſen und neuen Erwerb ſuchen, ferner die Exwerbsloſenfürſorge, die für die 
Zeit der Erwerbsloſigkeit Barunterſtützung gewährt oder aus deren Mitteln wert- 
ſchaffende Arbeit gefördert wird. 

Die Arbeitsfürſorge iſt nach dem Kriege für die Wirtſchaft von beſonderer Wich- 
tigkeit geworden, weil die Kontinuität der Wirtſchaftsführung unter den ſtändigen 
Schwankungen der Wirtſchaftslage leidet und infolgedeſſen immer wieder größere Mengen 
Gon Arbeitsloſen auf dem Markt erſcheinen, und weil die ſozialen und wirtſchaftlichen 
Amſchichtungen Aenderungen in der Warennachfrage und damit auch in der Art des 
Arbeitsbedarfs mit ſich gebracht haben. Vor allem verlangt aber die Herabminderung 
des Kapitals auch eine größere Sparſamkeit bei der Verwendung von Arbeitskräften 
in jedem Betriebe. Die dadurch freiwerdenden Arbeitskräfte einer neuen, möglichft 
dauernden und probuktisen Beſchäftigung zuzuführen, iſt die wichtigſte pofitise Auf- 
gabe der Arbeitsfürſorge. Bei der grundlegenden Bedeutung einer geregelten Arbeits- 
fürſorge für die wirtſchaftliche aber auch für die politiſche Entwickelung iſt ihre Durch- 
führung nach der Revolution in die Hand von Behörden gelegt, waͤhrend ſie vorher 
im weſentlichen durch einzelne wirtſchaftliche Vereinigungen oder durch gewerbsmäßige 
Stellensermittlung erfolgte. Erwerbsloſenfürſorge und Berufsberatung fehlten bis 
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durch das Seſetz Lom 22. 7. 1922 erfahren, das die Errichtung öffentlicher Arbeits“ 
nachweiſe vorſieht. Eine endgültige Regelung der Erwerbsloſenfürſorge, die in der 
Form der Verſicherung beabſichtigt tft, ſteht dagegen noch aus. 

Für Königsberg ist die Löſung der aus der Arbeitsfürſorge fic) ergebenden Auf- 
gaben nach dem Kriege ganz beſonders ſchwierig geworden. Königsberg tft die Haupt- 
ſtabt einer Agrarprovinz. Bekanntlich vermag die Land wirtſchaft zwar einen Bee 
völkerungsüberſchuß hervorzubringen, fie kann ihn aber kraft der Entwickelungs- 
bedingungen, die ihr gegeben find, nicht erhalten. Bei der im ganzen eich herrſchen— 
den ſtändigen Gefahr der Arbeitsloſigkeit sft bie Wirtſchaft des Reiches aber auch 
nicht mehr wie vor dem Kriege in der Lage, den Geburtenüberſchuß Oſtpreußens, der 
in den Jahren 1870-1910 annähernd 1 Million Menſchen betrug, im gleichen Maße 
wie vor dem Kriege aufzunehmen. Andererſeits haben ſich die Entwicklungsbebingungen 
der oſtpreußiſchen Induſtrie durch die Lerſchiebenſten Momente gegenüber Vor- 
kriegszeiten erheblich verſchlechtert. Insbeſondere ſpielen hier die Schwierigkeiten der 
Nohftofserforgung und die Schlechterſtellung in der Eiſenbahnverkehrspolitik eine 
nicht zu unterſchätzende Rolle. Die ſſolierte Lage Königsbergs erſchwert einen Aus- 
gleich, wie er zwiſchen den im Veiche nahe beieinander gelegenen größeren Städten 
möglich iſt. Innerhalb der Provinz gibt es, abgeſehen Gon Elbing, keine Stadt mit 
nennenswerter Induſtrie, die in der Lage wäre, einen Teil der Königsberger In- 
duſtrlearbeiter aufzuſaugen, und auch der Hebergang von einem Beruf in den anderen 
fft hurd) die Beſchränkung auf die eine Stadt weſentlich erſchwert. So tft es erklärlich, 
daß der Arbeitsmarkt in Königsberg ſeit dem Kriege fat ſtändig recht ſchlecht war. 

Da Me Stadtgemeinde dieſe Schwierigkeiten vorausſah, ging fie bereits in den 
letzen Kriegsſahren an den Ausbau ihres im Jahre 1900 errichteten ſtädtiſchen Ar- 
beitsamtes, das bis zum Jahre 1914 als eine kleine öffentliche Vermittlungsſtelle neben 
einer großen Anzahl'fachlicher Arbeitsnachwelſe der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbände nur in 
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machung ftellte ungeheure Anforderungen an das Arbeitsamt. Am dieſen gerecht 
werden zu konnen, wurde im Jahre 1919 ein Jentralarbeitsnachweis errichtet, deſſen 
Dräger der oſtpreußiſche Arbeitsnachweisverband wurde und der die vorhandenen Ar— 
beitsnachwelſe einſchließlich des ſtaͤbtiſchen in fih aufnahm. Da durch die Einführung 
der Arbeitsloſenunterſtützung und die Abernahme der Arbeitsloſenkontrolle die Stadt 
als Trägerin der Erwerbsloſenfürſorge in erſter Linie ein Intereſſe an einer geregelten 
und erfolgreichen Vermittlungstätigkeit hatte, um die Zahl der Arbeitsloſen auf das 
denkbar geringſte Maß herabzubrücken, übernahm am 1. April 1919 die Stadt den 
Jentralarbeitsnachwels und bereinigte ſämtliche Abteilungen in einem Gebäude. 

Im Laufe der folgenden Jahre iſt der ſtäͤbtiſche Arbeitsnachweis durch weitere 
Gliederung in Fachabteilungen ſowie durch Schaffung von Abteilungen für Erwerbs- 
beſchränkte und Einrichtung einer Abteilung für Berufsberatung und Lehrftellen- 
vermittlung mehr und mehr ausgebaut worden. Seit dem Inkrafttreten des Arbeits- 
nachweisgeſetzes dom 22. 7. 1922 führt er den Namen „Offentlicher Arbeitsnachweis'. 
Er umfaßt den Stadtkreis Königsberg. Die Bildung eines gemeinſamen Arbeits- 
nachweiſes mit den Lanbkreiſen Königsberg und Fiſchhauſen iſt im Gange. Die Auf- 
ſtellung der Grundfige für die Geſchäftsführung ſowie die Senehmigung des Haus- 
halts und die Durchführung der durch Geſetz und Verordnung dem öffentlichen Ar- 
beitsnachweis übertragenen Aufgaben bilden die Aufgabe des Verwaltungsausſchuſſes, 
der aus dem Vorſitzenden und je 6 Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiſitzern beſteht. 
Als Vorſitzender wirkt ein Mitglied des Magiſtrats. Neben dem Verwaltungs- 
ausſchuß beſtehen 13 Fachausſchüſſe und zwar: Die Fachausſchüſſe für das Baugewerbe, 
für das Holzgewerbe, für das Nahrungs- und Senußmittelgewerbe, für das Veini⸗ 
gungs- und Bekleidungsgewerbe, für das Papier- und Versvielfaͤltigungsgewerbe, für 
das Metallgewerbe, für das Sattler- und Dapeziergewerbe, für das Gaſtwirtsgewerbe, 
für das Muſikergewerbe, für Hausangeftellte, für die Qandwirtſchaft, für Ungelernte, 
Dransport- und Fabrikarbeiter und für kaufmaͤnniſche, techniſche und Viivoangeftellte. 
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Die Fahausfhüffe beſtehen ebenfalls aus der gleichen Anzahl von Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerbeiſitzern. Den Vorſitz führt der Vorſitzende des offentlichen Arbeits- 
nachweiſes. In den Fachausſchüſſen werden Angelegenheiten erledigt, die ausſchließlich 
das jeweilige Fach betreffen. Für die Seſchäftsführung des öffentlichen Arbeitsnach⸗ 
weiſes iſt ein Geſchaftsführer beſtellt. 

Entſprechend dem engen Zuſammenhang der einzelnen Zweige der Arbeitsfürſorge, 
nämlich des Arbeitsnachweiſes, der Erwerbsloſenfürſorge, der Berufsberatung und der 
Lehrftellensermittlung find dieſe Dienſtſtellen einheitlich zuſammengefaßt zu dem 
ſtäbtiſchen Arbeitsamt. Das Beſtreben geht dahin, die organtſatoriſche Verſchmelzung 
im Hinblick auf einheitliche Abwicklung der Geſchäfte und größte Sparſamkeit auch 
räumlich möglichſt eng zu geftalten. Bereits ſeit längerer Zeit befteht für die einzelnen 
Dienſtſtellen eine gemeinſame Verwaltungsabteilung und eine Abteilung für Statiſtik 
und Sozialpolitik. Dieſe Abteilung hat nicht nur die ſtatiſtiſchen Unterlagen über die 
Arbeitsmarktlage zu beſchaffen und auszuwerten, ſondern vor allem im Yufammen- 
hang mit der allgemeinen ſtädtiſchen Wirtſchaftspolitik das Augenmerk auf Schaffung 
neuer Beſchaͤftigungsmöglichkeiten zu richten. Ihr obliegt die Pflege der Yufammen- 
arbeit mit den Berufsverbänden, der Arbeitgeberſchaft und den ſtaatlichen fogtal- 
politiſchen Behörden. Durch Veröffentlichungen in der Preſſe regt fie das Intereſſe 
der Bevölkerung für den Arbeitsnachweis an und gibt Aufſchluß über ſozialpolitiſche 
Fragen. Sie führt die Aufſicht über die gewerbsmäßige Stellensermittlung und be⸗ 
arbeitet die Senehmigungen zur Beſchaftigung Gon Ausländern. Durch das mit der 
Neuregelung der Arbeits zeitbeſtimmungen und des Schlichtungsweſens verbundene 
Anwachſen der Arbeitsſtreitigkeiten iſt in den letzten Monaten die Aufgabe, dieſe 
Arbeitsſtreitigkeiten ſtatiſtiſch zu erfaſſen, erheblich angewachſen, zumal die praktiſche 
Durchführung dieſer gejeglihen Beſtimmungen erfahrungsgemäß mit den größten 
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Der Arbeitsnahweis ſelbſt ijt in verſchledene Unterabteilungen gegliedert und 
zwar: 
1. Abteilungen für männliche Perſonen: 
a) Abteilung für das Bau- und Holzgewerbe und die Induſtrie der Steine und 
8 „Erden, das Metallgewerbe für Maſchiniſten und Heizer, Sattler 
und Dapezierer, 
e „das Nahrungsmittel- und Senußmittel- Bekleidungs- und Rei- 
nigungsgewerbe und das Vervielfaͤltigungsgewerbe, 
d) Sup „ Me Landwirtſchaft, Särtner und Gartenarbeiter und für Jugend- 
iche, 
/ „ das Saſtwirts- und Muſikergewerbe, 
5 „ Kriegsbeſchädigte und Erwerbsbeſchränkte, 
gbd „ Angelernte, Dransportarbeiter und Fabrikarbeiter. 


Abteilungen für weibliche Perſonen: 
a) Abteilung für Haus- und Küchenperſonal, 


1 „ Dageshausperſonal, 
2 „ Landwirtſchaft und Gartenarbeiterinnen, ſowie Blumenbinde- 


to 


rinnen, 
. „ das Saſtwirtsgewerbe, 
N „ gewerbliche gelernte und ungelernte Arbeiterinnen, 
2. 27 „ Erwerbsbefhräntte, 
En, „ Hausnähterinnen und Yeimarbeiterinnen in Verbindung mit 


einer Mähſtube und einer Naͤhverteilungsſtelle. 


3. Je eine Abteilung für männliches und weibliches kaufmänntſches, tech— 
niſches und Büroperſonal. 


Ye 
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Aber die Vermittlungstätigkeit des Arbeitsnachweiſes gibt folgende Statiſtik 
Auskunft: 


Arbeitſuchende offene Stellen beſetzte Stellen 


1914 12800 10 600 9100 
1919 58500 49 000 40 400 
1920 57 639 29 985 24191 
1981 53299 32 234 25 060 
1922 47 597 37 298 £7 420 
1923 57 747 28 344 21 762 


Die Aushilfsftellen find bet defen Zahlen nicht berücksichtigt. Welche Bedeutung 
die Aushilfsarbeit für die Wirtſchaft Königsbergs hat, erhellt daraus, daß im Jahre 
1923 nicht weniger als 17388 Aushilfen vermittelt find. Sie fallen in der Hauptſache 
in die Abteilungen Muſikgewerbe, Gaſtwirtſchaft, Dageshausperſonal und ungelernte 
Arbeiter. 

Die Arbeitsvermittlung erfolgt für Arbeitnehmer wie für Arbeitgeber unentgelt- 
lich und zwar unparteiſſch und ohne Nückſicht auf die Zugehörigkeit zu einer politiſchen 
oder wirtſchaftlichen Vereinigung. Selbſtserſtändlich ſind die Arbeitsvermittler, die in 
der Vegel in den einzelnen Fachabteilungen aus dem entſprechenden Fach ſtammen, 
beſtrebt, dahin zu wirken, daß freie Stellen durch moͤglichſt geeignete Arbeitskräfte be- 
ſetzt werden, wobei einerſeits die beſonderen Verhältniſſe der freien Arbeitsplätze, an- 
dererſeits die berufliche und körperliche Eignung, ſowie die perſönlichen und Familien- 
verhältniſſe und die Dauer der Arbeitslosigkeit des Bewerbers berückſichtigt werden. 
Die Vermittlungstätigkeit wird in folgender Weiſe ausgeführt: Für jeden Arbeit- 
geber, der einen Auftrag wegen Quivetfung von Arbeitskräften erteilt, ſowie für jeden 
Arbeitſuchenden wird eine beſondere Karte angelegt. Dieſe Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerkarten werden ſolange in der ſogenannten „laufenden“ Kartei geführt, bis ſie 
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eine entſprechende Erledigung gefunden haben, d. h. alſo, bis der Arbeitgeber Arbeits- 
kraͤfte und der Arbeitnehmer Arbeit zugewieſen erhalten haben. Nach Erledigung 
kommen die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerkarten in die ſogenannte „ruhende“ Kartei. 
Der Arbeitsnachweis vermittelt Arbeitnehmer, ſoweit ein Darifsertrag beſteht, zu den 
tariflichen Bedingungen. Bei Arbeitskämpfen verhalt er ſich neutral. Die Arbeit- 
geber ſind verpflichtet, bei Ausbruch und Beendigung eines Ausſtandes oder einer 
Ausſperrung dem Arbeitsnachweis ſchriftlich Anzeige zu machen. Eine Arbeits- 
vermittlung erfolgt in dieſen Fällen nur, wenn der Arbeitſuchende vom Ausſtand oder 
Ausſperrung Kenntnis erhalten hat und die Vermittlung trotzdem verlangt. 

Beſondere Bedeutung hat die zwiſchenörtliche Arbeitssermittlung unter Mit- 
wirkung der zuſtändigen Dandesarbeitsämter. In der Provinz gab vor allem der 
Ausbau des Oſtpreußenwerks und Deicharbeit im Memeldelta einer großen Anzahl 
Erwerbsloſer länger dauernde Beſchäftigung. In den Erntemonaten 化 die Ver- 
mittlung ſtäbtiſcher Erwerbsloſer zu Erntearbeitern von recht erheblicher Bedeutung, 
zumal bie Regierung gegen die Verwendung ausländischer Salſonarbeiter recht ſtrenge 
Maßnahmen getroffen hat. Im Herbſt gibt die Tätigkeit bei der Kartoffelernte einer 
größeren Anzahl von Erwerbsloſen, aber auch ſonſt nicht erwerbstätigen Frauen et 
wünſchte Gelegenheit, ſich mit Kartoffeln zu verſorgen. Im laufenden Jahre iſt mit 
gutem Erfolg eine recht erhebliche Zahl ſchulentlaſſener Jugendlicher in ſogenannte 
Hüteſtellen zu Bauern auf das Land vermittelt. 

Eng an die Aufgabe, neue Arbeitsgelegenheiten zu ſchaffen, ſchließt fic) die pro- 
duktide Erwerbsloſenfürſorge. Bereits im September 1920 wurde zu Ihrer Durch- 
führung eine Jentralſtelle beim öffentlichen Arbeitsnachweis geſchaffen, deren weſent⸗ 
lichſte Aufgabe die Juweiſung und Kontrolle der bei den Notſtandsarbeiten zu be- 
Ichäftigenden Arbeitnehmer war, und die weiterhin die große Zahl von Prisatunter- 
nehmungen, Siedlungsgeſellſchaften und Behörden, die Notſtandsarbeiten mit Que 
ſchüſſen aus Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge ausführten, über die ſtändig 
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wechſelnden Beſtimmungen zu unterrichten hatten. Seit Beendigung des Krieges 
find bisher etwa 200 Maßnahmen für Votſtandsarbeiten ausgeführt worden. Sie 
beſtehen im weſentlichen aus Entfeſtigungsarbeiten, Straßenbau, Kanaliſationsarbeiten, 
Sebäudereparaturen, Hafenarbeiten, Anlage von Schrebergaͤrten uſw. 

Die produktide Erwerbsloſenfürſorge hat neuerdings durch Beſtimmungen der 
Ermächtigungsgeſetze tiefgreifende Amgeſtaltung erfahren. Abgeſehen von der Pflicht- 
arbeit, die durch die Verhinderung des völligen Brachliegens wertvoller Arbeitskräfte 
der unterſtützenden Erwerbsloſenfürſorge grundſaͤtzlich produktiven Charakter gegeben 
hat, kann die Erwerbslosigkeit mit den Mitteln der produttisen Erwerbsloſenfürſorge 
mittelbar auf zweifache Weiſe bekämpft werden. Junächſt beſteht die Möglichkeit, an 
Erwerbsunternehmungen, die ſtilliegen, Darlehen und an gemeinnützige der Waren- 
erzeugung dienende Unternehmungen zwecks Aufnahme des Betriebes Juſchüſſe zu 
gewähren. Die Bewilligung, die durch die Gemeinde erfolgt, iſt an recht ſcharfe Be- 
dingungen geknüpft. Wichtiger iſt daher die zweite Möglichkeit, die Inangeiffnahme 
öffentlicher Notſtandsarbeiten, die ſich in große und kleine Notſtandsarbeiten gliebern. 
Sie müſſen Lolkswirtſchaftlich wertvoll fein. Die kleinen Votſtandsarbeiten, deren 
Förderung von der Gemeinde mit Juſtimmung des Verwaltungsausſchuſſes zuerkannt 
wird, und deren Träger in der Regel Koͤrperſchaften des öffentlichen Rechts find, 
San ausſchließlich in Hohe der Unterftügungsbeträge zuzüglich gewiſſer Juſchläge 
und Prämien, die die Notſtandsarbeiter erhalten, gefördert. Die großen Votſtands⸗ 
arbeiten erhalten weitergehende Förderung, die auch der Beſchaffung des Materials 
dient; fie kommen aber nur für die ganz beſonders ſchweren Keiſen des Arbeitsmarktes 
in Betracht. In Königsberg find einige kleine Notſtandsarbeiten mit gewiſſem Erfolg 
durchgeführt worden. 

Aus Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge konnten mit gutem Erfolg 
auch Amſchulungskurſe eingerichtet werden, insbeſondere Amſchulung von Bauhilfs- 
arbeitern zu 1 von e Re und 3 Se 
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ſtellten in Handels- und Buchführungsfächern, Maſchinenſchreiben, Stenographie. 
Sehr gut bewährt haben ſich vor allem die Ausbildungslehrgange für Hausnähterinnen, 
Ausbeſſerinnen, Wäſchenähterinnen und Plätterinnen, die durch Amſchulung oder 
Vervollkommnung der oft mangelhaften Ausbildung der erwerbsloſen weiblichen Per- 
ſonen neue Erwerbsmöglichkeiten ſchufen. Mit dieſen Kurſen ſteht in Verbindung 
eine im Jahre 1920 eingerichtete Mähſtube mit Naͤhverteilungsſtelle, in der behördliche 
und pridate Aufträge und Reparaturen, entweder durch die Nahſtube oder durch ar- 
beitſuchende Heimarbeiterinnen erledigt werden. Jeitweiſe find bis zu 80 Heimarbeite- 
rinnen auf dieſe Weiſe laufend mit Arbeit verſorgt worben. 

Jiel des Arbeitsnachweiſes iſt es demnach, wenn irgend möglich, jedem Arbeit- 
ſuchenden eine geeignete Arbeitsſtelle nachzuweiſen und bei Aberfüllung des eigenen 
Berufes ihm durch Amſchulung eine neue dauernde Arbeitsftelle zu verſchaffen. Erſt 
wenn dieſe Bemühungen ohne Erfolg bleiben, teitt die Exwerbsloſenfürſorge in ihr 
echt. Ihr Ziel ft, den unserſchuldet durch die Folgen des Krieges erwerbslos ge- 
worbenen arbeitsfähigen und arbeitswilligen Perſonen im Falle ihrer Bebürftigkeit 
zur Abwendung der Votlage eine angemeſſene Anterſtützung zu gewähren. Aus- 
geſchloſſen von der Erwerbsloſenfürſorge find neuerdings grundſatzlich die freien Berufe 
und Perſonen unter 18 Jahren. Jeder, der die Erwerbsloſenfürſorge in Anſpruch 
nehmen will, muß ſich zunächſt auf dem ſtäbtiſchen Arbeitsnachweis melden und als 
Arbeitſuchender eintragen laſſen. Kann ihm eine geeignete Arbeit nicht nachgewieſen 
werden, fo ſtellt er bei der Geſchäftsſtelle für Erwerbsloſenfürſorge unter Vorlegung 
der ihm vom Arbeitsnachweis ausgefertigten Kontrollkarte einen Anterſtützungsantrag, 
über den der Vorſitzende des Verwaltungsausſchuſſes entſcheidet. Gegen deſſen Be- 
ſcheid ſteht dem Erwerbsloſen die Beſchwerde an den Verwaltungsausſchuß des öffent- 
lichen Arbeitsnachweiſes zu, der endgültig entſcheidet. 

Die Interftügung wird erſt nach Ablauf einer Wartezeit gewährt und nachtraͤglich 


RER IE Stans 


der abgelaufenen Wartezeit regelmäßig ben Arbeitsnachweis aufgeſucht und feine Kon⸗ 
trollkarte perſönlich zur Abſtempelung vorgelegt hat, ferner die Ableiſtung der Pflicht- 
arbeit. Der unterſtützte Erwerbsloſe iſt verpflichtet, jede ihm angebotene Arbeit, die 
ihm nach feinem koͤrperlichen Juſtand zugemutet werden kann, anzunehmen, anderen 
falls ihm die Anterſtützung entzogen wird. Bet Jweifelsfällen entſcheidet der dem 
Arbeitsnachweis zur Verfügung ſtehende Vertrauensarzt. 

Die Unterftügungsjäge beſtehen aus Beiträgen für den Erwerbsloſen ſelbſt, die 
nach Alter und Seſchlecht geftaffelt find und aus den Familienzuſchlägen für Ehefrau, 
Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige. Srundſaͤtzlich darf die Anter⸗ 
ſtützung nicht über 26 Wochen gezahlt werden. 

Neben den gänzlich erwerbsloſen Perſonen konnten bisher auch ſolche Arbeit- 
nehmer Anterſtützung erhalten, die wegen Einfhränkung des Betriebes verkürzte 
Arbeit und dadurch Lohnausfalle hatten. Sie erhielten je nach der Dauer der Ar- 
beitszeit den teilweiſen ober ganzen Lohnausfall von der Fürſorge für „Kurzarbeiter⸗ 
unterſtützung'. Dieſe Form der Anterſtützung wurde hauptſächlich im Sommer 1993 
ſehr ſtark in Anſpruch genommen, als die Mehrzahl der Betriebe infolge der Ent- 
wertung der Mark nicht mehr in vollem Amfange zu arbeiten in der Lage war, {ft 
aber für Preußen ſeit dem 1. April 1924 außer Wirkſamkeit getreten. 

Nach der Verordnung über die Erwerbsloſenfürſorge in der Neufaſſung vom 
16. Februar 1924 iſt die Jahlung der Anterſtützung von einer Arbeitsleiſtung ab- 
haͤngig zu machen. Die Erwerbsloſen werden daher auf Beſchluß des Verwaltungs- 
ausſchuſſes auch in Königsberg mit gemeinnützigen Arbeiten beſchäftigt. Die Arbeits- 
zeit betrug zwiſchen 2 und 3 Stunden täglich. Que Zeit werden die unterftügten Er- 
werbsloſen derart beſchäftigt, daß fie einen über den anderen Dag 5 Stunden gemein 
nützige Arbeit zu leiſten haben. Als gemeinnützige Arbeiten werden alle diejenigen 
Arbeiten angeſehen, für die wegen der ſchlechten finanziellen Lage Etatsmittel nicht 
bereitſtehen und die dem allgemeinen Nutzen dienen. N gehören e 
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Erdarbeiten für die Park- und GartenSerwaltung, Anlage von Sportplätzen, Straßen- 
ſäuberungsarbeiten, Schneeſchippen, Planierungsarbeiten, Jiegelſteinputzen, Straßen- 
ſteinklopfen. Bis zum Oktober 1903 erfolgte die Aufbringung der Mittel der Er- 
werbsloſenfürſorge durch Juſchüſſe von Veich, Staat und Gemeinden anteilmäßig. 
Seit der Neuregelung ſind die Mittel der Erwerbsloſenfürſorge durch Beiträge von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, ſowie durch Juſchüſſe der Semeinden aufzubringen. 
Die Beiträge betragen in Königsberg 3 v. H. des Srunblohnes der Serjiherungs- 
pflichtigen Arbeitnehmer. Ein Neuntel von dem Aufkommen dieſer Beiträge hat die 
Gemeinde als Juſchuß zu leiſten. Sofern die hiernach aufgebrachten Mittel die An- 
ſprüche nicht ganz befriedigen, werden Beihilfen von Reich und Land je zur Hälfte 
geleiſtet. In Königsberg find im Monat November / öder geſamten Unkoften durch 
den Semeindezuſchuß und die Krankenkaſſenbeitraͤge gedeckt, /, durch Juſchüſſe von 
eich und Land. In der Folgezeit tft das Verhältnis günſtiger geworden, fo daß für den 
Monat Marz Juſchüſſe dom Reich und Land nicht mehr in Anſpruch genommen wurben. 
Aber die Zahl der jeweilig unterſtützten Erwerbsloſen gibt folgende Tabelle Auskunft: 


Hauptunterſtützungsempfänger 


Monatsende 


Januar 1920 


Juli 5 
Januar 1921 
Gi, 
Januar 1922 
Juli 7 
Sanuar 1923 
Juli 77 


Januar 1924 
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Regelmapig bringt der Winter in Königsberg eine ſehr ſtarke Steigerung in der 
Zahl der Anterſtützungsbedürftigen und zwar auch im Verhältnis zu anderen Orten des 
Reiches. Dies liegt zum weſentlichen Teil daran, daß der Anteil derjenigen Berufe, 
die im Winter regelmäßig eine größere Arbeitsloſigkeit aufzuwelſen haben, alſo der 
Bau-, Erd-, Hafen- und Dransportarbeiter, an der Geſamtzahl der arbeitenden Be- 
völkerung in Königsberg ein weſentlich größerer ift, als in anderen Städten des Neiches. 
Verſchärft wird die Arbeitsloſigkeit dieſer Berufe noch durch den harten oſtpreußiſchen 
Winter. 

Künftige Arbeitsloſigkeit laßt fic) im weiten Amfange verhindern, wenn die in das 
Erwerbsleben eintretenden Schüler Gon vornherein Berufen zugeführt werben, die 
ihnen einen dauernden Erwerb ſichern. Mit der Löfung dieſer präventiven Arbeit 
hat es die Berufsberaturg und Lehrſtellensermittlung zu tun. Ihre Aufgaben gehen 
nach drei Ridjtungen. Die Berufsberatung ſoll den in das Erwerbsleben eintretenden 
Schülern einen ihrer Indisidualität entſprechenden Beruf zuweilen, wobei die Erfor- 
ſchung der Individualität einmal Aufgabe der Schule tft, ſodann im Wege der Eignungs- 
prüfung die der Piychologen. Die Berufsberatung ſoll ferner den einzelnen Gewerben 
den von dieſen gewünſchten Nachwuchs zuweiſen. Ihre wichtigſte Aufgabe iſt ſchließlich, 
die in das Erwerbsleben eintretenden Schüler in die Volkswirtſchaft derart einzuordnen 
wie es deren jeweiligem Stand am beſten entſpricht. Der einzelne muß ſich mit ſeinen 
beſonderen Wünſchen und Eignungen dem großen Ganzen unterordnen. Erfahrungs- 
gemäß iſt dieſe Unterordnung des Einzelnen unter volkswirtſchaftliche Geſichtspunkte 
garnicht Jo ſchwierig. Abgeſehen von einer verſchwindenden Anzahl geiſtig beſonders begabter 
Menſchen, die ſich zu einem ganz beſtimmten Berufe berufen fühlen, und auch nur 
in dieſem Nennenswertes leiſten, tft die Mehrzahl der Menſchen durchaus zur Aus- 
füllung der verſchiedenſten Berufe geeignet. Es kommt hinzu, daß in der Gegenwart 
der Einzelne, durch die Angunſt der wirtſchaftlichen Lage gezwungen, nicht fo ſehr da— 
nach ſtrebt, gerade die ihm am beſten paſſenden Berufe zu ergreifen, ſondern daß ihm viel- 
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mehr daran liegen muß, in einen Beruf zu treten, der ihm einen auskömmlichen Erwerb 
ſichert. Hier kommt dem Einzelnen, dem bei der ungeheuren Kompliziertheit des Wirt- 
ſchaftslebens die Kenntnis über die Lage der einzelnen Erwerbszweige fehlt, die 
Berufsberatung zugute. Sie gibt den in das Erwerbsleben Eintretenden diejenige 
Kenntnis des Wirtſchaftslebens, die ihm eine nicht auf Zufälligkeiten beruhende Ent⸗ 
ſcheidung ermöglicht. 

Auch die Lehrſtellendermittlung iſt in den Kreis der Arbeitsfürſorge einzubeziehen 
und unbeeinflußt von einjeitiger Berufspolitik durch eine unparteiiſche, gemeinnützige 
Einrichtung durchzuführen. Da nur die Arbeitsämter in der Lage ſind, den Aberblick 
über das ganze Gebiet des Wirtſchaftslebens und durch dauernde Beobachtung die Kennt- 
niſſe der Veränderung der Wirtſchaftslage zu gewährleiſten, war die Berufsberatung 
gleichfalls dem offentlichen Arbeitsnachweis anzugliedern, wobei allerdings auf engſte Qu- 
ſammenarbeit mit den einzelnen Berufsſtänden, denen naturgemäß eine weſentlich 
beffere Kenntnis ihres eigenen Berufes zur Verfügung ſteht, nicht verzichtet wird. 
Als Srundlage für die Feftftellung der Berufseignung wurden Formulare eingeführt, 
die für jeben zur Entlaſſung kommenden Schüler der Volks- und Mittelſchulen von 
der Schule bei der Berufsberatung abzugeben find. Sie enthalten neben den Perſonalien 
und Berufswünſchen der Schüler einen Auszug aus dem letzten Schulzeugnis, Be- 
obachtungen des Lehrers, die für die Berufswahl von Wichtigkeit fein koͤnnen und das 
Ergebnis ber ſchulärztlichen Anterſuchung. Für die praktiſche Beratung werden dieſe 
Angaben durch pſgchologiſche Eignungsprüfungen ergänzt. Oeffentliche Vorträge für 
die Schüler der verſchiedenen Schulgattungen, z. D. von erfahrenen Berufsvertretern 
gehalten, orientieren die Jugend allgemein über das Berufsleben. Ein berufskundliches 
Archts ermöglicht es, insbeſondere den Schülern höherer Lehranſtalten zuserlaſſige 
Auskunft über den jeweiligen Stand der Berufslaufbahn zu geben. Neben der 
Beratung wurde auf die Unterbringung der jungen Leute in geeignete Lehr- und 
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14000 Nat erhalten. Von den gemeldeten 4600 Lehrftellen wurden Goo / o als befest 
gebucht. 

Die Arbeitsfürſorge 人 ein Teil der Sozialpolitik. Man ſpricht heute Slelfach 
von der Notwendigkeit eines Abbaues der vielfachen ſozialen Einrichtungen, die die 
letzten Jahre uns gebracht haben. And wohl auch mit Recht. Großzügige Sozial- 
politik erfordert ungeheure Mittel, die dem verarmten deutſchen Volke nicht zur Ver 
fügung ſtehen, und doch foll man an der Arbeitsfürſorge durch die Arbeitsaͤmter nicht 
rütteln, denn hier wird Arbeit geleiſtet, die die andere Sozialpolitik zum weſentlichen 
Teil unnötig macht. Gelingt es, die planmäßige Bewirtſchaftung der Arbeitskräfte 
ſoweit durchzuführen, daß die überwiegende Mehrzahl Ler Bevölkerung ihren feſten 
Arbeitsplatz hat, dann baut ſich ſchließlich die Arbeitsfürſorge im Maße der Erfüllung 
ihrer Aufgaben ſelbſt ab. Solange aber die Anruhe auf dem Arbeitsmarkt noch in 
dem derzeitigen IAmfange herrſcht, koͤnnen die Kommunen aus wirtſchaftlichen und 
politiſchen Gründen auf dieſen Regulator und fein möglicht veibungsloſes Arbeiten 
nicht verzichten. 
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Wohlfahrtspflege. 


5 Stadtrat Dr. Hoffmann und Stadtmedizinalrat Dr. Jankowski. 


ie öffentliche Wohlfahrtspflege war in Königsberg ſeit den achtziger Jahren des 
vorigen Jahrhunderts nach dem Elberfelder Ogſtem organifiert, das unter der Leitung 
der Armendirektion eine umfaſſende Verwendung ehrenamtlicher Kräfte geftattete und 
erforderte. Durch dieſes Ogſtem war die Möglichkeit gegeben, die wietſchaftlichen Ver⸗ 
haltniffe der Bedürftigen genauer feſtzuſtellen und damit auch die tieferen Arſachen des 
Votſtandes zu erforſchen. Eine große Anzahl von Bürgern, die die nötige Zeit und 
die erforderliche ſoziale Einſicht mitbrachten, war zur Abernahme dieſer Ehrenämter 
gern und freudig bereit. Auch die Arbeitskraft eines erheblichen Deils der unbeſoldeten 
Stadträte wurde für die Zwecke des Wohlfahrtsamts verwertet, indem unter der Leitung 
des hauptamtlichen Dezernenten mehrere Deildezernate gebildet wurden. Die Serhältnis- 
mäßig geringe Zahl von laufend unterſtüͤtzten Perſonen von 3-4000 zuſammen mit 
den dauernd ſtabilen Verhaͤltniſſen erlaubte es den Dezernenten, ſich mit jedem Einzelfalle 
perfönlih zu beſchäftigen. Dieſem Vorteil ſtand andererſeits der Nachteil gegenüber, 
daß durch das Nebeneinander mehrerer Dezernenten ſowohl in der offenen Fürſorge 
als auch bet der Verwaltung der einzelnen Wohlfahrtsanftalten viel unnützige Doppel- 
arbeit geleiſtet wurde und ſtarke Angleichmäßigkeiten in der Ausübung der Fürſorge 
zutage traten. Da die Arbeit der Bürobeamtenſchaft gegenüber derjenigen der Dezer- 
nenten ſtark in den Hintergrund trat, ſo war die Anſchauung aufgekommen, daß für das 
Wohlfahrtsamt alle diejenigen Beamten noch gut genug ſeien, welche von anderen 
ſtädtiſchen Dienſtſtellen wegen geringer Leiſtungen abgeſtoßen wurden. Außer einer 
beſchränkten Zahl von tüchtigen Arbeitskräften, die unter dieſer Entwicklung ſchwer 
litten, ſammelten ſich bei der Armendirektion die unzulänglichſten Teile der ſtädtiſchen 
Beamtenſchaft. 
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Die Erfahrungen bei der auf dem Elberfelder Sgſtem aufgebauten individuellen Für- 
ſorge führten ſchon zu Anfang des Jahrhunderts zu der weiteren Erkenntnis, daß die 
wirtſchaftlichen Notſtaͤnde in vielen Fällen auf allgemeine Volkskrankheiten als Arſache zu- 
rückzuführen find. Dementſprechend wurde in der Zeit bis zum Kriegsbeginn die Sefund- 
heitspflege immer ſtärker mit in den Vordergrund der öffentlichen Fürſorgebeſtrebungen 
geſtellt. Man ging von der richtigen Erkenntnis aus, daß eine planmäßige, die Seſundheit 
fördernde Wohlfahrtspflege nicht nur dem allgemeinen Volksganzen durch Entwicklung 
eines geſunden Geſchlechtes zugute kam, ſondern auch mit der Zeit eine weſentliche Ent- 
laſtung der ſtädtiſchen Ausgaben für öffentliche Anterſtützungen bringen müffe, weil fie 
die vielfachen Arſachen ſpaͤterer Notlage von Grund aus beſeitige. Als Förderer dieſer 
Beſtrebungen in Königsberg iſt neben dem damaligen Dezernenten der Armendirektion, 
Stadtrat Roſenſtock, in erſter Linie der Kreisaſſiſtenzarzt Or. Aſcher zu nennen. 
Den Anregungen dieſer beiden Männer iſt es zu danken, daß die armenarztliche Ver- 
ſorgung der Kranken entſprechend der Entwicklung der ſozialpolitiſchen Anſchauung und 
der mebiziniſchen Wiſſenſchaft ausgebaut wurde. Die ſtädtiſche Krankenanſtalt wurde 
in einem erheblich höheren Umfange in den Dienſt der bedürftigen Kranken geſtellt, 
während ſie früher mehr den Charakter eines Siechenhauſes gehabt hatte. Es folgte 
eine durchgreifende Amgeſtaltung in der Waſſerverſorgung und Abwäſſerbeſeitigung, 
welche ebenſo wie der Erlaß ſozial-hagieniſch beeinflußter Bauordnungen das Los breiter 
notleidender Bevölkerungsſchichten erleichterte. Auch bei dem Bau von Schulgebäuden 
traten ähnliche Geſichtspunkte immer ſtärker in Erſcheinung. Zum Zwecke der Bekämpfung 
der Duberkuloſe errichtete ein hierfür geſchaffener Verein im Jahre 1905 die Fürforge- 
ftelle für Lungenkranke und Duberkuloſe und förderte im Einvernehmen mit der 
Landesverſicherungsanſtalt die Schaffung von Lungenheilſtätten in der Prosinz. Dem 
Alkoholelend ſuchte die 1907 Gon Aniserſitätsprofeſſor Dr. Puppe ins Leben gerufene 
Alkoholwohlfahetsſtelle zu ſteuern. Eine planmäßige Säuglingsfürforgeftelle wurde ins 
Leben gerufen, indem Kinderärzte in ſtadtiſchen Schulräumen die Haltekinder mit ihren 
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Jiehmüttern zu ſogenannten Wiegeſtunden heranzogen und ihnen hierbei zweck- 
entſprechende Belehrungen erteilten. 

Aberhaupt trat die Fürſorge für die jüngſte und heranwachſende Jugend immer 
ſtärker in den Vordergrund. Die Berufsvormundſchaft wurde trotz des anfäng— 
lichen ſtarren Widerſpruchs des Gerichts eingeführt, der Fürſorgeerziehung beſondere 
Aufmerksamkeit und Sorgfalt zugewendet. Auch die Frau wurde zur Mitwirkung bet 
der öffentlichen Wohlfahrtspflege gewonnen und trug weſentlich zu deren Belebung und 
Bereicherung bei. 

Für die Bedürfniſſe der Anſtaltspflege ſtanden vor dem Kriege das Siechenhaus, 
das in der Hauptſache aus Stiftungen Königsberger Bürger errichtet iſt, und das alte 
Armenhaus zur Verfügung. Da dieſes mit feiner peimitisen Einrichtung und feinem 
geringen Faſſungs vermögen bei weitem nicht mehr den Anſprüͤchen gewachſen war, hatte 
die Stadt das neue Alters- und Pflegeheim in Vothenſtein errichtet, das gerade bei 
Kriegsausbruch feiner Beſtimmung übergeben werben follte. 

Für die Zwecke eines Geneſungsheimes hatte hochherziger Bürgerſinn in der 
Kaiſer-Wilhelm-Heimſtätte in Juditten eine vorbildliche Stätte geſchaffen. Die 
Krönung Kiefer Anſtaltsfürſorge ſtellte das Kalſer-⸗Wilhelm-Wohlfahrtshaus dar, in 
welchem eine Krippe, ein Jugendheim, ein alkoholfreies Speiſehaus und ähnliche Wohl- 
fahrtseinrichtungen nebeneinander ein zweckentſprechendes Anterkommen fanden. 

Das war der Stand der öffentlichen Wohlfahrspflege in Königsberg, als der Krieg 
ausbrauch. Er machte durch hoffnungsvolle Entwicklungen einen jaͤhen Strich. Das 
neu errichtete Alters- und Pflegeheim und die Kaiſer-Wilhelm-Heimſtätte wurden 
für militäriſche Zwecke beſchlagnahmt und ihrer eigentlichen Beſtimmung entzogen. Die 
Tätigkeit der öffentlichen Fürſorge mußte auf die Weiterführung ihrer Sorbeugen- 
den Einzelmaßnahmen, die den allgemeinen Votſtänden immer wirkungsvoller zu 
Leibe gingen, verzichten und ſich in der Hauptſache den durch den Krieg hervor- 
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Kriegsbeſchädigten- und Hinterbliebenenfürſorge traten mit ihren Maſſenerſcheinungen in 
den Vordergrund. Die immer ausgedehnteren Ernährungsſchwierigkeiten der Besölkerung 
forderten beſondere Einrichtungen der Wohlfahrtspflege. Neben den beſtehenden Volks- 
küchen mußten in den verſchiedenſten Stadtteilen große Rriegsküchen betrieben werden. 
Dieſe durch den Krieg hersorgerufene Notlage wurde im erſten Kriegsjahre in Königs- 
berg noch verſchärft durch feine Lage im Operationsgebiet und das Schickſal der Provinz 
in den erſten Kriegsmonaten. Die Fürſorge für die maſſenhaft in die Stadt ſtrömenden 
Flüchtlinge und die fpäter zurückflutenden Rückwanderer nahmen einen ungewöhnlichen 
Amfang an. Die Durchführung defer ſtädtiſchen Fürſorgemaßnahmen wurde dadurch 
beſonders erſchwert, daß die hierzu erforderlichen ehrenamtlichen Krafte durch die Ver⸗ 
pflegung der durchmaſchierenden Truppen und die Pflege der in eo Lazavetten unter- 
gebrachten Verwundeten ſtark in Anſpruch genommen und dadurch dem Wohlfahrtsamt 
entzogen waren. 

Zu dieſen Aufgaben geſellten ſich nach dem Kriege alle diejenigen Maßnahmen, 
die von Veich und Staat den Gemeinden übertragen wurden, um die unglücklichen 
Opfer der Nachkriegsentwicklung, Klein- und Sozialrentner, vor dem Nußerſten zu 
bewahren. Die ungeheure Verelendung unſerer Königsberger Bevölkerung durch den 
Krieg und feine Folgen wird klar, wenn man berücksichtigt, daß vor dem Kriege, wie 
oben bereits erwähnt, nur etwa 3—4000 Perſonen laufende öffentliche Anterſtützungen 
erhielten, während nach dem Kriege aus öffentlichen Mitteln etwa eo—e5000 Per- 
ſonen unterſtützt und etwa die gleiche Anzahl durch einmalige Anterſtützungen in irgend 
einer Form durch das ſtädtiſche Wohlfahrtsamt bedacht wurden. 

Qu dieſem Perſonenkreis, der ſich nach Beendigung des Krieges als laufend unter- 
ftügungsbebürftig ergab, gehörten ea. ooo Kriegsbeſchädigte, Kriegswitwen und-Waiſen, 
7500 Sozial-, über 4000 Kleinrentner und sooo Armenunterſtützungsempfänger. 

Die im Verhältnis zu anderen Städten außergewöhnlich große Zahl von Klein- 
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ſtarkem Amfange als Mentnerftadt gedient hatte, in der ehemalige Gewerbetreibende, 
Landwirte, Beamte und deren weibliche Angehörige aus der ganzen Provinz ſich einen 
behaglichen Lebensabend verſprochen hatten. 

Es iſt klar, daß der Verſuch, dieſen Maſſenerſcheinungen des Elends entgegenzutreten, 
zu einer Schematifierung und Bürokratiſierung der Arbeit des Wohlfahrtsamts führen 
mußte. Die bis dahin bei der ſtaͤdtiſchen Armenserwaltung ehrenamtlich tätigen Kräfte 
reichten bei weitem nicht aus, um die wirtſchaftlichen Berhaltniffe jedes einzelnen An- 
tragſtellers feſtzuſtellen, zumal da die große Mehrzahl dieſer Ehrenbeamten zu der 
Sruppe der Kleinrentner gehörte, die, ihres ſicheren Einkommens beraubt, nunmehr 
ſelbſt unterſtützt werden oder ihre ganze Zeit und Kraft der Erhaltung ihrer 
eigenen Wirtſchaftsexiſtenz widmen mußten. Die haupt- und ehrenamtlichen Dezer- 
nenten mußten gleichfalls Sagon Abſtand nehmen, ſich wie früher jedes einzelnen Falles 
anzunehmen, und das Schwergewicht lag nun beim Büro, deſſen Beamtenzahl ſich von 
Monat zu Monat vermehrte. Damit wuchs die ſelbſtändige Verantwortung der Be- 
amtenſchaft des Wohlfahrtsamts in einem früher nie gekannten Maße, jo daß es er- 
forderlich war, weſentliche organtſatoriſche und perſonelle Anderungen vorzunehmen. 
Junächſt mußten die zahlreichen unzulänglihen Kräfte der früheren Zeit verſchwinden 
und durch die beſten Kräfte erſetzt werden, die die ſtädtiſche Verwaltung überhaupt 
ſtellen konnte. Sodann galt es, die bisherige Jentraliſierung dahin zu ändern, daß eine 
Reihe von gehobenen Beamten mit der ſelbſtändigen Leitung der einzelnen Abteilungen 
betraut wurde. Qu dieſem Zwecke wurden für die Armen-Fürſorge zwei ſelbſtändige 
Abteilungen geſchaffen, denen je eine weitere Abteilung für die Klein- und Sozial- 
rentner zur Seite traten. 

Die Gefahr, daß durch ſolche Dezentraliſierung der Qujammenhang zwiſchen den 
einzelnen ſelbſtändig arbeitenden Abteilungen verloren ging, wurde dadurch vermieden, 
daß die große Menge der Teildezernate beſeitigt und die geſamte wirtſchaftliche Fürſorge 
geundjäglich einem Dezernenten unterſtellt wurde. Regelmapige Beſprechungen dieſes 
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Dezernenten mit den leitenden Beamten der einzelnen Abteilungen und darüber 
hinaus mit den ſämtlichen in Frage kommenden Expedienten über alle wichtigeren Fragen 
der Fürſorgetätigkeit ſteigerten den Arbeitseifer und das Verantwortlichkeitsgefühl des 
einzelnen Beamten und brachten die allgemeinen Srundſätze der Verwaltung ohne 
große Reibung zur gleichmäßigen Durchführung. 

Nachdem die Erfahrung ergeben hatte, daß die gleich nach dem Kriege geſchaffene 
ſelbſtändige Fürſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene ein organi- 
ſatoriſcher Fehlſchlag war, wurde von vornherein von der Schaffung weiterer derartiger 
ſelbſtändiger Dienſtſtellen abgeſehen und die Arbeitsgebiete der Sozial- und Rleinzentner- 
fürſorge dem Mohlfahrtsamt einserleibt. Auch die Kriegsbeſchädigten- und Kriegs- 
hinterbliebenenfürſorgeſtelle wurde ſchließlich zu einem Beſtandteil des Wohlfahrtsamtes 
mit dem Ergebnis, daß zahlreiche ähnliche Arbeitsgebiete der verſchiedenen Fürforge- 
zweige verſchmolzen und dadurch weſentlich an Arbeit und Perſonal geſpart werden konnte. 

Mit dieſem arbeitsfreudigen und elaſtiſchen Beamtenkörper wurde es möglich, die 
durch die wirtſchaftliche Rataftrophe der letzten Jahre immer zahlreicher und ſchwieriger 
werdenden Notſtandsprobleme ſoweit zu löfen, als dieſes bei der Beſchränktheit der zur 
Verfügung ſtehenden Mittel überhaupt möglich war. 

Als neues bisher noch nicht in Erſcheinung getretenes Arbeitsgebiet des Wohlfahrts- 
amtes ergab ſich alsbald nach dem Kriege die Arbeitsfürſorge, insbeſondere für erwerbs- 
beſchräͤnkte Perſonen. Die geſetzliche Einführung der Erwerbsloſenfürſorge hatte ſehr 
bald die breiten Maſſen daran gewöhnt, im Falle von Erwerbsloſigkeit die Hilfe der 
Behörde in Anſpruch zu nehmen. Die in den geſetzlichen Beſtimmungen vorgeſehene 
Karenzzeit ſowie die Beſchränkung dieſer Anterſtützungen auf eine beſtimmte Zeit 
brachten es mit ſich, daß zahlreiche Erwerbsloſe mit ihren Forderungen von der Er- 
werbsloſenfürſorge abgewieſen wurden und fic) deshalb hilfeſuchend an das Wohlfahrts- 
amt wandten. Beſonders waren es die erwerbsbeſchränkten Perſonen, die zunächſt in 
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noſſen, aber mit Rüdjicht auf ihre Erwerbsbeſchraͤnktheit auch nach Ablauf der Unter- 
ſtützungszeit keine Arbeit finden konnten. Es lag nahe, entſprechend früherer Abung, 
in dieſen Fällen Hilfe in Form Gon Barunterſtützungen zu gewähren. Dieſes hätte 
zweifellos auch dem Wunſch einer großen Menge der Beteiligten entſprochen. Das 
Wohlfahrtsamt erkannte jedoch die Sefahr folder bequemen Fürſorge und entſchloß ſich, 
Hilfe nur in der Form Gon gemeinnütziger Arbeit zu gewähren. Ju dieſem Zweck trat 
das Amt als ſelbſtändiger Unternehmer auf und ließ ſich in großem Amfange geeignete 
Arbeiten von anderen ſtädtiſchen Dienſtſtellen zuweiſen. So wurden umfangreiche 
Erdarbeiten zur Einebnung alter ſtädtiſcher Müllabladeſtellen durchgeführt, Boden- 
flächen im Intereſſe des Kleingartenbaus urbar gemacht und bei verſchiedenartigen 
Arbeiten im Hafenbau, bei Abbrüchen und ähnlichem mitgewirkt. Die Weidennutzungen 
mehrerer Forts und Feſtungen Königsbergs wurden von der Fortifikation gepachtet 
und die Weiden von erwerbsbeſchränkten Perſonen geſchnitten. Mit dem dadurch gee 
wonnenen Material wurden im Innenbetriebe zahlreiche Erwerbsbeſchränkte mit Korb- 
flechtarbeiten beſchäftigt. Auch ſonſtige Innenarbeit wurde nach Möglichkeit, vor 
allen Dingen in den Wintermonaten, zur Verfügung gehalten. Auf ſolche Weiſe 
wurde die Verabfolgung ungerechtfertigter Anterſtützungen an arbeitsſcheue Elemente 
mit Erfolg vermieden und der Drieb zur Arbeit bei zahlreichen Perſonen, denen er 
im Laufe des Krieges und der Nachkriegszeit abhanden gekommen war, neu geſtärkt. 

Die immer ſtärker einſetzenden Inflationserſcheinungen verlangten ebenfalls alsbald 
die Abkehr von den bisherigen Verwaltungsgrunbſätzen und eine elaſtiſche Anpaſſung 
an die immer bataſtrophaler auftretenden jeweiligen Aenderungen unſerer Wirtſchafts- 
formen. Die bisher in Gelb gezahlten Anterſtützungen wurden durch die Inflation 
bis zu dem Zeitpunkt, wo fie in die Hand des Empfängers gelangten, wertlos. Ale 
Verſuche zur Beſchleunigung der Auszahlung hatten keinen nennenswerten Erfolg, 
ſodaß ſich das Wohlfahrtsamt genstigt ſah, die ihm zur Verfügung ſtehenden Gelder 
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von Lebensmitteln, ER me 3 zu verwenden und die . 
ſtützungen nur in ſolchen Naturalien auszuzahlen. Dieſe Maßnahme führte dazu, daß 
die größten Härten der Inflation beſeitigt und den Bedürftigen wirkliche Werte zus 
geführt werden konnten. 

Drotz der ungeheueren Anforderungen, die die Bewältigung aller defer Maffen- 
not an das Wohlfahrtsamt ſtellte, kann die Stadt Königsberg für ſich in Anſpruch 
nehmen, daneben die Fortentwickelung der vor dem Kriege, in Angriff genommenen 
indisiduellen Fürſorge, vor allem auf geſundheitlichem Gebiet, nicht aus den Augen 
verloren, ſondern ſogleich nach dem Kriege wieder kräftig aufgenommen zu haben. Die 
Armendirektion wurde 1919 zum Wohlfahrtsamt umgewandelt und damit der Gedanke 
in den Vordergrund geſtellt, daß die vorbeugende Tätigkeit gegenüber erſt drohenden 
Notſtänden die wichtigſte Aufgabe des Amtes fein müſſe. Im gleichen Jahre 1919 
wurde die Stellung eines Stabtmedizinalrates mit den Befugniſſen eines ordentlichen 
Magiſtratsmitgliedes geſchaffen, zwei hauptamtliche Schulärzte eingeftellt und ein zunächft 
ſelbſtändiges Geſundheitsamt mit folgenden Aufgaben errichtet: 1. Seuchenbekämpfung, 
2. Die Sorge für Mutter und Kind, 3. Die Krüppelfürſorge, 4. Die ſtäbtiſche 
Krankenanſtalt, 5. Badeanſtalten und Volksbrauſebäder, 6. Oggieniſche Anregungen 
und Begutachtungen, 7. Die von der ſtädtiſchen Krankenanſtalt getrennte Abteilung 
für weibliche Seſchlechtskranke. Außerdem ſollte es die einzelnen Spezialgebiete, 
welche bisher hauptſächlich durch prisate Vereinstätigkeit gefördert waren, zu einer zweck- 
mäßigen Zuſammenarbeit vereinigen. In Verfolg dieſer Ziele wurde noch im Jahre 
1920 die Fürſorgeſtelle für Qungenkranke und Duberkuloſe, die Beratungsſtelle für 
Alkoholkranke und die Dienſtſtelle für Schulgeſundheitspflege mit ihren drei Schul- 
ärzten, die bislang der Schulserwaltung unterſtellt waren, dem Geſundheitsamt ange- 
gliedert und mit ihm räumlich vereinigt. Auch auf den verſchiedenſten anderen Gebieten 
trat die ſegensreiche Tätigkeit der neuen Einrichtung deutlich und kräftig in Erſcheinung. 
Allerdings erwies ſich mit der a immer ſtaͤrker als ein b aig Ve der 
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Organiſation, daß Gejundheitsamt und Wohlfahrtsamt, dem die wirtſchaftliche Fürſorge 
der Bedürftigen oblag, raumlich und organtſatoriſch von einander getrennt waren und 
daher vielfach neben und auch ungewollt gegeneinander arbeiteten. Dieſem Mangel 
wurde dadurch abgeholfen, daß im Jahre 1921 beide Amter zu einer organischen 
Einheit mit zwei gleichgeordneten Dezernenten für Verwaltung und Seſundheitspflege 
verſchmolzen und mit Beginn des Jahres 1923 auch raumlich mit einander vereinigt 
wurden. Die dadurch ermöglichte intenſide Zuſammenarbeit hat trotz der kurzen Zeit 
ihres Beſtehens das geſamte Geblet der öffentlichen Wohlfahrtspflege weitgehend gefördert. 

Die Sauglingsfürſorge litt bisher darunter, daß an ihr ſowohl Geſundheitsamt als 
auch das Wohlfahrtsamt nebeneinander beteiligt waren. Letzteres ſtellte unter Mitarbeit 
des Berufsvormundes die armenrechtliche Hilfsbedürftigkeit feſt, während erſterem die 
geſundheitlichen Aufgaben oblagen: Beratung in fünf Mutterberatungs- und Gauge 
lingsfürſorgeſtellen, regelmäßige fürſorgeriſche und ärztliche Aufſicht über alle Pflege- 
ftellen und Haltekinder, Verabfolgung von Säuglingswäſche, Bekleidungsgegenſtänden 
und Nahrungsmitteln, ſchließlich Betrieb einer unter ärztlicher Aufſicht ſtehenden, im 
Gebäude des Geſunbheitsamtes befindlichen Milchküche. Die Kleinkinderfürſorge wies 
bei unregelmäßiger Tätigkeit vein ehrenamtlicher Helferinnen erhebliche Lücken und 
kaum bemerkbare Erfolge auf. Durch ein verſtändnissolles Juſammenarbeiten der 
beteiligten Stellen wurde die Tätigkeit in der Säuglingsfürforge erheblich erweitert 
und vertieft. 

Eine der wichtigſten Maßnahmen der Nachkriegszeit bleibt die Ausgeſtaltung und 
Vereinheitlichung der Fürſorgearbeit durch hauptamtlich angeſtellte Fürſorgerinnen. 
Auf den verſchiedenſten Einzelgebieten waren bisher ſolche Fürſorgerinnen für die 
Säuglings-, Schul-, Duberkuloſe-, Wohnungs- und Krlegshinterbliebenenfürſorge 
tätig. Dieſe Organiſation hatte den großen Mangel, daß in derſelben Familie bis- 
weilen zu gleicher Zeit verſchiedene Perſonen mit den gleichen Feſtſtellungen und ſich 
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ein fruchtloſes Meben- und Gegeneinanderarbeiten mit ich, war ſehr koſtſpielig und 
beeinträchtigte das Anſehen der Fürſorgerin bei den Pfleglingen. Sie wurde allmählich 
und planmäßig dadurch beſeitigt, daß die Einzelfürſorge in eine allgemeine Familien- 
fürſorge umgeſchaffen wurde. Die geeignetſten Perſönlichkeiten unter dem bisherigen 
Perſonal erhielten Ausbildung auf ſaͤmtlichen Gebieten der geſundheitlichen und wirt- 
ſchaftlichen Fürſorge und wurden alsdann am 1. Januar 1924 als Bezirksfürſorgerinnen 
in den Dienſt geſtellt, wobei ihnen auch noch die laufende Desinfektion am Kranken- 
bette bei anſteckenden Krankheiten übertragen wurde. 

Drotz der verhaͤltnismäßig kurzen Zeit ihrer Tätigkeit kann ſchon jetzt geſagt werden, 
daß ſich dieſe Neueinrichtung bewährt und gegenüber den mit immer großeren Schwie- 
rigkeiten heranzuziehenden ehrenamtlichen Hilfskräften als nicht mehr entbehrlich erwieſen 
hat. Die 24 Bezirksfürſorgerinnen find auf 30 ſtädtiſche Bezirke verteilt und für 
die geſamte wirtſchaftliche und geſundheitliche Fürſorgetätigkeit in ihrem 
Bezirk verantwortlich. Engſte Zuſammenarbeit mit den ehrenamtlichen Organen der 
ſtäbtiſchen Armenpflege iſt gewährleiſtet. Mit dem 1. April d. J. find die bisher für 
die Bezirksfürſorgerinnen und Armenkommiſſionen verſchiedenen Bezirke einheitlich 
zuſammengelegt. 

Von der Bezirksfürſorge ausgeſchaltet iſt die Nettungsarbeit an notoriſchen Drinkern, 
die der Wirkſamkeit abſtinenter Vereinigungen überlaſſen tft. 

Eine vollkommene Neuregelung hat auch der von der Scſundheitsabteilung 
des Wohlfahrtsamtes durchgeführte Schularztdienſt, verbunden mit Schulkinderfürſorge 
erfahren. In den einzelnen Schulen finden ſogenannte Veihenunterſuchungen und 
Klaſſenbeſuche ſtatt, verbunden mit gelegentlichen ärztlichen Belehrungen und mit ärzt- 
licher Berufsberatung für die von den Schulen abgehenden Schüler. Anterſtützt 
werden dieſe Anterſuchungen in den Schulen durch ſchulärztliche Beratungsſprechſtunden 
in den einzelnen Schularztbezirken, in denen die Eltern Belehrungen über Pflege der 
men eingeleitet werden. Für Me Schul- 


Koy 0 


e dee | 
NEIL NEE 


kinderfürſorge ſtehen 2 Kinderheime zur Verfügung, die meiſt im Sommer und Winter 
für rund 100 Kinder aufnahmefähig find. 

Ein beſonderes Augenmerk wirb auch der örtlichen Erholungsfürſorge gewidmet, 
die vor allem in den Ferien ſtattfindet. Auf den großen Spielplätzen und Schulhöfen 
der Stadt ſind während der Sommerferien Ferienſpiele, verbunden mit Speiſung, 
eingerichtet. 

Am die Jugend vor Verwahrloſung zu ſchützen, hat ſich ſeit Jahrzehnten die Hort— 
fürſorge beſonders bewährt. 7 Kinderhorte nehmen die Kinder bedürftiger Eltern auf; 
hier können fie ihre Schularbeiten verrichten und werden außerdem mit Spiel und 
kleinen Handarbeiten beſchaͤftigt. 

Es wird betont, daß die indisiduelle Fürſorge für das einzelne Schulkind, aus- 
gehend von dem ärztlichen Berater, die Hauptaufgabe der Schulkinderfürſorge tft. Die 
Fürſorge für die Schuljugend erſtreckt ſich finngemäß auch auf die Fortbildungsſchüler und 
die Schüler der höheren Knaben- und Mädchenſchulen. Kurzum, die geſamte Schul 
jugend wird vom Fürſorgedienſt erfaßt. Der Schulkinderfürſorge angegliedert iſt auch 
die Schulſpeiſung. Dieſe Einrichtung, deren Durchführung erhebliche Anſprüche fo- 
wohl bezgl. der Organiſation als auch der zu leiſtenden Sielfeitigen Kleinarbeit ftellte, 
hat in 7 Speiſungsabſchnitten vom Januar 1921 bis zum 31. Dezember 1983 ca. 37 000 
Schulkinder, 1200 Kleinkinder, 1200 Jugendliche und 800 hoffende und ftillende 
Frauen geſpeiſt. In dem achten Speiſungsabſchnitt, der am 5. Mal 1924 begonnen 
hat und auf 20 Wochen ſich erſtrecken ſoll, werden in der erſten Hälfte ooo, in der 
zweiten 3000 Portionen täglich verausgabt. 

Sleichlaufend mit der Juſammenfaſſung der geſundheitlichen und wirtſchaftlichen 
offentlichen Förſorge ging auch diejenige der öffentlichen und privaten Wohlfahrtspflege. 
Die bereits vor dem Kriege einſetzenden Beſtrebungen, alle Machrichten über öffentliche 
und private Fürſorgetätigkeit im Einzelnen an einer Jentralſtelle zu ſammeln und 
dadurch ein Nebeneina 
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ſtützungen an Anwürdige zu verhindern, führten zur Schaffung einer Auskunftsſtelle 
beim ſtädtiſchen Wohlfahetsamt, die durch Vereinbarungen mit jämtlichen privaten 
Wohlfahrtsorganiſationen dieſes Material ſammelte und in einer Kartotheck verarbeitete. 
Der Umftand, daß es gelang, eine in den Kreiſen der privaten Wohlfahrtspflege 
allgemein bekannte und geſchaͤtzte Perſönlichkeit an die Spitze der Auskunftsſtelle zu 
ſetzen, führte dazu, daß dieſe ſtädtiſche Dienſtſtelle mit der Zeit der Mittelpunkt für 
eine immer engere Qujammenarbeit zwiſchen öffentlicher und privater Wohlfahrtspflege 
wurde. Dieſe guten Beziehungen trugen viel dazu bei, daß, als infolge der allgemeinen 
wirtſchaftlichen Verhaͤltniſſe die Not weiter ſtäͤdtiſcher Bevölkerungskreiſe im Jahre 1993 
durch öffentliche Mittel nicht mehr ausreichend gelindert werden konnte, ſich die beſitzenden 
Kreiſe in Stadt und Land in außerordentlichem Amfange der Votleidenden durch 
Vermittelung des ſtädtiſchen Wohlfahrtsamtes annahmen. 

Ungefähr 10000 Jentner Setreide, außer großen Mengen anderer Lebens- 
mittel, wurden von dem oſtpreußiſchen Landwirtſchaftsserband in Lorbilblicher 
vertrauensvoller Zuſammenarbeit mit dem Wohlfahrtsamt durch die Sammlung 
„Heimatopfer' aufgebracht. Viele hunderte Zentner von Kolonialwaren und Räje 
wurden von der Kaufmannſchaft und den Molkereibeſitzern geſpendet. Die Königs- 
berger Kohlenhandler ſtifteten größere Mengen Brennſtoffe, son anderen Wohltätern 
wurden Bekleidungsſtücke zur Verfügung geſtellt. 

Als die beiden ſtädtiſchen Volksküchen, welche täglich rund 1000 Perſonen ſpeiſten, 
die immer wachſende Mot nicht bewältigen konnten, fanden ſich andere Kreiſe der Stadt 
bereit, helfend einzuſpeingen. Das Meßamt übernahm die Speiſung von täglich rund 
1200 Perſonen in den Räumen feines Hauptreſtaurants. Der Vaterländiſche Frauen- 
verein und die Steinfurt'ſche Fabrik gewährten je 200 Bedürftigen täglich warmes 
Mittageſſen. Mit beſonderer Anerkennung zu nennen {ft auch das Verhalten unſerer 
geſamten Königsberger Veichswehr, deren Mitglieder ſich ſaͤmtlich freiwillig einen 
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Kindern laufend warmes Effen aus Feldküchen gewährten, welche zu dieſem Zweck an 
den verſchiedenſten Stellen der Stadt aufgeſtellt wurden. Endlich fanden ſich zahlreiche 
Königsberger Bürger bereit, Bedürftige aller Art an ihrem eigenen Mittagstiſch 
teilnehmen zu laſſen, wodurch ungefähr 12000 Menſchen in der Woche mindeſtens ein- 
mal eine warme Nittagsmahlzeit gewährt wurde. 

Durch die Notwendigkeit, die duferfte Sparſamkeit nach jeder Richtung hin zu 
üben, ſieht ſich die öffentliche Wohlfahrtspflege augenblicklich gezwungen, manchen groß- 
zügigen und hoffnungsvollen Plan der Vorkriegszeit und vieler Einrichtungen, die zu 
uns aus jener glücklicheren Periode herübergekommen ſind, aufzugeben. So konnte die 
im Jahre 1922 nach Aufgabe der militäriſchen Beſchlagnahme der Stadt wieder über- 
laſſene Kalſer-Wilhelm-Heimſtätte in Juditten nicht ihrer früheren Beſtimmung als 
Heimſtätte für Geneſende zurückgegeben werden, da die Mittel zur Betriebsführung 
fehlten, und wurde der ſtädtiſchen Srundſtücksverwaltung zur Einrichtung von Wohnungen 
zur Verfügung geſtellt. Auch der Plan, in der zu dieſem Zwecke nach dem Kriege 
angekauften früheren Nerbenheilanſtalt Speichersdorf ein Duberkuloſekrankenhaus ein⸗ 
zurichten, ſcheiterte an dem Fehlen der nötigen Betriebsmittel. Endlich konnten auch 
das ſtädtiſche Waiſenhaus und Siechenhaus als ſtädtiſche Anſtalten nicht mehr aufrecht 
erhalten werden. Aber der Appell, den die ſtädtiſche Verwaltung in dieſen Augenblicken 
ſchwerſten Miederganges an die in unſerer privaten und kirchlichen Wohlfahrtspflege 
vorhandenen lebendigen Krafte richtete, brachte keine Enttäuſchung, ſondern einen vollen 
Erfolg. Das ſtaͤdtiſche Siechenhaus übernahm ein zu dieſem Zwecke aus Königsberger 
Bürgern gebildeter Verein „Königsberger Siechenhaus' und erreichte durch feine geſunde 
wirtſchaftliche Verwaltung, daß dieſe Anſtalt ſich aus eigener Kraft weiter erhalten 
konnte und gegenwärtig wirtſchaftlich völlig geſichert vertrauensvoll in die Zukunft blicken 
kann. In ähnlicher Weiſe errichtete der vaterländiſche Frauenserein in einem Gebäude 
der Speichersdorfer Anſtalt ein Altersheim, während in den übrigen Baulichkeiten der 
katholiſche Orden der Katharinerinnen ein Senefungsheim und eine Haushaltungsſchule 
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für Mädchen eröffnete. In den Räumen des Waiſenhauſes hat in dieſem Frühjahr 
der Frauenserein zur Errichtung alloholfreier Speiſehäuſer ein Lebigenhetm eingerichtet, 
das ungefähr 60-80 unserheirateten Perſonen männlichen Seſchlechts ein dauerndes 
gemütliches Heim ſchafft und damit einem dringenden, in unſerer Stadt beſtehenden 
Bebüͤrfniſſe abhilft. 

Die Gegenwart ſtellt die öffentliche Wohlfahrtspflege vor teilweiſe unüberwindlich 
erſcheinende Schwierigkeiten, fo daß vielfach die Meinung vertreten wird, daß eine 
ſtarke Einſchränkung, wenn nicht völliger Abbau, weitefter Zweige der Fürſorge er- 
folgen muß. 

Ein ſolcher Abbau darf jedoch nicht in Betracht kommen, will man nicht der Volks 
geſundheit, der Arbeitskraft und damit der ganzen Volkswirtſchaft einen unwieder⸗ 
bringlichen Schaden zufügen. Wohl aber muß wegen der gegenwärtig und wahrſcheinlich 
auch künftig traurigen Wirtſchaftslage eine Amgeſtaltung, ein Ambau der öffentlichen 
Wohlfahrtspflege mit dem Ziele durchgeführt werden, mit fachlich geſchulten, von warm— 
herziger Hingabe an ihre Arbeit erfüllten Kräften unter Beſeitigung jeder unfruchtbaren 
Nebeneinanderarbeit bei verhältnismäßig geringem Aufwande höchſte Wirkungen zu 
erzielen. Wir hoffen, in unſerm Wohlfahrtsamt in ſeinen Einrichtungen eine ſparſame 
und leiſtungsfähige, der Armut der Zeit gerecht werdende Organiſation geſchaffen zu 
haben. Daß dieſe Organiſation die genügende Elaftizität beſitzt, um allen neu an fie heran- 
tretenden Problemen und Aufgaben gerecht zu werden, und mit den geeigneten Kräften 
beſetzt iſt, beweiſt die Datſache, daß die Durchführung des Neichsjugendwohlfahrts⸗ 
geſetzes ohne weſentliche Organiſationsänderung und ohne Beamtensermehrung 
möglich war. 

Deshalb iſt die Zuserſicht berechtigt, daß auch künftig alle Notſtände, die die Zukunft 
der Königsberger Bevölkerung bringen ſollte, das Wohlfahrtsamt auf feinem Poſten 
finden werden. 
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